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Entlastungsverfahren 

1.	 Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) 
überwacht die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
Stadt einschließlich ihrer Sondervermögen und Landesbetriebe 
(§ 81 Absatz 1 LHO). Dabei prüft er, ob gegen Vorschriften und 
Grundsätze, die für die Haushalts- und Wirtschaftsführung gel-
ten, verstoßen wurde. Das Ergebnis seiner Prüfungen fasst der 
Rechnungshof – soweit es für die Entlastung des Senats von Be-
deutung sein kann (Artikel 71 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung der 
Freien und Hansestadt Hamburg (HV), § 90 Absatz 1 LHO) – in 
seinen Jahresberichten zusammen, die er der Bürgerschaft und 
dem Senat zuleitet.

2.	 Dem vorliegenden Jahresbericht 2025 hat der Rechnungshof ak-
tuelle Prüfungsergebnisse bis zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung des Kollegiums am 23. Januar 2025 zugrunde gelegt. Ganz 
überwiegend handelt es sich um Prüfungen, die im Jahr 2024 
durchgeführt wurden. In den Bericht wurden auch Feststellungen 
über weitere Haushaltsjahre aufgenommen (§ 90 Absatz 3 LHO). 

Die geprüften Stellen hatten Gelegenheit, zu den Prüfungs
ergebnissen Stellung zu nehmen. Ihre Äußerungen wurden in 
die Beratungen des Rechnungshofs einbezogen und mit ihren 
wesentlichen Inhalten im Jahresbericht berücksichtigt.

3.	 Der Rechnungshof kann nach seinem Ermessen die Prüfung be-
schränken und Rechnungen ungeprüft lassen (§ 82 Absatz 2 LHO). 
Wie in den Vorjahren hat er von dieser gesetzlichen Ermächtigung 
Gebrauch gemacht.
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I. Zusammenfassung zur Ordnungs-
mäßigkeit der Haushalts- und  

Wirtschaftsführung sowie zur Haus-
halts- und Konzernrechnung 2023 

Vorbemerkung

4.	 In seinem Jahresbericht teilt der Rechnungshof u. a. mit, in  
welchen Fällen von Bedeutung die für die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze nicht be-
achtet worden sind (§ 90 Absatz 2 Nr. 2 LHO). Der Teil I enthält 
eine Zusammenfassung aus der Prüfung der Haushalts- und Kon-
zernrechnung 2023 sowie aus Prüfungen zur Ordnungsmäßigkeit 
der

	– Ausführung und Abrechnung der Haushaltspläne, 

	– Vergabe von Lieferungen und Leistungen,

	– Zuwendungsverfahren,

	– Haushaltskennzahlen und ihrer Kennzahlenwerte sowie 

	– zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Verwaltungshan-
delns einschließlich der zu ihrer Sicherstellung eingesetzten 
Instrumente. 

Der Teil I beinhaltet zudem eine Zusammenfassung zu festgestell-
ten Dokumentationsmängeln.   

5.	 Der Senat hat der Bürgerschaft die Haushaltsrechnung und den 
Geschäftsbericht mit dem Konzern- und Jahresabschluss sowie 
dem zusammengefassten Lagebericht für das Haushaltsjahr 2023 
am 3. September 2024 zugeleitet.1

Jahres- und Konzernabschluss 2023

Konzernabschluss 2023

6.	 Der Konzernabschluss als Teil der Konzernrechnung umfasst die 
Konzernbilanz, die Konzernergebnisrechnung, die Kapitalfluss-
rechnung, den Konzernanhang sowie den Eigenkapitalspiegel  
(§ 78 Absatz 3 LHO).

7.	 Im Konzernabschluss werden die Vermögens-, Finanz- und Ertrags
lage des Kernhaushalts und der nach Wesentlichkeitskriterien zu 
berücksichtigenden Tochterorganisationen als Einheit dargestellt.

1	 Bürgerschaftsdrucksache 22/15999 vom 3. September 2024.
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In den Konzernabschluss 2023 sind insgesamt 167 Tochterorga-
nisationen vollkonsolidiert einbezogen worden (neun mehr als im 
Vorjahr).

8.	 Die Konzernergebnisrechnung und die Kapitalflussrechnung für 
den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie 
die Konzernbilanz zum Stichtag 31. Dezember 2023 schließen wie 
folgt ab:2

2	 Gekürzte Darstellung des Geschäftsberichts 2023 (Anlage 1 der Bürgerschafts-
drucksache 22/15999 vom 3. September 2024). Beträge in Mio. Euro, gerundete 
Werte. Abweichungen in den Summen durch Rundung der Einzelwerte.
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Konzernbilanz auf� den 31.12.2023

in Mio. Euro
  1. Jahresfehlbetrag/Jahresüberschuss 2.461

  2. 
 

+	�Abschreibungen auf Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens abzüglich Auflösung  
von Sonderposten

1.942

  3. -	� Zuschreibungen/Nachaktivierungen auf  
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens

59

  4. +	�Zunahme/Abnahme von Rückstellungen 5.648

  5. +	�sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge -509

  6. +	�Aufwand/Ertrag aus dem Abgang von  
Vermögensgegenständen des Anlagevermögens

102

  7. -	� Zunahme/Abnahme anderer Aktiva und Passiva 3.460

  8. +	�Zinsaufwendungen abzüglich Zinserträge 336

  9. -	� Beteiligungsergebnis 1.611

10. =	�Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 4.850

11. +	� Einzahlungen aus der Veräußerung von immateriellen 
Vermögensgegenständen

11

12. -	� Auszahlungen für Zugänge von immateriellen Vermö-
gensgegenständen

276

13. +	�Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachanlagen 172

14. -	� Auszahlungen für Zugänge von Sachanlagen 4.943

15. +	�Einzahlung aus erhaltenen Investitionszuweisungen  
und -zuschüssen (Sonderposten)

256

16. +	�Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzanlagen 162

17. -	� Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 910

18. +	�Einzahlung aus der Veräußerung von vollkonsolidierten 
Organisationen

48

19. -	� Auszahlungen für den Erwerb von vollkonsolidierten 
Organisationen

139

20. +	�Einzahlungen aus der Veräußerung von assoziierten 
Unternehmen

24

21. +	�Einzahlungen aus Zinserträgen 299

22. +	�Einzahlungen aus Beteiligungserträgen 1.757

23. =	�Cashflow aus Investitionstätigkeit -3.540

24. +	�Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und  
der Aufnahme von (Finanz-)Krediten

3.697

25. -	� Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und  
(Finanz-)Krediten

5.151

26. -	� Auszahlungen aus Zinsaufwendungen 635

27. -	� Gezahlte Dividenden an andere Gesellschafter 60

28. =	�Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -2.150

29. +	�Konzernfinanzmittelfonds zum 1.1. 5.159

30. +	�Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 4.850

31. +	�Cashflow aus Investitionstätigkeit -3.540

32. +	�Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -2.150

33. =	�Cashflow insgesamt -840

34. +	�Effekte aus Wechselkursänderungen auf Barreserve 0

35. +	�Wertänderungen bei Wertpapieren des Umlaufvermögens 0

36. + Änderungen des Konsolidierungskreises 48

37. =	�Konzernfinanzmittelfonds zum 31.12. 4.367

38. Kassenbestand, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

5.233

39. Wertpapiere des Umlaufvermögens 5

40. Forderungen aus dem Cashpool 0

41. Verbindlichkeiten aus dem Cashpool -164

42. Kurzfristige Bankverbindlichkeiten (bis 3 Monate) -576

43. Kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber anderen  
Kreditgebern (bis 3 Monate)

-131

44. Konzernfinanzmittelfonds 4.367

Aktiva

in Mio. Euro

A. ANLAGEVERMÖGEN 67.610

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 2.765

II. Sachanlagen 60.395

III. Finanzanlagen 4.450

B. UMLAUFVERMÖGEN 16.207

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstücke 91

II Vorräte 1.282

III. Forderungen und  
Sonstige Vermögensgegenstände

9.596

IV. Wertpapiere des Umlaufvermögens 5

V. Kassenbestand, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten, Schecks

5.233

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 600

D. AKTIVE LATENTE STEUERN 580

E. AKTIVER UNTERSCHIEDSBETRAG AUS 
DER VERMÖGENSVERRECHNUNG

1

F. NICHT DURCH EIGENKAPITAL 
GEDECKTER FEHLBETRAG

18.631

BILANZSUMME 103.628

Kapitalfluss
rechnung
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Konzernbilanz auf� den 31.12.2023
Passiva

in Mio. Euro

A. EIGENKAPITAL 0

I. Nettoposition 2.750

II. Allgemeine Rücklage 6.227

III. Zweckgebundene Rücklagen 215

IV. Eigenkapitalposten der Kernverwaltung nach § 79 LHO 8.405

V. Eigenkapitaldifferenz aus Währungsumrechnung -29

VI. Ausgleichsposten für nicht beherrschende Anteile 
anderer Gesellschafter

-156

VII. Konzern-Bilanzergebnis -36.042

VIII. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 18.631

B. SONDERPOSTEN 2.684

I. Sonderposten für Investitionszuweisungen  
und -zuschüsse

2.570

II. Sonderposten für Beiträge 39

III. Sonstige Sonderposten 75

C. RÜCKSTELLUNGEN 50.926

I. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
Verpflichtungen

43.888

II. Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen  
und Steuerrückstellungen

2.558

III. Sonstige Rückstellungen 4.480

D. VERBINDLICHKEITEN 49.557

I. Anleihen und Obligationen 21.922

II. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 13.393

III. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 704

IV. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 922

V. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen,  
nicht vollkonsolidierten Organisationen

152

VI. Verbindlichkeiten gegenüber Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

3.170

VII. Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern  
außerhalb des Konsolidierungskreises

456

VIII. Sonstige Verbindlichkeiten 8.838

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 386

F. PASSIVE LATENTE STEUERN 75

BILANZSUMME 103.628

in Mio. Euro

  1. Steuererträge und Erträge  
aus steuerlichen Nebenleistungen

16.575

  2. Erträge aus Transferleistungen 2.210

  3. Erträge aus Betriebsmittelzuschüssen 394

  4. Erträge aus dem Länderfinanzausgleich 8

  5. Umsatzerlöse 9.347

  6. Gebühren und ähnliche Erträge 1.143

  7. Veränderungen des Bestands an fertigen und  
unfertigen Erzeugnissen

-26

  8. Andere aktivierte Eigenleistungen 288

  9. Sonstige Erträge 1.457

10. Materialaufwendungen 5.482

11. Personalaufwendungen 12.891

12. Aufwendungen aus Transferleistungen 5.381

13. Aufwendungen aus Betriebsmittelzuschüssen 154

14. Abschreibungen 2.126

15. Aufwendungen aus Mieten und Pachten 398

16. Sonstige Aufwendungen 3.349

17. ERGEBNIS DER LAUFENDEN  
GESCHÄFTSTÄTIGKEIT

1.615

18. Ergebnis aus Beteiligungen 1.611

19. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen 
des Finanzanlagevermögens

4

20. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 315

21. Erträge aus Zuschreibungen auf Finanzanlagen und 
Wertpapiere des Umlaufvermögens

2

22. Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere 
des Umlaufvermögens

2

23. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 697

24. FINANZERGEBNIS 1.233

25. ERGEBNIS DER GEWÖHNLICHEN  
GESCHÄFTSTÄTIGKEIT

2.848

26. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 350

27. Sonstige Steuern 38

28. JAHRESÜBERSCHUSS/-FEHLBETRAG 2.461

29. Verlustvortrag aus Vorjahren 37.200

30. Einstellungen in/Entnahmen aus Rücklagen/Änderun-
gen des Konsolidierungskreises

-2.612

31. Einstellungen in/Entnahmen aus Eigenkapitalposten 
der Kernverwaltung nach § 79 LHO

1.358

32. Enthaltener Gewinn nicht beherrschender Anteile 89

33. Enthaltender Verlust nicht beherrschender Anteile 40

34. KONZERNBILANZERGEBNIS -36.042

Konzern
ergebnisrechnung
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Jahresabschluss der Kernverwaltung 2023

9.	 Der Jahresabschluss stellt die Abrechnung des Gesamtplans dar. 
Er enthält nach § 77 Absatz 4 LHO die Gesamtergebnisrechnung, 
die doppische Gesamtfinanzrechnung, die Bilanz und den Anhang 
jeweils für die Kernverwaltung.

Die Gesamtergebnisrechnung und die doppische Gesamtfinanz-
rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 
sowie die Bilanz zum Stichtag 31. Dezember 2023 schließen mit 
folgenden Zahlen ab:3

3	 Gekürzte Darstellung des Geschäftsberichts 2023 (Anlage 1 der Bürgerschafts-
drucksache 22/15999 vom 3. September 2024). Beträge in Mio. Euro, gerundete 
Werte. Abweichungen in den Summen durch Rundung der Einzelwerte.
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Doppische  
Gesamtfinanzrechnung

Bilanz auf� den 31.12.2023

in Mio. Euro

  1. Einzahlungen aus Verwaltungstätigkeit 20.095

  2. -	� Auszahlungen aus Verwaltungstätigkeit 17.212

  3. =	�Saldo aus Verwaltungstätigkeit 2.883

  4. 	� Einzahlungen aus empfangenen  
Investitionszuweisungen und -zuschüssen

250

  5. +	�Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachanlagen 9

  6. +	�Einzahlung aus der Veräußerung von Finanzanlagen 0

  7. +	�Sonstige Investitionseinzahlungen 4

  8. -	� Auszahlungen für Rechte aus geleisteten  
Zuweisungen und Zuschüssen

570

  9. -	� Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken / 
Gebäuden

145

10. -	� Auszahlungen für Baumaßnahmen 271

11. -	� Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem  
Anlagevermögen

75

12. -	� Auszahlungen für den Erwerb von Finanzanlagen 750

13. -	� Sonstige Investitionsauszahlungen 50

14. -	� Globale Minderauszahlungen 0

15. =	�Saldo aus Investitionen -1.598

16. 	� Einzahlungen aus gegebenen Darlehen 44

17. - 	�Auszahlungen aus gegebenen Darlehen 46

18. =	�Saldo gegebene Darlehen -2

19. 	� Einzahlungen aus der Aufnahme von Deckungskrediten 290

20. -	� Auszahlungen für die Tilgung von Deckungskrediten 2.739

21. +	�Einzahlungen aus der Rückzahlung von Liquiditätshilfen 
und der Aufnahme von Kassenverstärkungskrediten

10.531

22. -	� Auszahlungen aus der Gewährung von Liquiditätshilfen 
und der Tilgung von Kassenverstärkungskrediten

11.043

23. +	�Übrige Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 369

24. -	� Übrige Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 361

25. =	�Saldo aus Finanzierungstätigkeit -2.953

26. 	� Einzahlungen aus durchlaufenden Posten 35.447

27. -	� Auszahlungen aus durchlaufenden Posten 35.432

28. =	�Saldo aus durchlaufenden Posten 15

29. 	� Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds -1.655

30. +	�Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 4.773

31. =	�Finanzmittelfonds am Ende der Periode 3.118

Aktiva

in Mio. Euro

A. ANLAGEVERMÖGEN 46.923

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 4.529

II. Sachanlagen 21.473

III. Finanzanlagen 20.922

B. UMLAUFVERMÖGEN 16.207

I. Vorräte 16

II Forderungen und Sonstige 1.282

III. Vermögensgegenstände 3.614

IV. Wertpapiere des Umlaufvermögens 0

V. Kassenbestände, Bundesbankguthaben,  
Guthaben bei Kreditinstituten, Schecks

3.118

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 505

D. NICHT DURCH EIGENKAPITAL GEDECKTER 
FEHLBETRAG

20.971

BILANZSUMME 75.147
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Gesamt
ergebnisrechnung

31.12.2023	 -20.971
31.12.2022	 -  -22.873

Veränderung zum Vorjahr	 +1.902

Bilanz auf� den 31.12.2023
Passiva

in Mio. Euro
A. EIGENKAPITAL 0

I. Nettoposition 2.750

II. Ergebnisvortrag -34.619

III. Allgemeine Rücklage 2.493

IV. Besonderer bilanzieller Ermächtigungsvortrag 2.223

V. Besondere bilanzielle Ermächtigungsvorbelastung -27

VI. Konjunkturposition 6.209

VII. Notsituationsbedingte bilanzielle Vorbelastung 0

VIII. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 20.971

B. SONDERPOSTEN 1.521

I. Sonderposten für Investitionszuweisungen  
und -zuschüsse

1.426

II. Sonderposten für Beiträge 39

III. Sonstige Sonderposten 56

C. RÜCKSTELLUNGEN 44.147

I. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche  
Verpflichtungen

39.074

II. Rückstellungen für Rückzahlungsverpflichtungen 2.433

III. Sonstige Rückstellungen 2.641

D. VERBINDLICHKEITEN 29.344

I. Anleihen und Obligationen 17.583

II. Schuldscheindarlehen 4.177

III. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 100

IV. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 5

V. Verbindlichkeiten aus Steuern  
(Steuerrückzahlungsverpflichtungen)

285

VI. Verbindlichkeiten aus Zuweisungen und Zuschüssen 1.314

VII. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 101

VIII.
Verbindlichkeiten aus der Steuerverteilung und 
Finanzausgleichsbeziehungen 

827

IX. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen  
Organisationen

3.420

X. Verbindlichkeiten gegenüber Organisationen,  
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht

914

XI. Sonstige Verbindlichkeiten 619

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 135

BILANZSUMME 75.147

in Mio. Euro

  1. Erträge aus laufender Verwaltungstätigkeit 17.685

  2. Erträge aus Transferleistungen 2.251

  3. Erträge aus dem Länderfinanzausgleich 8

  4. Erträge aus aktivierten Eigenleistungen 0

  5. Sonstige Erträge 662

  6. Aufwendungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 2.650

  7. Personalaufwendungen 7.525

  8. Aufwendungen aus Transferleistungen 8.568

  9. Aufwendungen für den Länderfinanzausgleich 0

10. Aufwendungen aus Abschreibungen 682

11. Sonstige Aufwendungen 469

12. Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 714

13. Erträge aus Beteiligungen 211

14. Erträge aus Gewinnabführung 167

15. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 339

16. Zuschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere 
des Umlaufvermögens

904

17. Abschreibungen auf Finanzanlagen und Wertpapiere 
des Umlaufvermögens

9

18. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 423

19. Aufwendungen aus Ergebnisausgleichsverpflichtungen 0

20. FINANZERGEBNIS 1.188

21. JAHRESERGEBNIS 1.902

22. Auflösung von bilanziellen Ermächtigungsvorträgen 
aus Vorjahren

2.468

23. Bildung von bilanziellen Ermächtigungsvorträgen  
zum Jahresende

-2.223

24. Auflösung von bilanziellen Ermächtigungs
vorbelastungen aus Vorjahren

-9

25. Bildung von bilanziellen Ermächtigungs
vorbelastungen zum Jahresende

27

26. JAHRESERGEBNIS nach Ermächtigungsvorträgen 
bzw. nach Ermächtigungsvorbelastungen

2.166

27. Zuführung zur Konjunkturposition* 1.094

28. Entnahme aus der Konjunkturposition 0

29. Bildung von Vorbelastungen aufgrund einer  
außergewöhnlichen Notsituation

0

30. Auflösung von Vorbelastungen aufgrund einer  
außergewöhnlichen Notsituation

0

31. 
 
 

Eigenkapitalerhöhungen aus Korrekturen von  
Bilanzierungs- und Bewertungsansätzen, die für  
den Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2014 
getroffen worden sind

-42

32. 
 
 

Eigenkapitalverringerungen aus Korrekturen von 
Bilanzierungs- und Bewertungsansätzen, die für  
den Jahresabschluss des Haushaltsjahres 2014 
getroffen worden sind

79

33. BEREINIGTES JAHRESERGEBNIS 3.296

34. Einstellung in den Ergebnisvortrag -824

35. Zuführung zur Allgemeinen Rücklage -2.472

36. BILANZERGEBNIS 0
* �Negative Zuführung (Ertrag) aufgrund der Absenkung der Konjunktur-

position als Folge der Änderung des Berechnungsverfahrens
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Eingeschränkter Bestätigungsvermerk

10.	 Der Rechnungshof hat den Jahres- und Konzernabschluss sowie 
den zusammengefassten Lagebericht für das Haushaltsjahr 2023 
geprüft und im Ergebnis einen eingeschränkten Bestätigungsver-
merk erteilt. Dieser ist im Geschäftsbericht 2023 abgedruckt4 und 
wird nachfolgend im Wortlaut wiedergegeben:

4	 Geschäftsbericht 2023, S. 240 ff. (Anlage 1 der Bürgerschaftsdrucksache 22/15999 
vom 3. September 2024).

Eingeschränkter Bestätigungsvermerk  
des Rechnungshofs über die Prüfung des Jahres- und 

des Konzernabschlusses sowie des zusammengefassten 
Lage- und Konzernlageberichts der Freien und  

Hansestadt Hamburg für das Haushaltsjahr 2023

1	 Eingeschränkter Bestätigungsvermerk

Bei Würdigung aller bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse kommt der Rechnungshof zu der 
Einschätzung, dass 

	– der Jahresabschluss und der Konzernabschluss auf den 31. Dezember 2023 unter Beachtung 
der Grundsätze der staatlichen Doppik mit Ausnahme der im Abschnitt „2.2 Prüfungsfest-
stellungen“ beschriebenen Einschränkungstatbestände ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage vermitteln und 

	– der zusammengefasste Lagebericht für das Haushaltsjahr 2023 im Einklang mit dem Jahres-
abschluss und dem Konzernabschluss steht, insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
des Haushalts bzw. des Konzerns vermittelt und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt.

Im Ergebnis erteilt der Rechnungshof für den Jahresabschluss und den Konzernabschluss auf 
den 31. Dezember 2023 sowie den zusammengefassten Lage- und Konzernlagebericht für das 
Haushaltsjahr 2023 einen eingeschränkten Bestätigungsvermerk.

2	 Grundlage des Prüfungsurteils

2.1	 Prüfungsgegenstand und Prüfungsmaßstab

Der Rechnungshof überwacht nach Artikel 71 Absatz 1 der Verfassung der Freien und Hansestadt 
Hamburg und § 81 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung (LHO) die gesamte Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH). Er hat gemäß § 82 Absatz 1 Nrn. 2 
und 3 LHO den Jahresabschluss und den Konzernabschluss auf den 31. Dezember 2023 sowie 
den zusammengefassten Lage- und Konzernlagebericht für das Haushaltsjahr 2023 der FHH 
geprüft. In die Prüfung des Jahresabschlusses wurde die Buchführung einbezogen.
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Der Rechnungshof kann nach seinem Ermessen die Prüfung beschränken und Rechnungen un-
geprüft lassen (§ 82 Absatz 2 LHO).

Maßstab der Prüfung bildeten nach § 4 LHO die Grundsätze der staatlichen Doppik. Die Finanz-
behörde hat insbesondere in den Verwaltungsvorschriften Bilanzierung (VV  Bilanzierung) und 
den Verwaltungsvorschriften Konzern (VV Konzern) gemäß § 4 Absatz 2 LHO Konkretisierungen 
und Abweichungen von den nach § 4 Absatz 1 LHO einschlägigen handelsrechtlichen Vorschrif-
ten festgelegt. Der Rechnungshof hat diese Verwaltungsvorschriften in seine Prüfung einbezo-
gen. Er weist darauf hin, dass die Verwaltungsvorschriften von den Standards staatlicher Doppik 
nach § 7a Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) in Verbindung mit § 49a HGrG, mit Zustimmung 
des Rechnungshofs, abweichende Regelungen vorsehen. 

Neben den über Nr. 1 VV Bilanzierung geltenden Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
(GoB) wurden für die Prüfungen im Bereich der Ordnungsmäßigkeit von Verwaltungsprozessen 
und Internem Kontrollsystem (IKS) die ab dem Haushaltsjahr 2022 anzuwendenden Verwaltungs-
vorschriften zu § 70 LHO (Allgemeine Bestimmungen, Anordnung, Buchführung) sowie zu § 74 
LHO (Bestimmungen für IT-Verfahren) und – sofern weiterhin anzuwenden – die Verwaltungsvor-
schriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung (VV-ZBR) einschließlich der hierzu 
gültigen Anlagen herangezogen.5

Nach den Übergangsbestimmungen (Abschnitt V VV zu § 74 LHO) müssen bereits zugelassene 
IT-Verfahren erst bei Änderungen im IT-Verfahren die Anforderungen der VV zu § 74 LHO erfüllen. 
Maßstab für die Prüfung war dementsprechend die Anlage 10 zu den VV-ZBR-Bestimmungen für 
IT-Verfahren mit Bezug zum Haushalts‑, Kassen- und Rechnungswesen (BestHKR).

Die dem Bestätigungsvermerk nach § 89 Absatz 3 LHO zugrunde liegende Prüfung wurde unter 
Beachtung der Wesentlichkeit durchgeführt und stellte auf das unter Beachtung der Grundsätze 
der staatlichen Doppik durch die Abschlüsse vermittelte Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage ab. Sie war auf Prüfungsfeststellungen ausgerichtet, die wegen ihrer Größenordnung 
oder Bedeutung den Aussagewert dieser Rechenwerke beeinträchtigen können. 

Die Prüfung des zusammengefassten Lage- und Konzernlageberichts bezog sich insbesondere 
darauf, ob dieser in Einklang mit dem Jahresabschluss und dem Konzernabschluss steht, insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Haushalts beziehungsweise des Konzerns vermittelt 
sowie ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

Der Inhalt des Lageberichts richtet sich gemäß Nr. 7 VV Bilanzierung und Nr. 4.6 VV Konzern 
nach §§  289 und 315 HGB. Der zusammengefasste Lagebericht der Freien und Hansestadt 
Hamburg enthält Darstellungen, die über den in den genannten Regelungen des HGB gefor-
derten Inhalt hinausgehen. Hierzu zählen die Abschnitte „2.3.1 Nachhaltigkeit“, „3.3 Hamburger 
Steuerungsmodell“, „3.4 Die Behörden und Ämter der Stadt Hamburg“ sowie „6.10 Nicht
finanzielle Leistungsindikatoren“. Darüber hinaus beinhaltet der Geschäftsbericht der Freien und  
Hansestadt Hamburg 2023 im Abschnitt „Weitere Informationen“ einen Zuwendungsbericht. 
Diese zusätzlichen Angaben, die losgelöst vom Jahresabschluss über die Arbeit des Senats 
berichten, wurden in entsprechender Anwendung des Prüfungsstandards 350 des Instituts der 
Wirtschaftsprüfer sowie des International Standard on Auditing [DE] ISA 720 (Revised) vom 
Rechnungshof im Rahmen der Jahresabschlussprüfung nicht inhaltlich geprüft.

Die Feststellungen des Rechnungshofs beruhen auf der Überprüfung des rechnungslegungsbe-
zogenen IKS und auf einzelfallbezogenen Prüfungen. Sie basieren größtenteils auf Stichproben. 

5	 Gemäß Nr. 2.1 Bewirtschaftungsrundschreiben 2023 der Finanzbehörde vom 21. Dezember 2022 gelten 
die Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung zu §§ 70 bis 72 und 74 bis 
80 LHO a. F. (mit Ausnahme der Nummern 0, 1 bis 1.6, 4 bis 4.3, 4.4.1 Satz 3, 4.4.3, 4.5, 4.6, 8.1.1, 8.2.2.) 
und Teile der zugehörigen Anlagen weiter und sind entsprechend anzuwenden.
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Für die Jahres- und Konzernabschlussprüfung bildet der Rechnungshof im Rahmen einer mehr-
jährigen Prüfungsplanung jährlich wechselnde Schwerpunkte.

Die Finanzbehörde trägt nach § 70 Absatz 1 LHO die Gesamtverantwortung für die Buchfüh-
rung der FHH. Die Fachbehörden und Ämter verantworten die im Einzelnen vorzunehmenden 
Buchungen. Die Finanzbehörde hat nicht die Befugnis, Vorgaben gegenüber den Fachbehörden 
und Ämtern durchzusetzen.

2.2	 Prüfungsfeststellungen

Zur Einschränkung des Bestätigungsvermerks führten die nachfolgend aufgeführten Prüfungs-
feststellungen. Soweit Feststellungen aus Prüfungen der Vorjahre angeführt sind, hat der Rech-
nungshof festgestellt, dass diese auch für den Jahresabschluss 2023 zutreffen.

Sicherheit und Revisionsfähigkeit des SAP-Systems

Die Sicherheit und Revisionsfähigkeit des SAP-Systems waren im Haushaltsjahr 2023 nicht 
durchgängig gewährleistet. Aufgrund der Berechtigungsarchitektur des Systems bestand das 
Risiko des Entstehens von unbeabsichtigten Berechtigungen. Zusätzlich wurden notwendige 
Protokollierungen im System nicht im erforderlichen Umfang vorgenommen. Darüber hinaus ge-
nügte ein Großteil der in das SAP-System eingebundenen, kundeneigenen Entwicklungen sowie 
das Verfahren, mit dem Funktionen in entfernten Systemen aufgerufen werden, nicht den Sicher-
heitsanforderungen.

Inventur

In der FHH soll eine Bestandsaufnahme im Bereich des Anlagevermögens in einem Dreijah-
resrhythmus erfolgen. Entsprechend werden Behörden und Ämter durch die Finanzbehörde in 
einer vorab festgelegten Reihenfolge alle drei Jahre zur Inventur aufgefordert. Die Inventuren für 
die Haushaltsjahre 2021, 2022 und 2023 konnten zum Stichtag 31. Dezember 2023 nicht abge-
schlossen werden. Es verbleibt ein offenes Inventurvolumen in Höhe von rund 271 Mio. Euro. 
Hiervon entfallen rund 204 Mio. Euro auf das Bezirksamt Altona und rund 30 Mio. Euro auf das 
Bezirksamt Wandsbek. 

Die für die betroffenen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens in der Bilanz ausgewiese-
nen Wertansätze sind nicht ausreichend nachgewiesen.

Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

In dem Bilanzposten „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Vermögensgegenstände“ werden 
ausgezahlte Zuweisungen und Zuschüsse in Höhe von mindestens 29 Mio. Euro ausgewiesen, 
die gemäß den Bilanzierungsvorschriften im Bilanzposten „Rechte aus geleisteten Zuweisungen 
und Zuschüssen“ auszuweisen sind. Aufgrund dieses Fehlers sind planmäßige Abschreibungen 
unterblieben.

Dies wirkt sich auf den zutreffenden Vermögensausweis und auf die Ertragslage aus und ver-
stößt gegen Nr. 3.2.1.2.1 VV Bilanzierung.

Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen und Anlagen im Bau

Der Bilanzposten „Geleistete Anzahlungen auf Sachanlagen und Anlagen im Bau“ beinhaltet 
in Höhe von 246 Mio. Euro fertiggestellte oder angeschaffte Vermögensgegenstände, die noch 
nicht in die sachlich zutreffende Anlagenklasse umgebucht wurden. Bei abnutzbaren Vermö-
gensgegenständen sind planmäßige Abschreibungen unterblieben.
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Dies hat Auswirkungen auf den zutreffenden Vermögensausweis und auf die Ertragslage und 
verstößt gegen Nr. 3.2.1.3.7 VV Bilanzierung.

Sonderposten für erhaltene Investitionszuweisungen und -zuschüsse/Sonstige Verbindlich
keiten

Erhaltene Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen sind bis zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
des bezuschussten Vermögensgegenstands im Bilanzposten „Sonstige Verbindlichkeiten“ aus-
zuweisen. Nach Fertigstellung ist eine Umbuchung in den Bilanzposten „Sonderposten für er-
haltene Investitionszuweisungen und -zuschüsse“ vorzunehmen. Über die Nutzungsdauer des 
bezuschussten Vermögensgegenstands ist der Sonderposten ertragswirksam aufzulösen. Im  
Bilanzposten „Sonstige Verbindlichkeiten“ werden u. a. rund 165  Mio. Euro erhaltene Zuwei-
sungen und Zuschüsse aus den Jahren vor 2019 für Vermögensgegenstände ausgewiesen, bei 
denen davon auszugehen ist, dass diese zum Bilanzstichtag bereits fertiggestellt waren. 

Die unterbliebene Umbuchung in den Sonderposten und die fehlende Auflösung des Sonder-
postens verstoßen gegen Nr. 3.3.2.2 VV Bilanzierung.

Bauten des Infrastrukturvermögens

Die Bilanzierung und Bewertung der „Bauten des Infrastrukturvermögens“ im Bereich des Stra-
ßenvermögens erfolgte wie seit 2015 auch zum 31. Dezember 2023 in Form von Sammelanlagen 
und nicht nach dem Grundsatz der Einzelbewertung.

Damit war unter anderem die durch die laufenden Bewirtschaftungsmaßnahmen wie beispiels-
weise Abbruch, Sanierung oder Erweiterung erforderliche sachgerechte Zuordnung von Zu- und 
Abgängen zu konkreten Objekten weiterhin nicht möglich. Die Bilanzierungspraxis verstößt  
gegen Nr. 3.2.1.3.3.1 VV Bilanzierung.

Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen

Für den Bilanzposten „Kunstgegenstände, Denkmäler und museale Sammlungen“ erfolgen In-
venturarbeiten, die am 31. Dezember 2023 noch nicht abgeschlossen waren. Weiterhin beruhen 
das Mengengerüst überwiegend und die Bewertung teilweise auf Schätzgrößen.

Damit sind diese Vermögensgegenstände dem Grunde nach (durch ausreichende Inventur
maßnahmen) und der Höhe nach (durch nachvollziehbare Bewertung) nicht vollständig nachge-
wiesen. Der Bilanzansatz verstößt weiterhin gegen die Nrn. 2.1 und 2.2 VV Bilanzierung. 

IT-Verfahren

Die FHH setzt IT-Verfahren für elektronische Anordnungen, Buchungen, Zahlungen, Aufbewah-
rung von Nachweisen von Buchungen, Geldverwaltung und Abschlüsse ein. Die Finanzbehörde 
hat zur Gewährleistung des Schutzes des Staatvermögens vor unzulässigen Eingriffen sowie 
der Vollständigkeit und Revisionsfähigkeit der Rechnungslegung Bestimmungen für IT-Verfahren 
erlassen. Der Rechnungshof hat Verstöße gegen diese Bestimmungen festgestellt:

	– In dem IT-Verfahren „Projekt Controlling, Abrechnung und Bewilligung von Leistungen der 
Kindertagesbetreuung“ (ProCAB) hatte das anordnende Referat beim Auslösen des Zahl-
laufs als Sammelanordnung keine Möglichkeit zur Einsicht in die begründenden Unterlagen.  
Buchungen und Zahlungen wurden nicht ordnungsgemäß angeordnet.

	– Die im IT-Verfahren Gebührenabrechnung und Trägerabrechnung der Behörde für Schule  
und Berufsbildung (GBS/GTS) für die Ganztagesbetreuung an Schulen veranlassten Ein- und 
Auszahlungen waren nicht ordnungsgemäß angeordnet. Die Anordnungsbefugten in der Be-
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hörde für Schule und Berufsbildung hatten keine Möglichkeit zur Einsicht in die begründenden  
Unterlagen. Eine Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit war im Prozess nicht vor
gesehen. 

	– In dem IT-Verfahren zur Gewährung von Leistungen nach dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz BAFSYS2 wurde das Vier-Augen-Prinzip für die Gewährung von BAföG-Leis-
tungen an Studierende nicht durchgehend beachtet. BAföG-Bescheide wurden ohne die 
notwendige Prüfung durch eine zweite Person zur Auszahlung gebracht. Nicht alle Beschei-
de wurden ordnungsgemäß angeordnet.

Zudem war für das IT-Verfahren BAFSYS2 nicht feststellbar, ob hinreichende Zugriffsrechte 
für Prüfzwecke eingerichtet sind und welche Personen zu welchem Zeitpunkt mit welchen 
Berechtigungen das IT-Verfahren genutzt haben. 

	– In dem IT-Verfahren zur Gewährung der Sozialhilfeleistungen nach den Sozialgesetzbüchern 
PROSOZ wurde die Anwendung des Vier-Augen-Prinzips durch ein Stichprobenkontroll
verfahren ersetzt. Das eingesetzte Stichprobenkontrollverfahren entsprach nicht den 
kassenrechtlichen Anforderungen. Für Fälle mit einem potenziellen Manipulations- und 
Fehlerrisiko, die auch bei Anwendung eines Stichprobenkontrollverfahrens weiterhin im Vier- 
Augen-Prinzip zu kontrollieren sind, erfolgten die Kontrollen nicht durchgängig.

	– In dem IT-Verfahren für die Personalabrechnung und -verwaltung KoPers wurde das Vier- 
Augen-Prinzip nicht durchgehend beachtet. Zudem entsprach das eingesetzte Stichproben-
kontrollverfahren nicht den kassenrechtlichen Anforderungen. Fehlerhäufigkeiten konnten 
nicht ausgewertet werden. Ein Fehlermanagement und ein Berichtswesen waren nicht ein-
gerichtet. Auszahlungen erfolgten ohne erforderliche Prüfungen. Entsprechende Buchungen 
und Zahlungen wurden nicht ordnungsgemäß angeordnet. Darüber hinaus konnten grundle-
gende Systemeinstellungen nicht geprüft werden.

Die Mängel in den vorgenannten IT-Verfahren stellen Verstöße gegen die Verwaltungsvor-
schriften für Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung dar, insbesondere haben die 
zuständigen Stellen das Prinzip der Funktionstrennung (Vier-Augen-Prinzip) nicht beachtet 
und zahlungsrelevante Daten nicht kontrolliert. 

Nicht revisionsfähig waren zudem das IT-Verfahren KoPers aufgrund der fehlenden Prüfbar-
keit grundlegender Systemeinstellungen und fehlender Zugriffsrechte für Prüfzwecke sowie 
das IT-Verfahren BAFSYS2 aufgrund von Mängeln in der Änderungsprotokollierung und feh-
lender Zugriffrechte für Prüfzwecke.

Der Rechnungshof kann die Richtigkeit der damit im Zusammenhang stehenden Posten des 
Jahresabschlusses nicht mit hinreichender Sicherheit bestätigen.

Da der Jahresabschluss für Zwecke des Konzernabschlusses mit den einzubeziehenden 
Tochterorganisationen konsolidiert wird, gelten die Feststellungen zum Jahresabschluss 
sinngemäß auch für den Konzernabschluss.
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3	 Hinweis des Rechnungshofs

Ohne die Einschränkung für den Jahresabschluss zu erweitern, weist der Rechnungshof hier ge-
sondert auf Angaben im Lagebericht hin. Im Abschnitt 8.4.3 „Amtsangemessene Alimentation“ 
des Chancen- und Risikoberichts geht der Senat auf das Risiko von Besoldungs- und Versor-
gungszahlungen im Zusammenhang mit Klageverfahren auf Gewährung einer amtsangemesse-
nen Alimentation ein. Er erläutert die Auswirkungen des Besoldungsstrukturgesetzes6 und geht 
auf die Entscheidung des Verwaltungsgerichts Hamburg vom 7. Mai 20247 sowie die daraus 
resultierende Anpassung des Rückstellungsbetrags für das Anspruchsjahr 2021 ein. 

Der Rechnungshof hält die gebildete Rückstellung auf der Grundlage vertretbarer Annahmen im 
Wesentlichen für sachgerecht bewertet. 

Der Rechnungshof weist darauf hin, dass weiterhin das Risiko besteht, dass die Zahlungsver-
pflichtungen über die gebildete Rückstellung hinausgehen und zu Mehraufwand führen können.

6	 Hamburgisches Besoldungsstrukturgesetz vom 17. November 2023, HmbGVBl. Nr. 42, S. 361 bis 373.
7	 Verwaltungsgericht Hamburg, Beschlüsse vom 7. Mai 2024 - 20 B 14/21;20 B 223/21;20 B 2157/21;  

20 B 4571/21; 20 B 6288/21; 20 B 14/24. Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Hamburg ist die Beam-
ten- und Richterbesoldung in Hamburg in den Besoldungsgruppen A 7-A 15 sowie R 1 in verfassungswidri-
ger Weise zu niedrig bemessen.
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Zusammenfassung zur Ordnungsmäßigkeit 
der Haushalts- und Wirtschaftsführung  
sowie der Abrechnung der Teilpläne 2023

Ausführung und Abrechnung der Teilpläne

Budgetrechtliche Gesamtwürdigung

11.	 Der Rechnungshof hat die Einhaltung der Bewirtschaftungsgrund-
sätze im Haushaltsjahr 2023 überprüft. Bei Würdigung aller im 
Prüfungszeitraum gewonnenen Erkenntnisse kommt er zu der 
Einschätzung, dass hinsichtlich der Anzahl und des Volumens der 
Feststellungen keine gravierenden Verstöße gegen das Budget-
bewilligungsrecht der Bürgerschaft vorgelegen haben. Gleichwohl 
gab es Ermächtigungsüberschreitungen in Millionenhöhe, die 
haushaltsrechtliche Verstöße von Behörden und Ämtern darstel-
len; hierüber und über weitere Feststellungen wird nachfolgend 
berichtet.

Ermächtigungsüberschreitungen

12.	 Der von der Bürgerschaft beschlossene Haushaltsplan ermächtigt 
die Verwaltung u. a.,

	– für bestimmte Leistungszwecke nach Kontenbereichen defi-
nierte Kosten zu verursachen (Kostenermächtigungen, KE),

	– für bestimmte Investitions- oder Darlehenszwecke Auszahlun-
gen zu leisten (Auszahlungsermächtigungen, AE) und

	– Verpflichtungen zulasten der Folgejahre einzugehen (Verpflich-
tungsermächtigungen, VE).

Zur Wahrung des Budgetbewilligungsrechts der Bürgerschaft ist 
es von zentraler Bedeutung, die von ihr eingeräumten Ermäch
tigungen nicht zu überschreiten. Es gilt der Grundsatz „Keine  
Buchung ohne Ermächtigung“. Wenn die Verwaltung nicht oder 
nicht rechtzeitig für ausreichende Deckung im Soll sorgt, liegt im 
Ist eine Ermächtigungsüberschreitung vor.

13.	 In der Haushaltsrechnung werden folgende Ermächtigungsüber-
schreitungen ausgewiesen: Nachdem die Behörde für Inneres und 
Sport bereits im Vorjahr Kostenermächtigungen um insgesamt  
8 Mio. Euro überschritten hatte, hat sie erneut Kosten von 21 Mio.  
Euro verursacht, ohne über ausreichende Ermächtigungen zu 
verfügen. Die Behörde für Wirtschaft und Innovation hat einen 
Ermächtigungsvorgriff von 6 Mio. Euro zulasten des folgenden 
Haushaltsjahres vorgenommen, ohne dass die rechtlichen Vor-
aussetzungen hierfür erfüllt waren. Beide Behörden sind zudem 
nach der Haushaltsrechnung Verpflichtungen von insgesamt  
13 Mio. Euro zulasten künftiger Haushaltsjahre eingegangen, ohne 
über ausreichende Ermächtigungen zu verfügen. Damit haben sie 
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mehrfach und in Millionenhöhe gegen das Budgetbewilligungs-
recht der Bürgerschaft verstoßen.8

14.	 Zudem hat der Rechnungshof zahlreiche verdeckte Ermächti-
gungsüberschreitungen festgestellt. Verdeckte Überschreitungen 
sind weder unterjährig noch zum Abschluss eines Haushaltsjah-
res in der Haushaltsrechnung erkennbar. Sie liegen vor, wenn der 
Ermächtigungsrahmen ausweislich der Haushaltsrechnung zwar 
numerisch eingehalten wurde, dies aber nur unter Verstoß gegen 
haushaltsrechtliche Regelungen gelungen ist. So wurden Kosten
ermächtigungen aufgrund unzulässiger Deckungsfähigkeitsbu-
chungen in einem Gesamtvolumen von 4,2 Mio. Euro überschrit-
ten. Des Weiteren waren VE-Überschreitungen in Millionenhöhe 
als solche nicht zu erkennen, weil das Eingehen der Verpflichtun-
gen nicht im Ist gebucht wurde. Außerdem wurden Fehlbeträge 
entgegen § 47 Absatz 3 Satz 2 LHO nicht ins Folgejahr vorgetra-
gen.9 

15.	 Auch im Haushaltsjahr 2023 hat der Rechnungshof eine Viel-
zahl nennenswerter unterjähriger Überschreitungen festgestellt. 
Kosten wurden verursacht, ohne dass zu diesem Zeitpunkt aus-
reichend Deckungsmittel verfügbar waren. Zum Teil wurden Er-
mächtigungen überschritten, bevor die Bürgerschaft zusätzliche 
Mittel nachbewilligt hat. Gegenüber dem Vorjahr war die Anzahl 
unterjähriger Überschreitungen aber rückläufig.10

Ermächtigungsüberträge

16.	 Das Volumen an nicht verbrauchten und ins Folgejahr übertra-
genen Kosten- und Auszahlungsermächtigungen (sog. Reste) ist 
weiterhin sehr hoch. Der investive „Resteberg“ wächst weiter an.

Nachbewilligungsanträge und Umwandlungen von Mehrerlösen in 
zusätzliche Kostenermächtigungen dienten – entgegen dem haus-
haltsrechtlichen Fälligkeitsprinzip – nicht der Vermeidung drohen-
der Ermächtigungsüberschreitungen im laufenden Haushaltsjahr 
2023. Sie führten zu Resten, die ins Folgejahr übertragen wurden.11 

Globale Minderkosten

17.	 Der Rechnungshof hatte in seinem Bericht zur Haushaltslage 
202412 kritisiert, dass die für den Doppelhaushalt 2025/2026 ge-
planten Globalen Minderkosten mit rund 2,5 % jährlich zu hoch 
angesetzt sind und das Budgetbewilligungsrecht der Bürger-
schaft zu sehr einschränken. Eine konkretisierende Auswertung 
hat gezeigt, dass im Haushaltsjahr 2023 lediglich knapp die Hälf-
te der erbrachten Globalen Minderkosten auf das Abschöpfen 

8	 Tz. 32 ff., „Ausgewiesene Ermächtigungsüberschreitungen“.
9	 Tz. 53 ff., „Verdeckte Ermächtigungsüberschreitungen“.
10	 Tz. 71 ff., „Temporäre Ermächtigungsüberschreitungen“.
11	 Tz. 85 ff., „Nicht verbrauchte Ermächtigungen“.
12	 Beratende Äußerung nach § 81 Absatz 2 LHO vom 15. August 2024, S. 16.
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des tatsächlichen Bodensatzes, d. h. auf konkrete Minderkosten,  
zurückzuführen waren. Der überwiegende Teil wurde mithilfe von 
Zentralen Ansätzen und Mehrerlösen erbracht.13 Vor diesem Hin-
tergrund erscheinen selbst 2 % Globale Minderkosten als zu hoch.

18.	 Langfristig sollten Globale Minderkosten insbesondere für jene 
Fälle vorbehalten bleiben, in denen kurzfristig Ergänzungen am 
Haushaltsplan vorzunehmen sind. Für das gebotene Abschöpfen 
des Bodensatzes steht dem Senat das jährliche Resteverfahren 
zur Verfügung. 

Sicherung des wirtschaftlichen Handelns

19.	 Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten 
(§ 7 Absatz 1 Satz 1 LHO). Um diese sicherzustellen, ist es uner-
lässlich, dass die Verwaltung für alle finanzwirksamen Maßnahmen 
im Vorwege angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und 
Bedarfsanalysen sowie begleitend oder im Nachhinein Erfolgs-
kontrollen durchführt. 

20.	 Der Rechnungshof hat hierbei erneut eine Vielzahl an Mängeln 
festgestellt. Dies betrifft die Ermittlung

	– von Zielen für eine Erfolgskontrolle der zuwendungsfinanzier-
ten Jugendsozialarbeit,14

	– der Wirtschaftlichkeit des neuen Verfahrens zur Gewährung 
des sog. Sozialrabatts auf Zeitkarten des HVV,15

	– der Zielerreichung der Förderrichtline zur bezirklichen offenen 
Seniorenarbeit,16

	– der Wirtschaftlichkeit und des Erfolgs der von der BIS ange-
botenen Online-Dienste „Ordnungswidrigkeit im Straßenver-
kehr anzeigen / Privatanzeigen“ und „Anhörung Verwarnungs-/ 
Bußgeld im Straßenverkehr“,17

	– des Erfolgs von Klimaschutzzertifikatskäufen aus Nigeria und 
Indien zur Erfüllung des Hamburger Klimaplans18 sowie

	– des Erfolgs der Förderung von „Bike+Ride“-Maßnahmen.19

13	 Auch im Haushaltsjahr 2024 setzt sich diese Entwicklung fort, siehe Bürger-
schaftsdrucksachen 22/16676 vom 29. Oktober 2024 (S. 14) und 22/16679 vom 
29. Oktober 2024 (S. 7).

14	 Tz. 224 ff., „Jugendsozialarbeit“.
15	 Tz. 301 ff., „Sozialrabatt auf Zeitkarten des HVV“.
16	 Tz. 232 ff., „Angebote der offenen Seniorenarbeit“.
17	 Tz. 557 ff., „Online-Dienste in der Behörde für Inneres und Sport“.
18	 Tz. 856 ff., „Klimaschutzzertifikate aus Nigeria und Indien“.
19	 Tz. 526 ff., „Zuwendungen im Bereich Verkehr“.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

23

Auch die zum Veranschlagungszeitpunkt fehlende Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung für die U5-Ost hat der Rechnungshof bean-
standet.20 

21.	 Sachlich bzw. methodisch mängelbehaftet waren überdies 

	– Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor Ankauf oder Anmietung 
von Objekten zur Unterbringung Geflüchteter, da sie zum Bei-
spiel nicht immer alle bekannten Kosten wie solche für Sanie-
rungen abbildeten21 und

	– die Erfolgskontrollen in Bezug auf die Beratungsstellen Ver-
braucherschutz, weil keine übergeordneten Ziele der Förde-
rung formuliert wurden.22

Auch im Zusammenhang mit dem Staatsarchiv hat der Rech-
nungshof mehrfach Mängel festgestellt. Dies betrifft die Vergabe 
von Dienstleistungen, den Abschluss und die Kündigung von Ko-
operationen sowie die Planung und Konzeption von zusätzlichen 
Archivflächen mit einem Investitionsvolumen in Millionenhöhe.23

Unwirtschaftliches Handeln

22.	 Neben den methodischen Mängeln hat der Rechnungshof in einer 
Reihe von Fällen festgestellt, dass entgegen dem Grundsatz der 
Sparsamkeit durch Mängel im Verwaltungshandeln vermeidbare 
Kosten verursacht wurden oder Einzahlungen entgangen sind 
bzw. ohne Prüfung des Rechnungshofs entgangen wären. 

Dies betrifft mehrfach das Handeln im Zusammenhang mit der 
Unterbringung Geflüchteter. Hier wurden unwirtschaftliche Ver-
träge mit deutlich überhöhten Vergütungen für Cateringleistungen 
abgeschlossen. Zudem hat der Rechnungshof zu hohe Verpfle-
gungskosten kritisiert.24

Ein auf Hinwirken des Rechnungshofs gegenwärtig durchgeführ-
ter Abgleich der von Hamburg gezahlten Versorgungsbezüge 
mit den von einigen Versorgungsempfangenden gegenüber der  
Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) nicht mitgeteilten zusätz-
lich erhaltenen Renten lässt Rückforderungsansprüche der FHH 
von mehreren Millionen Euro vermuten.25

Auch im Zusammenhang mit dem Staatsarchiv hat der Rech-
nungshof unwirtschaftliches Handeln festgestellt. So wurden Drit-
ten Stellplätze und Büroräume zu deutlich günstigeren Kosten 
überlassen, als die Verwaltung selbst dafür aufwenden musste.26

20	 Tz. 451 ff., Planung der U5-Ost“.
21	 Tz. 253 ff., „Bereitstellung von Unterbringungsstandorten für Geflüchtete“.
22	 Tz. 780 ff., „Zuwendungen an Beratungsstellen im Verbraucherschutz“
23	 Tz. 746 ff., „Staatsarchiv“.
24	 Tz. 259 ff., „Bereitstellung von Unterbringungsstandorten für Geflüchtete“.
25	 Tz. 740 ff., Überzahlung von Pensionen“.
26	 Tz. 754 ff. und 768 ff., „Staatsarchiv“. 
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Gebäude an der Außenalster für den Gastronomie-Betrieb werden 
Dritten zur gewerblichen Nutzung erheblich unterhalb des Ver-
kehrswerts überlassen.27

In zwei Hochschulen kam es zudem zu fehlerhaften Auszahlungen 
bei Beschäftigten mit Sonderarbeitsverträgen.28

Nicht notwendige Kosten wurden verursacht, indem für Dolmet-
schleistungen und Übersetzungen mehr als die vereinbarten Pau-
schalen gezahlt wurde.29

Zudem hat der Rechnungshof beanstandet, dass mehr Fahrrad-
stellplätze bereitgestellt wurden, als nötig waren, was vermeidbare 
Kosten von 2,6 Mio. Euro zur Folge hatte.30

Im Zusammenhang mit der Grundinstandsetzung des Ehestorfer 
Heuwegs wurden keine Kostenbeiträge für Entwässerung und 
Versorgungsleitungen eingefordert.31

Vergabe von Lieferungen und Leistungen

23.	 Das Vergaberecht dient dazu, Transparenz, Wettbewerb und 
Gleichbehandlung zu gewährleisten, indem es Verfahren festlegt, 
wie öffentliche Aufträge vergeben werden müssen. Ziel ist es, Kor-
ruption zu vermeiden, den Unternehmen einen fairen Zugang zu 
staatlichen Aufträgen zu ermöglichen und die Steuergelder effizi-
ent zu verwenden. 

Der Rechnungshof hat auch im Jahr 2023 Fälle vorgefunden, in 
denen die Verwaltung vergaberechtliche Bestimmungen nicht oder 
nur unzureichend beachtet hat. So wurden im Zusammenhang mit 
der Unterbringung von Geflüchteten Leistungen ohne Auftrags-
wertschätzung vergeben. Dadurch wurde der Schwellenwert für 
EU-weite Vergabeverfahren nicht beachtet.32 Dolmetschleistungen 
und Übersetzungen wurden überwiegend ohne Beachtung der 
Vorschriften zur Vergabe freiberuflicher Leistungen vergeben.33 
Auch beim Kauf von Klimaschutzzertifikaten wurde das Vergabe-
recht missachtet.34

Zuwendungsverfahren

24.	 Mit einem ordnungsgemäßen Zuwendungsverfahren sollen öffent-
liche Mittel auf rechtssicherem Wege zweckgebunden und effi-
zient vergeben werden, um Vorhaben zu unterstützen, an deren 
Erfüllung die FHH ein erhebliches Interesse hat.

27	 Tz. 637 ff., „Gastroflächen und Stege an der Außenalster – Entgelte für Immobi-
lienüberlassungen“.

28	 Tz. 978 ff., „Personalsachbearbeitung in ausgewählten Hochschulen“.
29	 Tz. 733 ff., „Dolmetschleistungen und Übersetzungen bei der Polizei“.
30	 Tz. 518 ff., „Zuwendungen im Bereich Verkehr“.
31	 Tz. 468 ff., „Grundinstandsetzung Ehestorfer Heuweg“.
32	 Tz. 265 ff., „Bereitstellung von Unterbringungsstandorten für Geflüchtete“.
33	 Tz. 728 ff., „Dolmetschleistungen und Übersetzungen bei der Polizei“.
34	 Tz. 842 ff., „Klimaschutzzertifikate aus Nigeria und Indien“.
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Laut Geschäftsbericht 202335 haben die Behörden und Ämter 
4.196 Zuwendungen mit einem Gesamtvolumen von 1,6 Mrd. 
Euro mit Förderbeginn im Haushaltsjahr 2023 bewilligt.36 Der – 
gemessen an der Anzahl der Bewilligungen – weitaus größte Teil 
entfiel dabei auf kleine Förderungen bis 50 Tsd. Euro je Fall (2.814 
bewilligte Zuwendungen mit einem Gesamtvolumen von gerade 
einmal 0,03 der 1,6 Mrd. Euro).

Die Überprüfung einzelner Zuwendungsfälle ergab erneut eine 
Vielzahl an zuwendungsrechtlichen Mängeln. Dies betraf u. a. die 
Förderung der Jugendsozialarbeit. Beanstandet wurde hier zum 
Beispiel die mangelhafte Prüfung auf verfügbare Eigenmittel des 
Antragstellenden und fehlende Verwendungsnachweisprüfun-
gen.37 

Auch bei den Zuwendungen im Bereich Verkehr hat der Rech-
nungshof schwerwiegende zuwendungsrechtliche Mängel fest-
gestellt. So hat die BVM weder Verwendungsnachweise geprüft 
noch deren Vorlage rechtzeitig verlangt.38

Haushaltskennzahlen

25.	 Die Leistungszwecke der Produktgruppen setzen sich aus den zu-
geordneten Produkten, Zielen, Kennzahlen und Kennzahlenwerten 
zusammen. Sie werden von der Bürgerschaft im Haushaltsplan 
festgelegt und sind für die Verwaltung verbindliche Grundlage, um 
Kosten zu verursachen und insoweit Verpflichtungen eingehen zu 
können. Sie bilden die Eckpfeiler des in Hamburg an Leistungen 
und Wirkungen orientierten Produkthaushalts.

26.	 Wie bereits in den Vorjahren hat der Rechnungshof einzelne Ziele, 
Haushaltskennzahlen und Kennzahlenwerte in den Blick genom-
men. Die festgestellten Mängel39 entsprechen denen der Vorjahre.  
In vielen Fällen wichen die der Bürgerschaft berichteten Ist-Kenn-
zahlenwerte nennenswert von den in den Prüfungen vom Rech-
nungshof erhobenen Werten ab. Das betraf zum Beispiel den 
„Tageshaftkostensatz“, die „Anzahl der betreuten Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht“ und die „Anzahl der (nach Beratung 
freiwillig) Rückkehrenden“. Einige Ist-Kennzahlenwerte der Behör-

35	 Geschäftsbericht 2023, S. 248 ff. (Anlage 1 der Bürgerschaftsdrucksache 22/15999 
vom 3. September 2024).

36	 Im Geschäftsbericht 2023 werden die Zuwendungen dem Jahr zugeordnet, in 
dem sie bewilligt werden (Laufzeitbeginn). Im Falle mehrjähriger Zuwendungen 
wird der Gesamtbetrag der Zuwendung dem ersten Jahr der Laufzeit zuge-
wiesen. Zur Höhe der im Haushaltsjahr 2023 tatsächlich ausgezahlten Zuwen-
dungsmittel enthält der Geschäftsbericht 2023 keine Informationen. Das Gleiche 
gilt für die Anzahl der Zuwendungsfälle, die im Haushaltsjahr 2023 tatsächlich 
Zuwendungsgelder erhalten haben.

37	 Tz. 217 ff., „Jugendsozialarbeit“.
38	 Tz. 539 ff., „Zuwendungen im Bereich Verkehr“.
39	 Tz. 772 ff., „Staatsarchiv"; Tz. 985 ff. „Ordnungsmäßigkeit der Kennzahlen und Kenn-

zahlenwerte in der Sozialbehörde“; Tz. 995 ff., „Ordnungsmäßigkeit der Kennzahlen 
und Kennzahlenwerte in der Bürgerschaftskanzlei“; Tz. 1008 ff. „Ordnungsmäßig-
keit der Kennzahlen und Kennzahlenwerte in der für die Justiz zuständigen Behörde 
und in den Staatsanwaltschaften“; Tz. 1016 ff. „Ordnungsmäßigkeit der Kennzah-
len und Kennzahlenwerte des Justizvollzugs; Tz. 1029 ff., „Kennzahlen der BWFGB  
und der Hochschulen (ohne Bezirke)“.
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de für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und Bezirke konn-
ten infolge unzureichender Dokumentation nicht nachvollzogen 
werden. Die vorgefundenen Mängel stehen nicht im Einklang mit 
dem Grundsatz der Haushaltswahrheit. Unzutreffende Angaben 
beeinträchtigen die Kontrollmöglichkeit der Bürgerschaft. 

Sonstige Verstöße gegen das Budget- und  
Informationsrecht der Bürgerschaft

27.	 Alle Angaben zum Haushalt, die der Senat gegenüber der Bür-
gerschaft macht, müssen inhaltlich richtig und transparent sein. 
Das gebieten die Grundsätze der Haushaltswahrheit und -klarheit. 
Vor diesem Hintergrund hat der Rechnungshof zum Beispiel bean-
standet, dass die Bürgerschaft in der Drucksache 22/10676 vom 
24. Januar 2023 unzutreffend über die Vergabe der Klimaschutz-
zertifikate und unvollständig über die Beendigung des Kaufs von 
Klimaschutzzertifikaten aus Nigeria informiert wurde.40 Auch wa-
ren im Zusammenhang mit dem Bau der U5-Ost die Kostendar-
stellungen gegenüber der Bürgerschaft fehlerhaft und teilweise 
intransparent.41 

Im Zuge der Grundinstandsetzung des Ehestorfer Heuwegs wurde 
auf den geplanten Umbau des Verkehrsknotens an der Cuxha-
vener Straße verzichtet, ohne ein vorgesehenes Zustimmungser-
fordernis der Bürgerschaft bei Planungsänderungen zu beachten. 
Schließlich wurde die Bürgerschaft im Baumonitoring unzutreffend 
und unvollständig über die Kosten- und Terminentwicklung dieser 
Baumaßnahme informiert.42 

Darüber hinaus hat der Rechnungshof eine Überlassung von wirt-
schaftlich genutzten Teilflächen einer Sportanlage unterhalb des 
Verkehrswertes festgestellt, für die keine Zustimmung der Bürger-
schaft vorliegt.43

Aktenführung in den Behörden und Ämtern

28.	 Die auf dem Rechtsstaatsprinzip beruhende Verpflichtung zur ord-
nungsgemäßen Aktenführung ist für die Transparenz und Nach-
vollziehbarkeit staatlichen Handelns von zentraler Bedeutung. Sie 
bildet das „Gedächtnis“ der Verwaltung. 

29.	 In seinem Jahresbericht 2023 hatte der Rechnungshof angemahnt, 
dass die Aktenführung in den Behörden und Ämtern vielfach man-
gelhaft ist und verbessert werden muss.44 Die Bürgerschaft hat 
daraufhin gegenüber dem Senat die Notwendigkeit eines ord-
nungsgemäßen Managements von Aufzeichnungen bekräftigt.45

40	 Tz. 846 ff., „Klimaschutzzertifikate aus Nigeria und Indien“.
41	 Tz. 456 ff., „Planung der U5-Ost“.
42	 Tz. 492 ff. und 506 ff., „Grundinstandsetzung Ehestorfer Heuweg“.
43	 Tz. 658 ff., „Gastroflächen und Stege an der Außenalster Entgelte für Immobili-

enüberlassungen“.
44	 Jahresbericht 2023, Tz. 40 ff.
45	 Bürgerschaftsdrucksache 22/13225 vom 16. Oktober 2023.
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30.	 Dass weiterhin Handlungsbedarf besteht, zeigen nicht nur die 
Feststellungen im Jahresbericht 2024 (Tz. 38 ff.), sondern zahl-
reiche aktuelle Dokumentationsmängel zum Beispiel im Zusam-
menhang mit der Förderung der Jugendsozialarbeit (Tz. 226 ff.) 
und der Beratungsstellen im Verbraucherschutz (Tz. 782 ff.), der 
Gewährung von Sozialrabatten auf Zeitkarten des HVV (Tz. 305 
ff.), der Personalsachbearbeitung in Hochschulen (Tz. 975), sowie 
der Freigabe und dem Einsatz von Online-Diensten (Tz. 572 ff.). Im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung von Unterbringungsstand-
orten für Geflüchtete wurden Gespräche und Entscheidungs-
prozesse teilweise nicht, nicht vollständig oder erst verspätet 
dokumentiert (Tz. 282 ff.). Verschiedene Dokumentationsmängel 
wurden auch im Rahmen der Prüfung „Erstmaliger Bezug von Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung“ in der Steuerverwal-
tung festgestellt (Tz. 682 ff.).  

31.	 Vor dem Hintergrund des Ersuchens der Bürgerschaft und der 
wiederholt festgestellten Dokumentationsmängel zeigt sich erneut, 
dass die Anstrengungen zur Verbesserung der Aktenführung 
intensiviert werden müssen.
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II. Einzelne Prüfungsergebnisse

Haushalts- und  
Konzernrechnung 2023

Ausgewiesene  
Ermächtigungsüberschreitungen

Behörden und Ämter 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Behörde für Inneres und Sport hat 
Kosten von 21 Mio. Euro verursacht, ohne 
über ausreichende Ermächtigungen zu 
verfügen. Bereits im Vorjahr hatte sie ihre 
Kostenermächtigungen um 8 Mio. Euro 
überschritten.

Die Behörde für Wirtschaft und Innovation  
hat einen Vorgriff von 6 Mio. Euro ohne 
rechtliche Grundlage getätigt.

Beide Behörden sind nach der Haushalts-
rechnung Verpflichtungen eingegangen, 
ohne über ausreichende Ermächtigungen 
zu verfügen.

Damit haben sie mehrfach gegen das Bud-
getbewilligungsrecht der Bürgerschaft ver-
stoßen.

Bewirtschaftungsgrundsätze

32.	 Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung u. a., 

	– für bestimmte Leistungszwecke Kosten zu verursachen, 

	– für bestimmte Investitions- oder Darlehenszwecke Auszahlun-
gen zu leisten und 

	– Verpflichtungen zulasten künftiger Haushaltsjahre einzugehen. 

Zur Wahrung des Budgetbewilligungsrechts der Bürgerschaft ist 
es von zentraler Bedeutung, die Grenzen der Ermächtigungen zu 
beachten und nicht zu überschreiten. Dementsprechend ist eine 
Kostenermächtigung so zu bewirtschaften, dass sie zur Deckung 
aller Kosten eines Kontenbereichs ausreicht. Dies umfasst auch 
die Vorgabe, dass Mindererlöse durch Minderkosten, d. h. mit nicht 
verbrauchten Kostenermächtigungen, derselben Produktgruppe 
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(PG) aufzufangen sind (vgl. § 37 Absatz 1 LHO). Gleiches gilt für 
den investiven Bereich (vgl. § 37 Absatz 2 LHO). Es gilt der Grund-
satz „Keine Buchung ohne Ermächtigung“. 

Maßnahmen, die zu Kosten in künftigen Haushaltsjahren führen 
können, sind grundsätzlich nur zulässig, wenn der Haushaltsplan 
eine entsprechende Verpflichtungsermächtigung (VE) enthält. Dies 
gilt auch für Maßnahmen, die zu Auszahlungen für Investitionen 
oder Darlehen in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können  
(§ 40 Absatz 1 Sätze 1 und 2 LHO).

33.	 Um die vorgenannten Bewirtschaftungsgrundsätze einzuhalten, 
sind alle Erlöse und Kosten, Einzahlungen und Auszahlungen für 
Investitionen und Darlehen sowie die eingegangenen Verpflich
tungen laufend zu überwachen und zu steuern (Nr. 1.1 VV zu § 37 
LHO). Die Produktgruppen- bzw. Aufgabenbereichsverantwort
lichen nehmen dabei eine herausgehobene Rolle ein. Ihnen obliegt 
die Ressourcenverantwortung. Sie haben zum Beispiel dafür Sor-
ge zu tragen, dass höchstens die im Haushaltsplan veranschlag-
ten Kosten verursacht bzw. investiven Auszahlungen geleistet 
werden (Nr. 3.3 VV zu § 9 LHO). Soweit die Behördenleitung keine 
verantwortlichen Personen bestellt hat, nimmt sie diese Aufgabe 
selbst wahr (§ 9 Absatz 2 LHO). 

34.	 Reichen die von der Bürgerschaft bereits eingeräumten Soll-Be-
wirtschaftungsinstrumente (Inanspruchnahme von Deckungsfä-
higkeiten, Mehrerlösen und Zentralen Ansätzen) nicht aus, darf die 
Verwaltung grundsätzlich erst dann neue Verpflichtungen für das 
laufende Haushaltsjahr eingehen oder Kosten verursachen bzw. 
investive Auszahlungen leisten, wenn die Bürgerschaft dem Nach-
bewilligungsantrag des Senats zugestimmt hat. Der sog. Grund-
satz der Vorherigkeit sichert das Budgetbewilligungsrecht der 
Bürgerschaft in zeitlicher Hinsicht und gewährleistet die Funktion 
des Haushaltsplans als Grundlage für die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der FHH (§ 1 Satz 1 LHO).

35.	 Wird eine Kostenermächtigung dennoch überschritten und auch 
bis zum Abschluss der Bücher nicht nachträglich aufgefangen, 
entsteht ein Fehlbetrag, der auf das nachfolgende Haushaltsjahr 
vorzutragen ist. Dies gilt entsprechend für investive Auszahlungs-
ermächtigungen sowie für den Fall, dass Mindererlöse oder in-
vestive Mindereinzahlungen nicht aufgefangen werden können. 
Reicht die Ermächtigung des Folgejahres zur Deckung des vor-
getragenen Fehlbetrags voraussichtlich nicht aus, ist die Bürger-
schaft im neuen Haushaltsjahr um Nachbewilligung zu bitten (§ 47 
Absatz 3 Sätze 1 und 2 LHO in Verbindung mit Nrn. 2.1.1 und 2.2 
VV zu § 47 Absätze 2 und 3 LHO).
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Überschreitung von Kostenermächtigungen

Fehlbeträge

36.	 Wie bereits im Vorjahr werden auch in der Haushaltsrechnung 
2023 unzulässige Überschreitungen von Kostenermächtigungen 
ausgewiesen. Diese stellen Haushaltsverstöße dar. Die Über-
schreitungen betreffen allesamt die Behörde für Inneres und Sport 
(BIS); sie betragen insgesamt 21 Mio. Euro. Bei zwei betroffenen 
Kontenbereichen lagen bereits im Haushaltsjahr 2022 Überschrei-
tungen vor (siehe nachfolgende Tabelle). Im Vorjahr hatte die BIS 
insgesamt drei Kostenermächtigungen um insgesamt 8,2 Mio. 
Euro überschritten. In allen neun Fällen des Haushaltsjahres 2023 
wurden gemäß § 47 Absatz 3 LHO Fehlbeträge ins Haushaltsjahr 
2024 vorgetragen. 

Kostenermächtigungen der BIS, 
Einzelplan (EP) 8.1 
Produktgruppe (PG)

Soll Ist

Überschreitungen 
Soll – Ist 

(Fehlbetrag des 
Vorjahres)

in Euro

273.01 „Verfassungsschutz“ 
Sonstige Kosten 1.233.698 1.265.525 -31.827

274.01 „Service“ 
Sonstige Kosten 197.987 306.720 -108.733

(-26.032)

274.05 „OWi im Straßenverkehr“ 
Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 4.820.881 6.371.522 -1.550.641

275.11 „Schutz- und Wasserschutzpolizei“ 
Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 15.926.389 16.887.187 -960.798

275.12 „Kriminalpolizei“ 
Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 14.705.131 15.202.488 -497.357

(-1.414.450)

275.13 „Vollzugsunterstützung und Ausbildung“ 
Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 135.343.177 141.338.337 -5.995.159

277. 11 „Einsatzdienst und Gefahrenvorbeugung“ 
Personalkosten 235.106.602 238.785.408 -3.678.806

277. 11 „Einsatzdienst und Gefahrenvorbeugung“ 
Sonstige Kosten 7.501.000 15.173.622 -7.672.622

277. 11 „Einsatzdienst und Gefahrenvorbeugung“ 
Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 70.332.964 70.748.537 -415.573

Summe -20.911.516

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

37.	 In zwei Fällen waren Mindererlöse, die nach § 37 Absatz 1 Satz 
2 LHO durch Minderkosten der Produktgruppe aufzufangen sind, 
ganz oder teilweise ursächlich dafür, dass der vorhandene Soll-
Ansatz nicht ausreichte, um die Ist-Kosten zu decken.1

1	 PG 274.05 „OWi im Straßenverkehr“, Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit: 
sollmindernde SMM-Buchung zum Auffangen von Mindererlösen in Höhe von  
3,7 Mio. Euro in der 14. Buchungsperiode.

	 PG 277. 11 „Einsatzdienst und Gefahrenvorbeugung“, Personalkosten: sollmin-
dernde SMM-Buchung zum Auffangen von Mindererlösen in Höhe von 3,4 Mio. 
Euro in der 14. Buchungsperiode.

Wiederholt 
Kostener­
mächtigungen 
überschritten
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38.	 Der Rechnungshof betrachtet die Entwicklung in der BIS in den 
letzten beiden Jahren mit Sorge. 

Er missbilligt, dass die BIS gegen den in § 37 Absatz 2 Satz 1 
LHO zur Wahrung des Budgetbewilligungsrechts der Bürgerschaft 
verankerten Bewirtschaftungsgrundsatz verstoßen hat, indem sie 
erneut und zudem mit einem höheren Betrag als im Vorjahr Über-
schreitungen von Kostenermächtigungen zugelassen hat. 

39.	 Die Behörden haben die Feststellungen des Rechnungshofs an-
erkannt.

Vorgriff

40.	 Darüber hinaus wird in der Haushaltsrechnung für den Kontenbe-
reich Kosten aus Transferleistungen der PG 270.05 „Hafen“ des 
EP 7 der Behörde für Wirtschaft und Innovation (BWI) eine nach 
Auffassung der Behörde zulässige Ermächtigungsüberschreitung 
von 6,2 Mio. Euro ausgewiesen, für die ein Vorgriff nach §  39 
Absatz 6 Satz 1 LHO gebucht wurde. Der Vorgriff wurde auf die 
nächstjährige Bewilligung für den gleichen Zweck angerechnet. 

41.	 Ein Vorgriff ist dann zulässig, wenn Kosten vorzeitig verursacht 
werden und zur Erfüllung bestehender Verpflichtungen erforder-
lich sind. „Vorzeitig“ verdeutlicht, dass Fälle umfasst sind, in de-
nen eine Überschreitung dadurch entsteht, dass eine Maßnahme 
schneller umgesetzt werden kann als für die Veranschlagung im 
Haushaltsplan angenommen. Bei nicht geplanten zusätzlichen 
Kosten, zum Beispiel weil eine Maßnahme teurer als ursprünglich 
geplant wurde, kommt ein Vorgriff hingegen nicht in Betracht. 

42.	 Die BWI hat den Vorgriff bei der Finanzbehörde damit begründet, 
dass der Baufortschritt bei dem Projekt Venloer Brücken schneller 
vorangehe als erwartet, sodass die dafür vorgesehenen Ermäch
tigungen des Jahres 2023 nicht ausreichen würden. Dies mache 
einen Vorgriff auf die für das Projekt Venloer Brücken vorgesehe-
nen Ermächtigungen des Jahres 2024 in der PG 270.05 „Hafen“ 
im Kontenbereich Kosten aus Transferleistungen erforderlich. Der 
von der BWI im Antrag aufgezeigte Mittelabfluss des Projektes 
zeigte u. a. Kosten im September 2023 von 4,47 Mio. Euro so-
wie einen voraussichtlichen Fehlbetrag von 8,59  Mio. Euro. Die 
Finanzbehörde hat diesem Antrag mit der Maßgabe zugestimmt, 
dass die Mittel im Rahmen des Jahresabschlusses in der tatsäch-
lich erforderlichen Höhe gebucht werden. Im Ergebnis wurde ein 
Vorgriff von 6,2 Mio. Euro getätigt.

43.	 Auch in der Haushaltsrechnung hat die BWI angegeben, dass 
der Vorgriff auf Mittel des Folgejahrs benötigt worden sei, um den 
außerplanmäßig schnellen Baufortschritt bei dem Projekt Venloer 
Brücken auszugleichen. 

Dementgegen gab sie an anderer Stelle an, dass ein Teil der be-
treffenden Ermächtigung dazu diente, die Globalen Minderkosten 
aufzulösen.
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44.	 Die Ermächtigungsüberschreitung in Höhe von 6,2 Mio. Euro ist – 
anders als von der BWI gegenüber der Finanzbehörde und in der 
Haushaltsrechnung angegeben – nicht auf einen schnelleren Bau-
fortschritt zurückzuführen. Ein Vorgriff nach § 39 Absatz 6 Satz 1 
LHO war unzulässig:

	– Obwohl zu diesem Zeitpunkt das vorhandene Soll bereits um 
3,2 Mio. Euro überschritten war (also keinerlei verfügbare Er-
mächtigungen vorlagen), hat die BWI am 26. März 2024 – rund 
eine Woche vor Buchung des Vorgriffs – das Soll der betreffen-
den Ermächtigung um 3 Mio. Euro abgesenkt und hiermit ei-
nen Teil ihrer geplanten Globalen Minderkosten ausgeglichen. 
Durch diesen Sollübertrag hat sich die Ermächtigungsüber-
schreitung auf 6,2 Mio. Euro erhöht. Der gebuchte Vorgriff be-
wirkte mithin teilweise nicht die Deckung vorzeitig verursachter 
Kosten, sondern den Ausgleich der Globalen Minderkosten.

PG 268.04 „Zentraler Ansatz“
2023

PG 270.05 „Hafen“
2023

PG 270.05 „Hafen“
2024

Globale Minderkosten
Kosten aus 

Transferleistungen

Vorgriff
6,2 Mio. Euro

3.4.2024

Wirkung
3 Mio. Euro

SUB-Buchung
3 Mio. Euro
26.3.2024

Kosten aus 
Transferleistungen

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

Auch die Buchung zur Übertragung der geplanten Ansätze 
(sog. Sollübertragungs- (SUB-)Buchung) vom 26. März 2024 
war unzulässig. Wo kein Soll verfügbar ist, kann auch kein Soll-
übertrag gebucht werden. Im selben Aufgabenbereich (AB 270) 
lagen an anderer Stelle Minderkosten in einem Gesamtvolu-
men von 25 Mio. Euro vor, die die BWI als Rest ins Folgejahr 
übertragen hat. Die Globalen Minderkosten hätten also ander-
weitig ausgeglichen werden können.

	– Schließlich können auch die verbleibenden Mehrkosten von 
3,2  Mio. Euro nicht mit einem schnelleren Baufortschritt der 
geplanten Instandsetzungsmaßnahme begründet werden. 
So hat die BWI – anders als im späteren Antrag gegenüber 
der Finanzbehörde dargestellt – am 29. September 2023 eine 
Rechnung der HPA in Höhe von 4,47 Mio. Euro für Instandhal-
tungsmaßnahmen an den Venloer Brücken in den Jahren 2019 
bis 2021 beglichen, die aufgrund des verzögerten Beginns 
der Hauptbaumaßnahme erforderlich waren. Diese Instand-
haltungskosten wurden ausweislich eines Vermerks der BWI 
neben den geplanten Instandsetzungskosten für die Baumaß-
nahme in Höhe von ca. 86,2 Mio. Euro verursacht.

45.	 Im Ergebnis lagen die Voraussetzungen für die Buchung eines Vor-
griffs nach § 39 Absatz 6 Satz 1 LHO nicht vor. Damit handelt es 
sich – wie auch bei den neun Fällen der BIS – um eine unzulässige 
Ermächtigungsüberschreitung in Höhe von 6,2 Mio. Euro.

Unzulässiger 
Haushalts­
vorgriff getätigt
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46.	 Der Rechnungshof hat 

	– die Buchung eines Sollübertrags zum Ausgleich der Globalen 
Minderkosten, ohne dass Ermächtigungen hierfür verfügbar 
waren, als Verstoß gegen § 37 Absatz 3 Satz 1 LHO,

	– die Buchung eines Vorgriffs, ohne dass die Voraussetzungen 
hierfür vorlagen, als Verstoß gegen § 39 Absatz 6 Satz 1 LHO, 

	– die von der BWI verursachte Ermächtigungsüberschreitung als 
Verstoß gegen den in § 37 Absatz 2 Satz 1 LHO verankerten 
Bewirtschaftungsgrundsatz sowie 

	– die unzutreffende Information der Bürgerschaft in der Haus-
haltsrechnung sowie die unzutreffende Begründung der BWI 
im Antrag gegenüber der Finanzbehörde

beanstandet.

Der Rechnungshof hat die BWI aufgefordert, die haushaltsrecht
lichen Bestimmungen zu beachten.

47.	 Die Behörde hat die dargestellten Sachverhalte bestätigt. 

Die Finanzbehörde hat zum Ausdruck gebracht, dass sie bei ih-
rer Entscheidung über den beantragten Vorgriff keine Kenntnis 
von der beabsichtigten Übertragung der Globalen Minderkosten 
und von etwaigen Kostensteigerungen hatte. Sie hätte in Kenntnis  
dieser Umstände aus haushaltsrechtlichen Gründen dem Vor-
griffsantrag zumindest nicht vollen Umfangs stattgegeben.
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Überschreitung von Verpflichtungsermäch-
tigungen

48.	 In der Haushaltsrechnung 2023 werden drei Überschreitungen im 
Zusammenhang mit VE ausgewiesen. VE-Überschreitungen stel-
len ebenfalls Haushaltsverstöße dar:

Verpflichtungsermächtigungen (VE)
Soll Ist ausgewiesene  

VE-Überschreitung

in Euro

Fall 1: BWI, EP 7 
AB 270 „Hafen und Innovation“
VE für Investitionsprogramm 
„Inv. i.Z.m. Zuw. Seehäfen – Hafenlasten“

-8.841.983 0 -8.841.983

Erläuterung in der Haushaltsrechnung: keine

Fall 2: BWI, EP 7
AB 271 „Wirtschaft“
VE für Einzelinvestition „IPCEI Wasserstoff Projekt HGHH“

45.338.000 46.244.339 -906.339

Erläuterung in der Haushaltsrechnung: „Die VEs wurden über die gesamte Laufzeit des Projektes in voller 
Höhe verwendet.“

Fall 3: BIS, EP 8.1
PG 272.02 „Katastrophen- und Bevölkerungsschutz“
VE für Sonstige Kosten

0 3.387.807 -3.387.807

Erläuterung in der Haushaltsrechnung: 
„Mit der Drucksache 22/12924 […] wurden VEs im Kontenbereich Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
eingeworben [5,2 Mio. Euro]. Die tatsächlichen Umsetzungsdetails, u. a. auch hinsichtlich der richtigen 
Kontierung […] standen zum Zeitpunkt der Drucksachenerstellung aufgrund der hochdynamischen Lage 
[…] noch nicht abschließend fest. Im Zuge der Konkretisierung […] haben sich noch abweichende  
Buchungserfordernisse ergeben, die VEs waren infolgedessen dem Kontenbereich Sonstige Kosten  
zuzuordnen …“ 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

49.	 Zu den Fällen 1 und 2: Die Haushaltsrechnung 2023 enthält für 
die Überschreitungen der BWI keine bzw. nur eine inhaltsleere Er-
läuterung. Der Fall 1 ist besonders erklärungsbedürftig, weil hier 
die Überschreitung auf dem ersten Blick nicht auf das Eingehen 
von Verpflichtungen (Ist = 0 Euro), sondern eher technisch auf den 
Ausweis eines negativen Sollwertes zurückzuführen ist. Die BWI 
hat zum Jahresende VEs in einem Gesamtvolumen von 8,8 Mio. 
Euro zur Verstärkung verschiedener Ermächtigungen im Zusam-
menhang mit Landstromanlagen und den sonstigen Investitionen 
des AB 270 „Hafen und Innovation“ per Sollübertrag umgebucht, 
obwohl bei der abgebenden Buchungsposition, hier der VE für 
das Investitionsprogramm „Investitionen im Zusammenhang mit 
Zuwendungen Seehäfen – Hafenlasten“, keinerlei VE vorhanden 
waren. Ein solches Vorgehen ist unzulässig. Ist kein Soll verfüg-
bar, kann auch kein Sollübertrag gebucht werden. Die Behörde 
hat den Fehler eingeräumt und vorgetragen, dass der Sollübertrag 
irrtümlich vom falschen Investitionsprogramm erfolgt sei. Die Ver-
stärkung hätte zulasten des Investitionsprogramms „Hafeninvesti­
tionen“ erfolgen sollen. 

Verpflichtungs­
ermächtigungen 
überschritten
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50.	 Zu Fall 3: Die Begründung der BIS ist nachvollziehbar. Sie hatte 
die Bedarfe gegenüber der Bürgerschaft dargestellt und eine VE 
eingeworben – allerdings für einen anderen Kontenbereich der-
selben Produktgruppe. Da die LHO auch für das Eingehen von 
Verpflichtungen als Ermächtigungsebene den jeweiligen Konten-
bereich vorsieht, handelt es sich gleichwohl um einen Haushalts-
verstoß. 

51.	 Der Rechnungshof hat als Verstoß gegen § 40 Absatz 1 Sätze 1 
und 2 LHO beanstandet, dass die oben genannten Behörden Ver-
pflichtungen eingegangen sind, ohne an entsprechender Stelle 
über die erforderlichen Ermächtigungen der Bürgerschaft zu ver-
fügen.

52.	 Die Behörden haben die Feststellungen des Rechnungshofs an-
erkannt. 
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Verdeckte Ermächtigungs
überschreitungen

Behörden und Ämter 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Behörden und Ämter haben verdeckt Kosten 
verursacht und sind verdeckt Verpflichtun-
gen eingegangen, ohne über ausreichende 
Ermächtigungen zu verfügen. Sie haben es 
unterlassen, bei nicht ausgeglichenen Min-
dererlösen und -einzahlungen Fehlbeträge 
ins Folgejahr vorzutragen.

Damit haben sie gegen das Budgetbewilli-
gungsrecht der Bürgerschaft verstoßen.

Vorbemerkung

53.	 Der Rechnungshof geht regelmäßig auch der Frage nach, ob es im 
betreffenden Haushaltsjahr verdeckte Ermächtigungsüberschrei-
tungen gegeben hat. Diese können Folge von Mängeln in der 
Soll- oder Ist-Bewirtschaftung sein. Verdeckte Überschreitungen 
sind weder unterjährig noch zum Abschluss eines Haushaltsjah-
res in der Haushaltsrechnung sichtbar. Sie liegen vor, wenn der 
Ermächtigungsrahmen ausweislich der Haushaltsrechnung zwar 
numerisch eingehalten wurde, dies aber nur unter Verstoß gegen 
haushaltsrechtliche Regelungen gelungen ist.

Soll-Bewirtschaftung

Mindererlöse und Mindereinzahlungen

54.	 Die LHO gibt vor, dass in der Bewirtschaftung Mindererlöse durch 
Minderkosten derselben Produktgruppe (PG) und Mindereinzah-
lungen durch Minderauszahlungen für den jeweiligen Investitions- 
oder Darlehenszweck aufzufangen sind. Können sie nicht auf diese 
Weise ausgeglichen werden, ist ein Fehlbetrag ins Folgejahr vorzu-
tragen (siehe Bewirtschaftungsgrundsätze Tz. 32 ff.). Ausnahmen 
sehen die haushaltsrechtlichen Regelungen nicht vor. Mindererlöse 
bzw. -einzahlungen liegen vor, wenn die tatsächlichen Erlöse einer 
Produktgruppe bzw. Einzahlungen zu einer investiven Auszahlungs-
ermächtigung geringer sind als geplant (Ist < Soll). 

55.	 Im Haushaltsjahr 2023 konnten nicht alle Mindererlöse und Minder-
einzahlungen durch Minderkosten bzw. Minderauszahlungen auf-
gefangen werden. In der Folge hätten gemäß § 47 Absatz 3 LHO 
Fehlbeträge vorgetragen werden müssen. Dies ist in keinem Fall 
geschehen, sodass verdeckte Ermächtigungsüberschreitungen 
vorliegen. Es handelt sich um folgende Mindererlöse und Minder-
einzahlungen:

Keine Fehl­
beträge  
vorgetragen 
trotz Minder­
erlösen und 
-einzahlungen
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Erlöse/ Einzahlungen
Soll Ist Mindererlös/ 

-einzahlung

in Euro

EP 9.1, PG 280.01 „LB Immobilienmanagement“ 66.982.974 0 66.982.974

Erläuterung in der Haushaltsrechnung:
„Die Abweichung ist auf den Verzicht auf die geplante Gewinnabführung aufgrund der Ertrags- und Liquidi-
tätsentwicklung des LIG im Berichtsjahr zurückzuführen. Soweit möglich, wurden diese Mindererlöse durch 
Minderkosten innerhalb der PG kompensiert.“

EP 9.2, AB 283 Einzelinvestition 
„Entn. SoV Altersversorgung FHH“ 65.150.000 0 65.150.000

Erläuterung in der Haushaltsrechnung:
„Das Sondervermögen für Altersversorgung ist im haushaltsrechtlichen Sinn eine Beteiligung des 
Kernhaushalts. Entnahmen aus dem Sondervermögen – soweit sie nicht aus Überschüssen des Sonder-
vermögens gespeist werden, sondern eine Minderung von dessen Eigenkapital darstellen – sind Investiti-
onseinzahlungen (Desinvestition). Die geplanten Entnahmen aus dem Sondervermögen Altersversorgung 
waren aufgrund veränderter Vorgaben der VV Bilanzierung als Erlöse aus Gewinnabführung zu buchen. 
Daher wurde keine entsprechende Einzahlung aus dem Sondervermögen Altersversorgung gebucht. [In 
der PG 283.06 „Versorgung“ werden dementsprechend spiegelbildlich (nicht in zusätzliche Kostenermäch-
tigungen umgewandelte) Mehrerlöse in entsprechender Höhe ausgewiesen.]“ 

EP 4, AB 259, Darlehen 
„Tilgung IFB Hamburg“ 
„Norddt. Gesellschaft f. Diakonie“

 
1.277.997 

5.113

 
492.749 

0

 
785.249 

5.113

Erläuterungen in der Haushaltsrechnung:
„Die Differenz für die Tilgung IFB Hamburg resultiert aus einer vorzeitigen Ablösung eines Darlehens der 
Hamburgischen Investitions- und Förderbank für eine geförderte vollstationäre Pflegeeinrichtung. Da es 
sich buchungstechnisch um den Rückfluss von Ausleihen eines Darlehens an die Norddeutsche Gesell-
schaft für Diakonie e.V. handelt, wird das Ist 2023 als Einzahlung bei den Sonstigen Investitionen abgebildet.“

EP 4, AB 254, Darlehen 
„OEG Darlehen“

0 -2.167 2.167

Erläuterung in der Haushaltsrechnung:
„Die Darstellung des ausgewiesenen Ist 2023 ist technisch bedingt (es handelt es sich um Buchungen im 
Zusammenhang mit Altfällen). Aufgrund einer Korrekturbuchung wird das Ist 2023 mit einem negativen Vor-
zeichen ausgewiesen. Entsprechende Ermächtigungen wurden bei den Darlehen des AB 253 vorgehalten.“

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Haushaltsrechnung 2023

Der Rechnungshof hat die unterbliebenen Vorträge von Fehlbeträ-
gen als Verstoß gegen § 47 Absatz 3 LHO in Verbindung mit § 37 
Absatz 1 Satz 2 LHO und § 37 Absatz 2 Satz 2 LHO beanstandet 
und die Behörden aufgefordert, die entsprechenden Bewirtschaf-
tungsvorschriften einzuhalten. Ist absehbar, dass Mindererlöse 
oder Mindereinzahlungen nicht im Rahmen der Soll-Bewirtschaf-
tung aufgefangen werden können, ist rechtzeitig ein Nachbewil-
ligungsantrag an die Bürgerschaft zu richten. Andernfalls ist ein 
Fehlbetrag vorzutragen. Geschieht dies nicht, handelt es sich um 
eine verdeckte Ermächtigungsüberschreitung.

56.	 Die Behörden haben die dargestellten Sachverhalte bestätigt. Die 
Finanzbehörde gab an, dass sie keinen Rechtsverstoß erkenne. 
Es sei lediglich vorgeschrieben, ausgebliebene Erlöse oder Ein-
zahlungen in Höhe der veranschlagten Kosten- bzw. Auszah-
lungsermächtigungen auf der jeweiligen Ermächtigungsebene 
aufzufangen. Für darüber hinausgehende Mindererlöse bzw. Min-
dereinzahlungen in der jeweiligen Produktgruppe oder bei der 
jeweiligen investiven Ermächtigung bestehe keine Verpflichtung, 
einen Nachbewilligungsantrag an die Bürgerschaft zu richten oder 
einen Fehlbetrag vorzutragen.
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57.	 Der Rechnungshof weist darauf hin, dass es nach § 47 Absatz 3 
LHO allein darauf ankommt, dass ein Auffangen von Mindererlö-
sen bzw. Minderauszahlungen nicht erfolgt ist. Die Gründe hierfür –  
wie zum Beispiel über die veranschlagten Kostenermächtigungen 
hinausgehende Mindererlöse – sind unerheblich. Fehlt der Aus-
gleich, ist in jedem Fall nach § 47 Absatz 3 LHO ein Fehlbetrag auf 
das Folgejahr vorzutragen.2 Ausnahmen lässt die LHO nicht zu. 
Reicht die Ermächtigung im Folgejahr zur Deckung eines Fehlbe-
trags nicht aus, bedarf es einer Nachbewilligung.3 Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass im Gesamthaushalt auf Dauer nicht mehr 
Kosten verursacht werden, als Erlöse vorhanden sind.

58.	 Die Argumentation der Finanzbehörde läuft darauf hinaus, dass 
die Regel – Mindererlöse in der Produktgruppe durch Minderkos-
ten auszugleichen oder einen Fehlbetrag vorzutragen – auf solche 
Produktgruppen beschränkt werden würde, bei denen Minderkos-
ten durch Einsparungen zumindest rechnerisch möglich sind. Die-
se Sichtweise erscheint auf den ersten Blick plausibel. Sie hätte 
aber zur Folge, dass die Mindererlöse durch den Gesamthaushalt 
aufgefangen werden müssten. Gelänge dies nicht, würde sich auf 
Ebene des Gesamthaushalts ein Defizit einstellen, das in künftigen 
Haushaltsjahren wieder auszugleichen wäre. 

59.	 Einen solchen Ausgleichsmechanismus für Mindererlöse sieht die 
Landeshaushaltsordnung allerdings nicht vor. § 79 Absatz 1 Satz 
2 LHO regelt, dass sich der Fehlbetrag im Gesamthaushalt nur 
aus der Summe der vorzutragenden Fehlbeträge nach § 47 Absatz 
3 LHO auf Ebene der Produktgruppen ergibt. Für diese Fälle ist 
zwingend eine bilanzielle Ermächtigungsvorbelastung zu bilden. 
Eine anderweitige haushalterische Behandlung zum Ausgleich 
von Fehlbeträgen im Gesamthaushalt ist nicht vorgesehen.

Mit anderen Worten: Würde man – wie hier von der Finanzbehör-
de vertreten – auf Ebene einer Produktgruppe auf die Pflicht zum 
Ausgleich oder alternativ auf den Vortrag eines entsprechenden 
Fehlbetrags verzichten, würde die Pflicht zum Haushaltsausgleich 
immer dann aufgegeben, wenn auf Ebene des Gesamthaushalts 
Mindererlöse nicht gedeckt werden können. Es könnten im Ergeb-
nis mehr Kosten verursacht werden, als tatsächlich Erlöse vorhan-
den sind. 

Auch wenn die isolierte Sicht der Finanzbehörde auf den ersten 
Blick zu überzeugen scheint, so ist das Ergebnis, dass an keiner 
anderen Stelle ein Mechanismus für eine entsprechende Kosten-
einsparung greift, nicht hinnehmbar. 

60.	 Die Regelung, dass Defizite in der Produktgruppe und nur dort 
verortet werden, ist in der doppischen Landeshaushaltsordnung 
verankert worden, weil dadurch die dezentrale Verantwortung für 
die Erzielung der geplanten Erlöse gestärkt werden sollte. Damit 
ist verbunden, dass die Finanzbehörde nicht entscheiden kann, ob 

2	 Siehe auch Nr. 2.1.1 VV zu § 47 Absätze 2 und 3 LHO.
3	 Siehe Bürgerschaftsdrucksache 20/8400 vom 18. Juni 2013, S. 96.
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auf einen Ausgleich oder den Vortrag eines Fehlbetrags verzichtet 
werden kann. Dies gilt jedenfalls dann, sofern es im Gesamthaus-
halt keine anderweitige Deckung gibt. Für diese Fälle müsste in  
§ 79 LHO ein Auffangtatbestand formuliert werden, der dafür 
sorgt, dass im Gesamthaushalt Ermächtigungen in der Höhe, in 
der Mindererlöse nicht ausgeglichen werden konnten, in künftigen 
Haushaltsjahren „eingespart“ werden müssen.

Eine solche Regelung würde allerdings zu einem Dilemma hin-
sichtlich der Steuerungswirkung führen: Man würde die Behörden 
aus ihrer Ressourcenverantwortung entlassen und es würde der 
Finanzbehörde als Gesamtverantwortliche obliegen, für die erfor-
derlichen Einsparungen zu sorgen.

Der Rechnungshof will mit der Finanzbehörde – auch angesichts 
der fortbestehenden Differenzen bei der rechtlichen Beurteilung –  
die Gespräche auf Arbeitsebene fortsetzen und nach einer sach-
gerechten und rechtlich einvernehmlich beurteilten Lösung su-
chen.

Inanspruchnahme von Deckungsfähigkeiten

61.	 Die stichprobenartige Überprüfung der ordnungsmäßigen Inan-
spruchnahme von Deckungsfähigkeiten offenbarte vier budget-
rechtsrelevante Mängel, die der Rechnungshof beanstandet hat. 
Deckungsfähigkeiten wurden gebucht, ohne dass es hierfür eine 
Rechtsgrundlage gab. Vorhandene Deckungsfähigkeitsrahmen 
wurden überschritten. Deckungsfähigkeitsbuchungen (DEF-Bu-
chungen) wurden vorgenommen, obwohl die Deckungsmittel nicht 
verfügbar waren. Schließlich wurden Kettenbuchungen getätigt. 
In allen festgestellten Fällen wären ohne die unzulässigen DEF-
Buchungen Ermächtigungsüberschreitungen bei den verstärkten 
Kontenbereichen sichtbar:

Verstärkte Ermächtigung

Höhe der  
verdeckten 

Überschreitung
in Euro

EP 8.1, PG 274.03 „Ausländerangelegenheiten“,  
Sonstige Kosten 4.000.000

EP 8.1, PG 275.12 „Kriminalpolizei“, 
Kosten aus lfd. Verwaltungsfähigkeit 20.000

EP 7, PG 268.01 „Steuerung und Service“,  
Personalkosten 180.000

EP 1.3, PG 210.01 „Einwohner- und Personenstandswesen“, 
Sonstige Kosten 6.000

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

62.	 Die Behörden und das Bezirksamt haben die Feststellungen des 
Rechnungshofs anerkannt.

Sachliche Bindung 
nicht beachtet
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Ist-Bewirtschaftung

Kosten und Auszahlungen

63.	 Der Rechnungshof hat zudem verdeckte Ermächtigungsüber-
schreitungen festgestellt, die Folge von Mängeln in der Ist-Be-
wirtschaftung sind. Das betrifft weiterhin die im eingeschränkten 
Bestätigungsvermerk kritisierten Mängel im Zusammenhang mit 
den Bilanzposten „Geleistete Anzahlungen auf immaterielle Ver-
mögensgegenstände“ und „Geleistete Anzahlungen auf Sachan-
lagen und Anlagen im Bau“. Außerdem ist vom Sondervermögen 
Stadt und Hafen übertragenes Infrastrukturvermögen nicht voll-
ständig in der Bilanz der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) 
erfasst. Nicht bilanziert werden im Übrigen diverse Brücken- und 
Tunnelbauwerke, die bisher in der Zuständigkeit der Bezirke la-
gen. Aufgrund dieser Fehler sind auch im Haushaltsjahr 2023 
planmäßige Abschreibungen unterblieben. Da in den betreffenden 
Produktgruppen4 keine oder nur sehr geringe Ermächtigungen zur 
Verfügung standen, hätten diese nicht ausgereicht, um die Ab-
schreibungskosten zu decken. Ohne anderweitige Deckung wären 
Ermächtigungsüberschreitungen die Folge gewesen. 

Verpflichtungen

64.	 Zur Ausführung des Haushaltsplans gehört nicht nur das ord-
nungsmäßige Buchen von Kosten und Auszahlungen für Investi-
tionen und Darlehen, sondern grundsätzlich auch das Dokumen-
tieren von zulasten künftiger Jahre eingegangener Verpflichtungen 
im „Ist“. 

Geht die Verwaltung in den Fällen, in denen eine VE erforderlich 
ist, Verpflichtungen zulasten künftiger Haushaltsjahre ein, ohne 
dies im Ist zu buchen und ohne über ausreichende VE der Bürger-
schaft im Soll zu verfügen, liegen verdeckte Ermächtigungsüber-
schreitungen vor.

65.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass Behörden und Ämter 
Zuwendungsbescheide erlassen haben oder vertragliche Ver-
pflichtungen eingegangen sind, die in künftigen Jahren zu Aus-
zahlungen führen können, ohne das Eingehen der Verpflichtungen 
im Ist zu buchen, wodurch die Haushaltsrechnung 2023 in Teilen 
unvollständig ist. Geprüft wurden Verpflichtungen mit einem Volu-
men von mehr als 1 Mio. Euro im Einzelfall. 

4	 PGen 219.02, 207.02, 211.02 „Sozialraummanagement“; PGen 211.03, 231.03 
„Jugend- und Familienhilfe“; PGen 220.03, 232.03, 212.03, 224.03, 228.03 „Ma-
nagement des öffentlichen Raums“; PG 298.01 „Bezirksverwaltung“; PG 251.01 
„Kultur“; PG 254.06 „Kindertagesbetreuung“; PG 270.05 „Hafen“; PG 301.02 
„Straßen und Brücken“; PG 291.11 „Wasser, Abwasser und Geologie“, PG 
301.01 „Regionale u. überreg. Verkehrsangel.“.

Ermächtigungen 
durch Mängel 
in der Anlagen­
buchhaltung 
verdeckt über­
schritten
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66.	 Bei den folgenden VE hätten die vorhandenen Soll-Ansätze – so-
weit vorhanden – nicht zur Deckung der eingegangenen Verpflich-
tungen ausgereicht: 

	– Sozialbehörde: PG 255.02 „Arbeitsmarktpolitik“, PG 255.03 
„Integration, Opferschutz, Zivilgesellschaft“, PG 259.02 „Ge-
sundheitliche Versorgung, Pflege und Senioren“ und PG 
253.03 „Wohnungslosenhilfe“ jeweils VE für Kosten aus Trans­
ferleistungen;

	– Behörde für Kultur und Medien: PG 251.02 „Künste, kulturelles 
Leben, Kreativwirtschaft“, PG 251.05 05 „PG Elbphilharmonie 
und Laeiszhalle“ jeweils VE für Kosten aus Transferleistungen, 
AB 251 „Kultur“ VE für Sonstige Investitionen;

	– Behörde für Schule und Berufsbildung: AB 238 „Steuerung und 
Service“ VE für Sonstige Investitionen;

	– Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und 
Bezirke: PG 247.15 „Forschungseinrichtungen“, PG 247.13 
„Hochschulen II“ und PG 247.17 „Infrastruktur für Studierende 
und BAföG“ jeweils VE für Kosten aus Transferleistungen;

	– Bezirksamt Hamburg-Mitte: PG 207.02 „Sozialraummanage-
ment“ VE für Kosten aus Transferleistungen, AB 207 „Soziales, 
Jugend und Gesundheit“ VE Sanierung Bürgerhaus Wilhelms­
burg sowie Sonstige Investitionen;

	– Finanzbehörde: PG 279.01 „FHH-weite Dienste“ VE für Kosten 
aus lfd. Verwaltungstätigkeit.

Bei ordnungsmäßiger Buchung der VE im Ist wären (ohne ander-
weitige Deckung) signifikante VE-Überschreitungen auszuweisen 
gewesen, was der Rechnungshof ebenfalls beanstandet hat.

67.	 Die Behörden und das Bezirksamt haben die dargestellten Sach-
verhalte bestätigt. 

68.	 Fünf der 44 kritisierten Zuwendungsbescheide aus dem Jahr 
2023 beinhalteten eine Nebenbestimmung, nach der die Bewilli-
gung unter dem Vorbehalt steht, dass die Bürgerschaft vor dem 
1.  Januar 2024 keine Änderungen der für 2024 veranschlagten 
Haushaltsmittel beschließt. Aufgrund dieser – ausschließlich von 
der Sozialbehörde verwendeten – „Haushaltsvorbehalte“ hat die 
Behörde das Einwerben einer VE nicht für notwendig erachtet. Die 
Finanzbehörde gab zu diesen fünf Fällen der Sozialbehörde an, 
dass sie die Bewertung des Rechnungshofs nicht teile und be-
gründete dies insbesondere damit, dass 

	– die aufschiebende Bedingung gemäß § 36 Absatz 2 Nummer 2  
HmbVwVfG dazu führe, dass die (äußere) Wirksamkeit der 
Zuwendungsbescheide zugleich mit einer entsprechenden 
schwebenden (inneren) Unwirksamkeit und damit auch man-
gelnden Vollziehbarkeit einhergehe;

VE durch Mängel 
in der Ist-Bewirt­
schaftung verdeckt 
überschritten 
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	– diese Zuwendungsbescheide damit keine Auswirkung auf das 
Budgetrecht der Bürgerschaft hätten; sie könnten rechtlich 
nicht zu einer Auszahlung im Sinne von § 46 Absatz 1 Satz 1 
LHO führen, wenn die aufschiebende Bedingung nicht eintritt;

	– die aufschiebende Bedingung erst eintrete, wenn der Haus-
haltsplan durch Beschluss der Bürgerschaft in Kraft gesetzt 
worden sei. Die Bürgerschaft entscheide damit mittelbar über 
die Wirksamkeit des Zuwendungsbescheids mit entsprechen-
der aufschiebender Bedingung. Der Zuwendungsbescheid 
entfalte frühestens dann erst seine rechtliche (innere) Wirkung. 
Erst ab diesem Zeitpunkt könnten Ansprüche der Zuwendungs-
empfangenden geltend gemacht werden. Damit werde auch in 
solchen Fällen das Budgetrecht der Bürgerschaft gewahrt.

69.	 Der Rechnungshof weist darauf hin, dass aus haushaltsrechtli-
cher Sicht die Wahrscheinlichkeit einer Auszahlung in der Zukunft 
maßgeblich ist („führen können“; siehe Tz. 32). Dies ist mit der 
Bekanntgabe und der äußeren Rechtswirksamkeit des Zuwen-
dungsbescheids gegeben. Es bedarf für die Auszahlung keines 
weiteren Bescheides. 

Dem Argument der Finanzbehörde, dass es die Bürgerschaft 
selbst sei, die die Zuwendungsbescheide mit dem Beschluss über 
die Feststellung des Haushaltsplans wirksam werden lasse, hält 
der Rechnungshof entgegen, dass der Haushaltsplan 2023/2024 
bereits beschlossen war, als die Bescheide erlassen wurden.  
Auszahlungen in künftigen Haushaltsjahren waren damit nahezu 
sicher. 

Die von der Finanzbehörde dargestellte mittelbare Entscheidung 
der Bürgerschaft über die Wirksamkeit einzelner Zuwendungsbe-
scheide ist nicht mit dem hamburgischen Produkthaushalt verein-
bar. Die Bürgerschaft ermächtigt konsumtiv nicht auf der Ebene 
einzelner Zuwendungen. Die sachliche Bindung erstreckt sich 
auf aggregierte Leistungszwecke in Verbindung mit Kontenberei-
chen. Wird zum Beispiel der von der Bürgerschaft ursprünglich 
beschlossene Ansatz des Kontenbereichs Kosten aus Transfer­
leistungen einer Produktgruppe im Zuge einer Nachbewilligung 
abgesenkt, ist damit keine (mittelbare) Entscheidung verbunden, 
für welchen von mehreren Zuwendungsempfangenden Haushalts-
mittel zur Verfügung stehen und für welchen nicht. 

Haushaltsvorbehalte in Zuwendungsbescheiden und Verpflich
tungsermächtigungen im Haushaltsplan stellen zwei voneinander 
unabhängige rechtliche Instrumente in unterschiedlichen Bezie-
hungen – zum einen zwischen Zuwendungsempfangenden und 
Zuwendungsgebenden, zum anderen zwischen Senat und Bür-
gerschaft – dar. Demzufolge können Haushaltsvorbehalte auch 
nicht die grundsätzliche Notwendigkeit einer VE ersetzen. 

70.	 Selbst wenn das Budgetrecht der Bürgerschaft in diesen Fäl-
len im Wesentlichen gewahrt bliebe, widerspricht die lediglich in 
der Sozialbehörde vorgefundene Praxis doch der gegenwärtigen 
Rechtslage. Mit dem Ziel, eine haushaltsrechtskonforme wie auch 
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praxistaugliche Lösung zu erreichen, hat der Rechnungshof im 
Prüfungsverfahren vorgeschlagen, Zuwendungen, die in Folge
jahren zu Kosten führen können, bis zu einem bestimmten Zuwen-
dungsbetrag in den Verwaltungsvorschriften zu § 40 LHO als „lau-
fende Geschäfte“ zu definieren, sofern der Leistungszweck nach 
§ 16 LHO bestehen bleibt. Damit würde der Verwaltungsaufwand 
geringgehalten und das Erfordernis einer VE in bedeutenden Fäl-
len bestehen bleiben.
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Temporäre Ermächtigungs
überschreitungen

Behörden und Ämter 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Behörden und Ämter haben unterjährig 
Kosten verursacht, ohne über ausreichen-
de Deckungsmittel zu verfügen. Zum Teil 
haben sie Ermächtigungen überschritten, 
bevor die Bürgerschaft zusätzliche Mittel 
nachbewilligt hat. Damit haben sie gegen 
das Budgetbewilligungsrecht der Bürger-
schaft verstoßen.

71.	 Die unterjährigen Ermächtigungsüberschreitungen der Behörden 
und Ämter stehen seit Jahren im Fokus des Rechnungshofs. Auch 
deshalb hatte die Bürgerschaft den Senat 2023 ersucht, Maßnah-
men einzuleiten, die sicherstellen, dass unterjährige Überschrei-
tungen von Ermächtigungen – insbesondere solche, die für die 
Verwaltung frühzeitig vorhersehbar sind – künftig unterbleiben.5

Der Rechnungshof hatte im Jahresbericht 2024 seine Erwartung 
geäußert, dass die Behörden und Ämter zeitnah ein funktionie-
rendes Budgetcontrolling und -berichtswesen implementieren, auf 
dessen Basis die nach § 9 Absatz 2 LHO verantwortlichen Perso-
nen ihrer Verantwortung zur Vermeidung unterjähriger Ermächti-
gungsüberschreitungen nachkommen.

72.	 In Bezug auf das Haushaltsjahr 2023 hat der Rechnungshof noch 
zahlreiche unterjährige Überschreitungen von Kostenermächti-
gungen festgestellt. Gegenüber dem Vorjahr ist die Anzahl aller-
dings rückläufig.

73.	 Bei 121 Ermächtigungen haben die Produktgruppenverantwort-
lichen der Behörden und Ämter temporäre Überschreitungen 
von wenigstens 0,5  Mio. Euro zum Ende mindestens einer Bu-
chungsperiode zugelassen. Quantitativ bedeutsame temporäre 
Überschreitungen lagen damit in rund jedem neunten bebuchten 
Kontenbereich (11 %) vor. Im Vorjahr betraf dies noch jede sieb-
te Kostenermächtigung. Während in den EP 1.01 bis 1.04 sowie  
6.2 erfreulicherweise keine entsprechenden Fälle festgestellt wur-
den, hat der Rechnungshof in den EP 2, 3.1, 4 und 8.1 zum Teil 
deutlich mehr als zehn bedeutsame temporäre Überschreitungen 
je Einzelplan vorgefunden. Vor allem hier sind die Produktgrup-
penverantwortlichen ihrer Ressourcenverantwortung nicht ge-
recht geworden.

74.	 Budgetrechtlich von besonderer Relevanz sind unterjährige Über-
schreitungen, deren Deckung – entgegen dem Grundsatz der Vor-

5	 Bürgerschaftsdrucksache 22/13225 vom 16. Oktober 2023.

Kostener­
mächtigungen 
unterjährig 
überschritten
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herigkeit – erst nachträglich im Wege einer Nachbewilligung der 
Bürgerschaft erfolgen. Auch im Haushaltsjahr 2023 hat es diese 
Fälle gegeben.

75.	 Im Oktober 2023 beantragte der Senat für den EP 2 der Behör-
de für Justiz und Verbraucherschutz (BJV) eine Verstärkung des 
Kontenbereichs Kosten aus Transferleistungen der PG 297.01 
„Verbraucherschutz“ um 800 Tsd. Euro, um Mehrbedarfe bei der 
Finanzierung der Unterbringung von Fund- und Verwahrtieren zu 
decken.6 Bereits im September hatte die BJV die Kostenermäch-
tigung überschritten.

Im November 2023 beantragte der Senat für den EP 6.1 der Be-
hörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSW) eine Verstärkung 
des Kontenbereichs Sonstige Kosten der PG 288.11 „Bauordnung 
und Hochbau“ um 3 Mio. Euro, um Mehrbedarfe im Zusammen-
hang mit dem Bauvorhaben Überseequartier zu decken.7 Bereits 
im September hatte die BSW den vorhandenen Ansatz um 0,4 
Mio. Euro überschritten.

76.	 Im September 2023 beantragte der Senat für den EP 8.1 der Be-
hörde für Inneres und Sport (BIS) eine Verstärkung des Kontenbe-
reichs Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit der PG 274.03 „Aus-
länderangelegenheiten“ um 50,4 Mio. Euro, um Mehrbedarfe im 
Zusammenhang mit der Zuwanderung – insbesondere aufgrund 
des Ukraine-Krieges – zu decken.8 Zum Antragszeitpunkt Ende 
September betrug die Überschreitung schon 11 Mio. Euro. Bereits 
im Haushaltsjahr 2022 hatte die BIS bei diesem Kontenbereich 
eine unzulässige Ermächtigungsüberschreitung von 6,8 Mio. Euro 
zugelassen und in der Haushaltsrechnung ausgewiesen. Ein ent-
sprechender Fehlbetrag wurde zulasten des Haushaltsjahres 2023 
vorgetragen (siehe Jahresbericht 2024, Tz. 44). 

Die BIS gab im Prüfungsverfahren an, dass durch die anhaltend 
hohen Flüchtlingszahlen grundsätzlich bereits zum Ende des er-
sten Quartals 2023 absehbar gewesen sei, dass im Falle einer un-
veränderten Entwicklung eine Nachbewilligung erforderlich werde. 
Für die Drucksache hätte es jedoch verlässlicher Berechnungs-
größen bedurft, die eine veranschlagungsreife Nachjustierung er-
möglichten. Diese seien erst auf und mit Basis von Abrechnungen 
im Sommer 2023 möglich gewesen. 

Dem Halbjahresbericht 20239 sind indes keine Erläuterungen zu 
entnehmen, dass die Ermächtigung nicht ausreichen werde und 
ein Nachbewilligungsantrag gestellt werden müsse. Im Gegenteil: 
Im Juni hatte die BIS noch unzulässigerweise eine Deckungs
fähigkeit in Höhe von 4 Mio. Euro zulasten des notleidenden 
Kontenbereichs Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit in Anspruch 
genommen, um hiermit den Kontenbereich Sonstige Kosten zu 
verstärken. Infolge des vorgetragenen Fehlbetrags und der DEF-

6	 Bürgerschaftsdrucksache 22/13245 vom 17. Oktober 2023.
7	 Bürgerschaftsdrucksache 22/13429 vom 7. November 2023.
8	 Bürgerschaftsdrucksache 22/13026 vom 26. September 2023.
9	 Bürgerschaftsdrucksache 22/12620 vom 15. August 2023.

Nachbewilligungen 
zu spät beantragt



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

46

Buchung lag das Soll zum Halbjahr sogar 10,8 Mio. Euro unter 
dem eigentlichen Planwert 2023.

77.	 Aus den meisten weiteren Fällen resultierten zwar keine Verstöße 
gegen den Grundsatz der Vorherigkeit, da die Kosten im Ergebnis 
nicht im Wege einer Nachbewilligung gedeckt werden mussten. 
Gleichwohl haben die Behörden und Ämter auch hier wider den 
Grundsatz „Keine Buchung ohne Ermächtigung“ Kosten verur-
sacht, ohne zu diesem Zeitpunkt über ausreichende Ermächtigun-
gen im betreffenden Kontenbereich zu verfügen. Dies zeigen die 
folgenden vier Beispiele: 

78.	 Beispiel 1: EP 1.1 von Senat und Personalamt, PG 203.04 „IT und 
Digitalisierung“, Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

Der Kontenbereich war unterjährig in der Spitze mit 34 Mio. Euro 
im Minus. Lediglich im Juni – pünktlich zum Halbjahresbericht – 
und in der letzten Buchungsperiode war der Kontenbereich aus-
geglichen.

79.	 Beispiel 2: EP 8.1 der BIS, PG 272.99 „Programm Erneuerung Leit-
stellen Polizei/ Feuerwehr“, Kosten aus lfd. Verwaltungstätigkeit
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

Die unterjährige Überschreitung betrug in der Spitze 4 Mio. Euro. 
Auch hier war der Kontenbereich lediglich zum Halbjahresbericht 
und in der letzten Buchungsperiode ausgeglichen.

80.	 Beispiel 3: EP 1.3 des Bezirksamts Altona, PG 211.04 „Gesund-
heit (GA)“, Kosten aus Transferleistungen
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

In diesem Beispiel war die Kostenentwicklung übers Jahr hinweg 
nahezu linear. Gleichwohl wurde erst im Dezember – als bereits 
mehr als 9 Mio. Euro an Kosten ohne Deckung verursacht wurden –  
für Ausgleich gesorgt. Temporäre Überschreitungen in dieser 
Produktgruppe hatte der Rechnungshof bereits im Jahresbericht 
2024 (Tz. 58) für das Haushaltsjahr 2022 dargestellt und kritisiert.
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81.	 Beispiel 4: EP 8.1 der BIS, PG 275.13 „Vollzugsunterstützung“, 
Personalkosten
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

Aufgrund der fast vollständig linearen Kostenentwicklung hätte 
bereits früh im Jahr erkannt werden können, dass das vorhandene 
Soll ab Oktober nicht mehr zur Deckung ausreichen wird. Gleich-
wohl hat die BIS erst in der letzten Buchungsperiode für Ausgleich 
gesorgt.

82.	 Diese Haushaltspraxis mit einer nach wie vor hohen Anzahl an be-
deutenden unterjährigen Überschreitungen steht nicht in Einklang 
mit den geltenden Bewirtschaftungsgrundsätzen. Sie birgt vor 
allem das budgetrechtliche Risiko, dass unterjährige Überschrei-
tungen am Ende nicht mehr mit den vorhandenen Bewirtschaf-
tungsinstrumenten ausgeglichen werden können und folglich 
(unzulässige) Ermächtigungsüberschreitungen in der Haushalts-
rechnung ausgewiesen werden müssen. Dies belegen die Haus-
haltsrechnungen 2022 und 2023.

83.	 Der Rechnungshof hat erneut die unterjährigen Überschreitungen 
als Verstoß gegen die in Tz. 32 ff. genannten Bewirtschaftungs-
grundsätze beanstandet. 

Die Überschreitungen vor Nachbewilligungen hat er zudem als 
Verstoß gegen den Grundsatz der Vorherigkeit beanstandet.

Er hat seine Erwartung aus dem Jahresbericht 2024 wiederholt, 
dass die Behörden und Ämter zeitnah ein funktionierendes Bud-
getcontrolling und -berichtswesen implementieren, auf dessen 
Basis die nach § 9 Absatz 2 LHO verantwortlichen Personen ihrer 
Verantwortung zur Vermeidung unterjähriger Ermächtigungsüber-
schreitungen nachkommen.
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Der Rechnungshof hat zudem darauf hingewiesen, dass zur Wah-
rung des Grundsatzes der Vorherigkeit im Zweifelsfall Schnelligkeit 
vor Genauigkeit angezeigt ist. Ermächtigungen der Bürgerschaft 
sind stets als Höchstgrenze zu verstehen. Im Sinne des Budget-
rechts der Bürgerschaft ist es besser, wenn sich zum Jahresende 
herausstellt, zu hohe Ermächtigungen eingeworben zu haben, als 
dies zu spät zu tun. Nicht verbrauchte Ermächtigungen sind gege-
benenfalls im Resteverfahren zu streichen. 

84.	 Die Behörden und Ämter haben die Feststellungen des Rech-
nungshofs anerkannt.
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Nicht verbrauchte Ermächtigungen

Behörden und Ämter 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Das Volumen an nicht verbrauchten und ins 
Folgejahr übertragenen Kosten- und Aus-
zahlungsermächtigungen (sog. Reste) ist 
weiterhin sehr hoch. Der investive „Reste-
berg“ wächst weiter an.

Nachbewilligungsanträge und Umwandlun-
gen von Mehrerlösen dienten entgegen dem 
Fälligkeitsprinzip nicht der Bedarfsdeckung 
im laufenden Haushaltsjahr, sondern führ-
ten zu Resten. 

Entwicklung

85.	 Nach dem Grundsatz der zeitlichen Bindung dürfen Ermächtigun-
gen nur bis zum Ende des Haushaltsjahres in Anspruch genom-
men werden. Durch dieses „Verfallsdatum“ sichert das Haushalts-
recht die parlamentarische Einflussnahme auf den Haushaltsplan. 
Es lässt allerdings – als Ausnahme – die Übertragung von Ermäch-
tigungen in das Folgejahr zu, um der Verwaltung eine gewisse 
Flexibilität zu ermöglichen und unwirtschaftliches Verhalten zum 
Ende eines Haushaltsjahres („Dezemberfieber“) zu vermeiden.

86.	 Das gesamte Volumen an nicht verbrauchten und ins Haushalts-
jahr 2024 übertragenen Kosten- und Auszahlungsermächtigungen 
beträgt 4,5 Mrd. Euro. Rein rechnerisch wurden 6,1 Mrd. Euro des 
Solls nicht verbraucht. Dabei verläuft die Entwicklung konsumtiv 
anders als investiv. 

87.	 Auf den konsumtiven Bereich entfallen rund 2,2 Mrd. Euro. Das 
sind knapp 0,3 Mrd. Euro weniger als im Vorjahr und 12 % des 
gesamten für 2024 geplanten konsumtiven Haushaltsvolumens. 
Hier ist ein leichtes Abschmelzen des „Restebergs“ festzustellen. 
Allerdings entfallen allein 0,9 Mrd. Euro (40 %) auf die Zentralen 
Ansätze der Behörden und Ämter sowie des EP 9.2. Diese Mittel 
zeichnen sich dadurch aus, dass sie keiner von der Bürgerschaft 
vorgegebenen sachlichen Bindung an einen konkreten Leistungs-
zweck unterliegen. Sie bieten der Verwaltung ein Maximum an  
Flexibilität. Wird durch den Übertrag ins Folgejahr dann auch noch 
die zeitliche Bindung aufgeweicht, erhöht dies – auch wenn die 
Bürgerschaft grundsätzlich die Übertragbarkeit zugelassen hat – 
abermals die Flexibilität. Dementsprechend hatte der Rechnungs-
hof bereits in der Vergangenheit darauf hingewiesen, dass vor  
allem solche Überträge im Resteverfahren auf das notwendige 
Maß zu reduzieren sind.10

10	  Siehe auch Jahresbericht 2022, Zentrale Vorsorgemittel im EP 9.2, Tz. 795 ff.

2,2 Mrd. Euro 
konsumtive 
Reste
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Entwicklung des ins Folgejahr übertragenen  
konsumtiven Ermächtigungsvolumens

2018 2019 2020 2021 2022 2023
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

88.	 Im investiven Bereich sind nicht verbrauchte Ermächtigungen in 
Höhe von rund 2,3 Mrd. Euro ins Folgejahr übertragen worden. 
Das sind 0,15 Mrd. Euro mehr als im Vorjahr. Der investive „Reste
berg“ wächst von Jahr zu Jahr weiter an. Das Volumen der ins 
Haushaltsjahr 2024 übertragenen investiven Ermächtigungen ent-
spricht betragsmäßig 116 % der insgesamt im Plan für das Haus-
haltsjahr 2024 veranschlagten Investitionen.

2,3 Mrd. Euro 
investive Reste
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Entwicklung des ins Folgejahr übertragenen
investiven Ermächtigungsvolumens
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von SAP/BI-Daten

89.	 Der Rechnungshof hatte bereits in der Vergangenheit darauf hinge-
wiesen, dass hohe „Resteberge“, die wie Schattenhaushalte neben 
dem beschlossenen Haushaltsplan existieren, unter budgetrechtli-
chen Gesichtspunkten kritisch zu betrachten sind. Eine von der Bür-
gerschaft gegebene Ermächtigung, Auszahlungen zu leisten bzw. 
Kosten zu verursachen, hat grundsätzlich eine zeitlich begrenzte 
Gültigkeit. Der Übertrag nicht verbrauchter Ermächtigungen ins Fol-
gejahr stellt eine Ausnahme hiervon dar. Dieses Regel-Ausnahme-
Verhältnis muss – über den Gesamthaushalt betrachtet – gewahrt 
bleiben, indem ein Anwachsen des Restebergs vermieden wird.

90.	 Die Finanzbehörde hat die dargestellten Sachverhalte bestätigt. 
Zugleich hat sie erklärt, dass die Behörden und Ämter im Rahmen 
von LHO, VV und Haushaltsplan handelten und somit die gelten-
den Regelungen beachteten. Das Budgetrecht der Bürgerschaft 
werde nach Auffassung der Finanzbehörde nicht tangiert, und es 
gebe auch keinen „Schattenhaushalt“.

Umwandlung von Mehrerlösen ohne Bedarf 
im Haushaltsjahr 2023

91.	 Nach § 37 Absatz 1 Satz 3 LHO dürfen Mehrerlöse verwendet wer-
den, um Mehrkosten der Produktgruppe zu decken, soweit dies 
ein wirtschaftliches Verhalten fördert oder anderweitig geboten11 

11	 Nach Nr. 1.4 VV zu § 37 LHO ist diese Tatbestandsvoraussetzung u. a. gegeben, 
wenn die Mittel zweckgebunden von Dritten zur Verfügung gestellt werden (zum 
Beispiel Zuweisungen und Zuschüsse, Spenden, Erbschaften).
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ist. Die Begrenzung auf die Produktgruppe mit einem einheitlichen 
Leistungszweck sichert den sachlichen Zusammenhang. Für das 
Vorliegen von Mehrerlösen und Mehrkosten ist die Betrachtung 
der Produktgruppen mit ihren jeweiligen Ermächtigungen maß-
geblich: 

	– Zusätzliche, nicht geplante Kosten stellen keine Mehrkosten 
dar, soweit der ermächtigte Kontenbereich insgesamt noch 
auskömmlich ist. Das kann zum Beispiel der Fall sein, wenn 
sich ursprünglich geplante Maßnahmen verzögern. Bei voraus-
sichtlichen Mehrkosten handelt es sich demnach um drohende 
Ermächtigungsüberschreitungen zum Jahresende.

	– Zusätzliche Erlöse stellen im haushaltsrechtlichen Sinne erst 
dann Mehrerlöse dar, wenn die tatsächlichen Erlöse im Kon-
tenbereich insgesamt die geplanten Erlöse übersteigen.

92.	 Die Finanzbehörde gibt den Behörden und Ämtern dementspre-
chend vor, dass eine unterjährige SMM-Buchung (Sollverände-
rungsbuchung aufgrund von Mehr- oder Mindererlösen) eine auf 
den Ist-Werten basierende nachvollziehbare Prognose voraus-
setzt, dass zum Beispiel die Kostenermächtigung auf Ermächti-
gungsebene (Kontenbereichsebene) nicht ausreichen wird. Ein 
Übertrag der Ermächtigung in das Folgejahr kann nur in Einzelfäl-
len in Betracht kommen. Bei der Entscheidung, Ermächtigungen 
in das Folgejahr zu übertragen, wird maßgeblich berücksichtigt, 
ob die SMM-Buchung auf einer nachvollziehbaren unterjähri-
gen Prognose auf das Jahresende beruhte. Deshalb sind der  
Finanzbehörde die Prognosevermerke insoweit vorzulegen, als 
auf SMM-Buchungen basierende Ermächtigungen in das Folge-
jahr übertragen werden sollen.12

93.	 Der Rechnungshof hatte zuletzt im Jahresbericht 2020 Fälle kriti-
siert, in denen Mehrerlöse in zusätzliche Kostenermächtigungen 
umgewandelt und diese anschließend als „Rest“ ins Folgejahr 
übertragen wurden.

94.	 Auch im Haushaltsjahr 2023 gab es Fälle, in denen erst durch die 
SMM-Buchung die ins Haushaltsjahr 2024 übertragenen Reste 
entstanden sind bzw. sich diese betragsmäßig erhöht haben. In 
einem Fall hatte eine Behörde in ihrem Prognosevermerk angege-
ben, dass mithilfe von Erlösen aus unplanmäßigen Zuschreibun-
gen auf Finanzanlagen per SMM-Buchung Kostenermächtigungen 
geschaffen worden seien, welche im Folgejahr für die erwarteten 
Abschreibungen auf Finanzanlagen genutzt werden sollen. Mit an-
deren Worten: Die Behörde hat prognostiziert, dass im laufenden 
Jahr keine zu deckenden Mehrkosten anfallen, gleichwohl hat sie 
die SMM-Buchung vorgenommen.

12	 Nr. 4.6 des Rundschreibens „Übertragung von Ermächtigungen zwischen Haus-
haltsjahren 2023 und 2024, Vortrag von Fehlbeträgen und Vorgriffe“ vom 7. Feb-
ruar 2024.

Unzulässige  
Umwandlung  
von Mehrerlösen  
in Reste
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95.	 In den anderen elf Fällen lagen keine dokumentierten Prognosen 
vor, die auf die Auskömmlichkeit der zu verstärkenden Kostener-
mächtigung als Ganzes abzielen.

Teilweise haben die Behörden und Ämter vorgetragen, dass es sich 
um zweckgebundene Mittel Dritter handele und die Inanspruch-
nahme der Mehrerlöse damit anderweitig geboten gewesen sei. 
Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass auch in diesen 
Fällen nach § 37 LHO und den dazu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften voraussichtliche Mehrkosten auf Ermächtigungsebene 
vorliegen müssen. 

96.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die betreffenden Be-
hörden und Ämter Mehrerlöse in zusätzliche Kostenermächtigun-
gen umgewandelt haben, ohne hiermit Mehrkosten im laufenden 
Haushaltsjahr zu decken. 

Er hat sie aufgefordert, § 37 LHO und die dazu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften zu beachten.

97.	 Der Rechnungshof hat anerkannt, dass die Regelungen nicht im-
mer sachgerecht erscheinen. Das betrifft zum Beispiel zweckge-
bundene Erlöse sowie etwaige Zuschreibungen auf Finanzanlagen, 
die voraussichtlich nur vorübergehender Natur sind (siehe Tz. 94). 
Er hat daher der Finanzbehörde empfohlen, die geltenden haus-
haltsrechtlichen Regelungen zu überprüfen. Dies kann auch eine 
Anpassung der Bilanzierungsvorschriften zum Beispiel für Fälle 
von Zuschreibungen mit zeitlich unmittelbar anschließenden Ab-
schreibungen beinhalten.

98.	 Die Behörden und Ämter haben die dargestellten Sachverhalte 
bestätigt. Die Finanzbehörde hat allgemein darauf hingewiesen, 
dass in Einzelfällen ein Übertrag der zusätzlichen Kostenermäch-
tigung in Betracht kommen könne. Sie hat außerdem angegeben, 
dass sie Entwürfe zur Anpassung der angesprochenen Vorschrif-
ten erarbeite und anschließend hierzu das Gespräch mit dem 
Rechnungshof suchen werde. Sie hat darauf hingewiesen, dass 
die Vorlage von Prognosevermerken noch keine langjährige Praxis 
darstelle und sich hier erst nach und nach eine gewisse Routine 
einstellen werde.

99.	 Der Rechnungshof wertet das Vorgehen der Finanzbehörde  
positiv. Er sieht allerdings die Notwendigkeit von Prognosen als 
selbstverständliches und bereits vor SNH etabliertes Instrument 
zur Mittelbewirtschaftung an. Ein funktionierendes unterjähriges 
Budgetcontrolling und -berichtswesen (siehe Tz. 83) dokumentiert 
eine solche Prognose.
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Beantragung von Nachbewilligungen ohne 
Bedarf im Haushaltsjahr 2023

100.	 Dem Fälligkeitsprinzip folgend dürfen im Haushaltsplan nur die-
jenigen Erlöse oder Kosten veranschlagt werden, die im Haus-
haltsjahr voraussichtlich ergebniswirksam werden (Artikel 66 HV 
in Verbindung mit § 12 Absatz 2 LHO und Nr. 1 VV zu § 12 LHO). 

Das Fälligkeitsprinzip verdeutlicht die Bedarfsdeckungsfunktion 
des Haushaltsplans. Es dürfen keine Kosten- bzw. Auszahlungs-
ermächtigungen für ein Haushaltsjahr veranschlagt bzw. im Wege 
einer Nachbewilligung nachgefordert werden, wenn die Ermächti-
gungen voraussichtlich erst in künftigen Haushaltsjahren benötigt 
werden.

Der Rechnungshof hat in zwei betragsmäßig wesentlichen Fällen 
Feststellungen getroffen:

101.	 Fall 1: Mit Bürgerschaftsdrucksache 22/13026 vom 26. Septem-
ber 2023, beschlossen am 22. November 2023, beantragte der 
Senat u. a. für das Haushaltsjahr 2023 die Verstärkung des Kon-
tenbereichs Globale Mehrkosten in der PG 283.01 „Zentrale An-
sätze I“ um 340 Mio. Euro. An derselben Stelle sind 283 Mio. Euro 
als nicht verbrauchter Rest ins Folgejahr übertragen worden. 

Als Begründung für die Verstärkung des Kontenbereichs Globale 
Mehrkosten gab der Senat an, dass erhöhte Haushaltsrisiken im 
Bereich der Erziehungshilfen und der Kindertagesbetreuung be-
stünden. Öffentliche Unternehmen und Zuwendungsempfangende 
würden ebenso wie die Kernverwaltung zudem mit erhöhten Per-
sonal- und Sachkosten konfrontiert. Zeitgleich seien die zentralen 
Ansätze des EP 9.2 für die Haushaltsjahre 2023 und 2024 bereits 
deutlich abgesenkt worden (beispielsweise zur Gegenfinanzierung 
von Mehrkosten zur Umsetzung des Wohngeld-Plus-Gesetzes, 
zur Finanzierung der Eingliederungshilfen und zur Finanzierung 
des Deutschlandtickets13). Es sei außerdem zu erwarten, dass die 
veranschlagten Globalen Minderkosten insbesondere im Haus-
haltsjahr 2023 nicht in allen Fällen durch die Fachbehörden und 
Ämter erbracht werden können. Zudem stünden den reduzierten 
Ansätzen für das Haushaltsjahr 2024 weiterhin erhebliche finanzi-
elle Risiken gegenüber.

Mit derselben Bürgerschaftsdrucksache 22/13026 beantragte der 
Senat, den EP 4 der Sozialbehörde um 127 Mio. Euro zu verstär-
ken. Er begründete den Bedarf damit, dass im Haushaltsjahr 2023 
Kostenermächtigungen für die Unterbringung der Schutzsuchen-
den aus der Ukraine und anderer Drittstaaten in der PG 253.03 
„Wohnungslosenhilfe und öffentliche Unterbringung“ in Höhe 
von 180.404 Tsd. Euro für Kosten aus Transferleistungen benötigt  
würden. Aufgrund einer bereits aus dem EP 9.2 unterjährig er-
folgten Verstärkung der PG 253.03 in Höhe von 53.000 Tsd. Euro 

13	 Bürgerschaftsdrucksachen 22/10993 vom 14 Februar 2023, 22/12730 vom  
22. August 2023 sowie 22/11419 vom 28. März 2023.

Nachbewilligungs­
anträge ohne  
Bedarf im laufen­
den Haushaltsjahr
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verbliebe ein restlicher Mehrbedarf in Höhe von 127.404 Tsd. 
Euro, der zur Vermeidung von Ermächtigungsüberschreitungen 
zunächst temporär aus dem EP 9.2 per Sollübertragung gedeckt 
worden sei und nach Beschluss der Bürgerschaft über diese 
Drucksache [zugunsten der PG 283.01 „Zentrale Ansätze I“, Glo­
bale Mehrkosten] zurückübertragen werden solle.

102.	 Die Finanzbehörde hat die dargestellten Sachverhalte bestätigt. 
Sie bewertet das Handeln des Senats als haushaltsrechtlich zuläs-
sig. Der Senat habe in einer herausfordernden Lage (Flüchtlings-
unterbringung, bevorstehender Tarif- und Besoldungsabschluss, 
gesetzliche Leistungen) die Risiken und Herausforderungen 
transparent gemacht und bei der Bürgerschaft notwendige Um-
schichtungen bzw. die Veranschlagung zusätzlicher Mittel zur 
haushaltspolitischen Bewältigung beantragt. Zum Zeitpunkt der 
Drucksachenerstellung seien diese Einschätzungen plausibel und 
zutreffend gewesen. Der Senat habe auf bestehende Unsicher-
heiten in der Einschätzung und insbesondere auf die Situation 
der PG 283.01 hingewiesen, deren Ansätze als Reserveposition 
des Gesamthaushalts in 2023 und 2024 zum damaligen Zeitpunkt 
deutlich abgesenkt waren. Der Senat habe in diesem Zusammen-
hang auch darauf hingewiesen, dass Risiken auch für das Jahr 
2024 bestünden. 

103.	 Aus den Tatsachen, dass

	– im Kontext mit der geplanten Verstärkung des EP 4 weitere 
127 Mio. Euro bei der betreffenden Kostenermächtigung zur 
Verfügung stehen sollten, 

	– das Haushaltsjahr zum Antrags- und Bewilligungszeitpunkt be-
reits weit fortgeschritten war sowie

	– die Aufstockungen zugunsten des unspezifischen Zentralen 
Ansatzes I im unspezifischen Kontenbereich Globale Mehrkos­
ten des EP 9.2 erfolgen sollten und

	– die Begründung in Teilen explizit auf Bedarfe erst im Haus-
haltsjahr 2024 abstellt,

schlussfolgert der Rechnungshof, dass die vom Senat für das 
Haushaltsjahr 2023 beantragten zusätzlichen Kostenermächti-
gungen zum Teil nicht zur Deckung von Bedarfen im laufenden 
Haushaltsjahr dienten. Der Nachbewilligungsantrag diente in Be-
zug auf die Verstärkung der Globalen Mehrkosten in weiten Teilen 
der Vorsorge für künftige Haushaltsjahre. Dies steht nicht im Ein-
klang mit dem Fälligkeitsprinzip.

104.	 Soweit in der Nachbewilligungsdrucksache die Erwartung ge-
äußert wurde, dass die veranschlagten Globalen Minderkosten 
insbesondere im Haushaltsjahr 2023 nicht in allen Fällen durch 
die Fachbehörden und Ämter erbracht werden können, verweist 
der Rechnungshof auf den Grundsatz der sachlichen Spezialität. 
Dieser verlangt, dass der Haushaltsplan in seinen Ansätzen und 
Zwecken so genau sein muss, dass eine wirksame Bindung des 
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Senats an den Willen der Bürgerschaft eintreten kann. Das gilt 
auch für die Fortschreibung des Haushaltsplans und die Globalen 
Minderkosten. Mit einem Nachbewilligungsantrag muss der Se-
nat offenlegen, welche Behörden und Ämter in welcher Höhe ihre 
Globalen Minderkosten nicht erbringen können und daher Verstär-
kungsmittel für ihren Einzelplan benötigen.

105.	 Soweit in der Nachbewilligungsdrucksache geäußert wurde, dass 
Sollübertragungen aus dem EP 9.2 zunächst temporär zur Ver-
meidung von Ermächtigungsüberschreitungen getätigt wurden, 
schafft dies zwar Transparenz über das Verwaltungshandeln. 
Gleichwohl weist der Rechnungshof darauf hin, dass als temporä-
re Verstärkung gedachte Sollveränderungsbuchungen haushalts-
rechtlich unzulässig sind, da sie allein dem Zweck dienen, eine 
vorhandene unterjährige Überschreitung zu verdecken, statt den 
Bedarf im Haushaltsjahr tatsächlich zu decken. Der Sollübertrag 
war in diesem Fall unzulässig, da die Kostenermächtigungen ent-
gegen § 37 Absatz 3 LHO nicht auf die sachlich zutreffenden Kon-
tenbereiche übertragen (mit anderen Worten: verwendet) wurden.

106.	 Die Finanzbehörde hat der Bewertung des Rechnungshofs wider-
sprochen. Sie gab an, dass sie die der Nachbewilligung voraus-
gehenden Sollübertragungen zur temporären Verstärkung der An-
sätze für haushaltsrechtlich zulässig halte. Sie seien erforderlich 
gewesen, um angesichts der zeitlichen Abläufe bis zum Beschluss 
der Bürgerschaft eine haushaltsrechtlich unzulässige Überschrei-
tung der Kostenermächtigung zu vermeiden. Sie habe damit nach 
ihrer Auffassung einen zusätzlichen Bedarf gedeckt.

107.	 Kann ein Beschluss der Bürgerschaft nicht rechtzeitig herbeige-
führt werden, steht dem Senat haushaltsrechtlich das Instrument 
der Notbewilligung nach § 39 LHO zur Verfügung. Unter engen  
Voraussetzungen kann der Senat über- oder außerplanmäßige 
Kosten und Auszahlungen verursachen, ohne dass zu diesem 
Zeitpunkt eine Ermächtigung der Bürgerschaft vorliegt. Folgte man 
der Rechtsauffassung der Finanzbehörde, führte dies zu Intrans-
parenz und einer Umgehung dieser Regelungen. Das Budgetrecht 
gilt nicht nur zum Jahresende, weshalb das vorläufige Umbuchen 
von Ermächtigungen an den Grundfesten des Haushaltsrechts 
rüttelt.

108.	 Fall 2: Mit Bürgerschaftsdrucksache 22/13247 vom 17. Oktober 
2023, beschlossen am 20. Dezember 2023, beantragte der Senat 
die Verstärkung des Investitionsprogramms „Zentrale Verstärkung 
Investition“ um 2,4 Mio. Euro im Haushaltsjahr 2023. Begründet 
wurde der Nachbewilligungsantrag wie folgt: Da die HADAG von 
ihrem IPCEI-Antrag zurückgetreten sei und sich damit auch aus 
nachfolgenden Prozessen zu alternativen Fördersystemen zu-
rückziehe, könnten die vorgesehenen Mittel umgeschichtet und 
für die Kofinanzierung der länderübergreifenden Tankstellenpro-
jekte verwendet werden. Der Ansatz im EP 7 der BWI, AB 271 
„Wirtschaft“, Einzelinvestition „IPCEI Wasserstoff Projekt H2HA-
DAG“ in den Jahren 2023 und 2024 werde daher zugunsten des 
EP 9.2 Allgemeine Finanzwirtschaft, AB 283 Zentrale Finanzen 
abgesenkt.
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109.	 Auch in diesem Fall war aufgrund des späten Antragszeitpunkts 
sowie der Tatsache, dass die Umschichtungen zugunsten einer 
nach ihrem Zweck global für andere Investitionen veranschlag-
ten Auszahlungsermächtigung erfolgten, bereits zu diesem Zeit-
punkt absehbar, dass die vom Senat für das Haushaltsjahr 2023 
beantragten zusätzlichen Auszahlungsermächtigungen nicht zur 
Deckung von Bedarfen im laufenden Haushaltsjahr dienten. Der 
Nachbewilligungsantrag diente insoweit der Vorsorge in künftigen 
Haushaltsjahren.

110.	 Da bei der verstärkten Auszahlungsermächtigung zu einem späte-
ren Zeitpunkt im Rahmen des Resteverfahrens rund 200 Mio. Euro 
nicht verbrauchter Ermächtigungen nicht ins Folgejahr übertragen 
wurden, ist dieser Haushaltsverstoß jedoch als geheilt anzusehen.

111.	 Der Rechnungshof hat als Verstoß gegen das Fälligkeitsprinzip 
und die Bedarfsdeckungsfunktion des Haushaltsplans beanstan-
det, dass die betreffenden Behörden Nachbewilligungsanträge 
gestellt haben, mit denen in weiten Teilen keine Bedarfe des lau-
fenden Haushaltsjahres gedeckt werden sollten. Er hat zudem 
darauf hingewiesen, dass Nachbewilligungsanträge so spezifisch 
wie möglich zu stellen sind. Die unterjährige Verstärkung Zentraler 
Ansätze kommt deshalb regelhaft nicht in Betracht. 

112.	 Er hat die Behörden aufgefordert, nur für die tatsächlich zu er-
wartenden Bedarfe des betreffenden Haushaltsjahres Nachbewil-
ligungen zu beantragen.

113.	 Werden zusätzliche Erlöse im betreffenden Haushaltsjahr nicht  
als Kostenermächtigungen ausgeplant, verbessern sie unter an-
sonsten gleichen Umständen das Bereinigte Jahresergebnis. 
Positive Salden dürfen gemäß § 79 Absatz 5 LHO in Verbindung 
mit Artikel 40 § 5 Absatz 6 SNHG bis zu 75 % der Allgemeinen 
Rücklage zugeführt werden. Entnahmen aus der Allgemeinen 
Rücklage können in Haushaltsplänen der Folgejahre zum Aus-
gleich von geplanten Fehlbeträgen veranschlagt werden, was den 
Haushaltsspielraum in den Folgejahren erweitert (siehe § 27 Ab-
satz 3 Nr. 1 LHO).
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Ausgleich  
Globaler Minderkosten

Behörden und Ämter 
der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Veranschlagung Globaler Minderkosten 
ist auf ein realistisches Maß zu begrenzen. 
Langfristig sollte dieses Instrument insbe-
sondere für jene Fälle vorbehalten bleiben, 
in denen es darum geht, kurzfristige Ergän-
zungen am Haushaltsplan vorzunehmen.

114.	 Zweck Globaler Minderkosten ist es, den sog. Bodensatz nicht 
verbrauchter Kostenermächtigungen abzuschöpfen, da unterstellt 
wird, dass niemals alle veranschlagten Mittel im betreffenden Jahr 
zur Aufgabenerfüllung verbraucht werden. Sie wirken also letztlich 
wie eine geplante pauschale Einsparvorgabe.14 

115.	 Globale Minderkosten stehen in einem Spannungsverhältnis zur 
Budgetverantwortung der Bürgerschaft, denn der Senat entschei-
det nach eigenem Ermessen über die zur Einsparung erforder
lichen Kürzungen. Sie stehen im Konflikt mit zentralen Haushalts-
grundsätzen. Betroffen sind u. a.

	– der Grundsatz der sachlichen Bindung, denn die Globalen Min­
derkosten ermöglichen Umschichtungen innerhalb eines Ein-
zelplans, ohne dass die Voraussetzungen für eine Deckungs
fähigkeit vorliegen müssen, sowie 

	– der Grundsatz der Vollständigkeit, denn die Kosten werden 
oberhalb des tatsächlich zur Verfügung stehenden Budgets 
veranschlagt und

	– damit auch die übergreifenden Grundsätze der Haushaltswahr-
heit und -klarheit.15

Globale Minderkosten erhöhen den Planungsspielraum des Se-
nats im Rahmen der Haushaltsplanaufstellung. Je mehr Globale 
Minderkosten geplant werden, desto mehr Kosten können auf der 
anderen Seite zur Erfüllung der Leistungszwecke der Produktgrup-
pen veranschlagt werden, ohne die Einhaltung des Eckwertes zu 
gefährden. Ein mögliches Finanzierungsproblem wird damit in die 
Bewirtschaftungsphase verschoben.

14	 Siehe Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Landeshaus-
haltsordnung im Hinblick auf die Aufteilung des Kontenbereichs Globale Mehr- 
und Minderkosten in zwei separate Kontenbereiche (Bürgerschaftsdrucksache 
21/2437 vom 1. Dezember 2015).

15	 Vgl. Dittrich, BHO, § 11 Nr. 8.6.
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116.	 Der Rechnungshof hat in seinem Bericht zur Haushaltslage 202416 
kritisiert, dass die für den Doppelhaushalt 2025/2026 geplanten 
Globalen Minderkosten mit rund 2,5 % jährlich zu hoch angesetzt 
sind und das Budgetbewilligungsrecht der Bürgerschaft zu sehr 
einschränken. Denn: Der Haushaltsplan-Entwurf zeigt nicht, auf 
was im Umfang von mehr als 500 Mio. Euro verzichtet werden soll. 
Entscheidungen werden vom parlamentarischen Verfahren hin zur 
bewirtschaftenden Verwaltung verschoben und damit von öffent-
lich und transparent hin zu intern und schwer nachvollziehbar. 

Im Rahmen der Prüfung der Haushaltsrechnung wurde konkreti-
sierend der Frage nachgegangen, wie die Globalen Minderkosten 
im Haushaltsjahr 2023 tatsächlich erbracht worden sind.

117.	 Im Jahr 2023 wurden 501 Mio. Euro an Globalen Minderkosten ge-
plant. Das entspricht 2,66 % der veranschlagten Kostenermächti-
gungen. 46,7 % der Globalen Minderkosten wurden durch Reste 
bei Kostenermächtigungen erbracht, die grundsätzlich auch im Ist 
bebucht werden. Dies wertet der Rechnungshof als „Bodensatz“. 
45,8  % der Globalen Minderkosten wurden hingegen mit nicht 
verbrauchten Kostenermächtigungen aus Zentralen Ansätzen und 
Zentralen Programmen der Behörden und Ämter bzw. dem EP 
9.2 ausgeglichen. Die verbleibenden 7,5 % wurden mithilfe von 
Mehrerlösen gedeckt. Mehrerlöse, die direkt oder im Wege einer 
Kettenbuchung zum Ausgleich Globalen Minderkosten verwendet 
werden, hatte der Rechnungshof bereits in der Vergangenheit als 
nicht vereinbar mit § 37 Absatz 1 Satz 3 LHO kritisiert.17

Die Auswertung zeigt, dass im Haushaltsjahr 2023 von den ge-
planten 2,66 % lediglich knapp die Hälfte (1,24 %) der erbrach-
ten Globalen Minderkosten auf das Abschöpfen des tatsächlichen 
„Bodensatzes“ bzw. auf konkrete Minderkosten zurückzuführen 
sind.

Auch im Haushaltsjahr 2024 zeichnet sich ein vergleichbares Bild 
ab. Aus einer Bürgerschaftsdrucksache18 geht beispielsweise her-
vor, dass für einen Teil der von der BIS zu erbringenden Globa­
len Minderkosten in Höhe von 50 Mio. Euro auch ein Ausgleich 
aus zentralen Ansätzen des EP 9.2 Allgemeine Finanzwirtschaft 
erforderlich sein werde. Lediglich ein kleiner Teil des Nachweises 
könne aus Bewirtschaftungsergebnissen der Produktgruppen des 
EP 8.1 der BIS erfolgen.

118.	 Die Inhalte der Haushaltsrechnung sollen als rückschauendes 
Spiegelbild des Haushaltsplans die Haushaltsentwicklung doku-
mentieren und die wirtschaftliche und bestimmungsgemäße Aus-
führung des Haushaltsplans durch den Senat nachweisen.19 Das 
Zahlenwerk der Haushaltsrechnung ist zu erläutern. So ist zu be-

16	 Beratende Äußerung nach § 81 Absatz 2 LHO vom 15. August 2024, S. 16.
17	 Jahresbericht 2024, Tz. 89 ff..

18	 Bürgerschaftsdrucksache 22/16679 vom 29. Oktober 2024.
19	 Hellberg, in: David/Stüber, HV, Artikel 70 Rdnr. 2.
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richten, ob und welche Veränderungsbuchungen im fortgeschrie-
benen Plan und Soll im abgelaufenen Jahr stattgefunden haben.20

119.	 In der Haushaltsrechnung finden sich bei vielen Behörden und 
Ämtern grundsätzlich aussagekräftige Erläuterungen, aus denen 
im Wesentlichen hervorgeht, von welchen Kontenbereichen die 
Globalen Minderkosten ausgeglichen wurden. Allerdings erfolgte 
die Information sehr verstreut bei den Produktgruppen, die die 
Globalen Minderkosten erbracht haben, und nicht gebündelt beim 
jeweiligen Zentralen Ansatz, in dem die Globalen Minderkosten 
veranschlagt werden. Keine oder inhaltsleere Angaben hat der 
Rechnungshof in den EP 3.1 der Behörde für Schule und Berufs-
bildung (103 Mio. Euro), EP 3.3 der Behörde für Kultur und Medien 
(12 Mio. Euro) sowie EP 8.1 der Behörde für Inneres und Sport  
(50 Mio. Euro) festgestellt.

120.	 Der Rechnungshof hat die fehlenden bzw. inhaltsleeren Erläute-
rungen zur Erbringung der Globalen Minderkosten in der Haus-
haltsrechnung 2023 kritisiert. Er hat angesichts der weitreichen-
den Budgetrechtsrelevanz die Erwartung geäußert, gebündelt bei 
den Zentralen Ansätzen der Einzelpläne zu berichten und dabei zu 
erläutern, zulasten welcher Ermächtigungen die Globalen Minder­
kosten erbracht wurden. 

Hätte die Haushaltsrechnung diese Informationen transparent ge-
macht, wäre deutlich geworden, dass rund die Hälfte der Globalen 
Minderkosten nicht durch Kostenreduzierungen in den Einzelplä-
nen erbracht werden konnten.

121.	 Er hat im Übrigen auf seine Forderung im Bericht zur Haushalts
lage 2024 verwiesen, die Veranschlagung Globaler Minderkosten 
zu begrenzen. 2 % sind als bisherige Höchstgrenze zu verstehen. 
Die Höhe des tatsächlichen „Bodensatzes“ ist im Rahmen der 
Haushaltsplanaufstellung regelmäßig zu hinterfragen und zu be-
gründen. Die Auswertung des Rechnungshofs hat gezeigt, dass 
selbst 2 % als zu hoch erscheinen. 

Der Rechnungshof hat darüberhinausgehend empfohlen, künftig 
Globale Minderkosten nur in Ausnahmefällen zu planen. Dieses 
Instrument sollte insbesondere für jene Fälle vorbehalten bleiben, 
in denen kurzfristig Ergänzungen am Haushaltsplan vorzunehmen 
sind. Für das gebotene Abschöpfen des „Bodensatzes“ steht dem 
Senat das jährliche Resteverfahren zur Verfügung. Verringert sich 
das übertragene Restevolumen, verbessert dies das Bereinigte 
Jahresergebnis (siehe Tz. 113). Der weitgehende Verzicht auf Glo­
bale Minderkosten im Haushaltsplan trägt auch zur Verringerung 
der Komplexität im Haushaltswesen bei.

122.	 Die Finanzbehörde hat die dargestellten Sachverhalte bestätigt. 
Sie gab an, dass der Senat in den Beratungen des Haushalts-
ausschusses darauf hingewiesen habe, dass er aufgrund der der-

20	 Siehe Anlage 1 Nr. 2.1 des Rundschreibens zur Haushaltsrechnung 2023 der 
Finanzbehörde vom 22. Mai 2024.
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zeit besonders herausfordernden Lage und den damit verbunde-
nen Veranschlagungsunsicherheiten mit einer erhöhten Globalen  
Minderkosten geplant habe.21

21	 Anlage A des Protokolls der Sitzung des Haushaltsausschusses vom 26. Sep-
tember 2024, Nr. 22/61, S. 3. 
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Sonstige Feststellungen zum  
Jahres- und Konzernabschluss

Finanzbehörde

Infrastrukturvermögen, das vom Sonder
vermögen Stadt und Hafen an die FHH über-
tragen wurde, ist auch im Jahresabschluss 
2023 fehlerhaft bzw. nicht bilanziert.

Wesentliche Beteiligungen der FHH halten 
die zeitlichen Vorgaben der LHO zur Vorlage 
der Jahresabschlüsse nicht ein.

Die für den Hamburg Service im Zuge der 
Neuorganisation der Kundenzentren ein-
gerichteten Sachkonten zur Abbildung des 
Kundenzahlungsverkehrs unterliegen keiner 
Kontrolle.

Es bestehen Risiken für den Betrieb des IT-
Verfahrens für die Personalabrechnung und  
-verwaltung.

Übertragenes Infrastrukturvermögen

123.	 Das Sondervermögen Stadt und Hafen (Sondervermögen) finan-
ziert Projekte der städtebaulichen Umgestaltung der HafenCity 
und des Plangebietes Grasbrook. Zu diesem Zweck erhält das 
Sondervermögen von der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) 
im Wege der Einlage Grundstücke, auf denen es anschließend 
Entwicklungsmaßnahmen durchführt. Die Infrastrukturprojekte 
(Grundstücke und Aufbauten) werden nach Abschluss unentgelt-
lich an die FHH übertragen. Der Rechnungshof hatte hierzu in sei-
ner Prüfung des Jahresabschlusses 20201 Mängel festgestellt: 

	– Nach Fertigstellung übertragenes Infrastrukturvermögen wurde 
in der Bilanz der FHH fehlerhaft als Anlage im Bau ausgewie-
sen (40,1 Mio. Euro). 

	– Die Bilanz der FHH erfasst vom Sondervermögen übertragenes 
Infrastrukturvermögen nicht (rund 22 Mio. Euro).

Zuletzt hat der Rechnungshof in seinem Jahresbericht 2024 über 
die weiterhin fehlerhafte oder teilweise fehlende Bilanzierung der 
vom Sondervermögen an die FHH übertragenen Vermögensge-
genstände berichtet.2 

1	 Jahresbericht 2022, Tz. 125 ff.
2	 Jahresbericht 2024, Tz. 117 ff.
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124.	 Zum 31. Dezember 2023 weist die FHH die Anlagen im Bau mit 
unverändertem Wert aus. Das weitere vom Sondervermögen 
übertragene Infrastrukturvermögen in Höhe von 22 Mio. Euro wird 
weiterhin nicht in der Bilanz der FHH ausgewiesen.

125.	 Der Rechnungshof hat die fehlende bzw. fehlerhafte Bilanzierung 
erneut beanstandet. Er hat die Finanzbehörde aufgefordert, auf 
die vollständige und richtige Bilanzierung des übertragenen Infra-
strukturvermögens hinzuwirken.

126.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt. Sie hat darauf hingewiesen, 
dass sich die Aufarbeitung aufgrund der schlechten Datenlage 
länger hinziehen werde.

Vorlage der Jahresabschlüsse

127.	 Zum 31.  Dezember  2023 bilanziert die Freie und Hansestadt  
Hamburg in ihrem Jahresabschluss für die Kernverwaltung 134  
Finanzanlagen mit einem Buchwert von 18,7 Mrd. Euro.3

128.	 Damit der Senat der Bürgerschaft die Haushaltsrechnung und die 
Konzernrechnung zur ersten Sitzung im September zuleiten kann 
(§ 80 Absatz 1 LHO), ist es erforderlich, dass die Tochterorganisa-
tionen ihre geprüften Jahresabschlüsse rechtzeitig an die Finanz-
behörde für die Erstellung des Jahres- und Konzernabschlusses 
übersenden. Auch für die zeitgerechte Prüfung des Jahresab-
schlusses der FHH durch den Rechnungshof ist dies Vorausset-
zung. 

Der Jahresabschluss, der Lagebericht sowie der Prüfungsbericht 
einer Tochterorganisation sind bis zum Ende des vierten Monats 
des nachfolgenden Geschäftsjahres der Aufsicht führenden Be-
hörde und der Finanzbehörde vorzulegen.4

129.	 Für den Abschluss 2023 wurde die Vorlagefrist für die Jahresab-
schlüsse und Prüfungsberichte nicht immer eingehalten:

	– Für sieben Finanzanlagen –  u. a. die HGV Hamburger Gesell-
schaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH  – 
mit einem Buchwert von 4,4  Mrd. Euro lagen bis zum Bu-
chungsschluss am 31. Mai 2024 keine Prüfungsberichte vor.

	– Für 38 Finanzanlagen mit einem Buchwert von 1,7 Mrd. Euro  
lagen die Prüfberichte verspätet, aber noch vor dem Buchungs-
schluss der Kernverwaltung vor. 

	– Für 24 Finanzanlagen mit einem Buchwert von 11 Mio. Euro la-
gen zum Buchungsschluss keine Prüfberichte und auch keine 
vorläufigen Jahresabschlüsse für das Geschäftsjahr 2023 vor, 
sodass die Finanzbehörde diese Finanzanlagen anhand der 

3	 Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen ohne Ausleihungen.
4	 Nr. 6.5 VV zu § 65 LHO, Nr. 1.8 VV zu § 106 LHO.
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Vorjahresabschlüsse bewerten musste. Bei elf der 24 Finanz-
anlagen ist die FHH alleinige Anteilseignerin. Es handelt sich 
u. a. um den Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer 
(LSBG), das Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin und 
die hamburg.de GmbH & Co. KG. 

Aufgrund des fehlenden Jahresabschlusses des LSBG konnte 
keine Abstimmung konzerninterner Vorgänge mit der Kernver-
waltung und anderen vollkonsolidierten Tochterorganisationen 
stattfinden. 

Die Anzahl fehlender Jahresabschlüsse hat sich im Vergleich 
zur letzten Jahresabschlussprüfung nahezu verdoppelt.

130.	 Der Rechnungshof hat die verspätete Vorlage der Jahresab-
schlüsse und Prüfungsberichte bereits in den Vorjahren beanstan-
det.5 Zum Abschluss 2023 hat sich das Vorlageverhalten weiter 
verschlechtert.

131.	 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde erneut aufgefordert, 
darauf hinzuwirken, dass ihr die Jahresabschlüsse der Finanzan-
lagen fristgerecht für die Erstellung des Jahres- und Konzernab-
schlusses vorgelegt werden. 

132.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

Kundenzahlungsverkehr 

133.	 In den Bezirksämtern, im Amt für Migration der Behörde für Inne-
res und Sport sowie beim Hamburg Service wird der Kundenzah-
lungsverkehr in bar über Kassenautomaten oder per Karte über 
EC-Terminals abgewickelt. Die Versorgung der Automaten über-
nimmt ein Werttransportunternehmen, das die Auffüllbeträge von 
Bankkonten der FHH abhebt und die Leerungsbeträge auf Bank-
konten der FHH einzahlt. Für die buchhalterische Erfassung des 
Zahlungsverkehrs werden zwei Softwarelösungen eingesetzt. Die 
einzelnen Geschäftsvorfälle werden aus diesen IT-Verfahren zu-
sammengefasst an die Hauptbuchhaltung der Stadt (SAP-System 
RVP) übertragen. Hierfür werden in der Buchhaltung gesonderte 
Sachkonten geführt. Die Umsätze aus den IT-Verfahren und die 
Einzahlungen des Werttransportunternehmens bzw. die Überwei-
sungen der Provider (bei Kartenzahlungen) werden auf verschie-
denen Sachkonten erfasst. Sie gleichen sich nicht automatisch 
aus. Es ist Aufgabe der anwenden Dienststellen, die Umsätze mit 
den Einzahlungen/Überweisungen abzugleichen, um sicherzustel-
len, dass es zu jeder erbrachten Leistung auch einen Geldeingang 
gegeben hat. Im Idealfall saldieren sich korrespondierende Sach-
konten zum Stichtag zu Null. Sofern bei der Prüfung Differenzen 
auftreten, sind diese zu klären. Gegebenenfalls ist der Hambur-

5	 Zuletzt Jahresabschlussprüfung 31. Dezember 2022, Jahresbericht 2024,  
Tzn. 136 bis 139.
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ger  Dienstleister  Buchhaltung mit Korrekturbuchungen zu be
auftragen.

134.	 Im Rahmen der Prüfung fielen insbesondere die Sachkonten des 
Hamburg Services auf.

Salden der Sachkonten des Hamburg Services 
per 31. Dezember 2023

Regionen des Hamburg Services
Konten- 
salden  

in Tsd. Euro

Region 1

Umsätze aus IT-Verfahren (Kartenzahlungen) 678

Gutschrift Provider für Kartenzahlungen 1.276

Differenz 598

Umsätze aus IT-Verfahren (Barzahlung) 257

Einzahlung Werttransportunternehmen aus Bargeld 403

Differenz 146

Region 2  

Umsätze aus IT-Verfahren (Kartenzahlungen) 781

Gutschrift Provider für Kartenzahlungen 2.104

Differenz 1.323

Umsätze aus IT-Verfahren (Barzahlung) 375

Einzahlung Werttransportunternehmen aus Bargeld 414

Differenz 39

Region 3  

Umsätze aus IT-Verfahren (Kartenzahlungen) 653

Gutschrift Provider für Kartenzahlungen 1.716

Differenz 1.063

Umsätze aus IT-Verfahren (Barzahlung) 416

Einzahlung Werttransportunternehmen aus Bargeld 730

Differenz 314

Region 4  

Umsätze aus IT-Verfahren (Kartenzahlungen) 6.925

Gutschrift Provider für Kartenzahlungen 2.605

Differenz -4.320

Umsätze aus IT-Verfahren (Barzahlung) 507

Einzahlung Werttransportunternehmen aus Bargeld 540

Differenz 33

Quelle: Zusammenfassung des Rechnungshofs auf Basis des SAP-Systems RVP

135.	 Für jede Region des Hamburg Services wurde eine Reihe von 
Sachkonten eingerichtet. Hierfür waren diverse Anpassungen im 
Buchungsprozess erforderlich. Diese Anpassungen waren fehler-
behaftet, sodass die ausgewiesenen Salden nicht die tatsächlich 
auf den Hamburg Service entfallenden Umsätze und Einzahlun-
gen zeigen. Nach Auskunft der Kasse.Hamburg wurden die Fehler 
identifiziert. Erforderliche Sachkontenumbuchungen seien vorge-
nommen bzw. veranlasst worden. 
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136.	 Der Rechnungshof hat darüber hinaus festgestellt, dass der Ham-
burg Service im Haushaltsjahr 2023 noch keinen Prozess zum Ab-
gleich der Umsätze mit den erfolgten Einzahlungen/Überweisun-
gen implementiert hatte. Dies führt für das Haushaltsjahr 2024 zu 
einem deutlich erhöhten Prüfaufwand. Es besteht das Risiko, dass 
bestehende Differenzen nicht mehr mit vertretbarem Aufwand auf-
geklärt werden können.

137.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Im Ergebnis ist nicht  
sichergestellt, dass es zu jedem Umsatz in den IT-Verfahren auch 
eine entsprechende Einzahlung durch das Werttransportunterneh-
men bzw. Gutschrift durch den Provider gab.

138.	 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, auf eine 
vollständige Prüfung und Aufklärung der Salden auf den Sachkon-
ten hinzuwirken.

139.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

IT-Verfahren für die Personalabrechnung 
und -verwaltung

140.	 Die FHH setzt das IT-Verfahren KoPers für die Personalabrech-
nung und -verwaltung der aktiven Beamtinnen und Beamten und 
Tarifbeschäftigten sowie der Empfängerinnen und Empfänger in 
der Beamten- und Zusatzversorgung in der Kernverwaltung, den 
Landesbetrieben und den staatlichen Hochschulen ein. In seinen 
Bestätigungsvermerk zur Prüfung des Jahres- und Konzernab-
schlusses auf den 31. Dezember 2023 hat der Rechnungshof auf-
grund verschiedener Mängel einen Einschränkungstatbestand für 
das IT-Verfahren aufgenommen. 

141.	 Darüber hinaus hat der Rechnungshof festgestellt, dass Forde-
rungen aus Überzahlungen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die noch aus dem Vorgänger-IT-Verfahren resultierten, nicht ein-
gezogen und für die zutreffende Abbildung im Jahresabschluss 
der FHH nicht wertberichtigt wurden. Die für Überzahlungen ein-
gerichteten Fehlermanagement-Sachkonten weisen zum 31. De-
zember 2023 einen Saldo in Höhe von 1,8 Mio. Euro aus. 

142.	 Der Rechnungshof hat den ausstehenden Einzug der Forderungen 
sowie die fehlenden Wertberichtigungen beanstandet. Er hat die 
Finanzbehörde aufgefordert, auf eine Mängelbeseitigung hinzu-
wirken.

143.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

144.	 Gesetzliche Änderungen führen im IT-Verfahren KoPers regelmä-
ßig zu Anpassungsbedarfen, die vom Softwarehersteller umzuset-
zen sind. Im Kalenderjahr 2023 führten u. a. die Umsetzungen des 
Hamburgischen Besoldungsstrukturgesetzes zur amtsangemes-
senen Alimentation sowie die Einführung des Deutschlandtickets 
zu Anpassungen. Hinzu kommt ein Rückstau an zu beheben-
den Fehlermeldungen, die in den meisten Fällen mit der Priori-
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tät „hoch“ oder „Notfall“ eingestuft wurden, sowie eine Reihe von 
geplanten, noch ausstehenden Weiterentwicklungen, die ebenfalls 
oft die Einstufung „hoch“ oder „Notfall“ erhielten. Der Rechnungs-
hof hat zu bedenken gegeben, dass die erkennbar hohe Betreu-
ungsintensität in Verbindung mit dem Rückstau ein Risiko für den 
Betrieb des IT-Verfahrens KoPers darstellt. Insbesondere die Tat-
sache, dass nur Anforderungen der höchsten Priorität vom Her-
steller umgesetzt werden können, birgt Risiken für einen sicheren 
und reibungslosen Betrieb.

Weitere Feststellungen

145.	 Die Prüfung des Jahres- und Konzernabschlusses auf den  
31. Dezember 2023 hat zu folgenden weiteren Feststellungen  
geführt:

IT-System

146.	 Im Rahmen des Projektes „ERP 4.0 Weiterentwicklung der Digi-
talen Verwaltung und des digitalen Haushalts“ erfolgte die Mig-
ration des SAP-Systems der FHH auf die neue technische BASIS 
SAP S/4 HANA. Der Rechnungshof hat bei seiner Prüfung Defizite 
im Benutzer- und Berechtigungsmanagement sowie Mängel bei 
der Verschlüsselung und der Protokollierung sicherheitsrelevanter 
Vorgänge festgestellt. Er hat die Defizite und Mängel beanstandet. 

147.	 Die Kasse.Hamburg hat noch während der Prüfung erste Anpas-
sungen vorgenommen. 

Nicht bilanzierte Bauwerke

148.	 Brücken und Tunnelbauwerke sollen künftig zentral bei der Be-
hörde für Verkehr und Mobilitätswende betreut und entsprechend 
bilanziert werden. Im Rahmen der Übertragung der Zuständigkeit 
von den Bezirken auf die Behörde wurde festgestellt, dass eini-
ge Brücken- und Tunnelbauwerke, die bisher in der Zuständigkeit 
der Bezirke lagen, bilanziell nicht erfasst waren. Im Geschäftsjahr 
2023 hat die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende 176 Bau-
werke mit einem Restbuchwert von 21,8 Mio. Euro nachaktiviert. 
Nach Auskunft der Behörde existieren zudem noch rund 150 wei-
tere Bauwerke, die zum 31. Dezember 2023 nicht bilanziert wur-
den. Hiervon sollen rund 100 Bauwerke nach dem Übergang der 
Zuständigkeiten im Jahr 2024 erfasst werden. Für die restlichen 
Bauwerke liegen keine ausreichenden Informationen, insbesonde-
re keine Zustandsnoten, vor. Die Behörde für Verkehr und Mobili-
tätswende geht hier von einer Nachaktivierung im Jahr 2025 aus. 
Der Rechnungshof hat die unvollständige bilanzielle Erfassung 
von Brücken und Tunnelbauwerken beanstandet. 

149.	 Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende hat angegeben, 
dass die Bauwerke spätestens für das Haushaltsjahr 2025 nach-
aktiviert würden.
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Forderungsmanagement

150.	 Die Stadt setzt für ihr Forderungsmanagement das IT-Verfahren 
avviso ein. Für den in diesem Zusammenhang entstehenden Zah-
lungsverkehr nutzt sie zusätzlich ein gesondertes Buchhaltungs-
system. Die Vollstreckung von Forderungen wird damit nicht im 
Hauptbuchhaltungssystem (SAP-System RVP) abgewickelt. Dies 
führt hinsichtlich des Jahresabschlusses zu Problemen. Der Rech-
nungshof hat festgestellt, dass die Abbildung des Vollstreckungs-
geschäfts im Hauptbuchhaltungssystem SAP RVP fehlerhaft ist. 
Unter anderem werden Verbindlichkeiten in Höhe von 3,8 Mio. 
Euro zu hoch ausgewiesen. Der Rechnungshof hat die Finanzbe-
hörde aufgefordert, die vollständige und richtige Abbildung der 
sich aus den Vollstreckungsmaßnahmen ergebenden Geschäfts-
vorfälle in der Buchhaltung der Stadt sicherzustellen.

151.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

Liquide Mittel

152.	 Die Kontenbewegungen auf den Bankkonten für den „Täter-
Opfer-Ausgleich“ und den „Sammelfonds für Bußgelder“ werden 
auch zum 31. Dezember 2023 nicht im SAP-System RVP abgebil-
det. Der Rechnungshof hat das Fehlen korrespondierender Sach
konten im SAP-System RVP sowie die fehlende Abbildung der 
Kontenbewegungen erstmalig im Rahmen der Prüfung des Ab-
schlusses auf den 31. Dezember 2017 beanstandet. 

153.	 Die Justizkasse teilte mit, dass für die Abbildung der Konto
bewegungen und Bestände des Sammelfonds für Bußgelder die 
Ertüchtigung des vorgelagerten IT-Verfahrens abgeschlossen sei 
und die notwendigen Änderungen im Erfassungs- und Haupt-
buchverfahren vorgenommen worden seien. Bis zum Jahresende 
2024 sollen die Zahlungen im neuen Verfahren stattfinden. 

Für den Täter-Opfer-Ausgleich ist eine ähnliche Lösung beab-
sichtigt. 

154.	 Der Rechnungshof hat die weiterhin fehlende Abbildung der Bank-
konten für den „Täter-Opfer-Ausgleich“ und den „Sammelfonds 
für Bußgelder“ im Jahresabschluss der FHH beanstandet. Er geht 
davon aus, dass mit Ertüchtigung des vorgelagerten IT-Verfahrens 
ab dem Haushaltjahr 2024 eine ordnungsgemäße Abbildung der 
Kontobewegungen und Bestände des „Täter-Opfer-Ausgleichs“ 
sichergestellt wird. Er hat die Finanzbehörde aufgefordert, auch 
auf eine zutreffende bilanzielle Abbildung für den „Sammelfonds 
für Bußgelder“ hinzuwirken.

155.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

156.	 Nach der Entscheidung des Senats, den Zahlungsdienst PayPal  
als neue Zahlart für zahlungspflichtige Online-Dienste anzu-
bieten, wurden im Haushaltsjahr 2023 hierfür erste Bankkonten 
bei der Bundesbank eingerichtet. Nicht alle Bankkonten werden 
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über ein korrespondierendes Sachkonto in der Buchhaltung der  
FHH abgebildet. Der Rechnungshof hat dies beanstandet und  
die Finanzbehörde aufgefordert, die vollständige Abbildung der für 
den Zahlungsdienst PayPal eingerichteten Bundesbankkonten im 
SAP-System RVP sicherzustellen.

157.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

Sonstige finanzielle Verpflichtungen

158.	 Unter den sonstigen finanziellen Verpflichtungen sind künftige 
Zahlungsverpflichtungen, denen sich die FHH nicht entziehen 
kann, im Anhang zum Jahresabschluss anzugeben. Zweck dieser 
Darstellung ist es, über wesentliche zukünftige Verpflichtungen, 
die nicht in der Bilanz auszuweisen sind, zu informieren.

159.	 Nach den Feststellungen des Rechnungshofs sind die Angaben 
zu den sonstigen finanziellen Verpflichtungen im Anhang zum Jah-
resabschluss unvollständig. Verpflichtungen in Höhe von 2,1 Mrd. 
Euro wurden nicht dargestellt. Hiervon entfallen 1,6 Mrd. Euro auf 
die von der Sozialbehörde abgeschlossenen Rahmenvereinba-
rung „Budgets Eingliederungshilfe“. Der Rechnungshof hat die 
unvollständige Angabe der sonstigen finanziellen Verpflichtungen 
für den Jahresabschluss 2023 beanstandet. Er hat die Finanzbe-
hörde aufgefordert, auf einen vollständigen Ausweis der Verpflich-
tungen hinzuwirken.

160.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.
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Soziales

Verhinderung von Sozialleistungs-
missbrauch im SGB II, SGB XII und 

Asylbewerberleistungsgesetz

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration / Behörde für Inneres  

und Sport / Bezirksämter / Jobcenter  
team.arbeit.hamburg

Die bundesgesetzlichen Grundlagen der 
Leistungsgewährung sind nicht auf die seit 
Einführung der Sozialgesetzgebung gestie-
genen Fallzahlen und veränderten Rahmen-
bedingungen angepasst worden.

Im Zuge der Antragsprüfung erfolgt ledig-
lich eine Plausibilitätskontrolle. Es fehlen 
Verifizierungsmöglichkeiten der Angaben 
der Antragstellenden. 

Automatisierte Datenabgleiche weisen Lü- 
cken auf und finden erst nach bereits erfolgter 
Leistungsbewilligung statt. Die Entdeckungs-
wahrscheinlichkeit von verschwiegenem Ein-
kommen und Vermögen ist gering. 

161.	 Die sozialen Geldleistungen nach dem SGB II (Bürgergeld, 
Grundsicherung für Arbeitssuchende), den Kapiteln 3 (Hilfe 
zum Lebensunterhalt) und 4 (Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung) des SGB XII sowie dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) stellten im Jahr 2023 mit rund 1,5 Mrd. 
Euro einen Anteil von rund 7 % an den Gesamtaufwendungen des 
Haushalts der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) dar. 

162.	 Die Zuständigkeiten für die Gewährung der geprüften Sozialleistungen 
sind wie folgt geregelt: Während das Jobcenter team.arbeit.hamburg 
(Jobcenter) die Leistungen nach dem SGB II gewährt, sind die Be-
zirksämter für die Durchführung des 3. und 4. Kapitels des SGB XII 
und die Behörde für Inneres und Sport (BIS) für die des AsylbLG 
zuständig. Zuständige Fachbehörde ist die Behörde für Arbeit, Ge-
sundheit, Soziales, Familie und Integration (Sozialbehörde).

163.	 Bei der Gewährung von Sozialleistungen ist sicherzustellen, dass 
nur tatsächlich Anspruchsberechtigte Leistungen erhalten und 
Missbrauch verhindert wird. Die Bekämpfung von Leistungsmiss-
brauch führt dazu, dass die Mittel den wirklich Hilfsbedürftigen zur 
Verfügung stehen. Sie wahrt die Akzeptanz sowie die Interessen 
der Steuerzahlenden und kann abschreckende Wirkung haben.
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164.	 Eine gesetzliche Definition des Begriffs Sozialleistungsmissbrauch 
existiert nicht. Dieser liegt nach der hier verwandten Definition vor, 
wenn die Gewährung von Leistungen, auf die kein rechtmäßiger 
Anspruch besteht, auf einem vorwerfbaren Verhalten der Leis-
tungsbeziehenden beruht, zum Beispiel weil diese bei der An-
tragstellung wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben 
gemacht oder wesentliche Änderungen ihrer Lebensverhältnisse 
nicht oder nicht rechtzeitig mitgeteilt haben.1

165.	 Es existiert keine bundesweite Leistungsmissbrauchsstatistik, 
daher kann der durch Sozialleistungsmissbrauch in Deutschland 
entstehende finanzielle Schaden insgesamt nicht beziffert werden. 
Valide Zahlen existieren nur für den Rechtskreis des SGB II in Be-
zug auf die durch die Jobcenter gewährten Leistungen. Nach der 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit wurden durch den auto-
matisierten Datenabgleich (Tz. 193 ff.) im Jahr 2021 bundesweit 
Überzahlungen in Höhe von 64,3 Mio. Euro festgestellt. Das waren 
12,1 % mehr als im Vorjahr. Für die Rechtskreise des SGB XII und 
des AsylbLG fehlt es an vergleichbaren Zahlen. Darüber hinaus 
wird beim Sozialleistungsmissbrauch von einer Dunkelziffer un-
entdeckter Fälle ausgegangen.2

Rahmenbedingungen der Leistungs
gewährung

166.	 Im Jahr der schrittweise beginnenden Einführung der Sozial
gesetzgebung bezogen in Hamburg zum 31. Dezember 1970 rund 
17.600 Personen Sozialhilfe oder Asylbewerberleistungen. Rund 
1.200 Personen waren auf Arbeitslosenhilfe angewiesen. 

167.	 Seitdem hat sich die Anzahl und die Struktur der Leistungsbezie-
henden grundlegend verändert. Im Jahr 2023 erhielten in Ham-
burg rund 188.000 Personen Bürgergeld nach dem SGB II (davon 
93.000 ausländische Leistungsbeziehende). Rund 13.500 Perso-
nen wurden Leistungen nach dem AsylbLG gewährt, 3.100 Per-
sonen erhielten Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel 
SGB XII sowie 52.400 Personen Leistungen der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. Kapitel SGB XII. 
Diese zusammen rund 257.000 Leistungsbeziehenden entspre-
chen rund 13 % der Einwohner Hamburgs.

168.	 Verändert haben sich seit 1970 auch die technischen und so-
zialen Gegebenheiten und damit die Möglichkeiten, Leistungen 
missbräuchlich in Anspruch zu nehmen. Insbesondere die Digi-
talisierung des Bankensektors brachte neuartige Möglichkeiten, 
Vermögenswerte und Einkommen zu verschleiern oder mehrere 
Konten mit wenig Aufwand und Kosten online zu eröffnen und zu 
verwalten. 

1	 Bundesagentur für Arbeit: Die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch im SGB 
II – Praxishandbuch, S. 4 (Stand: 10. August 2020).

2	 Bundesagentur für Arbeit: Bekämpfung von Leistungsmissbrauch im SGB II – 
Jahresbilanz 2021, S. 4.
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Obwohl die Sozialgesetze inzwischen mehrfach grundlegend 
überarbeitet wurden,3 ist der Prozess der Leistungsgewährung in 
den Dienststellen im Wesentlichen unverändert geblieben. 

169.	 Der Rechnungshof hat im Rahmen seiner Prüfung die gesetz-
lichen Vorschriften sowie die Arbeitsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit, des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales, der Sozialbehörde und der BIS zur Leistungsgewährung 
dahingehend ausgewertet, inwieweit diese geeignet sind, Leis-
tungsmissbrauch vorzubeugen.

Grundlagen der Leistungsgewährung

170.	 Die Antragsprüfung durch die leistungsgewährenden Dienststel-
len beruht auf dem Ersterhebungsgrundsatz.4 Danach sind die 
zur Antragstellung erforderlichen Sozialdaten bei den betroffenen 
Personen zu erheben. Die Dienststellen erfragen auf einem For-
mular digital oder in Papierform die zur Prüfung der Anspruchsbe-
rechtigung und zur Berechnung der Leistungshöhe notwendigen 
Informationen. Dazu gehören u. a. Angaben und Nachweise zur 
Identität, den Familien-, Einkommens- und Vermögensverhältnis-
sen, vorrangigen Leistungen5 und Wohnkosten sowie die Vorlage 
von Kontoauszügen der letzten drei Monate. Zudem müssen die 
Antragstellenden erklären, dass sie alle Angaben vollständig und 
wahrheitsgemäß getätigt und ihre Mitwirkungspflichten zur Kennt-
nis genommen haben.  

Die Angaben werden von den Sachbearbeitenden auf ihre Plau-
sibilität hin geprüft. Fehlen Unterlagen, so werden diese von den 
Antragstellenden nachgefordert. 

171.	 Grundsätzlich müssen die Sachbearbeitenden auf die Richtigkeit 
der Angaben der Antragstellenden vertrauen, insbesondere auf die 
Erklärungen zu nicht vorhandenem Einkommen und Vermögen. 
Eine Verifizierung der Angaben ist im Zuge der Antragsprüfung nur 
bei einzelnen Sachverhalten in begründeten Verdachtsfällen vorge-
sehen und möglich. Hierzu gehört zum Beispiel die Einleitung eines 
Kontenabrufverfahrens (Tz. 202 ff.), wenn sich Hinweise ergeben 
haben, dass Antragstellende nicht alle Konten angegeben haben. 
Abfragen und Datenabgleiche mit anderen staatlichen Stellen, bei 
denen die erfragten Daten ohnehin vorliegen (Tz. 193  ff.), gibt es 
im Zuge der Antragsprüfung nicht. Am Ende des Antragsprüfungs
prozesses wird die Sozialleistung entweder – gegebenenfalls in an-
gepasster Höhe – bewilligt oder versagt. 

172.	 Die datenschutzrechtlichen Regelungen sehen lediglich für einige  
Sachverhalte nachgelagerte, automatisierte Datenabgleiche mit 

3	 Wie zum Beispiel im Zuge der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe im SGB II oder durch das Bürgergeldgesetz, BGBl., Nr. 51 vom 16. Dezem-
ber 2022.

4	 § 67a Absatz 2 SGB X.
5	 Zum Beispiel Leistungen anderer Sozialhilfe- sowie Sozialleistungsträger, wie 

die der Rentenversicherung oder Kranken- und Unfallversicherung sowie Unter-
haltsansprüche.
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anderen staatlichen Stellen vor, bei denen Informationen zur  
Verifizierung der Angaben der Antragstellenden vorliegen (Tz. 193 ff.). 
Zu diesem Zeitpunkt wurden jedoch bereits Leistungen bewilligt, 
sodass ein Schaden durch eventuellen Leistungsmissbrauch be-
reits eingetreten ist.

173.	 Diese Vorgehensweise ist angesichts der heutigen hohen Fallzah-
len (Tz. 167) nicht geeignet, Sozialleistungsmissbrauch wirksam 
entgegenzutreten. Das Erkennen von Verdachtsmomenten, die 
auf einen Missbrauch hindeuten, wird immer schwieriger. Insge-
samt ist festzuhalten, dass die nach der gesetzlichen Systematik 
vorgesehene händische Fallbearbeitung und die Erhebung aller 
erforderlichen Daten bei den Antragstellenden mit lediglich nach-
gelagerten Datenabgleichen die Erschleichung von Leistungen 
begünstigen kann. 

174.	 Der Rechnungshof hat der Sozialbehörde empfohlen, sich auf 
Bundesebene in geeigneten Gremien dafür einzusetzen, den 
Leistungsgewährungsprozess soweit wie möglich durch die Im-
plementierung von Schnittstellen zu automatisieren und damit 
sowohl die Leistungssachbearbeitenden bei der Bearbeitung des 
Einzelfalls zu entlasten als auch eventuellem Leistungsmissbrauch 
vorzubeugen. Ziel sollte es sein, statt aufwendiger Sachverhaltser-
mittlungen die Sachbearbeitung bei der Anspruchsprüfung durch 
den Abgleich der bereits bei anderen staatlichen Stellen vorliegen-
den Daten zu unterstützen.

175.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt. Sie hat aber darauf hin-
gewiesen, dass es hierfür zunächst vorbereitender Rechtsände-
rungen bedürfe. So würden mit dem Gesetz zur Anpassung von 
Datenübermittlungsvorschriften im Ausländer- und Sozialrecht 
demnächst der digitale Datenaustausch zwischen Ausländer- und 
Leistungsbehörden verbessert und die Behörden durch die Digi-
talisierungsmaßnahmen entlastet. Mit der nach dem Registermo-
dernisierungsgesetz zum 1. Januar 2026 umzusetzenden Verwen-
dung einer Identifikationsnummer in der öffentlichen Verwaltung 
werde außerdem der Datenabgleich zwischen den Behörden durch 
die eindeutige Zuordnung der Datensätze überhaupt erst ermög-
licht bzw. vereinfacht. Im Rahmen ihres Vorsitzes der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz im Jahr 2024 hätte sich die Sozialbehör-
de für Rechtsvereinfachungen, Pauschalierungen, Digitalisierung 
sowie digitale Datentransfers (Once-Only) und die Anpassung von 
Datenschutzvorschriften eingesetzt. Eine weitergehende Digitali-
sierung der Gewährung von Sozialleistungen werde einige Jahre 
in Anspruch nehmen. 

Organisation

176.	 Aus den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ge-
mäß § 7 Absatz 1 LHO ergibt sich die Pflicht für eine effiziente 
und effektive Gestaltung der Organisationsstrukturen sowie der 
sachgerechten Aufgabenerledigung und damit auch die Pflicht zur 
Verhinderung von Leistungsmissbrauch.

Aktuelle 
Rechtslage 
begünstigt 
Leistungs­
erschleichung
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177.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass das Jobcenter (Tz. 162) 
umfangreiche organisatorische und konzeptionelle Vorkehrungen 
zur Verhinderung von Leistungsmissbrauch bei der Gewährung 
von Bürgergeld getroffen hat. Neben einem Handbuch werden 
den Sachbearbeitenden zahlreiche Handreichungen zur Erken-
nung von Leistungsmissbrauch zur Verfügung gestellt. Unterstützt 
werden sie zudem durch einen Außendienst sowie ein Fachteam, 
das organisierten Leistungsmissbrauch aufdecken soll. 

178.	 Im Gegensatz dazu sind die zur Verhinderung von Leistungsmiss-
brauch bestehenden Vorkehrungen bei den geprüften Hamburger 
Behörden ausbaufähig. Sie verfolgen lediglich den Ansatz, eine 
ordnungsgemäße Gewährung der Leistungen systemisch sicher-
zustellen. So sollen die Sachbearbeitenden bei der Bewilligung 
durch eine sorgfältige Tatsachenermittlung und Beweisführung 
Leistungsmissbrauch erkennen und damit vermeiden. Eine kon-
zeptionelle Befassung mit den Fragen, wo Risiken für potenziellen 
Missbrauch bestehen und wie dieser verhindert werden kann, ist 
bislang jedoch nicht erfolgt. 

179.	 Die Bezirksämter und die Sozialbehörde sehen das Miss-
brauchspotenzial bei den Sozialhilfe nach dem SGB XII beantra-
genden Menschen als gering an, da es sich bei ihnen überwiegend 
um vulnerable Personen mit gesundheitlichen Einschränkungen 
und langer Leistungshistorie handele. Diese Personen seien nicht 
erwerbsfähig. Die im Verantwortungsbereich des Jobcenters 
identifizierten Missbrauchsfälle im Rechtskreis des SGB II würden  
dagegen überwiegend im Zusammenhang mit verschwiegenem 
Erwerbseinkommen stehen.

180.	 Der Rechnungshof teilt die Auffassung der Behörden, dass ein 
strukturierter Leistungsbewilligungsprozess ein zentrales Element 
zur Verhinderung von Leistungsmissbrauch darstellt. Er hat aber 
darauf hingewiesen, dass sich die Anzahl und Struktur der Per-
sonen, die Leistungen aus dem SGB XII beziehen, in den letzten 
Jahren erheblich verändert haben. Waren dies früher überwiegend 
die von der Sozialbehörde angeführten Personen, zählen aufgrund 
der Ausweitung des Empfängerkreises hierzu nun auch Personen 
mit jahrelanger Erwerbsbiografie und geringen eigenen Renten, 
die gegebenenfalls über verschwiegene Ersparnisse oder Ver
mögen verfügen. Der unrechtmäßige Bezug von Leistungen kann 
daher auch hier nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

181.	 Der Rechnungshof hat der Sozialbehörde empfohlen, den Leis-
tungsbewilligungsprozess darauf zu untersuchen, wo die größten 
Missbrauchsrisiken vorliegen können und wie potenzieller Miss-
brauch effektiv verhindert werden kann. 

Zudem hat er empfohlen, für die dabei identifizierten Leistungs-
missbrauchstatbestände konkretisierende Ausführungen in Form 
von Arbeitsanweisungen zu entwickeln, um die Leistungssachbe-
arbeitung beim Erkennen von möglichem Leistungsmissbrauch 
besser zu unterstützen. 

182.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt.

Konzeptionelle 
Befassung mit der 
Verhinderung von 
Leistungsmiss­
brauch erforderlich
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Einkommen und Vermögen

183.	 Einen Anspruch auf soziale Leistungen hat nur, wer seinen Le-
bensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten 
kann. Erzieltes Einkommen schließt den Leistungsanspruch ge-
gebenenfalls aus bzw. wird auf die Leistungen angerechnet. Wer 
über Vermögen oberhalb der sozialrechtlich normierten Freigren-
zen verfügt, hat keinen Anspruch auf Leistungen.

184.	 Wie dargelegt (Tz. 170 ff.), ist eine Verifizierung der Angaben zu 
Einkommen und Vermögen der Antragsstellenden erst nachgela-
gert vorgesehen. Die derzeit vorhandenen Möglichkeiten zur Iden-
tifizierung von Einkommen und Vermögen weisen Lücken auf. Die 
Aufdeckung von bei der Beantragung von Leistungen verschwie-
genem Einkommen, Vermögen oder Immobilien im Ausland ist 
weitgehend nicht möglich. Daten zu ausländischen Konten oder 
Kapitaleinkünften sind den leistungsgewährenden Dienststellen 
nicht zugänglich (Tz. 199). Auch bestimmte Kapitalerträge und 
Vermögen im Inland sowie inländische Immobilien sind nicht oder 
nur schwer durch die Leistungssachbearbeitenden feststellbar. 
Dies betrifft Vermögen auf nicht angegebenen Konten und Kapi-
talerträge für Konten, für die kein Freistellungsauftrag erteilt oder 
keine Nichtveranlagungsbescheinigung ausgestellt wurde (Tz. 198).

185.	 Der Rechnungshof hat zudem festgestellt, dass die Bezirksämter 
und das Jobcenter die Möglichkeit der elektronischen Einholung 
von Grundbuchauszügen derzeit nicht nutzen, was die Ermittlung 
von Immobilienvermögen erschwert. Er hat sie aufgefordert, sich 
Online-Zugänge zum „Automatisierten Grundbuchabrufverfahren“ 
des Hamburger Amtsgerichts zu verschaffen.

186.	 Die Bezirksämter und das Jobcenter haben dies zugesagt.

Kosten der Unterkunft 

187.	 Neben den Leistungen des Regelbedarfs erhalten Leistungsbe-
ziehende Leistungen für die Bedarfe für Unterkunft und Heizung, 
sofern diese angemessen sind. Hierzu ermittelt die Sozialbehörde 
alle zwei Jahre Angemessenheitsgrenzen, die in Abhängigkeit von 
der in einem Haushalt lebenden Personenzahl die zulässige Höhe 
der Bruttokaltmiete festlegen.

Angemessenheitsgrenzen für die Bruttokaltmiete

Personen/
Haushalt 1 2 3 4 5 6

Angemessen-
heitsgrenze  
bruttokalt

573 693,60 813 980,10 1.361,85 1.545,60

Quelle: Fachanweisung – Bedarfe für Unterkunft und Heizung gemäß § 22 SGB II 
bzw. §§ 35, 35a und § 42a SGB XII, Anlage 1 (Stand: 20. März 2024)

*Für jede weitere Person erhöht sich die Angemessenheitsgrenze um 193,20 Euro.

Entdeckungs­
wahrscheinlich­
keit von ver­
schwiegenem 
Einkommen 
und Vermögen 
gering

Automatisiertes 
Grundbuch­
abrufverfahren 
wird nicht 
genutzt



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

77

188.	 Die Angemessenheitsprüfung bei der Gewährung der Kosten der 
Unterkunft im Einzelfall ist allein auf die nach der Angemessen-
heitsgrenze zulässige Gesamtbruttokaltmiete fokussiert. Dies  
ermöglicht es Vermietenden, sich an den als „angemessen“ fest-
gelegten Höchstgrenzen zu orientieren. Insbesondere bei kleine-
ren Wohnungen können sie Quadratmeterpreise verlangen, die 
deutlich über den ortsüblichen Vergleichsmieten liegen und somit 
gegen die Mietpreisbremse6 oder sogar gegen die Bestimmungen 
des Wirtschaftsstrafgesetzes oder des Strafgesetzbuches7 ver-
stoßen. 

189.	 Gegen überhöhte Mieten zivilrechtlich vorzugehen, obliegt den 
Leistungsbeziehenden, die den Mietvertrag abgeschlossen haben. 
Sie haben daran in der Regel jedoch mangels eines eigenen finan-
ziellen Vorteils wenig Interesse. Denn von einer erwirkten Mietmin-
derung würde lediglich die FHH durch niedrigere Erstattungen für 
die Bedarfe für Unterkunft profitieren. Zudem besteht die Gefahr, 
dass Vermietende den Leistungsbeziehenden, die gegen über-
höhte Mieten vorgehen, kündigen. Die geprüften Behörden haben 
mitgeteilt, dass ein Vorgehen gegen überhöhte Mieten insbeson-
dere vulnerablen Personen nicht zuzumuten sei. Denn damit sei 
das Risiko eines möglichen Verlustes der Wohnung verbunden mit 
der Folge, dass die Personen bei ohnehin knappen Kapazitäten 
öffentlich-rechtlich untergebracht werden müssten. Im Falle der 
Leistungsbeziehenden nach dem SGB II würden solche Belastun-
gen außerdem die Bemühungen zur Vermittlung in Arbeit behin-
dern. 

190.	 Anders als die Behörden geht das Jobcenter in Fällen, bei denen 
erkennbar ist, dass über den Einzelfall hinaus eine Vielzahl von 
Mietverhältnissen betroffen ist, bei Mietwucher oder Betrug (zum 
Beispiel bei falschen Wohnflächenangaben) gegen überhöhte  
Mieten vor. Identifizierte Fälle werden durch einen beauftragten 
Rechtsanwalt für das Jobcenter auf Grundlage von § 33 SGB II8 
geltend gemacht. 

191.	 Der Rechnungshof hat die Sozialbehörde und die Bezirksämter 
aufgefordert, Überlegungen anzustellen, wie Fälle von Mietwucher 
sowie von systematischem und organisiertem Missbrauch besser 
aufgedeckt und eingetretene Schäden als Sozialleistungsträger 
zurückgefordert werden können.

192.	 Die Sozialbehörde und die Bezirksämter haben dies zugesagt.

6	 Seit der Einführung der Mietpreisbremse zum 1. Juli 2015 ist die Miethöhe bei 
der Neuvermietung von Wohnungen für das gesamte Gebiet Hamburgs grund-
sätzlich auf die ortsübliche Vergleichsmiete zuzüglich 10 % begrenzt.

7	 Vgl. § 5 WiStG bzw. § 291 StGB.
8	 In § 33 SGB II ist der Übergang von Ansprüchen der Leistungsempfangenden 

nach dem SGB II auf Dritte zentral geregelt. Hiervon erfasst werden auch die 
zivilrechtlichen Ansprüche der Leistungsempfangenden aus überhöht gezahlten 
Mieten.

Systematik der 
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Automatisierter Datenabgleich

193.	 Zur Überprüfung der Angaben über Einkommen und Vermögen 
von Personen, die Leistungen nach dem SGB II, dem SGB XII und 
dem AsylbLG beziehen, sieht der Gesetzgeber in den § 52 SGB 
II und § 118 SGB XII einen Datenabgleich vor. Überprüft wird in 
diesem Zuge beispielsweise,

	– ob und in welchem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges mit 
Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfügi-
gen Beschäftigung zusammentreffen,

	– ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume andere Leis-
tungen bezogen wurden (zum Beispiel Leistungen der Träger 
der Unfall- oder Rentenversicherung sowie Leistungen nach 
SGB II, III und SGB XII) und

	– ob und welche Daten der Leistungsbeziehenden nach § 45d 
Absatz 1 und § 45e des Einkommensteuergesetzes (EStG) an 
das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) übermittelt worden 
sind.

194.	 Der automatisierte Datenabgleich ist die einzige regelhaft vor-
gesehene Überprüfung der Angaben der Leistungsbeziehenden. 
Während das Jobcenter den Abgleich mit Beschäftigungsdaten 
sogar monatlich durchführt, um Überzahlungen zu vermeiden und 
Missbrauch frühzeitig zu verhindern, haben die Sozialbehörde und 
die Bezirksämter seit nunmehr fünf Jahren keine Überprüfung der 
im Rahmen des automatisierten Datenabgleichs zur Verfügung 
stehenden Daten durchgeführt. 

195.	 Begründet haben sie dies mit der hohen Arbeitsbelastung der 
Beschäftigten in den Grundsicherungs-Dienststellen (GS-Dienst-
stellen) bedingt durch die Einführung des Fachverfahrens OPEN/
PROSOZ, der Überführung der Eingliederungshilfe aus dem SGB 
XII in das SGB IX und der Corona-Pandemie. Darüber hinaus be-
stünden diverse softwareseitige Fehler im Fachverfahren OPEN/
PROSOZ.

196.	 Der Rechnungshof hat die unterlassenen Überprüfungen der im 
Rahmen des automatisierten Datenabgleichs zur Verfügung ste-
henden Daten bemängelt. Er hat die Sozialbehörde aufgefordert, 
im Anschluss an die zeitnahe Behebung der Softwarefehler in 
OPEN/PROSOZ eine regelmäßige Überprüfung der Daten sicher-
zustellen.

197.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt. 

198.	 Bei den im Rahmen des automatisierten Datenabgleichs nach  
§ 45d Absatz 1 EStG an das BZSt übermittelten Daten handelt es 
sich lediglich um inländische Kapitalerträge, für die entweder ein 
Freistellungsauftrag erteilt oder eine Nichtveranlagungsbeschei-
nigung beantragt wurde. Für die leistungsgewährenden Dienst
stellen bedeutet dies, dass im Antrag nicht angegebene Konten 
oder Depots für die weder ein Freistellungsauftrag gestellt noch 
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eine Nichtveranlagungsbescheinigung ausgestellt wurde, nicht 
aufgedeckt werden können. 

199.	 Bei den nach § 45e EStG übermittelten Daten handelt es sich um 
jene, die aufgrund der Zinsinformationsverordnung übermittelt 
werden. Die Zinsinformationsverordnung gilt grundsätzlich nur 
noch für bis zum 31. Dezember 2015 zugeflossene ausländische 
Zinszahlungen. Im Zuge des automatisierten Datenabgleichs wer-
den daher keine aktuellen Datensätze mehr übermittelt und mit 
den Angaben der Leistungsempfangenden abgeglichen. Aus-
ländische Kapitalerträge sind durch die leistungsgewährenden 
Dienststellen somit nicht ermittelbar. 

200.	 Der Rechnungshof hat die beim automatisierten Datenabgleich 
bestehenden Lücken kritisiert und der Sozialbehörde empfohlen, 
sich in geeigneten Gremien auf Bundesebene dafür einzusetzen, 
einen Abgleich mit ausländischen Kapitalerträgen zu ermöglichen. 

201.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt. 

Kontenabrufverfahren 

202.	 Haben sich – zum Beispiel durch Auffälligkeiten in den Konto
unterlagen oder Mitteilungen Dritter – Hinweise darauf ergeben, 
dass Leistungsbeziehende weitere, nicht angegebene Konten 
besitzen, kann ein Kontenabrufersuchen beim BZSt gestellt wer-
den.9 Voraussetzung hierfür ist, dass die Daten zur Überprüfung 
der Anspruchsvoraussetzungen erforderlich sind und ein vorhe-
riges, an die betroffene Person gerichtetes Auskunftsersuchen 
nicht zum Ziel geführt hat oder keinen Erfolg verspricht. Darüber 
hinaus ist zu dokumentieren, welche Ermittlungen im Vorfeld kon-
kret durchgeführt wurden und warum diese nicht zum Ziel geführt 
haben. Zudem muss die betroffene Person vor einem Abrufersu-
chen auf die Möglichkeit des Kontenabrufs hingewiesen und nach 
der Durchführung eines Kontenabrufes über die Durchführung und 
das Ergebnis benachrichtigt werden.10

203.	 Vermutlich aufgrund der Anforderungen an ein Kontenabrufersu-
chen und des damit verbundenen Verwaltungsaufwands ist die 
Zahl der Kontenabrufe in Relation zu den Leistungsbeziehen-
den in Hamburg gering. Laut Auskunft des Senats wurden durch 
das Jobcenter 486 Kontenabrufe im Jahr 2019 und 312 im Jahr 
2020 sowie durch die GS-Dienststellen lediglich 20 Kontenabrufe 
im Jahr 2019 und 5 im Jahr 2020 durchgeführt.11 In Relation zu 
den insgesamt rund 257.000 Leistungsbeziehenden in Hamburg  
Tz. 167) ist diese Zahl sehr niedrig. Insgesamt steigt in Deutsch-
land zwar die Zahl der Kontenabrufverfahren, wobei aber der 
größte Teil durch Gerichtsvollzieher oder Verwaltungsvollstre-
ckungsbehörden angestrengt wird. In der Hamburger Steuerver-

9	 § 93 Absatz 8 in Verbindung mit § 93b AO.
10	 § 93 Absatz 9 AO.
11	 Bürgerschaftsdrucksache 22/2797 vom 19. Januar 2021, Antwort auf Fragen 1a 

bis f.

Ausländische  
Kapitalerträge 
nicht mehr  
ermittelbar

Anzahl der  
Kontenabrufe  
zu gering



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

80

waltung zählt der Kontenabruf im Vollstreckungsverfahren bereits 
ab Rückständen in Höhe von 100 Euro zum Handlungsrahmen der 
Sachbearbeitung und es wird regelmäßig hiervon Gebrauch ge-
macht.

204.	 Da vom automatisierten Datenabgleich nicht alle Kapitalerträge 
bzw. Konten erfasst sind (Tz. 198), stellt das Kontenabrufverfahren 
die einzige gesetzlich zur Verfügung stehende Möglichkeit für die 
vollständige Ermittlung aller inländischen Konten von Antragstel-
lenden dar. Auch wenn mit dem Ersuchen um Kontenabruf beim 
BZSt zusätzlicher Verwaltungsaufwand verbunden ist, sollte die-
ses Mittel auch eingesetzt werden.

205.	 Der Rechnungshof hat daher empfohlen, in Verdachtsfällen die 
Möglichkeit des Kontenabrufs konsequent und systematisch zu 
nutzen. 

206.	 Das Jobcenter, die Bezirksämter und die BIS haben dies zugesagt.
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Jugendsozialarbeit

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration / 

Bezirksämter Altona, Eimsbüttel,  
Hamburg-Mitte und Hamburg-Nord

Die Sozialbehörde schließt seit mehr als 
zehn Jahren die vorgeschriebenen Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen mit den Bezirks-
ämtern entweder verspätet oder gar nicht 
ab.

Sie hat die Wirtschaftlichkeit und Steue-
rungsrelevanz des von ihr verantworteten 
Berichtswesens nicht geprüft.

Die Zuwendungsverfahren in der Sozial-
behörde und den geprüften Bezirksämtern 
wiesen zahlreiche Mängel auf.

207.	 Die Jugendsozialarbeit ist Teil der gesetzlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe.1 Sie unterstützt junge Menschen2 und ihre Familien bei 
der Bewältigung schwieriger Lebenssituationen durch Informati-
on, Beratung und Hilfemaßnahmen. Hierfür werden jungen Men-
schen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur 
Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße 
auf Unterstützung angewiesen sind, sozialpädagogische Hilfen 
angeboten. Dadurch soll ihre schulische und berufliche Ausbil-
dung, ihre Eingliederung in die Arbeitswelt sowie ihre soziale Inte-
gration gefördert werden. 

208.	 Jugendsozialarbeit findet sowohl standortgebunden als auch 
aufsuchend statt, insbesondere durch Straßensozialarbeit. Sie 
erreicht durch diesen methodischen Ansatz auch solche jungen 
Menschen, die häufig den Zugang zu den Regelsystemen (u. a. 
Schule, Familie, Hilfen zur Erziehung, Offene Kinder- und Jugend-
arbeit) verloren haben.

Die Aufgaben der Jugendsozialarbeit werden durch Träger der 
freien Jugendhilfe (freie Träger) und durch bezirkliche Einrichtun-
gen wahrgenommen.

209.	 Der Rechnungshof hat in dieser Prüfung sowohl die Projekte der 
überregionalen (hamburgweiten) Jugendsozialarbeit der Sozial-
behörde als auch Projekte der regionalen Jugendsozialarbeit der 
Bezirke Altona, Eimsbüttel, Hamburg-Mitte und Hamburg-Nord für 
die Jahre 2020 bis 2022 geprüft.

1	 § 13 Absatz 1 SGB VIII.
2	 Als junger Mensch im Sinne der Jugendhilfe gilt, wer noch nicht das 27. Lebens-

jahr vollendet hat (§ 7 Absatz 1 Nummer 4 SGB VIII).
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Sozialbehörde

Ziel- und Leistungsvereinbarungen

210.	 Zur Steuerung und Konkretisierung der regionalen Angebote der 
Jugendsozialarbeit hat die Sozialbehörde eine Globalrichtlinie er-
lassen.3 Danach muss sie mit jedem Bezirksamt mindestens alle 
zwei Jahre im Voraus eine Ziel- und Leistungsvereinbarung (ZLV) 
zur regionalen Jugendsozialarbeit abschließen.

211.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Sozialbehörde seit 
2013 insgesamt 42 ZLV entweder verspätet – zum Teil bis zu 
elf Monate – oder gar nicht abgeschlossen hat. Für die Jahre 
2019/2020 hat die Sozialbehörde mit keinem der sieben Bezirks-
ämter eine ZLV abgeschlossen. Seit 2013 fehlten acht ZLV, 34 ZLV 
wurden verspätet abgeschlossen. 

Die durch die ZLV beabsichtigte Steuerungswirkung war daher 
eingeschränkt oder entfiel gänzlich.

212.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Sozialbehörde seit 
2013 ZLV verspätet oder gar nicht abgeschlossen hat. Er hat sie 
aufgefordert, künftig gemäß der Globalrichtlinie ZLV fristgerecht 
und mit der vorgeschriebenen Laufzeit abzuschließen, damit diese 
ihre Steuerungswirkung vollständig entfalten können.

Berichtswesen

213.	 Im Bereich der Jugendhilfe existiert ein allgemeines aufgaben-
übergreifendes „Berichtswesen Jugendhilfe“ (BeJu), das im 
Auftrag der Sozialbehörde von der Lawaetz-Stiftung umgesetzt 
wird. Es beinhaltet in derzeit sechs Modulen4 eine systematische 
Erfassung der Angebots- und Leistungsdaten sämtlicher bezirk
licher und freier Träger der Jugend- und Familienhilfe. Die Behörde 
plant, ein weiteres Modul zur Familienförderung in das BeJu zu 
integrieren. 

Das BeJu bildet die Grundlage für

	– Programmplanung und -steuerung auf Hamburger Ebene,

	– Planung und Steuerung auf Bezirksebene sowie

	– Legitimation, Berichterstattung und Antworten an die Politik.

214.	 Unabhängig davon betreibt die Sozialbehörde für die Jugend
sozialarbeit ein gesondertes Berichtswesen, das aus einem Zah-

3	 GR J1/2021 „Kinder- und Jugendarbeit sowie Jugendsozialarbeit in den  
Bezirken“ vom 21. Dezember 2021.

4	 Sozialräumliche Angebote der Jugend- und Familienhilfe, Rahmenvereinbarung 
Schule Jugendhilfe, Familienteams, Jugend Aktiv Plus, Erziehungsberatung und 
Sozialräumliche Integrationsnetzwerke.

Ziel- und 
Leistungsver­
einbarungen 
verspätet oder 
gar nicht ab­
geschlossen
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len- und einem Textteil besteht. Es erfasst sämtliche Einrichtun-
gen und Angebote der Jugendsozialarbeit in bezirklicher und freier 
Trägerschaft und schreibt diesen vor, mittels Berichtsbögen jähr-
lich über das abgelaufene Jahr zu berichten.

215.	 Die Sozialbehörde hat die verschiedenen Ausgestaltungen des 
Berichtswesens nicht aufeinander abgestimmt. Sie hat bisher 
nicht abschließend geklärt, welche Daten sie zur Steuerung der 
Jugendsozialarbeit tatsächlich benötigt. Sie hat zudem auch noch 
nicht abschließend geprüft, ob es wirtschaftlicher ist, das Berichts-
wesen Jugendsozialarbeit in das BeJu zu integrieren, wodurch die 
bisherigen Berichtsbögen gegebenenfalls entfallen könnten, da 
die Daten direkt in das BeJu eingegeben werden können. 

216.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und die Sozialbehörde aufge-
fordert, die verschiedenen Ausgestaltungen des Berichtswesens 
auf ihre Wirtschaftlichkeit und Steuerungsrelevanz hin zu über
prüfen.

Zuwendungsvergabe in den geprüften  
Bezirksämtern und der Sozialbehörde

Zweckbeschreibungen

217.	 Die Bezirksämter haben die Ziele der Globalrichtlinie (vgl. Tz. 210) 
durch geeignete Zweckbeschreibungen umzusetzen. Die Zweck-
beschreibungen sind Bestandteil der Zuwendungsbescheide und 
müssen quantitative Zielvorgaben (u. a. Mindestzahlen von Be-
suchen sowie von Stammnutzerinnen und Stammnutzern, Min-
destangebotszeiten und Mindestanzahl von Gruppenangeboten) 
sowie qualitative Vorgaben insbesondere zu den Arbeitsschwer-
punkten der Zuwendungsempfangenden enthalten. Nach Nr. 2 
der Globalrichtlinie sind diese Vorgaben auch auf die bezirklichen 
Einrichtungen und Angebote der Jugendsozialarbeit anzuwenden.

218.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass das Bezirksamt Altona 
Zweckbeschreibungen nur für die Zuwendungsempfangenden 
und nicht für die bezirklichen Einrichtungen der Jugendsozial
arbeit erstellt hat. 

Antragsprüfung

219.	 Ein wirtschaftlicher und sparsamer Einsatz der zur Verfügung  
stehenden Haushaltsmittel setzt eine sorgfältige Antragsprüfung 
voraus. Als Zuwendungsgeber haben die Bezirksämter die An-
tragsunterlagen sowohl fachlich als auch formal und rechnerisch 
zu prüfen. Das Ergebnis der Antragsprüfung ist in einem Vermerk 
zu begründen und zu dokumentieren (Nr. 5.3 VV zu § 46 LHO).

220.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass im Rahmen der Antrags-
prüfung

Wirtschaftlichkeit  
des Berichtswesens  
zur Jugend­
sozialarbeit nicht 
geprüft

Erforderliche 
Zweckbeschrei­
bungen fehlen

Mangelhafte  
Antragsprüfungen 
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	– alle geprüften Bezirksämter die erforderliche Prüfung der ver-
fügbaren Eigenmittel nicht ordnungsgemäß durchgeführt und 
die fachlichen Stellungnahmen zur Antragsprüfung nicht den 
Vorgaben entsprechend gefertigt haben. Zum Beispiel fehlten 
fachliche Stellungnahmen oder sie waren in allen geprüften 
Jahren identisch bzw. die Sachverhalte waren nur unzurei-
chend dargestellt.

	– die Bezirksämter Altona und Eimsbüttel die Prüfung des Bes-
serstellungsverbots5 nicht durchgeführt oder nicht dokumen-
tiert haben und

	– im Bezirksamt Eimsbüttel die Antragsprüfvermerke nicht alle 
Informationen, die nach dem Zuwendungsrecht notwendig 
sind, enthielten. Beispielsweise fehlten Angaben zu den finan-
ziellen Auswirkungen in den Folgejahren.

Verwendungsnachweisprüfungen

221.	 Die Zuwendungsempfangenden müssen die bestimmungsge
mäße Verwendung der Zuwendung innerhalb von sechs Mona-
ten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch 
mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden  
Monats der Bewilligungsbehörde nachweisen (Verwendungs-
nachweis), soweit im Zuwendungsbescheid keine abweichende 
Frist bestimmt ist.

222.	 Die Bewilligungsbehörde muss unverzüglich nach Eingang eines 
Verwendungsnachweises feststellen6, ob

	– dieser den im Zuwendungsbescheid festgelegten Anforderun-
gen entspricht,

	– die Zuwendung nach den gemachten Angaben und gegebe-
nenfalls den beigefügten Belegen zweckentsprechend verwen-
det worden ist und

	– der Zuwendungszweck nach den Angaben der oder des  
Zuwendungsempfangenden im Sachbericht erfüllt wurde.

223.	 Der Rechnungshof hat bei der Verwendungsnachweisprüfung 
zahlreiche Mängel festgestellt:

	– Bei den Bezirksämtern Altona und Eimsbüttel enthielten die 
fachlichen Stellungnahmen zum Verwendungsnachweis keine 
konkreten Feststellungen und Bewertungen in Bezug auf die 
erfolgreiche Tätigkeit der Träger.

	– Das Bezirksamt Altona hat die Prüfung der Verwendungsnach-

5	 Das Besserstellungsverbot soll verhindern, dass mit Beschäftigten von Zuwen-
dungsempfangenden bessere Konditionen als mit vergleichbaren Beschäftigten 
der Freien und Hansestadt Hamburg vereinbart werden.

6	 Nr. 13.1 VV zu § 46 LHO.

Mangelhafte 
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nachweis- 
prüfungen
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weise nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist durchgeführt.

	– Das Bezirksamt Hamburg-Mitte führte 2020 und 2021 keine 
Standardprüfungen und die weitergehenden Prüfungen teil-
weise nicht in dem vorgesehenen Prüfungsrhythmus durch. Es 
prüfte bei einem vom Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst 
der Länder (TV-L) abweichenden Tarifvertrag des Trägers nicht, 
auf welche Höhe die Personalausgaben nach dem TV-L zu be-
grenzen sind.

	– Die Sozialbehörde hat nicht fristgerecht vorgelegte Verwen-
dungsnachweise der Träger nicht nachgefordert sowie Stan-
dardprüfungen und weitergehende Prüfungen verspätet oder 
gar nicht durchgeführt.

Erfolgskontrolle

224.	 Für eine Erfolgskontrolle ist spätestens bei der Antragsprüfung der 
Zuwendung Folgendes festzulegen7:

	– die Ausgangssituation (Ist) und das durch die Zuwendung 
angestrebte Ziel (Soll),

	– die Daten, die Auskunft über den Grad der Zielerreichung 
geben sollen,

	– der Zeitpunkt, zu dem die Erfolgskontrolle durchgeführt 
werden soll und

	– Methoden zur Durchführung.

Prüfungsumfang und Prüfungsfeststellungen sind in einem Prü-
fungsvermerk zu dokumentieren.8

225.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass in den geprüften Bezirks-
ämtern keine Erfolgskontrollen bei der Antragsprüfung geplant 
worden waren und demzufolge im Rahmen der Verwendungs-
nachweisprüfung auch nicht durchgeführt wurden.

Zuwendungsakten

226.	 Alle Zuwendungsfälle sind sowohl in Papierform9 als auch im  
Datenbankverfahren INEZ vollständig abzubilden.10

227.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Akten in den Bezirks-
ämtern Hamburg-Mitte und Hamburg-Nord nicht vorschriftsmäßig 
geführt wurden. So hatte das Bezirksamt Hamburg-Mitte weder 

7	 Nr. 5.3.10 VV zu § 46 LHO.
8	 Nr. 13.4 VV zu § 46 LHO.
9	 Dienstanweisung zur Regelung der Zuwendungsgewährung der Hamburger Be-

zirksämter, Punkt 1.4 Aktenführung.
10	 Nr. 18.9 Satz 1 VV zu § 46 LHO.
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die Zweckbeschreibungen noch die Sachberichte von den Zu-
wendungsempfangenden oder sonstige wesentliche Dokumente 
und das Bezirksamt Hamburg-Nord die fachlichen Stellungnah-
men zu den Erstanträgen der Träger nicht in den Zuwendungsak-
ten abgelegt.

Fazit

228.	 Der Rechnungshof hat die zuwendungsrechtlichen Mängel sowie 
die Versäumnisse bei der Aktenführung beanstandet. 

Er hat die geprüften Bezirksämter aufgefordert, künftig die Vor-
schriften der LHO zum Zuwendungsverfahren sowie die Vorgaben 
zur Aktenführung einzuhalten.

Stellungnahme der Verwaltung

229.	 Die Sozialbehörde und die Bezirksämter haben die Feststellungen 
und Beanstandungen des Rechnungshofs anerkannt und zuge-
sagt, seine Forderungen umzusetzen.
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Angebote der offenen Seniorenarbeit

Behörde für Wissenschaft, Forschung,  
Gleichstellung und Bezirke / 

Bezirksämter

Die Behörde hat keine Grundlagen für  
die Durchführung von Erfolgskontrollen 
geschaffen. Der Erfolg der Förderung der  
offenen Seniorenarbeit ist daher nicht  
ermittelbar. 

Die Verwaltungsverfahren in den Bezirks-
ämtern müssen vereinfacht und die Öffent-
lichkeitsarbeit seniorengerecht gestaltet 
werden. 

230.	 Nach § 71 SGB XII soll alten Menschen Altenhilfe gewährt werden, 
um Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, zu verhüten, 
zu überwinden oder zu mildern und ihnen die Möglichkeit zu erhal-
ten, selbstbestimmt am Leben in der Gemeinschaft teilzunehmen. 
In der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) zählen hierzu neben 
Beratungs- und Betreuungsangeboten1 auch Leistungen zum Be-
such von Veranstaltungen oder Einrichtungen, die der Gesellig-
keit, Unterhaltung, Bildung oder den kulturellen Bedürfnissen von 
Seniorinnen und Senioren dienen. Gefördert werden zum Beispiel 
Seniorentreffs, Seniorenkreise oder -gruppen sowie einmalige 
Maßnahmen wie Ausflüge, Reisen oder Feste. 

231.	 Das Referat für die fachliche Steuerung der offenen Seniorenarbeit 
ist im Zuge der Neustrukturierung der Behörden im Jahr 2020 und 
der Auflösung der Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
in die Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und 
Bezirke (BWFGB) verlagert worden.2 Die Steuerung erfolgt über 
die „Globalrichtlinie zur bezirklichen offenen Seniorenarbeit in 
der FHH“ (Globalrichtlinie). Für Planung und Umsetzung sind die 
Fachämter Sozialraummanagement der Bezirksämter zuständig. 
Sie erhalten zur Finanzierung der offenen Seniorenarbeit von der 
BWFGB bezirkliche Zuweisungen von jährlich insgesamt rund 3,3 
Mio. Euro. Die Voraussetzungen für die Förderung der Angebote 
sind seit 2016 in Ausgestaltung der Globalrichtlinie in der „Richtli-
nie über die Förderung von dezentralen Angeboten der Senioren-
arbeit in Hamburg“ (Förderrichtlinie) festgelegt.

Erfolgskontrolle

232.	 Vor der Durchführung von Maßnahmen mit finanzieller Bedeutung 
ist gemäß § 7 Absatz 4 LHO deren Zielsetzung zu bestimmen. 

1	 Jahresbericht 2024, Tzn. 358 bis 385.
2	 Bürgerschaftsdrucksache 22/564 vom 16. Juni 2020.
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Während und nach ihrer Durchführung sind die Maßnahmen im 
Rahmen einer Erfolgskontrolle auf Zielerreichung, Wirksamkeit 
und Wirtschaftlichkeit zu überprüfen. Bei längerfristigen Maßnah-
men und Daueraufgaben soll nach Ablauf eines Zeitraums von 
zwei Jahren das Erreichen der vorher festgelegten Zwischenziele 
überprüft werden.3 

233.	 Für die Angebote der offenen Seniorenarbeit hat der Rechnungs-
hof weder eine dokumentierte Prüfung der Ausgangslage mit kon-
kreten Angaben zum Ist-Zustand vor Erlass der Förderrichtlinie 
noch eine Bedarfsbemessung vorgefunden. Die Behörde erhebt 
zwar jährlich die Besuchszahlen der einzelnen Seniorentreffs, 
nicht jedoch, wie viele Personen an welchen Angeboten der Seni-
orentreffs und Seniorenkreise teilnehmen. Somit konnte weder ein 
Ziel zur angestrebten Nutzung der Angebote formuliert noch ihre 
Weiterentwicklung abgebildet werden. Die Fassung der Förder-
richtlinie von 2016 enthielt keine messbaren Ziele für die Durch-
führung einer Erfolgskontrolle zur Überprüfung der Umsetzung 
der Angebote der offenen Seniorenarbeit. Es wurden damit keine 
Grundlagen für die Durchführung von Erfolgskontrollen gelegt.

234.	 In der seit dem 1. Januar 2023 geltenden überarbeiteten Neufas-
sung der Förderrichtlinie sind die allgemeinen Ziele der offenen 
Seniorenarbeit zwar deutlicher benannt, aber nach wie vor nicht 
hinreichend operationalisiert worden. Die Behörde hat nicht defi-
niert, wann die angestrebten Teilziele als erreicht gelten. Weiterhin 
fehlt es an der Benennung konkreter Kriterien zur Messung des 
Erfolges sowie an Zielvorgaben für die Dichte und Verteilung der 
Angebote. Zudem enthält die Förderrichtlinie an vielen Stellen un-
bestimmte Begriffe, die nicht näher spezifiziert werden. Der Grad 
der Zielerreichung der Förderrichtlinie ist somit insgesamt nicht 
messbar.

235.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass für die Förderung der 
bezirklichen Angebote der offenen Seniorenarbeit bislang keine 
Erfolgskontrollen gemäß § 7 Absatz 4 LHO durchgeführt wurden. 
Er hat die BWFBG aufgefordert, die Ausgangslage festzustellen, 
die Konkretisierung der Ziele nachzuholen sowie darauf aufbau-
end Erfolgskontrollen anzulegen und künftig durchzuführen.

236.	 Die BWFGB hat dies zugesagt. 

Planung der offenen Seniorenarbeit

237.	 Im vom Rechnungshof geprüften Zeitraum von 2020 bis 2023  
haben die nach der Globalrichtlinie jährlich vorgesehenen Gesprä-
che zu Angebotsanalyse, Bedarfseinschätzung und Maßnahmen-
planung der einzelnen Bezirksämter mit der BWFGB nur einmal 
stattgefunden. Eine gesamtstädtische bezirksübergreifende Aus-
wertung dieser Gespräche erfolgte nicht.

3	 Nr. 4 VV zu § 7 LHO. 
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238.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert. Er hat die BWFGB aufgefor-
dert, künftig die jährlichen Planungsgespräche mit den Bezirks-
ämtern durchzuführen sowie die Ergebnisse bezirksbezogen und 
gesamtstädtisch auszuwerten.

239.	 Die BWFGB hat dies zugesagt. Sie will die aus den Planungsge-
sprächen gewonnenen Erkenntnisse zukünftig zur Wahrnehmung 
ihrer gesamtstädtischen Steuerungsverantwortung nutzen und sie 
in die Umsetzung des Aktionsplans „Age-friendly-City – für ein  
altersfreundliches Hamburg“4 einfließen lassen.

Berichtswesen

240.	 Die Bezirksämter haben der BWFGB nach der Globalrichtline jähr-
lich einen Bericht über die für die offene Seniorenarbeit verwen-
deten Mittel vorzulegen. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass 
die BWFGB die vorgelegten Berichte lediglich auf ihre Plausibilität 
geprüft hat. Er hat kritisiert, dass die Behörde weder eine bezirks
amtsweise Auswertung noch eine überbezirkliche Gesamtbe-
trachtung vorgenommen hat und damit auch insoweit ihrer Steue-
rungsaufgabe nicht nachgekommen ist. 

241.	 Die BWFGB hat zugesagt, diese Bewertungen künftig vorzuneh-
men.

Verwendung der bezirklichen Zuweisungen

242.	 Gemäß § 7 LHO hat sich jegliches Verwaltungshandeln nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auszurich-
ten. Im Sinne des Minimalprinzips sind die zur Erfüllung einer 
staatlichen Aufgabe aufzuwendenden Mittel auf den notwendigen 
Umfang zu begrenzen.

243.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass für die Verwendung der 
jährlichen Rahmenzuweisungen von rund 3,3 Mio. Euro derzeit ein 
erheblicher Verwaltungsaufwand in den Bezirksämtern entsteht. 
Die Bewirtschaftung des nicht durch Zuwendungen vergebenen 
Anteils der Rahmenzuweisungen beinhaltet eine Vielzahl von Ge-
schäftsvorfällen mit im Durchschnitt weit unter 1.000 Euro liegen-
den Buchungsbeträgen. 

Im Zeitraum von 2018 bis 2022 wurden in einem Bezirksamt bei-
spielsweise rund 2.246 Buchungen vorgenommen, der durch-
schnittliche Buchungsbetrag lag bei 570 Euro. Dabei findet bisher 
keine Bündelung der an den Anbieter einer Maßnahme – zum Bei-
spiel für einen Seniorentreff – zu erstattenden Kosten für Mieten, 
Reparaturen und Energie statt. Bei den zuwendungsfinanzierten 
Maßnahmen fanden sich viele Kleinstzuwendungen unter 5.000 
Euro, die im zeitaufwendigen Standardverfahren bearbeitet wur-

4	 Bürgerschaftsdrucksache 22/15703 vom 2. Juli 2024.
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den, statt von der nach der LHO bestehenden Möglichkeit des 
vereinfachten Zuwendungsverfahrens5 Gebrauch zu machen. 

244.	 Der Rechnungshof hat Vorschläge zur Minimierung des Verwal-
tungsaufwands gemacht und die Bezirksämter u. a. aufgefordert, 
die bestehenden Vereinfachungsregelungen für Zuwendungen 
durchgängig anzuwenden.

245.	 Die Bezirksämter haben dies zugesagt. Sie wollen außerdem die 
Bündelung der regelmäßig an Träger oder Einrichtungen zu gewäh-
renden Kostenerstattungen prüfen. Angesichts häufig beantragter 
Zuschüsse zum Beispiel für Weihnachtsfeiern oder Ausflüge von 
Seniorengruppen will die BWFGB die Einführung von Pauschalen 
prüfen, die zur Verwaltungsvereinfachung von den Bezirksämtern 
angewendet werden könnten. 

Öffentlichkeitsarbeit 

246.	 Die im Internet bereitgestellten Informationen zu den Angeboten 
der offenen Seniorenarbeit waren im Zeitpunkt der Prüfung des 
Rechnungshofs zum Teil wenig aussagekräftig, veraltet und un-
vollständig sowie nicht auf die Zielgruppe ausgerichtet. Verlinkun-
gen zwischen den Bezirksämtern und der BWFGB fehlten bzw. 
funktionierten nicht mehr. Die Informationen waren zudem für äl-
tere Menschen im Internet vielfach nur schwer auffindbar. Ande-
re, nicht elektronische Zugangswege werden aber zum Teil nicht 
mehr zur Verfügung gestellt.

247.	 Der Rechnungshof hat die unzureichende Öffentlichkeitsarbeit  
zu den Angeboten der offenen Seniorenarbeit kritisiert und die Be-
hörde zu Verbesserungen aufgefordert. 

248.	 Die BWFGB hat die Kritik aufgegriffen und will in Zusammenarbeit 
mit den Bezirksämtern

	– die Internetauftritte der Behörden aktualisieren, vereinheit
lichen und barrierefrei gestalten sowie

	– die Informationswege für Seniorinnen und Senioren ohne Inter-
net- und Handyzugang verbessern.

5	 Nr. 17.2 der VV zu § 46 LHO. 
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Bereitstellung von Unterbringungs
standorten für Geflüchtete

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration / 

Behörde für Inneres und Sport / 
F&W Fördern und Wohnen AöR

In Entscheidungsvorlagen für den Erwerb 
oder die Anmietung von Unterbringungs
standorten waren die Kosten teilweise un-
vollständig dargestellt.

Mit Betreibern von Unterkünften wurden 
unwirtschaftliche Vergütungen vereinbart. 
Die Prüfung von Abrechnungen der Betrei-
ber wies Mängel auf.

249.	 Seit dem Beginn des Angriffskriegs auf die Ukraine im Februar 
2022 erfolgt ein hoher Zugang von Schutzsuchenden aus der  
Ukraine in die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH). Gleichzeitig 
ist die Zahl der Schutzsuchenden aus anderen Regionen (Afgha-
nistan, Syrien etc.) wieder angestiegen. 

Zugang Schutzsuchende von 2021 bis 2023

2021 2022 2023

Schutzsuchende Ukraine 0 37.533 7.359
Andere Schutzsuchende 5.538 7.869 9.812
Gesamt 5.538 45.402 17.171

Quelle: Bürgerschaftsdrucksachen 22/10820 und 22/14059, eigene Darstellung

250.	 Die Unterbringung in Erstaufnahmeeinrichtungen ist Aufgabe der 
Behörde für Inneres und Sport (BIS). Zur Vermeidung von Obdach-
losigkeit bringt die FHH Wohnungslose und Geflüchtete, die aus 
den Einrichtungen der Erstaufnahme ausziehen sollen und über 
keine anderweitige Unterkunft verfügen, in Folgeunterkünften 
öffentlich-rechtlich1 unter. Dort werden auch die Schutzsuchen-
den aus der Ukraine untergebracht.2 Für die öffentlich-rechtliche 
Unterbringung ist die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, 
Familie und Integration (Sozialbehörde) zuständig.

251.	 Beide Behörden beauftragen Fördern und Wohnen AöR (F&W) mit 
der Unterbringung der Geflüchteten. Die entstehenden Kosten 

1	 Bei unfreiwilliger Obdachlosigkeit besteht für die FHH eine Handlungspflicht und 
-befugnis nach § 3 des Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung.

2	 Durch den Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 
zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus 
der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG müssen diese 
kein Asylverfahren mehr durchlaufen, sondern erhalten in Deutschland vorüber
gehenden Schutz gemäß § 24 des Aufenthaltsgesetzes.
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werden F&W gemäß der für die öffentlich-rechtliche Unterbringung 
und Erstaufnahme bestehenden Finanzierungsvereinbarungen er-
stattet. Aufgrund der hohen Zahl unterzubringender Personen war 
F&W im geprüften Zeitraum von 2021 bis 2023 gezwungen, mög-
lichst schnell zusätzliche Unterbringungsstandorte bereitzustellen 
oder anzumieten. Mangels eigenen Personals lässt F&W diese 
teilweise durch Dritte betreiben.

252.	 Der Rechnungshof hat für ausgewählte Unterbringungsstandorte 
geprüft, ob bei Ankauf bzw. Anmietung sowie beim Betrieb die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachtet wur-
den. Zudem hat er bei der BIS und F&W einen Teil der Abrechnun-
gen von Dienstleistern, insbesondere von Caterern und Sicher-
heitsdienstleistern geprüft. Bei der Bewertung der Sachverhalte 
hat der Rechnungshof berücksichtigt, dass die kurzfristige Schaf-
fung der hohen Zahl an Unterbringungsplätzen die Verwaltung vor 
sehr große Herausforderungen gestellt hat bzw. immer noch stellt.

Bereitstellung von Immobilien

253.	 F&W und die BIS haben im geprüften Zeitraum mehrere Immobi-
lien erworben bzw. angemietet und als Unterbringungsstandorte 
hergerichtet. Hierbei handelte es sich um Verwaltungsgebäude, 
Gewerbeflächen, den leerstehenden Teil eines Pflegeheimes und 
Wohngebäude mit Bestandsmietern. Der Rechnungshof hat aus 
jeder dieser Kategorien mindestens einen Standort geprüft.

254.	 Die Entscheidung zum Ankauf oder zur Anmietung von Immobi-
lien trifft der Aufsichtsrat von F&W anhand von standardisierten 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen, die von F&W zusammen mit der  
Sozialbehörde erstellt werden. Orientierungswert sind dabei die bis-
herigen durchschnittlichen Kosten pro Platz und Tag für bestimmte 
Unterkunftsarten (wie zum Beispiel Containerunterkünfte).

255.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Berechnungen nicht 
immer alle bekannten Kosten abbildeten. Bei einem Objekt wur-
den zum Beispiel Kosten für die Instandsetzung in Höhe von rund 
einer Mio. Euro in der Wirtschaftlichkeitsberechnung nicht berück-
sichtigt.

256.	 In einigen Fällen wurde die geplante Anzahl der Unterbringungs-
plätze nicht realistisch prognostiziert, sondern bis zu 35 % zu 
hoch angesetzt. Die von F&W und der Sozialbehörde kalkulierten 
Kosten pro Platz und Tag wurden in den Entscheidungsvorlagen 
daher deutlich zu niedrig angegeben. So kalkulierten F&W und 
die Sozialbehörde bei einer Unterkunft, die zunächst von einem 
Dritten in einem Gebäude bereitgestellt und betrieben wurde, mit 
einer Platzkapazität von 450 Personen. Dabei gingen sie aufgrund 
der damaligen Situation zunächst von der Notwendigkeit einer wie 
in einer Erstaufnahme verdichteten Belegung aus. Diese Belegung 
wurde von F&W schon während des Betriebs durch den Dritten 
nicht erreicht. Trotzdem erfolgte der spätere Ankauf auf Basis die-
ser Kalkulation. Inzwischen hat F&W die Belegung auf maximal 
329 Personen abgesenkt.
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Bei einem anderen Standort, der ursprünglich als Gemeinschafts-
unterkunft für 200 Personen vorgesehen war, hat F&W nach  
dem Erwerb nur 130 Plätze realisiert, da eine Umplanung des 
Standortes erfolgte und dort abgeschlossener Wohnraum reali-
siert wurde.

257.	 Der Rechnungshof hat die unvollständige Darstellung der Kosten 
beanstandet und die in den Entscheidungsvorlagen für den Auf-
sichtsrat unzutreffenden Angaben zu den Platzzahlen kritisiert. Er 
hat die Sozialbehörde und F&W aufgefordert, die Entscheidungs-
vorlagen zukünftig so zu gestalten, dass die Varianz der Planung 
nicht nur bei den Kosten, sondern auch bei den Plätzen deutlich 
wird und die Kosten pro Unterbringungsplatz so realistisch wie 
möglich abgebildet werden.

258.	 Die Sozialbehörde und F&W haben dies zugesagt. 

Betreiberverträge

259.	 Die von F&W für einige Unterbringungsstandorte abgeschlosse-
nen Betreiberverträge (vgl. Tz. 251) beinhalten zum Teil den kom-
pletten Betrieb der Unterkünfte, in anderen Fällen nur einzelne 
Leistungen (zum Beispiel Unterbringung, Verpflegung, Sicher-
heitsdienst) für einzelne Anbieter. 

260.	 Für zwei Standorte hatte F&W auf Empfehlung der Sozialbehörde 
Verträge mit zwei Cateringunternehmen abgeschlossen. Die darin 
vereinbarten Stundensätze für die Küchenleitung, die Standortlei-
tung, Frühstücksmitarbeitenden, die Essens- und Getränke- sowie 
Wäscheausgabe und die Reinigungs- und Spülkräfte überstiegen 
die Vergütungen für gleiche Leistungen an anderen Standorten 
zum Teil um mehr als das Dreifache.

So fielen an diesen beiden Standorten 133,28 Euro (brutto) je 
Stunde für die Position Standortleitung an. An einem anderen 
Standort hatte F&W eine Vergütung von 46,90 Euro (brutto) mit 
dem dortigen Betreiber vereinbart. Somit entstanden allein für die 
Leitung der oben genannten Standorte in sechs Monaten im Ver-
gleich zu anderen Unterkunftsstandorten Mehrkosten in Höhe von 
400 Tsd. Euro.

261.	 Auch die Kosten für den Wareneinsatz für die Verpflegung an 
den oben genannten Standorten überstiegen – ohne Berück-
sichtigung des Personaleinsatzes – mit rund 675 bzw. 810 Euro 
(brutto) pro untergebrachter Person und Monat die an anderen 
Standorten hierfür anfallenden Kosten deutlich. So war es dem 
von der BIS eingesetzten Caterer möglich, drei Mahlzeiten inklu-
sive Personalkosten für 427 Euro (brutto) pro Person und Monat 
anzubieten.

262.	 Die Sozialbehörde hat die hohen Kosten damit begründet, dass 
keine anderen Betreiber bereit gewesen wären, aus dem Stand die 
Versorgung von über 1.000 Personen zu übernehmen. Sie konnte 
aber keine Unterlagen vorlegen, die belegten, dass andere Be-
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treiber angefragt worden waren. Zudem mussten auch die beauf-
tragten Dienstleister für die Durchführung des Betriebs zunächst 
zusätzliches Personal anwerben und einstellen.

263.	 Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass es auch bei ho-
hem Handlungsdruck geboten ist, Angebote zu hinterfragen und 
diese nachzuverhandeln, wenn ein krasses Missverhältnis zu 
üblicherweise gezahlten Vergütungen besteht. Er hat die Verein-
barung derart hoher Vergütungssätze beanstandet und F&W auf-
gefordert, zukünftig bei der Vereinbarung von Vergütungen die 
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

264.	 F&W hat dies zugesagt.

Beschaffungen

265.	 Öffentliche Aufträge sind grundsätzlich in einem wettbewerb
lichen, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren zu ver-
geben. Vor der Durchführung eines Vergabeverfahrens sind Art 
und Umfang des Bedarfs zu ermitteln und der Auftragswert zu 
schätzen.

266.	 Für die Organisation der Unterbringung der Geflüchteten hat F&W 
Beratungs- und Unterstützungsleistungen für einen Zeitraum von 
einem Jahr mittels eines Rahmenvertrags beschafft. Dabei wurde 
weder vorab der Bedarf ermittelt noch der Auftragswert geschätzt 
oder ein wettbewerbliches Verfahren durchgeführt. Stattdessen 
hat F&W auf Empfehlung der Sozialbehörde einen Vertrag direkt 
mit einem Unternehmen geschlossen, das die FHH bereits beim 
Betrieb des Impfzentrums unterstützt hatte.

267.	 Nach den Berechnungen des Rechnungshofs hat F&W aus die-
sem Rahmenvertrag innerhalb von einem Jahr Leistungen in einem 
Wert von über 10 Mio. Euro abgerufen. Der damalige EU-Schwel-
lenwert in Höhe von 215 Tsd. Euro (netto), der die Anwendung von 
EU-Vergaberecht erforderlich macht, ist damit weit überschritten 
worden.

268.	 F&W hat das Vorgehen damit begründet, dass eine Auftragswert-
schätzung aufgrund der unklaren Zugangsprognosen nicht mög-
lich und wegen der hohen Zahl an Geflüchteten ein sofortiges 
Handeln notwendig gewesen sei. Eine vergaberechtliche Ausnah-
me, die einen eingeschränkten Wettbewerb rechtfertigen könnte, 
hat F&W jedoch weder begründet noch dokumentiert.

269.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass F&W vergaberechtliche 
Vorschriften missachtet hat. Er hat F&W aufgefordert, zukünftig 
bei der Vergabe von Aufträgen die Grundsätze des Wettbewerbs 
zu beachten. Soweit mögliche Ausnahmeregelungen einschlägig 
sein könnten, sind diese hinreichend zu prüfen und die Prüfung ist 
zu dokumentieren.

270.	 F&W hat dies zugesagt.
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271.	 Die BIS hat für einen Unterbringungsstandort ebenfalls einen 
Dritten mit dem Betrieb beauftragt. Vertraglich war vereinbart, 
dass sich dieser dabei weiterer Unternehmen bedienen kann und 
ihm die entstehenden Kosten von der BIS erstattet werden. Eine 
Verpflichtung zur Einhaltung der geltenden Vergabevorschriften 
enthielt der Vertrag nicht. In der Folge hat der Dritte für die Ver-
gabe mehrerer Leistungen (zum Beispiel Reinigungs- und Sicher-
heitsdienstleistungen) lediglich drei Angebote eingeholt und sich 
jeweils für das günstigste Angebot entschieden. Der einschlägige 
EU-Schwellenwert, der im Rahmen des Beschaffungsvorgangs ein 
europaweites Vergabeverfahren erforderlich gemacht hätte, wurde 
überschritten, aber ein solches Verfahren nicht durchgeführt.

272.	 Wenn Betreiber im Namen und auf Rechnung der FHH einkaufen 
bzw. Leistungen vergeben, sind sie an die Vorschriften gebun-
den, die auch für die FHH gelten. Dies gilt gleichermaßen, wenn 
der Auftragnehmer im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
handelt, aber die entstehenden Kosten von der FHH erstattet 
werden.

273.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die BIS es unterlassen hat, 
den Betreiber auf seine Pflicht zur Beachtung der vergaberecht-
lichen Vorschriften hinzuweisen. Er hat die BIS aufgefordert, zu-
künftig bei der Beauftragung Dritter die Einhaltung des Vergabe-
rechts vertraglich sicherzustellen.

274.	 Die BIS hat dies zugesagt.

Prüfung der Abrechnungen

275.	 Die von F&W oder der BIS beauftragten Betreiber der Unterbrin-
gungsstandorte weisen ihre Kosten durch Belege nach und rei-
chen diese mit ihren Abrechnungen bei F&W ein. F&W hat gemäß 
§ 238 HGB die Pflicht, die Grundsätze der ordnungsgemäßen 
Buchführung einzuhalten.3 Buchungen dürfen nur auf Grundlage 
von Belegen und nach einer ordnungsgemäßen Rechnungsprü-
fung erfolgen.

276.	 Der Rechnungshof hat für den Zeitraum vom März 2022 bis Juli 
2023 für die zur Prüfung ausgewählten Standorte die von F&W 
und der BIS zur Zahlung angewiesenen Rechnungen geprüft. Da-
bei hat er eine Reihe von Fehlern vorgefunden.

277.	 In einem Fall hat F&W an einen Betreiber Vorauszahlungen für  
notwendige Betriebsausgaben in Höhe von rund einer Million Euro 
geleistet. Für 716 Tsd. Euro lagen F&W insgesamt acht Rechnun-
gen des Betreibers vor, mit denen F&W aufgerechnet hat. Zwei 
dieser acht Rechnungen hätten jedoch nicht in der angegebenen 
Höhe berücksichtigt werden dürfen, da zum Beispiel derselbe Be-
leg mehrfach eingereicht worden war. Für die übrigen 297 Tsd. 

3	 Vgl. § 15 Absatz 2 des Gesetzes über die Anstalt öffentlichen Rechts f&w fördern 
und wohnen AöR.
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Euro konnte F&W zum Zeitpunkt der Prüfung nicht belegen, ob 
eine vollständige Aufrechnung der Vorauszahlungen erfolgt ist.

Der Rechnungshof hat F&W aufgefordert, den Sachverhalt zu 
überprüfen. F&W hat zwischenzeitlich mitgeteilt, dass mit dem 
Betreiber alle Rechnungen nochmals geprüft und seine Forderun-
gen ausgeglichen worden seien.

278.	 In einem anderen Fall hat der Rechnungshof festgestellt, dass ein 
Betreiber für die Abrechnung einer Tagespauschale für einen Mo-
nat, der nur 30 Tage hat, 31 Tage abgerechnet hat. Des Weiteren 
wurde die Rechnung eines Elektrikers doppelt eingereicht und von 
F&W ohne Beanstandung beglichen.

279.	 In einer Aufhebungsvereinbarung mit einem Betreiber hatte F&W 
geregelt, dass die Rechnung für den letzten Betriebsmonat um 
25 Tsd. Euro netto gekürzt wird. F&W hat diese Kürzung aber 
nicht vorgenommen. Dieser Fehler war u. a. darauf zurückzu
führen, dass die Beschäftigten bei F&W nicht immer Zugriff auf 
alle notwendigen Vertragsunterlagen zur Prüfung der Rechnun-
gen hatten.

280.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass F&W die Prüfung der 
rechnerischen und sachlichen Richtigkeit der Belege nicht ord-
nungsgemäß durchgeführt sowie geschlossene Vereinbarungen 
nicht beachtet hat. Beides führte zu Überzahlungen in Höhe von 
insgesamt rund 30 Tsd. Euro. Er hat F&W aufgefordert, in der 
Buchhaltung ein System einzurichten, um Abrechnungsfehler und 
insbesondere Doppelabrechnungen zu verhindern. In den konkret 
festgestellten Fällen hat der Rechnungshof gefordert, nachträg
liche Rechnungsprüfungen vorzunehmen und gegebenenfalls be-
stehende Rückforderungen umgehend gegenüber den Betreibern 
geltend zu machen. 

281.	 F&W hat dies zugesagt und die Forderungen des Rechnungshofs 
teilweise bereits umgesetzt. Weiterhin hat F&W mitgeteilt, dass 
zwischenzeitlich alle Mitarbeitenden der Rechnungsprüfung Zu-
griff auf die Verträge hätten.

Aktenführung

282.	 Die elektronischen Akten der Sozialbehörde, die dem Rechnungs-
hof zur Prüfung vorgelegen haben, waren nicht in allen Fällen voll-
ständig. Zum Teil wurden Dokumente erst während der Prüfung 
des Rechnungshofs abgelegt. Entscheidungen, die auf Gesprä-
chen zwischen Behörde und Dritten beruhten, wurden teilweise 
nicht bzw. nur im Ergebnis dokumentiert. Maßgebliche Entschei-
dungsprozesse waren somit inhaltlich nicht nachvollziehbar.

283.	 Auch bei der BIS waren die geprüften Akten nicht vollständig. Es 
fehlten zum Beispiel Angaben und Unterlagen zu Preisverhandlun-
gen, zu Abfragen bei Rahmendienstleistern und zur Auftragsver-
gabe durch Dritte. Inhalte von Gesprächen waren ebenfalls nicht 
vollständig dokumentiert.
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284.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Er hat die Sozialbehörde 
und die BIS aufgefordert, die Vorgaben der eigenen Aktenordnung 
zukünftig zu beachten.

285.	 Die Behörden haben dies zugesagt.

286.	 Bei F&W hat der Rechnungshof weder eine eigene Aktenordnung 
noch ein führendes elektronisches Aktensystem vorgefunden. Die 
Dokumente waren lediglich innerhalb von Ordnerstrukturen in der 
von F&W genutzten Softwareumgebung abgelegt. Da F&W als An-
stalt öffentlichen Rechts öffentliche Aufgaben wahrnimmt, gelten 
die gleichen Dokumentationspflichten wie in der Verwaltung. Alle 
entscheidungserheblichen Dokumente müssen revisionssicher 
abgelegt werden. Dieser Verpflichtung genügte F&W mit der ver-
wendeten Software nicht.

287.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und F&W aufgefordert, sich 
eine eigene Aktenordnung zu geben und dafür zu sorgen, dass 
künftig alle aktenrelevanten Dokumente revisionssicher abgelegt 
werden.

288.	 F&W hat dies zugesagt.
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Sozialrabatt auf Zeitkarten des HVV

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integration

Bei der Vereinfachung des Antragsverfah-
rens im Jahr 2021 hat die Sozialbehörde 
keine geeigneten Kontrollen für die Gewäh-
rung des Sozialrabatts eingerichtet. Sie hat 
daher keine Erkenntnisse über den Umfang 
missbräuchlicher Inanspruchnahme.

Die Wirtschaftlichkeit des neuen Antrags-
verfahrens für den Sozialrabatt ist nicht be-
legt.

289.	 Der Sozialrabatt ermöglicht es Personen, die existenzsichern-
de Leistungen nach dem SGB II, dem SGB XII oder dem Asyl
bewerberleistungsgesetz beziehen, ermäßigte Zeitkarten des 
Hamburger Verkehrsverbundes (HVV) zu erwerben. Es handelt sich 
um eine freiwillige Leistung der Freien und Hansestadt Hamburg 
(FHH), die durch die Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration (Sozialbehörde) finanziert wird.

Gesamtkosten und Antragsverfahren

290.	 Für das Jahr 2024 sieht der Haushaltsplan Gesamtkosten für den 
Sozialrabatt auf Zeitkarten von 41 Mio. Euro vor.

Kosten für den Sozialrabatt auf Zeitkarten des HVV 
in Tsd. Euro

2019 2020 2021 2022 2023 2024 
Plan

20.078 16.462 14.850 12.177 25.529 41.270

In den Jahren 2020 bis 2022 wurde der Sozialrabatt auf Zeitkarten des HVV  
pandemiebedingt weniger in Anspruch genommen.

Quelle: Haushaltsrechnungen für die Jahre 2019 bis 2023 sowie Bürgerschafts-
drucksache 22/11419 vom 28. März 2023

291.	 Für die Beantragung des Sozialrabatts beim HVV war bis Ende 
März 2021 die Vorlage einer Sozialkarte und bei Erwerb eines 
HVV-Jahresabonnements zusätzlich die Vorlage eines Berech-
tigungsscheins erforderlich. Die Ausstellung dieser Dokumente 
erfolgte auf Antrag von den für die Gewährung der genannten 
Sozialleistungen zuständigen Dienststellen in den Bezirksämtern 
(Fachämter für Grundsicherung und Soziales) bzw. vom Jobcenter 
team.arbeit.hamburg (Jobcenter).

292.	 Aufgrund des hiermit verbundenen hohen Aufwands und nicht un-
erheblicher Kosten hat die Sozialbehörde zum 1. April 2021 das 
Antragsverfahren für den Sozialrabatt vereinfacht. Die Antragstel-
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lenden können seitdem um den Sozialrabatt ermäßigte Zeitkarten 
in den HVV-Servicestellen beantragen, ohne Nachweise für den 
Bezug der oben genannten Sozialleistungen vorlegen zu müs-
sen. Dieser ist nur noch auf dem Antragsformular zu bestätigen. 
Lediglich die Identität und der Wohnsitz in Hamburg sind durch 
die Vorlage eines amtlichen Ausweises zu belegen. Die Fachäm-
ter für Grundsicherung und Soziales bzw. das Jobcenter sind an 
dem Antragsverfahren nicht mehr beteiligt. Zur Überprüfung miss-
bräuchlicher Inanspruchnahmen hat die Sozialbehörde nachträgli-
che, stichprobenhafte Kontrollen der Anträge vorgesehen.

Höhe des Sozialrabatts

293.	 Die Höhe des Sozialrabatts auf die Zeitkarten des HVV hat sich in 
der Vergangenheit stetig erhöht. Sie beträgt seit dem 1. Mai 2023 
monatlich 30 Euro.

Höhe des Sozialrabatts pro HVV-Zeitkarte 
monatlich in Euro

2019 2020 2021 2022 2023 ab 
1.5.2023

21,80 22,20 22,60 23,00 24,80 30,00

Unter Anrechnung des Sozialrabatts von 30 Euro kann derzeit ein bundesweit 
gültiges Deutschlandticket zu einem Preis von 19 Euro erworben werden.

Quelle: Arbeitshilfe zur Sozialkarte Hamburg (Stand 01.01.2021), Bürgerschafts-
drucksachen 22/1569 vom 29. September 2021, 22/6162 vom 26. Oktober 2021, 
22/9803 vom 1. November 2022 und 22/11419 vom 28. März 2023

294.	 Nach den Regelungen der Sozialgesetzbücher werden bei der 
Ermittlung der Höhe des Regelbedarfs im Rahmen der oben ge-
nannten Sozialleistungen (Tz. 289) Bedarfe für Verkehrsdienstleis-
tungen bereits berücksichtigt. Gleichwohl gewährt die FHH für 
denselben Zweck mit dem Sozialrabatt auf HVV-Zeitkarten freiwil-
lig eine zusätzliche Leistung. 

Seit Einführung des Bürgergelds1 Anfang 2023 werden die Regel-
bedarfe entsprechend der zu erwartenden Preisentwicklung fort-
laufend zeitnah fortgeschrieben. Sie erhöhten sich zum 1. Januar 
2023 sowie zum 1. Januar 2024 um jeweils rund 12 %. Parallel 
dazu wurde der Sozialrabatt auf 30 Euro erhöht (Tz. 293).

295.	 In Anbetracht der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-
keit (§ 7 LHO) ist für die freiwillige Gewährung des Sozialrabatts 
ein enger Maßstab anzulegen. Eine mehr als bedarfsdeckende Be-
zuschussung der Leistungsbeziehenden für den Erwerb von HVV-
Zeitkarten ist zu vermeiden. Der Rechnungshof hat die Sozial- 
behörde daher aufgefordert, die Höhe des Sozialrabatts vor dem 
Hintergrund erheblich gestiegener Regelbedarfe und jährlich stei-

1	 BGBl. 2022, S. 2328.
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gender Gesamtkosten kritisch zu hinterfragen und gegebenenfalls 
eine Reduzierung der Höhe vorzunehmen. 

296.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt.

Kontrolle der Anspruchsberechtigung

297.	 Die Gewährung von Leistungen beinhaltet für die Verwaltung auch 
die Verpflichtung, Leistungsmissbrauch vorzubeugen bzw. diesen 
aufzudecken und zu sanktionieren. Insbesondere liegt es im zu 
wahrenden Interesse der Solidargemeinschaft der Steuerzahler, 
Leistungen auf den tatsächlich anspruchsberechtigten Personen-
kreis zu beschränken.

298.	 In dem neuen vereinfachten Antragsverfahren ist mangels Ein-
beziehung der leistungsgewährenden Dienststellen und mangels 
Vorlage von Berechtigungsnachweisen (Tz. 292) nicht mehr si-
chergestellt, dass nur Anspruchsberechtigte vom Sozialrabatt 
profitieren können.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass es die Sozialbehörde 
im Zuge der Verfahrensumstellung versäumt hat, die zur Auf
deckung einer missbräuchlichen Inanspruchnahme des Sozial-
rabatts vorgesehenen nachgehenden Kontrollen zu konzipieren 
und umzusetzen. Es lagen hierfür bislang weder die notwendigen 
technischen Voraussetzungen vor noch wurden Prüfungsturnus 
und Stichprobengröße festgelegt. Die Sozialbehörde hat seit der 
Verfahrensumstellung lediglich sporadisch Kontrollen in geringem 
Umfang vorgenommen, wobei das Ergebnis ihrer Ermittlungen 
überwiegend nicht oder zumindest nicht eindeutig dokumentiert 
worden ist. Auch das Verfahren für die strafrechtliche Verfolgung 
und die Rückforderung zu Unrecht gewährter Sozialrabatte wurde 
nicht geregelt. 

299.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Sozialbehörde 
aufgefordert, unverzüglich die begonnenen Maßnahmen zur Ein-
führung eines Kontrollverfahrens zum Abschluss zu bringen und 
regelmäßig geeignete Stichprobenkontrollen vorzunehmen.

300.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt. Sie hat zwischenzeitlich mit-
geteilt, nun die technischen Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung von Stichprobenkontrollen geschaffen und mit deren Umset-
zung begonnen zu haben.

Wirtschaftlichkeit des neuen Verfahrens

301.	 Vor der Entscheidung über die Einführung des vereinfachten  
Antragsverfahrens hat die Sozialbehörde eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung durchgeführt. Hierfür hat sie eine Kostenvergleichs-
rechnung vorgenommen und die Kosten des bisherigen denen 
des geplanten neuen Verfahrens gegenübergestellt. 

Keine effektive 
Kontrolle der 
Gewährung des 
Sozialrabatts
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302.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Sozialbehörde hier-
bei nicht alle Kosten berücksichtigt hat. Unter anderem hat sie es 
versäumt, die potenziellen Kosten zu berücksichtigen, die durch 
die nunmehr mögliche missbräuchliche Inanspruchnahme des 
Sozialrabatts entstehen könnten. Auch wurden Kosten teilweise 
nicht hinreichend nachvollziehbar ermittelt. Zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über die Einführung des neuen Antragsverfahrens 
lagen daher keine gesicherten Erkenntnisse über dessen Wirt-
schaftlichkeit vor. Obwohl nach der Einführung eine Kostenstei-
gerung zu verzeichnen war, hat die Sozialbehörde auch nicht wie 
geboten umgehend, sondern erst im März 2024 nach einem Hin-
weis des Rechnungshofs im Prüfungsverfahren eine neue Kosten-
vergleichsrechnung zur Überprüfung ihrer Entscheidung durchge-
führt.

303.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert. Er hat die Sozialbehörde auf-
gefordert, nach der Umsetzung geplanter technischer Neuerun-
gen im Antragsverfahren sowie nach Einführung geeigneter Stich-
probenkontrollen unter Berücksichtigung aller aktuellen Kosten 
eine erneute Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durchzuführen und 
im Anschluss daran gegebenenfalls Anpassungen der Prozesse 
vorzunehmen.

304.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt.

Aktenführung

305.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Aktenführung in der 
Sozialbehörde nicht den Vorgaben der Aktenordnung entsprach. 
Lediglich eines von 892 Dokumenten in den prüfungsrelevanten 
Akten wies zum Zeitpunkt der Prüfung einen unmittelbaren Bezug 
zu dem ab April 2021 vereinfachten Antragsverfahren auf. Maß-
gebliche Entscheidungsprozesse waren damit nicht revisionssi-
cher in der grundsätzlich zu nutzenden elektronischen Dokumen-
tenverwaltung ELDORADO abgelegt. Dies führte auch dazu, dass 
es nach erfolgtem Personalwechsel den nun verantwortlichen Be-
diensteten nicht immer möglich war, Entscheidungen der Behör-
denleitung oder Sachverhalte nachzuvollziehen.

306.	 Des Weiteren hat die Sozialbehörde aktenrelevante Unterlagen 
zum vorherigen Antragsverfahren erst mit einem deutlichen zeitli-
chen Verzug abgelegt. So lagen zwischen dem Erstellungsdatum 
von Dokumenten und deren Veraktung bis zu dreieinhalb Jahre.

307.	 Der Rechnungshof hat die unvollständige und verspätete Akten-
führung beanstandet und die Sozialbehörde aufgefordert, eine ge-
ordnete Aktenführung sicherzustellen, indem künftig zeitnah eine 
vollständige und revisionssichere Verfügung des Schriftguts zu 
den Akten vorgenommen und das Verwaltungshandeln jederzeit 
nachvollziehbar und überprüfbar dokumentiert wird.

308.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt.

Wirtschaftlichkeit 
des neuen  
Antragsverfahrens 
nicht gesichert

Entscheidungs­
prozesse nicht 
revisionssicher 
dokumentiert
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Baumaßnahmen und Bauverwaltung

Neubau Bezirksämter im  
Mieter-Vermieter-Modell

Finanzbehörde / Behörde für Stadtentwicklung und  
Wohnen / Behörde für Wissenschaft, Forschung,  

Gleichstellung und Bezirke / Bezirksämter Wandsbek,  
Hamburg-Nord und Harburg / Sprinkenhof GmbH /  

ISZ Immobilien Service Zentrum GmbH 

Das Ziel „Günstige Mieten“ des Mieter- 
Vermieter-Modells wurde verfehlt.

Die Projektvorbereitungen waren mangel-
haft, so lag bei keinem der Projekte ein den 
Anforderungen entsprechendes Projekt-
handbuch vor, die Bezirksämter Wandsbek 
und Harburg haben keine Kostenkennwerte 
festgelegt und in den Letters of Intent keine 
Angaben zu Kostenobergrenzen formuliert.

Die Ansätze der Sprinkenhof GmbH für 
Kostenvarianz und Baunebenkosten waren 
zu hoch.

Beim Planungswettbewerb für den Neu-
bau des Bezirksamts Wandsbek wurden  
im Vorprüfbericht zur Preisgerichtsent-
scheidung Kriterien zur Wirtschaftlichkeit 
unzureichend geprüft oder teilweise nicht  
berücksichtigt.

309.	 Der Rechnungshof hat die Vorbereitung und Planung der Neubau-
vorhaben für Verwaltungsgebäude der Bezirksämter Wandsbek, 
Harburg und Hamburg-Nord im Mieter-Vermieter-Modell (MVM) 
geprüft. Als Realisierungsträgerin wurde bei allen drei Neubauvor-
haben die Sprinkenhof GmbH (Sprinkenhof) beauftragt.

Anlass der Prüfung war es, insbesondere festzustellen, ob das Ziel 
des Senats, mit dem MVM günstige Mieten zu erreichen, umge-
setzt werden konnte. Gemäß der Bürgerschaftsdrucksache zur 
Einführung des MVM1 soll die Miete als ein zentrales Steuerungs-
instrument dienen. Sie sei auf Mieterseite der Maßstab für die Be-
urteilung von Neu- und Umbauten. Auf Vermieterseite sei sie der 
Maßstab für die Effizienz der Leistungserbringung im Vergleich mit 
anderen öffentlichen und privaten Anbietern. Der Evaluationsbe-

1	 Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 „Optimierung des Immobilienmanage-
ments“ vom 27. Januar 2015, S. 3, 4 und 18.
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richt empfahl zur Bestimmung, ob Miethöhen günstig seien, bei 
marktgängigen Immobilien einen Abgleich mit Marktmieten.2 

Diesen Prüfungsansatz hat der Rechnungshof verfolgt.

310.	 Während der Prüfung des Rechnungshofs entschied sich das  
Bezirksamt Harburg aufgrund der von der Sprinkenhof prognos-
tizierten Miete in Höhe von 68 Euro/m² im Juli 2023 aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gegen die Fortführung des 
Projekts „Verwaltungsneubau Am Neugrabener Bahnhof“ und für 
die Sanierung des Bestandsgebäudes am bisherigen Standort 
„Neugrabener Markt 5“.

Lage des geplanten Neubaus für das Bezirksamt Harburg

Quelle: FHH, Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung, dl-de/by-2-0 
(www.govdata.de/dl-de/by-2-0), mit Einfügungen vom Rechnungshof

311.	 Auch das Bezirksamt Hamburg-Nord brach im April 2024 das 
Neubauprojekt „Wiesendamm 30“ aufgrund der von der Sprin-
kenhof prognostizierten Miete in Höhe von 64 Euro/m2 ab. Statt
dessen plant das Bezirksamt das Arne Jacobsen Haus in der  
City-Nord von privat anzumieten.

2	 Bürgerschaftsdrucksache 22/3792 „Evaluation des Mieter-Vermieter-Modells 
der Immobilienstrategie des Senats nach OptIma (Optimierung des Immobilien-
managements)“ vom 30. März 2021, S. 5 und 8.
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Lage des geplanten Neubaus für das Bezirksamt Hamburg-Nord

Quelle: FHH, Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung, dl-de/by-2-0 
(www.govdata.de/dl-de/by-2-0), mit Einfügungen vom Rechnungshof

312.	 Im November 2024 wurde bekannt, dass auch die Planung des 
Verwaltungsneubaus für das Bezirksamt Wandsbek auf der 
Wandsbeker Zollinsel aufgegeben wurde. Das Bezirksamt wird 
Flächen im ehemaligen Karstadt Warenhaus in Wandsbek anmie-
ten.3 Im März 2024 lagen die Projektkosten (Garantierter Maximal-
preis) bei rund 242 Mio. Euro brutto mit einer Mietpreisprognose 
der Sprinkenhof von ca. 59 Euro/m2. 

Lage des Neubaus für das Bezirksamt Wandsbek

Quelle: FHH, Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung, dl-de/by-2-0 
(www.govdata.de/dl-de/by-2-0), mit Einfügungen vom Rechnungshof

Zielerreichung „Günstige Mieten“

313.	 Der Senat hatte im März 2021 der Bürgerschaft eine Evaluation  
des MVM vorgelegt. Die Evaluation hatte gefordert, das Ziel 

3	 Antwort des Senats vom 5. November 2024 auf die Schriftliche Kleine Anfrage 
22/16668; laut der Drucksache sind bisher Planungskosten von rund 42 Mio. 
Euro brutto angefallen. Die Planungen sollen weiter genutzt werden.

http://www.govdata.de/dl-de/by-2-0
http://www.govdata.de/dl-de/by-2-0
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„Günstige Mieten“4 in Bezug auf den Aspekt „günstig“ zu operati-
onalisieren und zu unterscheiden zwischen

	– am Markt verfügbaren Objekten (beispielsweise reine Büro
gebäude) und

	– nicht am Markt verfügbaren Objekten (beispielsweise Justiz-
vollzugsanstalten, Speziallabore).

Empfohlen wurde ein Abgleich mit Marktmieten für marktgängige 
Immobilien sowie ein Abgleich der Kostenkennwerte zur Herlei-
tung der Mieten mit einschlägigen Kennwerten aus Fachveröffent-
lichungen und Vergleichsobjekten (siehe Tz. 309).5

314.	 Der Rechnungshof hatte sich zum MVM auf Grundlage seiner Prü-
fungen bereits geäußert und u. a. ein wirksames Korrektiv gegen 
zu hohe Mietkosten gefordert.6

315.	 Der Vergleich der prognostizierten MVM-Mieten für die neuen  
Verwaltungsgebäude der Bezirksämter mit den Mieten auf dem 
Büroimmobilienmarkt7 weist gravierende Abweichungen auf:

Vergleich Mietpreisprognosen  
für die neuen Verwaltungsgebäude der Bezirksämter mit den  

Mieten auf dem Büroimmobilienmarkt in Euro/m²

Projekte der  
Bezirksämter

Gesamtmiete 
ohne  

Betriebskosten

Durchschnittsmiete 
Büroimmobilien-

markt 2023

Spitzenmiete  
Büroimmobilien-

markt 2023

Harburg 68

21,50 34Hamburg-Nord 64

Wandsbek 59

Quelle: Eigene Darstellung

Die Gesamtmieten8 aller drei Neubauprojekte von durchschnittlich 
rund 64 Euro/m² sind ungefähr dreimal so hoch wie die durch-
schnittliche Miete auf dem Büroimmobilienmarkt 2023 von 21,50 
Euro/m². Die Spitzenmiete lag im Jahr 2023 bei 34 Euro/m². Dies 
macht deutlich, wie unwirtschaftlich die aus den Planungen der 
Sprinkenhof resultierenden Mietpreise sind.

4	 Ziel gemäß Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 „Optimierung des Immobilien-
managements“ vom 27. Januar 2015, S. 3.

5	 Bürgerschaftsdrucksache 22/3792 „Evaluation des Mieter-Vermieter-Modells 
der Immobilienstrategie des Senats nach OptIma (Optimierung des Immobilien-
managements)“ vom 30. März 2021, S. 5.

6	 Ergebnisbericht 2020, Baumaßnahmen im Mieter-Vermieter-Modell, S. 102 bis 104, 
Ergebnisbericht 2023, Baumaßnahmen im Mieter-Vermieter-Modell – Teil 2, S. 52.

7	 https://invest-immobilien.hamburg/de/gewerbeimmobilienmarkt/marktberichte/ 
bueromarkt (Abruf am 13. März 2024); hier werden die aktuellen Quartals
berichte veröffentlicht, wobei zum Zeitpunkt der Prüfung das Quartal 4/2023 
Datengrundlage war. Die Internetseite ist ein Angebot der Hamburg Invest Wirt-
schaftsförderungsgesellschaft mbH. Gesellschafter sind die Hamburg Marketing 
GmbH, die Handwerkskammer und die Handelskammer.

8	 Gemeint ist die Summe aus Miete 1 (Umlage der kalkulierten Kosten des Bau-
vorhabens inklusive der Finanzierungskosten) und Miete 2 (Umlage der Kosten, 
die durch die laufende Unterhaltung und die Verwaltung des Mietobjekts entste-
hen). Nicht enthalten sind die Betriebs- und Nebenkosten (u. a. Heizkosten).

Gravierende Abwei­
chungen zwischen 
MVM-Mieten und 
Büroimmobilienmarkt
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Auch wenn sich die Erstellung von Immobilien zurzeit in einem 
schwierigen Marktumfeld bewegt, wird das MVM-Ziel „Günstige 
Mieten“ klar verfehlt.

316.	 Die Finanzbehörde hat der Einschätzung des Rechnungshofs, 
dass die Mieten von MVM-Neubauprojekten mit Büromarktmie-
ten vergleichbar sein sollen, widersprochen. So habe das MVM 
den Charakter eines Mietkaufs und führe im Unterschied zu ei-
ner Anmietung zu Eigentum aufseiten der Freien und Hansestadt 
Hamburg (FHH). Gleichwohl sei theoretisch ein Vergleich der Mo-
delle Mietkauf und Anmietung über eine Discounted-Cashflow-
Betrachtung über den Nutzungszeitraum möglich.

317.	 Die Finanzbehörde setzt sich mit dieser Argumentation in Wider-
spruch zum Senatskonzept9, das die Miete als zentrales Steue-
rungselement benannt hat. An dem Konzept des MVM hat sich zwi-
schenzeitlich nichts geändert. Auch die Evaluation aus März 2021 
empfiehlt einen Abgleich mit Marktmieten (siehe Tz. 309). Die Ver-
gleichbarkeit der Mieten zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit des 
Modells entsprechend dem Senatskonzept ist daher unabdingbar.

318.	 Um die Mieten vergleichbarer zu machen, hat der Rechnungshof 
die Finanzbehörde aufgefordert, das MVM weiterzuentwickeln. Zu 
prüfen wäre ein marktwirtschaftliches Modell, bei dem die FHH 
zwar Eigentümerin der Immobilien bleibt bzw. wird, aber die Rea-
lisierung und den Betrieb – befristet – im Rahmen einer Öffentlich-
Privaten-Partnerschaft (ÖPP) erledigen lässt. Als Vorbild könnte 
beispielsweise das ÖPP-Projekt an elf berufsbildenden Schulen 
dienen. Dort wurden die Bau- und Bewirtschaftungsleistungen 
von dem privaten Dienstleister HEOS Berufsschulen Hamburg 
GmbH & Co. KG (HEOS) erbracht. Der Rechnungshof hatte fest-
gestellt, dass die städtischen Dienstleister im Vergleich mit HEOS 
um 20 % höhere Quadratmeterpreise aufweisen.10

319.	 Der Rechnungshof hat die Finanzbehörde aufgefordert, das für 
die Steuerung des Immobilienportfoliomanagements zuständige 
Projekt ImmobilienPort.HH11 prüfen zu lassen, inwiefern ein wirk-
sames Korrektiv gegen zu hohe Mieten geschaffen werden kann, 
zum Beispiel durch

	– die Festlegung einer Obergrenze für die Miethöhe durch die 
Bedarfsträger,

	– die Einbeziehung marktwirtschaftlicher Wettbewerbskompo-
nenten.

320.	 Die Finanzbehörde hat dies zugesagt.

9	 Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 „Optimierung des Immobilienmanage-
ments“ vom 27. Januar 2015.

10	 Jahresbericht 2020, Tzn. 319 bis 349 „Neuorganisation Schulbau“.
11	 Bürgerschaftsdrucksache 22/8322 „Fortentwicklung des Immobilienmanage-

ments“ vom 17. Mai 2022.

MVM-Ziel 
„Günstige 
Mieten“ verfehlt
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Vorbereitende Maßnahmen

Projekthandbuch

321.	 Gemäß den VV-Bau ist zu Projektbeginn durch Bedarfs- und Rea-
lisierungsträger gemeinsam eine Projektorganisation festzulegen. 
Für Projekte ab 5 Mio. Euro ist ein Projekthandbuch zu entwickeln. 
Es dient der Klarheit über die Projektziele, die Projektstruktur, die 
Aufbau- und Ablauforganisation sowie das Informations- und 
Kommunikationssystem der Projektbeteiligten.

Ein einheitliches Verständnis der Projektorganisation trägt bei al-
len Projektbeteiligten zur Vermeidung von zeitlichen Verzögerun-
gen und Mehrkosten bei.

322.	 Das Projektmanagementhandbuch der FHH gibt außerdem vor, 
den Projektauftrag in einer Projekteinsetzungsverfügung schrift-
lich zu dokumentieren.

323.	 Die Projektorganisation für die Neubauten der Bezirksämter 
Wandsbek, Harburg und Hamburg-Nord war nicht in anforde-
rungsgerechten Organisations- bzw. Projekthandbüchern dar
gestellt. Auch wurden sie zu spät aufgestellt: Das vom Bezirksamt 
Wandsbek vorgelegte Projekthandbuch wurde erst rund sechs 
Monate nach Abschluss der Entwurfsplanung und fast drei Jahre 
nach Abschluss des Letter of Intent (LOI) aufgestellt.

Es wurden auch keine projektspezifischen Organisationsvorga-
ben gemeinsam von den Bezirksämtern als Bedarfsträger und der 
Sprinkenhof als Realisierungsträgerin entwickelt. 

Die Sprinkenhof hat jeweils nur eine interne digitale Projektdoku-
mentation gepflegt.

324.	 Die Bezirksämter Harburg und Hamburg-Nord haben – entgegen 
den Anforderungen des Projektmanagementhandbuchs der FHH –  
keine Projekteinsetzungsverfügung aufgestellt.

325.	 Der Rechnungshof hat das Fehlen der Projekthandbücher und der 
Projekteinsetzungsverfügungen beanstandet und gefordert, dass

	– das Bezirksamt Wandsbek und die Sprinkenhof auch in dieser fort-
geschrittenen Projektphase noch ein den Vorgaben entsprechen-
des Projekthandbuch anlegen und kontinuierlich fortschreiben,

	– die geprüften Bezirksämter und die Sprinkenhof bei künftigen 
Projekten ein den Anforderungen entsprechendes Projekt-
handbuch bei Projektbeginn erstellen bzw. die Erstellung ver-
anlassen, 

	– die Bezirksämter Harburg und Hamburg-Nord bei künftigen 
Projekten entsprechend dem Projektmanagementhandbuch 
der FHH den Projektauftrag in Projekteinsetzungsverfügungen 
dokumentieren und

Keine anforde­
rungsgerechten 
Projekthandbücher

Keine Projektein­
setzungsverfügung
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	– die Finanzbehörde darauf hinwirkt, dass die Sprinkenhof bei 
zukünftigen Maßnahmen im MVM gemeinsam mit den Be-
darfsträgern ein den Vorgaben der VV-Bau entsprechendes 
Projekthandbuch erstellt. 

326.	 Die Finanzbehörde, die Bezirksämter und die Sprinkenhof haben 
dies zugesagt. 

Ökonomische Ziele und Kostenkennwerte

327.	 Gemäß den VV-Bau nehmen Mieter im Zuge der Maßnah-
menplanung u. a. die Aufgabe der Bedarfsplanung gemäß DIN 
18205:2016-11 (Bedarfsplanung im Bauwesen) verantwortlich 
wahr.

Sofern Mieter nicht in ausreichendem Maße über eigenen bau-
fachlichen Sachverstand verfügen, um die ihnen zugewiesenen 
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, konnten sie sich 
von fachkundigen Dritten unabhängig beraten und unterstützen 
lassen, zum Beispiel durch das Immobilien-Service-Zentrum (ISZ).

Seit Ende Februar 2024 ist die Beratung durch die mittlerweile als 
öffentliches Unternehmen organisierte ISZ GmbH verpflichtend.12

328.	 Einer der Prozessschritte der Bedarfsplanung umfasst neben der 
Klärung funktionaler, technischer und gestalterischer Ziele auch 
die Formulierung ökonomischer Ziele. Ein anderer Prozessschritt 
ist die Erfassung der Kostenkennwerte nach den Kennzahlen des 
Baukosteninformationszentrums (BKI) oder den Planungs- und 
Kostendaten der Länder und des Bundes.

Ökonomische Ziele sind erforderlich, um im Verlauf des Planungs-
prozesses die Erreichung dieser Ziele kontinuierlich messen zu 
können. Kostenkennwerte sind die Voraussetzung für die Ermitt-
lung der Kosten des Bauprojekts und der daraus abgeleiteten zu-
künftigen Miete.

329.	 Alle drei Bezirksämter ließen sich bei der Bedarfsplanung vom 
ISZ, damals Teil der Sprinkenhof, beraten. Die Bedarfsplanungen 
für die Neubauten der Bezirksämter Wandsbek und Harburg wa-
ren unvollständig, weil die Bezirksämter als Bedarfsträger weder 
ökonomische Ziele des Projekts formuliert noch Kostenkennwerte 
für die nachfolgende Planung erfasst und analysiert hatten. Das 
Bezirksamt Hamburg-Nord hingegen vereinbarte mit der Sprin-
kenhof ökonomische Ziele und Kostenkennwerte rechtzeitig vor 
Abschluss der Bedarfsplanung.

12	 Das ISZ wurde im Jahr 2022 aus der Sprinkenhof herausgelöst und wird nun als 
eigenständige GmbH unmittelbar durch die Finanzbehörde gesteuert, siehe Bür-
gerschaftsdrucksache 22/8322 „Fortentwicklung des Immobilienmanagements“ 
vom 17. Mai 2022.

Keine vollstän­
digen Bedarfs­
planungen
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Das für die Beratung der Mieter zuständige, damals noch der 
Sprinkenhof angegliederte ISZ hat die Bezirksämter dahingehend 
nicht ausreichend beraten.

330.	 Der Rechnungshof hat die unvollständige Bedarfsplanung mit  
Verweis auf frühere Jahresberichte13 und seine Äußerungen in frü-
heren parlamentarischen Verfahren14 beanstandet und

	– die Bezirksämter Wandsbek und Harburg aufgefordert, bei 
künftigen Baumaßnahmen eine vollständige Bedarfsplanung 
unter Würdigung der resultierenden Projektkosten bzw. Miete 
aufzustellen,

	– die ISZ GmbH aufgefordert, bei der Beratung der Mieter künftig 
hierauf hinzuwirken und

	– die Finanzbehörde aufgefordert darauf hinzuwirken, dass die 
ISZ GmbH ihre immobilienwirtschaftliche Beratungsfunktion im 
Hinblick auf eine regelkonforme Bedarfsplanung wahrnimmt.

331.	 Die Finanzbehörde, die Bezirksämter Wandsbek und Harburg und 
die ISZ GmbH haben dies zugesagt.

Letter of Intent

332.	 Im Rahmen der vorbereitenden Maßnahmen erfolgt gemäß VV-
Bau nach erfolgter Bedarfsplanung der Abschluss eines Vorver-
trags bzw. LOI zwischen zukünftigem Mieter und Bedarfsträger 
einerseits und dem Realisierungsträger andererseits. 

Die VV-Bau fordern, dass der LOI bereits Angaben u. a. zu Zielen, 
Bedarfsplanung, Budget bzw. Kostenobergrenze enthalten soll.  
Seit Januar 2023 ist ein Muster-LOI mit diesen Angaben Bestand-
teil der VV-Bau.

333.	 Die zwischen den Bezirksämtern Wandsbek und Harburg sowie der 
Sprinkenhof geschlossenen LOI15 bzw. Vorverträge und Nachträge16 
hierzu enthielten nicht die geforderten vollständigen Angaben zu 
Zielen, Bedarfsplanung und Budget bzw. Kostenobergrenze.

334.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und 

	– die Bezirksämter Wandsbek und Harburg sowie die Sprinken-
hof aufgefordert, künftig den Muster-LOI zu verwenden und 

13	 Jahresbericht 2018, Tzn. 400 bis 403 „Baumaßnahmen im Mieter-Vermieter- 
Modell“, Tzn. 433 bis 438 „Neubau für das Center for Hybrid Nanostructures“, Tzn. 
524 bis 528 „Neubau der Opernwerkstätten und -fundi“, Jahresbericht 2020, 
Tzn. 411 bis 415 „Umbau eines Bürogebäudes für das Bezirksamt Hamburg-
Mitte“, Jahresbericht 2021, Tzn. 474 bis 478 „Neubauten MIN-Forum und Infor-
matik der Universität Hamburg“, Jahresbericht 2022, Tzn. 559 bis 567 „Neubau 
Zentrum für Studium und Promotion“.

14	 Protokoll Nr. 22/24 der Sitzung des Haushaltsausschusses am 19. Oktober 
2021, Anlage 2.

15	 Wandsbek: 2019, Harburg: 2018.
16	 Wandsbek: 2021, 2022, 2023, Harburg: 2021.

Keine hinreichende 
Beratung

Keine anforde­
rungsgerechten 
LOI
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die darin aufgeführten Anlagen (zum Beispiel Raumprogramm, 
Funktionsplan, Nutzungs- und Ausstattungsanforderungen, 
Kostenobergrenze) zum Bestandteil des LOI zu machen sowie

	– die Finanzbehörde aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass die 
Sprinkenhof den Muster-LOI verwendet und darin regelkonfor-
me Angaben macht.

335.	 Die Finanzbehörde, die Bezirksämter Wandsbek und Harburg so-
wie die Sprinkenhof haben dies zugesagt.

Kostenansätze

Ansatz für Kostenvarianz

336.	 Es ist für die fachliche und politische Entscheidung und deren 
Kommunikation von grundlegender Bedeutung, dass alle Aussa-
gen über Kosten eindeutig und unter Verwendung der eingeführ-
ten Begriffe zu den Kostenermittlungsstufen des Kostenstabilen 
Bauens getroffen werden und dass das Bewusstsein über die da-
mit jeweils verbundenen Kostengenauigkeiten und -risiken allge-
mein präsent ist.17

337.	 Die Sprinkenhof legte dem Bezirksamt Wandsbek mit einem sog. 
Kostencheck eine nicht den Vorgaben des Kostenstabilen Bau-
ens18 entsprechende Entscheidungsgrundlage für den Abschluss 
der Vorplanung vor, die einen überhöhten Ansatz für die Kosten-
varianz enthielt.

Die Kostenschätzung als zweite Kostenermittlungsstufe wäre als 
Abschluss der Vorplanung vorzunehmen gewesen. Der Ansatz für 
die Kostenvarianz hätte lediglich 12,5 % der Basiskosten anstatt 
der gewählten 17,5 % betragen dürfen.

Dies ergibt ein Delta von rund 5 Mio. Euro brutto.

338.	 Die Finanzbehörde hat dazu angemerkt, eine solche Abweichung 
und somit projektindividuelle Anpassung von Risikopositionen 
(hier: Kostenvarianz) sei gerade in Zeiten von Marktverwerfungen 
und Marktumbrüchen (Preissteigerungen, Wende in der Zinspoli-
tik) notwendig, um den Realisierungsträgern eine angemessene 
Vergütung zu gewähren. Diese sei erforderlich, um dem im Se-
natskonzept zum MVM19 gesetzten Ziel „Geschäftsergebnis“ zu 
entsprechen.

17	 Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 „Kostenstabiles Bauen – Fortentwicklung 
des öffentlichen Bauwesens“ vom 4. Dezember 2012, S. 10.

18	 Ebenda.
19	 Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 „Optimierung des Immobilienmanage-

ments“ vom 27. Januar 2015.

Überhöhter 
Ansatz für  
Kostenvarianz
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339.	 Dieser Argumentation folgt der Rechnungshof nicht, da Preisstei-
gerungen mit der Kostenvarianz nicht abgedeckt werden.20 Die 
Kostenvarianz beruht nämlich auf dem Prognosecharakter der 
Kostenermittlung sowie den prozessbedingten Unschärfen der 
Planung.21

Im Übrigen hat der Rechnungshof darauf hingewiesen, dass ne-
ben dem Ziel „Geschäftsergebnis“ auch das Ziel „Günstige Mie-
ten“ nach dem Senatskonzept zum MVM22 zu berücksichtigen ist. 
Anreize und messbare Zielvorgaben für die Realisierungsträger 
in Bezug auf das strategische Ziel „Günstige Mieten“ sind bisher 
nicht ersichtlich.

340.	 Der Rechnungshof hat den um rund 5 Mio. Euro brutto überhöh-
ten Ansatz der Sprinkenhof für die Kostenvarianz im Rahmen der 
Vorplanung beanstandet.

Er hat die Sprinkenhof aufgefordert, künftig den Ansatz für die 
Kostenvarianz entsprechend der jeweiligen Kostenermittlungsstu-
fe vorzunehmen.

341.	 Die Sprinkenhof hat dies zugesagt.

Ansätze für Baunebenkosten

342.	 Gemäß den VV-Bau ist das erklärte Ziel des LOI die Abgabe eines 
verbindlichen Mietangebots durch den Vermieter nach der Ent-
wurfs- oder Genehmigungsplanung. Die Baunebenkosten werden 
später auf die Miete umgelegt. Für den Fall, dass der Mietvertrag 
nicht zustande kommt, garantiert der potenzielle Mieter bzw. der 
Bedarfsträger die Übernahme der entstandenen Baunebenkosten.

343.	 Nach den VV-Bau sind Baunebenkosten alle mit der eigentlichen 
Baumaßnahme untrennbar verbundenen Kosten im Zusammen-
hang mit der Projektvorbereitung, Planung, Durchführung und 
Abrechnung der Maßnahme, insbesondere der Aufwand beim Be-
darfs- und Realisierungsträger, sowie Ingenieur- und Architekten-
leistungen (Kostengruppe 700). Zu den Baunebenkosten zählen 
auch die Projektmanagementleistungen, die nach dem Heft Nr. 9 
„Projektmanagementleistungen in der Bau- und Immobilienwirt-
schaft“ (AHO Nr. 9)23 berechnet werden.

344.	 Die VV-Bau fordern, dass das Mieterprojekt das vollständige An-
gebot des Realisierungsträgers (Vermieters) prüft und es mit dem 
zur Verfügung stehenden Budget abgleicht. Die Prüfung erfolgt im 
Hinblick auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsam-

20	 Bürgerschaftsdrucksache 20/6208 „Kostenstabiles Bauen – Fortentwicklung 
des öffentlichen Bauwesens“ vom 4. Dezember 2012, S. 20.

21	 Ebenda, S. 11.
22	 Bürgerschaftsdrucksache 20/14486 „Optimierung des Immobilienmanage-

ments“ vom 27. Januar 2015.
23	 Heft Nr. 9 „Projektmanagementleistungen in der Bau- und Immobilienwirtschaft“ 

des Ausschusses der Verbände und Kammern der Ingenieure und Architekten 
für die Honorarordnung e.V. vom Mai 2014.
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keit (§ 7 LHO) u. a. hinsichtlich der Zweckmäßigkeit nach Art und 
Umfang. Außerdem prüft das Mieterprojekt die Plausibilität und 
Nachvollziehbarkeit der Kostenermittlung.

345.	 Die Sprinkenhof hat zusammen mit ihren eigenen Projektmanage-
mentleistungen die Baunebenkosten beim Bauvorhaben „Verwal-
tungsneubau Am Neugrabener Bahnhof“ überdurchschnittlich 
hoch angesetzt.

Die Prüfung des Rechnungshofs ergab, dass die Ansätze der 
Sprinkenhof für die Baunebenkosten

	– einerseits rund 48 % der Bauwerkskosten24 betrugen. Damit 
überschritt die Sprinkenhof den Orientierungsmittelwert des 
BKI 2020 von rund 35 %25 um 13 Prozentpunkte. Das ent-
spricht einem Delta von rund 1,2 Mio. Euro brutto.

	– andererseits rund 42 % der Basiskosten26 betrugen. Damit 
überschritt die Sprinkenhof auch den Prozentmittelwert der 
städtischen Neubau-Projekte gemäß den Angaben im Bau-
Monitoring von 27 % um 15 Prozentpunkte. Das entspricht ei-
nem Delta von rund 1,5 Mio. Euro brutto.

Eine Dokumentation der Prüfung dieser Ansätze durch das Bezirks
amt Harburg lag dem Rechnungshof nicht vor.

346.	 Eine Prüfung solcher Kostenansätze auf Zweckmäßigkeit nach Art 
und Umfang sowie auf Plausibilität und Nachvollziehbarkeit findet 
durch den Bedarfsträger entsprechend den VV-Bau in der Regel 
erst im Rahmen des Mietangebots statt. Zu diesem Zeitpunkt sind 
die Projektstufen 1 (Projektvorbereitung) und Projektstufe 2 (Pla-
nung) von insgesamt 5 Projektstufen gemäß AHO Nr. 9 allerdings 
weitgehend abgeschlossen. Da der Grad der Beeinflussbarkeit 
der Kosten mit dem Projektfortschritt abnimmt, sinkt auch das 
Potenzial für Einsparungen.

347.	 Die Finanzbehörde hat eingeräumt, dass das Honorarangebot der 
Sprinkenhof die vom BKI dargestellte Bandbreite deutlich über-
steigt.

348.	 Die Sprinkenhof hat angemerkt, dass die Baunebenkosten sich 
im Verhältnis zu den Projektkosten degressiv entwickeln würden. 
Insofern sei die grundsätzliche Annahme, dass sie einen immer 
gleichen prozentualen Ansatz auf die Basiskosten hätten, nicht 
korrekt. Vergleiche man das Projektmanagementhonorar mit dem 
privater Unternehmen, sei die Anforderung, als öffentliches Un-
ternehmen maßvoll mit der Honorierung umzugehen und sich für 
das Gemeinwohl der FHH einzusetzen, erfüllt. Die Honorare für 

24	 Bauwerkskosten umfassen die Kostengruppen 300 (Baukonstruktionen) und 
400 (Technische Anlagen) nach DIN 276.

25	 Orientierungswerte liegen im Rahmen von 31 % bis 38 % bezogen auf die Bau-
werkskosten.

26	 Basiskosten umfassen die Kostengruppen 200 (Vorbereitende Maßnahmen), 
300 (Baukonstruktionen), 400 (Technische Anlagen), 500 (Außenanlagen und 
Freiflächen) und 600 (Ausstattung) nach DIN 276.

Überhöhte 
Ansätze für 
Bauneben­
kosten
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das Projekt könnten durch Ist-Kosten bis Leistungsphase 3 belegt 
werden.

349.	 Der Rechnungshof teilt die Auffassung der Sprinkenhof nicht:

	– Er hat die degressive Entwicklung der Baunebenkosten im  
Verhältnis zu den Projektkosten berücksichtigt und die Ansätze 
für die Baunebenkosten sowohl im Verhältnis zu den Bauwerks-
kosten anhand der Orientierungsmittelwerte des BKI aus dem 
Jahr 2020 als auch im Verhältnis zu den Basiskosten anhand 
der Angaben im Bau-Monitoring 2022 auf Plausibilität geprüft. 
Diese Prüfung beinhaltete bezogen auf das BKI als Referenz
objekte Bürogebäude und bezogen auf das Bau-Monitoring 
Referenzobjekte jeglicher Komplexität und Nutzung.

	– Belege für den Vergleich des Projektmanagementhonorars mit 
dem privater Unternehmen hat die Sprinkenhof nicht vorgelegt.

	– Die Darstellung von Ist-Honorarkosten kann nicht als Beleg für 
die Wirtschaftlichkeit der Honorarkostenansätze herangezo-
gen werden.

350.	 Der Rechnungshof hat die überdurchschnittlich hohen Ansätze 
für die Baunebenkosten im Projekt „Verwaltungsneubau Am Neu
grabener Bahnhof“ beanstandet.

351.	 Er hat die Sprinkenhof als öffentliches Unternehmen aufgefordert, 
ihre Projektmanagementleistungen als Bestandteil der gesamten 
Baunebenkosten künftig innerhalb der gängigen Orientierungs-
werte anzubieten und somit einen Beitrag zu günstigen Mieten zu 
leisten. 

352.	 Die Finanzbehörde hat er aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, 
dass die Sprinkenhof die Vergütung für ihre Projektmanagement-
leistungen als Bestandteil der gesamten Baunebenkosten maßvoll 
ansetzt.

353.	 Der Rechnungshof hat das Bezirksamt Harburg aufgefordert, das 
bisher angefallene Honorar27 der Sprinkenhof sowie die Kürzung 
des Ausfallhonorars zu prüfen.

354.	 Der Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW) hat er 
empfohlen, Lösungswege für die Prüfung von Baunebenkos-
ten vor Mietangebotsabgabe – im Hinblick auf Zweckmäßigkeit, 
Plausibilität und Nachvollziehbarkeit – zu entwickeln und entspre-
chend in den VV-Bau zu verankern.

355.	 Die Finanzbehörde, die BSW, das Bezirksamt Harburg sowie die 
Sprinkenhof haben dies zugesagt.

27	 Der Antwort des Senats vom 27. Februar 2024 auf die Schriftliche Kleine Anfrage 
22/14488 ist zu entnehmen, dass bis zum Planungsstopp des Projektes 1,0 Mio. 
Euro für die Planungs- und Projektmanagementleistungen angefallen sind.
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Planungswettbewerb Bezirksamt Wandsbek

Kostenobergrenze

356.	 Gemäß den VV-Bau sind bei der Durchführung von Planungs-
wettbewerben die Richtlinien für Planungswettbewerbe der FHH 
(RPW 2015) zu beachten. Dem Einführungserlass zur RPW 2015 
zufolge ist bei Realisierungswettbewerben eine Kostenobergren-
ze anzugeben. Die Auslobenden haben sicherzustellen, dass die 
Einhaltung der Kostenobergrenze im Rahmen der Vorprüfung der 
Wettbewerbsbeiträge gründlich und kompetent geprüft wird.

357.	 Die Auslobung für den Planungswettbewerb „Verwaltungsneubau 
Wandsbek“ gab eine Kostenobergrenze von 57 Mio. Euro brutto 
für die Kostengruppen (KG) 300 und 400 vor. Die Teilnehmenden 
im Wettbewerb mussten diese bindende Kostenobergrenze mit  
ihren Entwürfen zwingend einhalten. Grundlage hierfür war ein 
von der Sprinkenhof aufgestellter Kostenrahmen, der für die Tief
garagenstellplätze in den unterirdischen Geschossen pauschal 
7,14 Mio. Euro brutto kalkulierte. Dieser Kostenansatz bezog sich 
nur auf die KG 300 und ließ weitere Kellerflächen neben den Stell-
plätzen u. a. für Lagerflächen und Umkleidebereiche unberück-
sichtigt.

358.	 In der anschließenden Vorprüfung beurteilte die Sprinkenhof als 
Sachverständige das Kriterium „Einhaltung des vorgegebenen 
Kostenrahmens (KG 300 und 400 maximal 57 Mio. Euro brutto)“ 
bei drei Wettbewerbsentwürfen, u. a. auch bei dem erstplatzierten 
Wettbewerbsteilnehmer, als eingehalten.

359.	 Nur rund vier Monate nach der Wettbewerbsentscheidung korri-
gierte die Sprinkenhof ihre Kosteneinschätzung für die Herstellung 
der 300 Stellplätze in einer zweigeschossigen Tiefgarage von ur-
sprünglich 7,14 Mio. Euro brutto aus dem Kostenrahmen auf nun-
mehr ca. 30 Mio. Euro brutto.

360.	 Im weiteren Planungsverlauf wurden umfangreiche Einsparmaß-
nahmen wie zum Beispiel der Entfall eines kompletten Baukör-
pers und eines Tiefgaragengeschosses beschlossen und in der 
Kostenermittlung berücksichtigt. Trotz dieser Einsparmaßnahmen 
stiegen die Kosten von ursprünglich 57 Mio. Euro um 43 Mio. Euro 
auf ca. 100 Mio. Euro brutto (KG 300 und 400) d. h. auf nahezu 
das Doppelte. Das Bezirksamt Wandsbek ging jedoch aufgrund 
der Angaben der Sprinkenhof davon aus, seine Bedarfe und Stan-
dards im Rahmen der in der Auslobung genannten Kostenober-
grenze umsetzen zu können.

361.	 Der Rechnungshof hat Folgendes festgestellt:

	– Der Kostenansatz für die Tiefgarage im Kostenrahmen war 
deutlich zu gering kalkuliert (siehe Tz. 357) und damit auch die 
bindende Kostenobergrenze aus der Wettbewerbsauslobung, 
sodass die Einhaltung für die Teilnehmenden im Planungswett-
bewerb unmöglich war.

Trotz Einspar­
maßnahmen 
deutliche Kos­
tensteigerung

Kostenansatz  
für die Tiefgarage 
im Kostenrahmen 
zu gering  
kalkuliert
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	– Die von der Sprinkenhof aufgestellte Bewertung aus dem Vor-
prüfbericht zur Einhaltung der Kostenobergrenze war bei drei 
Wettbewerbsentwürfen fehlerhaft.

362.	 Der Rechnungshof hat die zu niedrig angesetzte Kostenober-
grenze als bindende Vorgabe im Planungswettbewerb und deren 
mangelhafte Vorprüfung beanstandet. Er hat die Sprinkenhof auf-
gefordert, künftig den Kostenrahmen vollständig und realistisch 
als Grundlage für eine bindende Kostenobergrenze zu kalkulieren 
sowie sicherzustellen, dass deren Einhaltung in der Vorprüfung 
qualifiziert geprüft wird.

363.	 Die Sprinkenhof hat dies zugesagt.

Vorprüfung

364.	 Die Vorprüfung umfasst gemäß den RPW 2015 die Prüfung aller 
von den Teilnehmern geforderten Unterlagen (Flächen, Kostenan-
gaben etc.). Der Vorprüfbericht ist nach den VV-Bau u. a. mit tabel-
larischen bzw. grafischen Darstellungen anzufertigen.

365.	 Ein Beurteilungskriterium im Planungswettbewerb war die „Wirt-
schaftlichkeit“ des zu planenden Verwaltungsneubaus in Wands-
bek. Dieses in der Auslobung vorgegebene Beurteilungskriteri-
um wurde im Vorprüfbericht u. a. unter den bewerteten Kriterien 
„Einhaltung des vorgegebenen Kostenrahmens (KG 300 und 400 
maximal 57 Mio. Euro brutto)“ sowie „Flächenwirtschaftlichkeit“ 
abgebildet.

366.	 Die Arbeiten der teilnehmenden Büros sollten gemäß der Aus-
lobung unter besonderer Aufmerksamkeit hinsichtlich ihrer  
Flächeneffizienz geprüft werden. Hierzu war eine oberirdische 
Nutzungsfläche von ca. 15.200 m² sowie ein einzuhaltendes 
Flächenverhältnis (Netto-Raumfläche28 zu Brutto-Grundfläche29 
mindestens 85 %) vorgeben. Der Vorprüfbericht enthielt für die 
Flächenwerte Nutzungsfläche30 sowie Netto-Raumfläche aus-
drücklich nur die ungeprüften Verfasserangaben; eine Bewertung 
zur Erfüllung dieser Flächenvorgaben in Form von vergleichenden 
Diagrammen enthielt er nicht.

Zusätzlich sollte eine Flächeneffizienz-Kennziffer (Verhältnis Nut-
zungsfläche zu Brutto-Grundfläche von mindestens 62,5 %) im 
Rahmen der Vorprüfung für jede Arbeit ermittelt werden und in die 
Bewertung der Wirtschaftlichkeit der Arbeiten durch das Preisge-
richt einfließen. Diese Flächeneffizienz-Kennziffer wurde weder im 
Rahmen der Vorprüfung ermittelt noch grafisch dargestellt.

28	 Gemäß DIN 277: Teilfläche der Brutto-Grundfläche, gegliedert nach Nutzungs-
fläche, Technikfläche und Verkehrsfläche.

29	 Gemäß DIN 277: Gesamtfläche aller Grundrissebenen eines Bauwerks.
30	 Gemäß DIN 277: Teilfläche der Netto-Raumfläche, die der wesentlichen Zweck-

bestimmung des Bauwerks dient (ohne Verkehrs- und Technikfläche).

Fehlerhafte 
Vorprüfung der 
Einhaltung der 
Kostenobergrenze
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367.	 Des Weiteren kamen die Sachverständigen im Vorprüfbericht bei 
den Wirtschaftlichkeitskriterien zu widersprüchlichen Bewertun-
gen. Außerdem wurden geprüfte Kostenangaben zu den einzel-
nen Wettbewerbsbeiträgen im Vorprüfbericht nicht genannt bzw. 
grafisch dargestellt.

368.	 Insofern lag dem Preisgericht ein mangelhafter Vorprüfbericht vor, 
der die Wirtschaftlichkeitskriterien nicht ordnungsgemäß berück-
sichtigte.

369.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Er hat die Sprinkenhof 
aufgefordert, grundsätzlich bei Vorprüfberichten auf eine höhere 
Qualität zu achten und in einer Vorprüfung alle geforderten Unter-
lagen zu prüfen sowie die Ergebnisse anhand von Diagrammen 
bzw. Grafiken vergleichend darzustellen.

370.	 Die Sprinkenhof hat dies zugesagt.

Fehlende Kos­
tenangaben zu 
den einzelnen 
Wettbewerbs­
beiträgen im 
Vorprüfbericht



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

117

Instandhaltung von  
Landes- und Bezirks‑ 

sporthallen

Finanzbehörde / Behörde für Inneres und Sport /  
Bezirksämter Hamburg-Mitte, Altona,  

Hamburg-Nord, Wandsbek, Bergedorf, Harburg /  
GMH Gebäudemanagement Hamburg GmbH

Die Bezirksämter haben bis Ende 2023 an 
den in ihrer Verantwortung liegenden Sport-
hallen keine ausreichende Instandhaltung 
durchgeführt. Dadurch ist an zehn Hallen 
ein Sanierungsstau in Höhe von rund 10 
Mio. Euro entstanden.

Bei der Überführung von zwölf Sporthallen 
in ein Mieter-Vermieter-Modell hat es Ver-
säumnisse in der Projektorganisation und 
Planung gegeben. Der Mietvertrag enthält 
unbestimmte Regelungen zulasten der Be-
hörde für Inneres und Sport als Mieterin. Da-
raus folgen zeitliche und finanzielle Risiken.

371.	 Nach der Aufgabe von Schulstandorten sollten ehemalige Schul-
sporthallen für den Vereinssport erhalten werden. Sie sind daher 
zunächst in das Eigentum und die Instandhaltungszuständigkeit 
der Bezirksämter übergegangen. 

372.	 Das federführende Bezirksamt Harburg hat gegenüber dem Rech-
nungshof erklärt, zur Sicherung des Bestands der Sporthallen 
habe man sich gemeinsam mit der Finanzbehörde und der Be-
hörde für Inneres und Sport (BIS) Anfang 2020 entschieden, die 
folgenden Sporthallen in das Mieter-Vermieter-Modell (MVM) zu 
überführen: 
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Prüfungsgegenstand – zwölf Sporthallen

Lfd. Nr. Sporthalle Bezirk Baujahr Bemerkung

1 Seilerstraße 42 Hamburg-Mitte 1885 Denkmalschutz

2 Wendenstraße 162 Hamburg-Mitte 2022 abgerissen

3 Lupinenweg 12 Altona 1937

4 Glückstädter Weg 75 Altona 1974

5 Klotzenmoorstieg 2 Hamburg-Nord 1958 Seitzhalle1

6 Braamkamp 1 Hamburg-Nord 1960 Seitzhalle

7 Ifflandstraße 30 Hamburg-Nord 1965 Seitzhalle

8 Schleidenstraße 9-11 Hamburg-Nord 1912 Denkmalschutz

9 Wandsbeker Allee 54 Wandsbek 1960 Seitzhalle

10 Sandwisch 66 Bergedorf 1960 Seitzhalle

11 Mittlerer Landweg 40 Bergedorf 2018

12 Moorburger Elbdeich 257a Harburg 1968 Seitzhalle

Quelle: Eigene Darstellung

1

373.	 Die Bürgerschaft hat im November 2023 der Überführung auf 
Basis der Drucksache 22/12776 vom 29. August 2023 (Ermäch-
tigungsdrucksache) zugestimmt, sodass die Sporthallen zum  
1. Januar 2024 in das Eigentum der neu gegründeten IVS Immo-
bilienverwaltung für Sport GmbH & Co. KG (IVS), als Tochter der 
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH (GMH) übergingen. 
Die GMH besorgt die Geschäfte der IVS und ist Gebäudeunterhal-
terin sowie Realisierungsträgerin. Bedarfsträgerin und Mieterin ist 
die BIS.

374.	 Das MVM ist wie folgt ausgestaltet:

1	 Nach dem Entwurf von dem Architekten Paul Seitz in den Jahren 1960 bis 1970 
in gleicher Bauweise errichtete Sporthallen.
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MVM Sportimmobilien

Quelle: Ermächtigungsdrucksache, Abb.1: Vertrags- und Finanzierungsmodell

375.	 Gegenstand der Prüfung des Rechnungshofs waren die Instand-
haltung der Sporthallen durch die Bezirksämter in den Jahren 
2018 bis 2023 und der Prozess der Überführung in das MVM von 
2020 bis 2024.

Instandhaltung durch die Bezirksämter

376.	 Mit Ausnahme des Bezirksamts Harburg haben die Bezirksämter 
keine regelmäßigen Bauzustandsbegehungen für die Ermittlung 
des Instandhaltungsbedarfs der Sporthallen durchgeführt. Sie 
hatten daher keine Kenntnis über deren Zustand und haben die 
Instandhaltung nicht geplant. 

377.	 Zur Vorbereitung der Übertragung in das MVM hat die GMH im 
Auftrag der BIS im Oktober 2021 Bestandsuntersuchungen durch-
führen lassen. Diese ergaben, dass zehn der zwölf Sporthallen 
stark sanierungsbedürftig sind.2 Der Sanierungsstau wurde mit 
rund 10 Mio. Euro beziffert. Der Gutachter führte auch Mängel auf, 
die eine direkte Gefahr für Leib und Leben darstellten. Beispiels-
weise wies er – unter Berufung auf die Betreiberverantwortung – 
auf die nicht ballwurfsicheren Glasfronten etlicher Hallen hin. Den-
noch haben die Bezirksämter keine Maßnahmen ergriffen, um der 
von den Glasfronten ausgehenden Gefahr zu begegnen.

378.	 Im Oktober 2021 hat die BIS die GMH mit einigen konkreten War-
tungs-, Reparatur- und Modernisierungsleistungen beauftragt, 
wodurch jedoch nicht alle in den Bestandsuntersuchungen doku-
mentierten Mängel und Gefährdungen beseitigt worden sind. Bei 
einer Ortsbegehung im Dezember 2023 hat der Rechnungshof 

2	 Eine weitere Sporthalle ist inzwischen abgerissen worden. Die verbleibende nicht 
sanierungsbedürftige Sporthalle ist erst Anfang 2019 in Betrieb genommen worden.

Keine Kenntnis 
über Objekt­
zustände durch 
Bezirksämter

Sicherheitsrisiken 
nicht kurzfristig 
beseitigt 



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

120

beispielsweise eine zerbrochene Toilettenschüssel vorgefunden, 
deren Zustand schon im Oktober 2021 dokumentiert worden war:

Beispiel eines nicht behobenen Mangels

Quelle: Foto links: Bestandsuntersuchung vom 11. Oktober 2021,  
Foto rechts: Foto des Rechnungshofs, Ortsbegehung vom 5. Dezember 2023

379.	 Der Gutachter hat außerdem festgestellt, dass in zwei Sporthallen 
Feuerlöscher fehlten und in den weiteren Hallen für zehn der ins-
gesamt 24 Feuerlöscher die Wartung seit mehreren Jahren über-
fällig war.

380.	 Die Hamburgische Bauordnung (HBauO) sieht in § 3 vor, dass die 
Betreiber von Anlagen diese so instand zu halten haben, dass 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben und 
Gesundheit nicht gefährdet werden. Die Anlagen müssen ihrem 
Zweck entsprechend ohne Missstände zu benutzen sein. 

Nach den VV-Bau sind Instandhaltungen zum Erhalt der Funk
tionsfähigkeit, des Wertes und der Substanz von Objekten durch-
zuführen (Nr. 1.4).

381.	 Die Bezirksämter haben bis zur Übertragung der Sporthallen 
weder deren Instandhaltung geplant noch ihre Betreiberverant-
wortung wahrgenommen und damit die Verschlechterung des 
Zustands der Sporthallen sowie Gefahren für die Sicherheit der 
Nutzenden in Kauf genommen.

382.	 Der Rechnungshof hat gegenüber den Bezirksämtern die fehlende 
Wahrnehmung ihrer Betreiberverantwortung beanstandet.

Er hat kritisiert, dass 

	– die Bezirksämter für die Sporthallen keine Bauzustandsbe-
gehungen und Instandhaltungsplanungen vorgenommen und 
damit in Kauf genommen haben, dass die Sporthallen zuneh-
mend an Nutzen und Wert verloren haben und

	– die GMH, der die Sporthallen zwar noch nicht übertragen wor-
den waren, die aber spätestens seit Oktober 2021 Kenntnis von 
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diesen auch sicherheitsgefährdenden Mängeln hatte, ebenfalls 
nicht gehandelt hat. Sie hätte die Bezirksämter zumindest auf 
diese Zustände hinweisen müssen.

383.	 Der Rechnungshof hat die Bezirksämter aufgefordert, künftig für 
alle in ihrer Zuständigkeit verbliebenen Sportstätten

	– regelmäßig systematische Begehungen durchzuführen und die 
Instandhaltungsbedarfe zu ermitteln und zu planen sowie

	– ihre Betreiberverantwortung wahrzunehmen.

384.	 Die GMH als seit dem 1. Januar 2024 zuständige Betreiberin 
hat er aufgefordert, die erkannten und bisher nicht beseitigten  
Sicherheitsmängel umgehend abzustellen, die Sporthallen künf-
tig in einem betriebssicheren Zustand zu erhalten und auftreten-
de Sicherheitsmängel kurzfristig zu beseitigen.

385.	 Die Finanzbehörde hat der Rechnungshof aufgefordert, darauf 
hinzuwirken, dass die GMH die Sporthallen in einem betriebs
sicheren Zustand hält.

386.	 Die geprüften Stellen haben dies zugesagt. Die GMH hat mitge-
teilt, dass die festgestellten Mängel bis zum März 2024 abgestellt 
worden seien. 

Überführung in das MVM (Organisation)

387.	 Die Überführung der Sporthallen in das MVM wurde zwischen 
der BIS und der GMH seit Anfang 2020 vorbereitet. Das rund 
vier Jahre dauernde Projekt hatte nachfolgend aufgeführte  
Meilensteine, die der Rechnungshof um die jeweiligen Kostenan-
gaben des Senats, des Realisierungsträgers und des Gutachters 
ergänzt hat: 
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Zeitlicher Ablauf der Überführung der Sporthallen in ein MVM

Quelle: Eigene Darstellung

Projektorganisation

388.	 Das Einsetzen eines Projekts und der Aufbau einer Projektstruk-
tur ist nach den VV-Bau Aufgabe des Mieters und stellt die erste 
Maßnahme im Ablauf eines MVM dar. Ziel ist es, Verzögerungen 
und Mehrkosten im Projektablauf zu vermeiden (Ziffer 3.2.1). Für 
Projekte ab 5 Mio. Euro ist ein Projekthandbauch zu führen, in dem 
die Projektabwicklung dokumentiert wird (Ziffer 4.1).

389.	 Die BIS und die GMH waren entsprechend dem LOI im Dezember 
2020 davon ausgegangen, die Überführung der Sporthallen mit 
einem geschätzten Finanzvolumen von 14 Mio. Euro zum 1. März 
2022, d. h. innerhalb von 15 Monaten, realisieren zu können. Die 
tatsächliche Überführung fand rund 36 Monate nach Vereinbarung 
des LOI statt, d. h. mit einer Verzögerung von 21 Monaten. 

390.	 Die BIS gab an, kein Projekt mit Projektstruktur eingesetzt zu ha-
ben. Auch ein Projekthandbuch existiert nicht.

391.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass es bei der Überführung 
der Sporthallen an einer den Vorgaben der VV-Bau entsprechen-
den Projektorganisation mit Projekthandbuch und der stringenten 
Abarbeitung des Projekts fehlte. Dies hat zu Zeitverzögerungen 
und Kostenrisiken geführt. Wesentliche Planungstätigkeiten wur-
den auf die Phase nach Übertragung der Sporthallen ins MVM 
verschoben (vgl. Tz. 408). 

Mangelndes  
Projekt­
management

2020 2021 2022 2023 2024
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392.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die BIS entgegen den Vor
gaben der VV-Bau kein Projekt eingesetzt hat.

Er hat beanstandet, dass die BIS und die GMH kein den Vorgaben 
der VV-Bau entsprechendes Projektmanagement (einschließlich 
Projekthandbuch) durchgeführt haben.

393.	 Der Rechnungshof hat die BIS aufgefordert, bei künftigen Projek-
ten rechtzeitig eine Verantwortungsstruktur aufzubauen und ein 
Projekt einzusetzen, um Verzögerungen und Mehrkosten im Pro-
jektablauf zu vermeiden. 

Er hat die BIS und die GMH aufgefordert, künftig bei Überführun-
gen in ein MVM ein Projektmanagement einzusetzen.

Die Finanzbehörde hat er aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
die GMH ein Projektmanagement durchführt.

394.	 Die geprüften Stellen haben die Umsetzung der Forderungen zu-
gesagt.

Anwendbarkeit der VV-Bau

395.	 Im Letter of Intent (LOI) vom Dezember 2020 haben die BIS und 
die GMH die Anwendbarkeit der einschlägigen Abschnitte 3  
(Mieter-Vermieter-Modell) und 4 (Organisation von Bauaufgaben) 
der VV-Bau ohne Ausnahmen vereinbart. Trotzdem haben sie die-
se Vorschriften im Folgenden nicht eingehalten.

396.	 Als Begründung legten sie gegenüber dem Rechnungshof dar, die 
VV-Bau seien zwar grundsätzlich anzuwenden, ließen jedoch Aus-
nahmen zu. Vom Grundgerüst der VV-Bau sei bei dem MVM zur 
Überführung der Sporthallen abgewichen worden, da 

	– die VV-Bau auf Neubauten ausgerichtet seien. Vorliegend gehe 
es um die Übernahme von „maroden Bestandsimmobilien“ in 
einer „bestehenden Sportnutzung“, sodass ein besonderes 
Baukostenrisiko bestünde,

	– ein schnellstmöglicher Übergang der Sporthallen erreicht wer-
den sollte. Daher seien Planungsprozesse, die nach den VV-
Bau vor Beginn der Übertragung ins MVM hätten stattfinden 
müssen und maßgeblich für die Festlegung der Miete seien, 
auf einen späteren Zeitpunkt nach der Überführung verscho-
ben worden. 

397.	 In Ziffer 0 „Anwendungsbereich“ der VV-Bau ist festgelegt: „Ab-
weichend von dem in den Ziffern 1 und 2 beschriebenen Regel-
verfahren kommt das in Ziffer 3 beschriebene MVM grundsätzlich 
für alle Hochbauten der Freien und Hansestadt Hamburg zur An-
wendung. Die Überführung in das MVM erfolgt schrittweise. Die in 
Ziffer 3.1 – 3.6 dargelegten Regelungen sind zunächst für Neubau-
vorhaben und grundlegende Sanierungen anzuwenden. Begrün-
dete Ausnahmen sind möglich.“
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398.	 Die Regelungen der Ziffern 3 und 4 der VV-Bau kommen für die 
Überführung der Sporthallen ins MVM uneingeschränkt zur An-
wendung, da es sich vorliegend um grundlegende Sanierungen 
handelt, und waren von der BIS und der GMH daher zu beachten. 
Ihr Vorbringen, es läge ein Ausnahmefall vor, widerspricht den VV-
Bau und den eigenen Festlegungen der BIS und der GMH im LOI. 

399.	 Die Argumentation der BIS und der GMH hinsichtlich des 
„schnellstmöglichen Übergangs“ ist nicht nachvollziehbar, weil vor 
dem Übergang vier Jahre für die Planung zur Verfügung standen. 
In diesem Zeitraum hätten die BIS und die GMH die Überführung 
entsprechend der VV-Bau planen können.

400.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BIS und die GMH 
die Vorgaben der VV-Bau missachtet haben.

401.	 Er hat sie aufgefordert, bei künftigen Projekten die Vorgaben der 
VV-Bau nicht nur zu vereinbaren, sondern auch umzusetzen.

402.	 Die geprüften Stellen haben dies zugesagt.

Überführung in das MVM (Projektqualität)

403.	 Die VV-Bau geben in Ziffer 3 den Ablauf eines Projektes zur Über-
führung von Bestandsimmobilien in ein MVM vor. Zu den vorbe-
reitenden Maßnahmen gehören als erster Schritt danach zum Bei-
spiel: 

	– die Ausarbeitung der Bedarfsplanung und 

	– der Abschluss eines LOI mit Angaben u. a. zu Zielen, Bedarfs-
planung, Budget bzw. Kostenobergrenzen und Planungsleis-
tungen.

Ziel des LOI ist die Abgabe eines verbindlichen Mietangebots 
nach der Entwurfs- oder Genehmigungsplanung.

Der zweite Schritt umfasst die Planung und Ausarbeitung des 
Mietvertrags. Die VV-Bau geben einen Mustermietvertrag mit An-
lagen (zum Beispiel der Leistungsbeschreibung Bau (LB-Bau) und 
Terminplänen) vor. 

Die weiteren Schritte betreffen die Umsetzung und den Betrieb der 
Objekte nach Übergang. 

404.	 Die BIS und die GMH haben die Sporthallen zum 1. Januar 2024 
in das MVM überführt, ohne die von den VV-Bau vorgegebenen 
Abläufe und Inhalte einzuhalten.

Letter of Intent

405.	 Im Dezember 2020 hat die BIS für den LOI weder konkrete Vor-
gaben zu Zielen und Bedarfen der Sporthallen noch ein Budget 

Uneinge­
schränkte 
Anwendung  
der VV-Bau
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oder eine Kostenobergrenze vorgegeben. Als Ziel war formuliert, 
das Projekt unter Beachtung der Vorgaben und Empfehlungen der 
Drucksache Kostenstabiles Bauen kostenstabil und termingerecht 
zu planen und zu realisieren. Zur Vorbereitung der Überführung 
sollte die GMH Leistungen von der Projektvorbereitung bis zur  
Abgabe eines Mietangebots erbringen. 

Das Finanzvolumen wurde mit 14 Mio. Euro beziffert. 

406.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die GMH nicht alle zur 
Vorbereitung des Mietvertrages im LOI vereinbarten Leistungen 
erbracht hat. So hat sie beispielsweise

	– die Ziele der Einzelprojekte unter Berücksichtigung des Sa-
nierungsbedarfs und des Bedarfs der Objekte nicht ermittelt 
(Anlage 2 Nr. 3.3 des LOI),

	– die Bestandsunterlagen nicht auf Vollständigkeit und Überein-
stimmung mit dem Bestand überprüft bzw. neu erstellt (Anlage 
2 Nr. 3.1 des LOI), 

	– für die zehn zu sanierenden Sporthallen keinen Variantenver-
gleich Sanierung / Neubau erstellt (Anlage 2 Nr. 1.2.3. des LOI).  

407.	 Obwohl in den VV-Bau vorgesehen, war im LOI nicht festgelegt, 
dass dem Mietangebot eine Entwurfs- oder Genehmigungspla-
nung mit entsprechenden Kostenberechnungen zugrunde liegen 
muss. Eine solche Planung wurde für die zehn sanierungsbedürf-
tigen Sporthallen vor Übertragung auch nicht erstellt.

408.	 In der Ermächtigungsdrucksache wurde der Investitionsbedarf 
für die Sanierungsmaßnahmen und den Ersatzneubau im August 
2023 mit rund 46 Mio. Euro angegeben. Darin ist erläutert, dass 
die jeweiligen Baumaßnahmen erst nach dem Übergang geplant 
und die konkreten anfallenden Sanierungskosten erst dann ermit-
telt und auf die Miete umgelegt würden. 

409.	 Durch eine konkrete Entwurfs- und Sanierungsplanung für die 
Sporthallen vor Übergang wäre eine höhere Planungssicherheit 
erreicht und das Kostenrisiko verringert worden. Eine solche 
Planung wäre zeitlich möglich gewesen, da die Vorbereitung der 
Überführung sich über nahezu vier Jahre hingezogen hat und die 
Bestandsuntersuchungen schon Ende 2021 vorlagen. 

410.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BIS und die GMH 

	– die Vorgaben der VV-Bau bereits bei der Erstellung des LOI nur 
teilweise umgesetzt haben,

	– die Sporthallen übertragen haben, ohne – wie mit dem LOI 
beauftragt – die Bestandsunterlagen der Gebäude und An-
lagen vor der Übertragung der Sporthallen nacherhoben 
und vervollständigt zu haben. Damit lagen die erforderlichen 
Grundlagenermittlungen für die Sanierungen der Einzelobjekte 
nicht vor.

Im LOI vereinbarte 
Leistungen nicht 
erbracht
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411.	 Gegenüber der GMH hat der Rechnungshof beanstandet, dass 
sie wesentliche von den VV-Bau vorgesehene und auch im LOI 
vereinbarte Leistungen bis zur Überführung der Sportimmobilien 
in ein MVM nicht umgesetzt hat. 

412.	 Der Rechnungshof hat die BIS und die GMH aufgefordert, bei 
künftigen Projekten

	– den in den VV-Bau zur Verfügung stehenden Muster-LOI anzu-
wenden,

	– die Grundlagen für Gebäude eines MVM-Projekts vor Entwurfs-
planung und Mietangebot vollständig zu ermitteln. Dies gilt 
auch bei der Übernahme von Bestandsgebäuden in ein MVM.

413.	 Die Finanzbehörde hat er aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
die GMH den vorgenannten Forderungen nachkommt.

414.	 Die geprüften Stellen haben dies zugesagt.

Instandhaltungsplanung 

415.	 Nach den VV-Bau hat der Realisierungsträger die laufende  
Unterhaltung (laufende Instandhaltung, notwendige Instandset-
zung) der Immobilie zu übernehmen. Die Leistungen werden dem  
Realisierungsträger pauschal vergütet und über die Miete 2 finan-
ziert. Hierfür hinterlegt er bei Mietvertragsbeginn eine detaillierte 
Instandhaltungsplanung über den Lebenszyklus, die laufend aktu-
alisiert wird (Ziffer 3.5.2). 

Bei Lebenszyklusbetrachtungen werden über die Anschaffungs- 
bzw. Errichtungskosten hinausgehend insbesondere die Bau
folgekosten betrachtet.

416.	 Die GMH hat bis zum Mietvertragsbeginn keine Instandhaltungs-
planung entsprechend den VV-Bau für die Sporthallen vorgelegt.  
Diese sollte erst nach Abschluss der Entwurfsplanung erstellt wer-
den. Um die Sportnutzung aufrechtzuerhalten, haben die BIS und 
die GMH bis zum Beginn der Sanierungsmaßnahmen im Mietver-
trag eine Mindestunterhaltung vereinbart, ohne diese allerdings 
genauer zu planen. 

417.	 Aus der gegenüber dem Rechnungshof aufgeschlüsselten Miete 
2 ist zu entnehmen, dass die GMH die Instandhaltungskosten ab 
1.  Januar 2024 für neun der zehn sanierungsbedürftigen Sport-
hallen mit jährlich rund 36 Euro/m² kalkuliert. Für die Ende 2018 
fertiggestellte Sporthalle Mittlerer Landweg errechnete die GMH 
Instandhaltungskosten von jährlich rund 48 Euro/m², obwohl hier 
keine Sanierungsmaßnahmen erforderlich sind. Für die Jahre 2018 
bis 2022 lagen die durchschnittlichen Instandhaltungskosten der 
Bezirksämter im Mittel bei jährlich 4,24 Euro/m².

Keine Instand­
haltungs- 
planung
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418.	 Die Instandhaltungskosten der Sporthalle Mittlerer Landweg er-
höhten sich damit von durchschnittlich 5 Tsd. Euro im Jahr 2022 
mit der Überführung in das MVM auf 54 Tsd. Euro im Jahr 2024:

Instandhaltungskosten der Sporthalle Mittlerer Landweg in Euro

Quelle: Eigene Darstellung

419.	 Die GMH hat darauf hingewiesen, dass im MVM nicht benötigte 
Instandhaltungsmittel weiterhin den Objekten zugutekämen, weil 
sie für die Folgejahre angespart würden.

420.	 Die von der GMH kalkulierten Instandhaltungskosten von jährlich 
48  Euro/m² für die 2018 erstellte Sporthalle Mittlerer Landweg 
erschließen sich dem Rechnungshof nicht, wenn für die sanie-
rungsbedürftigen Sporthallen aus den Jahren 1885 bis 1974 ledig-
lich 36 Euro/m² jährlich angesetzt wurden. Vielmehr sieht er das  
Risiko, dass aufgrund der unzureichenden Instandhaltungs
planung zu viele Mittel angespart und dem Haushalt entzogen und 
später dann nur zum Teil zurückgeführt werden.

421.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die GMH bisher

	– für die Mindestunterhaltung bis zum Abschluss der Sanierung 
der Sporthallen keine Instandhaltungsplanung vorgenommen 
hat und 

	– entgegen den Vorgaben der VV-Bau für die Sporthallen keine 
Instandhaltungsplanung über den Lebenszyklus erstellt hat. 

422.	 Er hat die GMH aufgefordert, 

	– die Mindestunterhaltung der Sporthallen bis zur Sanierung zu 
planen,

	– mindestens für die Sporthalle Mittlerer Landweg zeitnah eine 
Instandhaltungsplanung über den Lebenszyklus zu erstellen,

	– die Höhe der bereits angesparten Instandhaltungsmittel nach 
Sanierung je Sporthalle bei der Berechnung der Instandhal-
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tungskosten über den Lebenszyklus mit einzubeziehen, damit 
zum Ende der Laufzeit des Mietvertrags keine übermäßigen  
Instandhaltungsmittel verbleiben und

	– die Höhe der bis dahin angesparten Instandhaltungsmittel und 
deren Einfluss auf die neu kalkulierte Miete 2 gegenüber der 
BIS transparent machen.

423.	 Die Finanzbehörde hat er aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
die GMH den vorgenannten Forderungen nachkommt. 

424.	 Die geprüften Stellen haben die Umsetzung der Forderungen zu-
gesagt.

Mietvertrag

425.	 Die unzureichenden Planungen vor Überführung ins MVM spie-
geln sich in den Regelungen des ab 1. Januar 2024 zwischen der 
BIS und der IVS geltenden Mietvertrags mit einem Finanzvolumen 
von rund 42 Mio. Euro wider. 

426.	 Der Mietvertrag weicht grundlegend von dem in den VV-Bau vor-
gegebenen Mustermietvertrag ab. Beispielsweise fehlen:	  

	– die in den VV-Bau vorgesehene LB-Bau als Anlage zum Miet-
vertrag (Anlage 1.6 des Mustermietvertrags), 

	– die im Mustermietvertrag (§ 1.6) vorgesehenen Festlegungen 
zum Mietgegenstand, zum Beispiel zur Ausführung der Bau-
vorhaben und Ausstattung der Sporthallen, 

	– eine entsprechend dem Mustermietvertrag berechnete Miete 1  
auf Basis der kalkulierten Kosten des Bauvorhabens und der 
Finanzierungskosten (§ 5.4) sowie eine Miete 2 auf Basis der 
kalkulierten Unterhaltungs- und Verwaltungskosten (§ 5.5).

Außerdem wurden im Mietvertrag keine festen Übergabetermi-
ne entsprechend dem Mustermietvertrag (§ 2) festgelegt. Es ist 
unklar, wann die Sanierung oder der Neubau genau beginnt, wie 
lange diese dauern werden und wann die Sporthallen nach den 
Baumaßnahmen wieder genutzt werden können. 

427.	 Der Mietvertrag soll erst nach Abschluss der Maßnahmen ange-
passt und mit einer Laufzeit von 20 Jahren fortgesetzt werden.

428.	 Die GMH hat ausgeführt, dass der für die Sanierungsmaßnahmen 
und den Ersatzneubau kalkulierte Investitionsbedarf hohe Risiko-
zuschläge enthalte, welche sich auf die im Mietvertrag vereinbarte 
Miete auswirken.

429.	 Im Ergebnis gehen die fehlenden bzw. unbestimmten Regelungen 
im Mietvertrag einseitig zulasten der BIS als Mieterin, die weder 
zeitlich noch finanziell planen kann. Dies widerspricht nicht nur 
den Vorgaben der VV-Bau, sondern auch der Drucksache Kosten-

Mietvertrag 
nicht VV-Bau 
konform

Zeitliche und  
finanzielle Risiken 
zulasten der BIS
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stabiles Bauen, wonach Bauvorhaben kostenstabil und terminge-
recht zu planen und zu realisieren sind.

430.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BIS und die GMH 
den Mietvertrag abgeschlossen haben, ohne dass die Erarbeitung 
der Entwurfs- bzw. Sanierungsplanung vorlag. Damit haben sie 
das aus den noch nicht erbrachten Planungsleistungen resultie-
rende Kostenrisiko auf den Kernhaushalt der Freien und Hanse-
stadt Hamburg verlagert.

431.	 Gegenüber der BIS hat der Rechnungshof beanstandet, dass sie 
einen Mietvertrag geschlossen hat, der beispielsweise zu Miet
gegenstand, Übergabezeitpunkt und Miete fehlende bzw. unbe-
stimmte Regelungen enthält.  

432.	 Der Rechnungshof hat die BIS und die GMH aufgefordert, bei 
künftigen Projekten

	– den Mietgegenstand einschließlich Übergabezeitpunkten kon-
kret zu vereinbaren und 

	– der Miete eine hinreichende Kalkulation aufgrund von Kosten-
berechnungen zugrunde zu legen.

433.	 Die GMH hat er aufgefordert, trotz der hohen Veranschlagung 
von Risikozuschlägen bei der anstehenden Entwurfs- bzw. Sanie-
rungsplanung der Sporthallen darauf zu achten, dass die Risiken 
nicht eintreten und strikt eine wirtschaftliche Umsetzung zu ver-
folgen. 

434.	 Die Finanzbehörde hat er aufgefordert, darauf hinzuwirken, dass 
die GMH den vorgenannten Forderungen nachkommt.

435.	 Die geprüften Stellen haben dies zugesagt.

Überführung in das MVM (Grundstücke)

436.	 Die GMH war gemäß LOI mit der Organisation der Grundstücks-
übertragungen in das MVM beauftragt. Dafür war es für mehrere 
Sporthallen erforderlich, die vorhandenen Grundstücke zu teilen, 
um ihnen eigene Grundstücke zuzuordnen. 

437.	 Obwohl seit dem 1. Januar 2006 zur Teilung von Grundstücken 
keine Genehmigung mehr erforderlich ist, bestimmt § 8 Absatz 1 
HBauO, dass durch die Teilung eines Grundstücks keine Verhält-
nisse geschaffen werden dürfen, die der HBauO widersprechen. 
Zu beachten sind insbesondere folgende Vorgaben der HBauO:

	– § 4 Erschließung der Grundstücke,

	– § 5 Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken,

	– § 6 Abstandsflächen,
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	– § 7 Gebäude auf mehreren Grundstücken und

	– § 19 Verkehrssicherheit (Hausnummer).

438.	 Die zur Überführung ins MVM auf die IVS übertragenen neu ge-
bildeten Grundstücke widersprechen diesen bauordnungsrechtli-
chen Vorschriften der HBauO.

Verstöße gegen einzelne HBauO-Vorschriften

Quelle: Eigene Darstellung

439.	 Beispielsweise:

	– verfügt die Sporthalle Schleidenstraße entgegen § 4 HBauO 
über keinen eigenen Anschluss an die Wasserversorgung und 
keinen eigenen, bzw. über Baulast gesicherten, Anschluss an 
das öffentliche Siel,

	– verfügen die Sporthallen Braamkamp, Schleidenstraße entge-
gen § 5 HBauO jeweils nicht über eine Zufahrt, welche vom 
öffentlichen Weg gekennzeichnet ist, obwohl sie mehr als 50 m 
von diesem entfernt liegen. Dadurch müssten in einem Notfall 
die Einsatzfahrzeuge den Einsatzort suchen und würden gege-
benenfalls zu spät dort eintreffen,

	– verfügen die Hallen Braamkamp, und Klotzenmoorstieg entge-
gen § 6 HBauO über keine ausreichenden Abstandsflächen,

Verstöße gegen 
Bauordnungs­
recht
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	– wurde die Sporthalle Mittlerer Landweg entgegen § 7 HBauO 
auf zwei Grundstücken errichtet, ohne dass dafür eine Baulast 
eingetragen wurde und

	– verfügen zehn von 12 Sporthallen entgegen § 19 HBauO über 
keine eigene und vom öffentlichen Weg aus gut erkennbare 
Hausnummer.

440.	 Für die Abweichungen von der HBauO hätten bereits vor der Tei-
lung Ausnahmen nach § 69 HBauO beantragt oder gemäß § 79 
HBauO Baulasten zulasten des jeweiligen Nachbargrundstücks in 
das Baulastenverzeichnis eingetragen werden müssen, damit die 
Anforderungen der HBauO erfüllt werden. Durch Baulasten kann 
die Bebaubarkeit und Nutzung der Hallengrundstücke dauerhaft 
sichergestellt werden, auch wenn der Eigentümer des zu belas-
tenden Grundstücks wechselt.

441.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass

	– elf von zwölf für die Übertragung ins MVM neu abgeteilten und 
an die IVS übertragenen Grundstücke gegen die HBauO ver-
stoßen, weil weder Ausnahmeregelungen beantragt wurden 
noch notwendige Baulasten für die Sicherstellung der dauer-
haften Bebaubarkeit und Nutzung der Hallengrundstücke im 
Zuge der Teilung der Grundstücke vereinbart und in das Bau-
lastenverzeichnis eingetragen wurden.

	– bei zehn von zwölf Grundstücken entgegen § 19 HBauO die 
Hausnummern der Hallengrundstücke nicht vor der Überfüh-
rung in das MVM eindeutig festgelegt wurden.

442.	 Der Rechnungshof hat die GMH aufgefordert, 

	– dafür Sorge zu tragen, dass die Grundstücke und Sporthallen 
nicht gegen die HBauO verstoßen. Dafür sollte sie insbeson-
dere kurzfristig die notwendigen Baulasten ermitteln und die 
Eintragung in das Baulastenverzeichnis erwirken oder Abwei-
chungen nach § 69 HBauO beantragen. 

	– für alle Hallen zu prüfen, wie die Zufahrten und Aufstellflächen 
für die Feuerwehr und Rettungswagen einschließlich der not-
wendigen Beschilderung, auch mit Hausnummern, kurzfristig 
hergestellt werden können.

443.	 Er hat die Finanzbehörde aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass 
die GMH für die Sporthallen rechtskonforme Adressen schafft, um 
Gefährdungen zu minimieren.

444.	 Die geprüften Stellen haben die Umsetzung der Forderungen zu-
gesagt.
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Bau-Monitoring

445.	 Gemäß VV-Bau führt die Senatskanzlei ein Bau-Monitoring zur 
Überwachung der Kosten- und Terminentwicklung von allen gro-
ßen Bauprojekten ab 10 Mio. Euro Baukosten durch. Darunter fal-
len auch in einem MVM organisierte Vorhaben.3

Die Pflicht zur Einbindung des Bau-Monitorings der Senatskanzlei 
bei großen Bauprojekten obliegt dem Bedarfsträger. 

446.	 Die BIS als Bedarfsträgerin hat das MVM trotz eines Finanzvolu-
mens von deutlich über 10 Mio. Euro weder zum Zeitpunkt der 
Ermächtigungsdrucksache im August 2023 noch mit Eingehung 
der mietvertraglichen Verpflichtung am 1. Januar 2024 bei der Se-
natskanzlei für das Bau-Monitoring angemeldet. 

447.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die BIS das MVM nicht 
bereits zum Zeitpunkt der Ermächtigungsdrucksache im August 
2023 beim Bau-Monitoring der Senatskanzlei angemeldet hat und 
der BIS empfohlen, dieses zeitnah nachzuholen.

448.	 Die geprüfte Stelle hat dies zugesagt.

3	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 22/14582 „Berichtswesen Baumonitoring 2023 
vom 27. Februar 2024, S. 7.

Keine Meldung 
zum Bau- 
Monitoring
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Planung der U5-Ost

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende /  
Hamburger Hochbahn AG /  

HOCHBAHN U5 Projekt GmbH

Die Behörde für Verkehr und Mobilitäts
wende hat vor der Entscheidung über den 
Neubau der U5-Ost keine angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgelegt.

Kostenermittlung und -darstellung weichen 
von den Regelungen zum Kostenstabilen 
Bauen ab und führen zu Intransparenz.

Die Behörde muss Zuwendungsempfan-
gende für Baumaßnahmen an die Bestim-
mungen der VV-Bau binden. 

449.	 Die neue U-Bahn-Linie U5 soll mit einer Gesamtlänge von 25 km 
und 23 Haltestellen einen wichtigen Beitrag zur Mobilitätswende 
in der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) leisten.

Neue U-Bahn-Linie U5

Quelle: Hamburger Hochbahn AG

Der erste Realisierungsabschnitt der U5 ist die ca. 5,8 km lange 
U5‑Ost mit den Haltestellen Bramfeld, Steilshoop, Barmbek-Nord, 
Sengelmannstraße und City Nord (Stadtpark).
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U5-Ost zwischen Bramfeld und City Nord (Stadtpark)

Quelle: Hamburger Hochbahn AG

450.	 Die U5-Ost wird von der Behörde für Verkehr und Mobilitätswende 
(BVM) im Zuwendungsverfahren finanziert. Die Hamburger Hoch-
bahn AG (HHA) ist Zuwendungsempfangende und hat im Mai 
2022 für die weitere Planung und den Bau der U-Bahn-Linie U5 
die HOCHBAHN U5 Projekt GmbH gegründet.1

Die Gesamtbaukosten der U5-Ost wurden gegenüber der Bürger-
schaft im Jahr 2019 auf Grundlage einer Kostenberechnung zu-
nächst mit 1.754 Mio. Euro angegeben.2 Im Jahr 2023 prognosti-
zierte der Senat nach einer fortgeschriebenen Kostenberechnung 
die Gesamtbaukosten mit 2.857 Mio. Euro.3

1	 Im Folgenden wird zwischen der HHA und der HOCHBAHN U5 Projekt GmbH 
(100%ige Tochter der HHA) nicht unterschieden und ausschließlich die Bezeich-
nung HHA verwendet.

2	 Bürgerschaftsdrucksache 21/18397 vom 17. September 2019.
3	 Bürgerschaftsdrucksache 22/11730 vom 25. April 2023.
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Gesamtbaukosten4 – U5-Ost

Quelle: Bürgerschaftsdrucksache 22/11730 vom 25. April 2023, S. 9

 4 

Der Baubeginn erfolgte im Oktober 2021 und die Inbetriebnahme 
der U5-Ost wird für 2033 angestrebt.

Der Rechnungshof hat die Planung der U5-Ost geprüft.5

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

451.	 Für alle finanzwirksamen Maßnahmen sind angemessene Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen.6 Sie dienen als 
Entscheidungsgrundlage. Aufgrund der erheblichen finanziellen 
Bedeutung der U5-Ost ist hierfür als angemessene Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung eine Kosten-Nutzen-Analyse vorgeschrieben. 
Kosten-Nutzen-Analysen sind der Bürgerschaft nach den Rege-
lungen der LHO zur Veranschlagung vorzulegen.7

452.	 Der Bürgerschaftsbeschluss8 über den Neubau der U5-Ost und 
die Veranschlagung von 1.714  Mio.  Euro9 wurde im Jahr 2019 
herbeigeführt, ohne dass die BVM vorher eine angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in Form einer Kosten-Nutzen-
Analyse durchgeführt hatte. Demzufolge lagen der Bürgerschaft 
auch keine entsprechenden Unterlagen vor.

4	 Lph = Leistungsphase nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 
(HOAI).

5	 Die Entscheidungen über das Verkehrsmittel und den Streckenverlauf waren 
u. a. nicht Gegenstand der Prüfung.

6	 § 7 Absatz 2 LHO.
7	 Vgl. § 17 Absatz 6 LHO.
8	 Plenarprotokoll 21/108 vom 20. November 2019, S. 8442 bis 8447.
9	 40 Mio. Euro für Baunebenkosten wurden bereits im Jahr 2016 bereitgestellt.

Angemessene 
Wirtschaftlichkeits­
untersuchung erst 
vier Jahre nach 
Bürgerschafts­
beschluss
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Eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, allerdings für 
die Gesamtstrecke der U5, legte die BVM erst im Jahr 2023 mit 
einer „Standardisierten Bewertung“10 zur Beantragung einer För-
derung des Bundes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz (GVFG) vor.

453.	 Der Rechnungshof hat die fehlende Wirtschaftlichkeitsunter
suchung für die U5-Ost zum Zeitpunkt der Veranschlagung be-
anstandet und die BVM aufgefordert, künftig rechtzeitig ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. Das 
Ergebnis muss der Bürgerschaft zur Veranschlagung vorliegen.

454.	 Die BVM hat hierzu erklärt, im Vorfeld der Entscheidung der Bür-
gerschaft über den Neubau der U5-Ost habe aufgrund der noch 
nicht abgeschlossenen Novellierung des GVFG keine explizite 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Sinne des § 7 Absatz 2 Satz 2  
LHO durchgeführt werden können. Dies sei jedoch bei voller 
Transparenz gegenüber den und mit Zustimmung der betroffenen 
Behörden sowie der Bürgerschaft geschehen. Sobald die Novel-
lierung des GVFG sowie das angepasste Verfahren der Standar-
disierten Bewertung dies ermöglicht habe, habe die BVM im Jahr 
2023 eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung in Form einer Kosten-
Nutzen-Analyse vorgelegt. Ein positives Ergebnis liege vor.

455.	 Der Rechnungshof bleibt bei seiner Beanstandung. Die Novellie-
rung der Vorgaben des Bundes befreite die BVM nicht von der Ver-
pflichtung, zum Zeitpunkt der Veranschlagung im Jahr 2019 eine 
angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach den Vorga-
ben der LHO durchzuführen und der Bürgerschaft vorzulegen. An-
stelle der „Standardisierten Bewertung“ hätte sie auch ein anderes 
Verfahren zur Kosten-Nutzen-Analyse wählen können. Bezüglich 
der Transparenz weist der Rechnungshof darauf hin, dass der 
Bürgerschaft vor der Entscheidung über den Neubau der U5-Ost 
nicht ausdrücklich erläutert wurde, dass noch keine angemessene 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorlag. Damalige Darstellungen, 
zum Beispiel „somit ist die U5-Ost insgesamt wirtschaftlich“11, 
entbehrten der haushaltsrechtlich geforderten Grundlage.

Kostenstabiles Bauen

456.	 In der FHH sind die Gesamtkosten von Baumaßnahmen nach 
den Regelungen zum Kostenstabilen Bauen in definierte Kosten-
bestandteile zu gliedern und in einer einheitlichen Kostentabelle 
darzustellen, um innerhalb der Verwaltung und gegenüber der 
Bürgerschaft eine transparente und einheitliche Systematik sowie 
eine möglichst genaue Ermittlung und Veranschlagung von Kos-
ten im Haushaltsplan zu erreichen. 

10	 Verfahren (spezielle Kosten-Nutzen-Analyse) zum Nachweis der Gesamtwirt-
schaftlichkeit und der Förderwürdigkeit von Vorhaben nach dem Gesetz über 
Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge-
meinden (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz - GVFG). 

11	 Bürgerschaftsdrucksache 21/18397 vom 17. September 2019, S. 13.
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Kostentabelle

Quelle: Nr. 4.1.2 VV zu § 18 LHO (ohne Fußnoten)

Für die einzelnen Kostenbestandteile, u. a. „Basiskosten“, „Kosten- 
varianz“, „Preissteigerungen“ und „besondere Kostenrisiken“, gelten  
spezifische Definitionen und Regelungen.12

457.	 Für die U5-Ost sind wesentliche Kostenbestandteile nicht ord-
nungsgemäß nach den Vorschriften der FHH ermittelt, veran-
schlagt und dargestellt worden:

	– Zur Berücksichtigung der Ungenauigkeiten der Kostenermitt-
lung kann ein Ansatz für „Kostenvarianz“ als prozentualer Zu-
schlag auf die „Basiskosten“ veranschlagt werden. Stattdes-
sen wurden verschiedene Risiken13 monetär bewertet und als 
„Kostenvarianz“ veranschlagt. Hierbei handelt es sich jedoch 
definitionsgemäß um „besondere Kostenrisiken“, die darzu-
stellen sind, aber nicht veranschlagt werden dürfen.

	– Ansätze für „Preissteigerungen“ sind nur auf die „Basiskos-
ten“ und auf die Zukunft zu beziehen. Von dem im Jahr 2023 
veranschlagten Ansatz für „Preissteigerungen“ in Höhe von 
1.165  Mio.  Euro erfüllen diese Vorgaben aber nur insgesamt 
rund 581 Mio. Euro, d. h. 50 %. Etwa 191 Mio. Euro hätten nicht 
veranschlagt werden dürfen, weil sie sich nicht auf die „Ba-
siskosten“ beziehen. Bei 393 Mio. Euro handelt es sich um in 
der Vergangenheit bereits eingetretene Preissteigerungen, die 
zu diesem Zeitpunkt als „Basiskosten“ darzustellen gewesen 
wären. 

Überdies dürfen die für Preissteigerungen im Haushalt ver-
anschlagten Auszahlungen nur zweckgebunden verwendet 
werden.  Davon abweichend wurden hieraus auch Mehrkos-

12	 Siehe Nr. 4.1.2 VV zu § 18 LHO in Verbindung mit Ziffer 2.2.1.1 VV-Bau.
13	 U. a. besondere Baugrundrisiken.

Besondere 
Kostenrisiken 
unzulässig als 
Kostenvarianz 
deklariert

Vorgaben zum 
Ansatz für  
Preissteigerungen 
nicht eingehalten
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ten von rund 14 Mio. Euro bei den Baunebenkosten gedeckt. 
Hierbei handelte es sich nicht um Preissteigerungen, sondern 
um zusätzliche Baunebenkosten aufgrund einer Bauzeitverlän-
gerung.

	– Für die „Baunebenkosten“ wurden im Jahr 2023 unzutreffende 
Beträge angegeben.14

Die Kostendarstellungen zur U5-Ost sind aufgrund der Verstöße 
gegen die hamburgischen Regelungen zur Veranschlagung von 
„Kostenvarianz“ und „Preissteigerungen“ sowie unzutreffender 
Kostenangaben teilweise intransparent.

458.	 Wenn Kostenbestandteile abweichend von den VV ermittelt und 
veranschlagt werden, entziehen sich die Kostendarstellungen 
dem beim Kostenstabilen Bauen wesentlichen Ziel der Transpa-
renz und Vergleichbarkeit. Zudem erhöht sich die Gefahr, dass 
spezifische haushaltsrechtliche Regelungen nicht eingehalten 
werden. Insbesondere darf der hohe Ansatz für Preissteigerungen 
bei der U5-Ost auch nur für tatsächlich eintretende Preissteige-
rungen verwendet werden und nicht als finanzielle Reserve für an-
dere Kostensteigerungen herhalten.

459.	 Der Rechnungshof hat die Verstöße gegen die in der FHH gel-
tenden Regelungen zur Veranschlagung von „Kostenvarianz“ und 
„Preissteigerungen“ sowie die teilweise unzutreffenden und in-
transparenten Kostendarstellungen beanstandet. Er hat die BVM 
aufgefordert,

	– bei der Veranschlagung von Kostenvarianz und Preissteigerun-
gen künftig die Vorgaben der VV zu § 18 LHO in Verbindung mit 
Ziffer 2 VV-Bau zu beachten, 

	– sicherzustellen, dass die Ermächtigungen für Preissteigerun-
gen nur zweckgebunden und nicht für andere Kostensteige-
rungen verwendet werden sowie

	– eine uneingeschränkte Kostentransparenz und die fehlerfreie 
Ermittlung von Kosten unter Einhaltung der Regelungen zum 
Kostenstabilen Bauen zu gewährleisten. 

460.	 Die BVM hat hierzu erklärt, sie habe bei der Veranschlagung der 
„Kostenvarianz“ die Gestaltungsmöglichkeit genutzt, von einem 
prozentualen Zuschlag abzuweichen und stattdessen ein dezi-
diertes Risikoregister aufgestellt. Derartige Risiken bestünden 
in erster Linie aufgrund der erreichten Planungstiefe. Strukturell 
gingen sie somit auf „Ungenauigkeiten bei der Kostenermittlung 
in Abhängigkeit von der Planungstiefe“ zurück, sodass sie inhalt-
lich der „Kostenvarianz“ im Sinne der Bürgerschaftsdrucksache 

14	 Für die Leistungsphasen 1 bis 4 wurden rund 6 Mio. Euro zu viel (40 Mio. Euro 
statt 33,8 Mio. Euro) und ab der 5. Leistungsphase 39 Mio. Euro zu wenig (229 
Mio. Euro statt 268 Mio. Euro) angegeben.

Kostendarstel­
lungen teilweise 
intransparent
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20/6208 „Kostenstabiles Bauen – Fortentwicklung des öffentli-
chen Bauwesens“ vom 4. Dezember 2012 zuzuordnen seien. 

Die BVM hat eingeräumt, „Preissteigerungen“ in Höhe von 
191 Mio. Euro auf die Baunebenkosten und die „Kostenvarianz“ 
berücksichtigt zu haben, auch wenn dies nicht den derzeit gelten-
den formalen Anforderungen entspreche. Preissteigerungen seien 
jedoch ein nicht beeinflussbarer gesamtwirtschaftlicher Effekt. Vor 
diesem Hintergrund unterlägen auch alle Leistungen, die im An-
schlag unter Baunebenkosten oder „Kostenvarianz“ subsummiert 
werden, einer Preissteigerung. Die Bedeutung der Preissteigerung 
auf die Baunebenkosten und die „Kostenvarianz“ sei dabei umso 
größer, je länger der Ausführungszeitraum und die Projektdauer 
seien. Es sei daher nur folgerichtig und transparent, diese Preis-
steigerungen auch als solche auszuweisen.

Die Kostendarstellungen mögen an einzelnen Stellen erläuterungs-
bedürftig erscheinen. Das sei auf die formalen Beschränkungen 
der Darstellungsmöglichkeit in der Kostentabelle zurückzuführen. 
Falsche Darstellungen seien nach Ansicht der HHA und der BVM 
nicht ersichtlich.

Diese begründeten Abweichungen würden aus Sicht der HHA und 
der BVM keinen Verstoß gegen den Grundsatz der Haushalts-
wahrheit darstellen. Vielmehr dienten diese Abweichungen der 
Sicherung der Haushaltswahrheit.

461.	 Der Rechnungshof bleibt bei seinen Beanstandungen und Forde-
rungen.

Die Erklärungen der BVM lassen außer Acht, dass die von ihr 
beschriebene Gestaltungsmöglichkeit, beim Ansatz für „Kosten-
varianz“ Risiken anstelle eines prozentualen Zuschlags auf die 
„Basiskosten“ zu veranschlagen, nach den in der FHH geltenden 
VV nicht besteht. Tatsache bleibt, dass verschiedene „besondere 
Kostenrisiken“ als „Kostenvarianz“ umdeklariert wurden und diese 
Vorgehensweise zu einer unzulässigen Veranschlagung führte. 

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass bei einer langen Projekt-
dauer nennenswerte Preissteigerungen bei den Baunebenkos-
ten auftreten können. Nach den Regelungen zum Kostenstabilen 
Bauen ist der Ansatz von „Preissteigerungen“ jedoch ausdrücklich 
nur auf die „Basiskosten“ zugelassen. Ausnahmen hiervon sehen 
die VV nicht vor. Dies ist auch sachgerecht, weil große Teile der 
Baunebenkosten zum Zeitpunkt der Veranschlagung bereits an-
gefallen oder zumindest vertraglich vereinbart sind und somit kei-
nen Preissteigerungen mehr unterliegen. Bei der „Kostenvarianz“ 
handelt es sich überdies nicht um Leistungen, die einer Preisstei-
gerung unterliegen, sondern definitionsgemäß um einen prozen-
tualen Zuschlag auf die „Basiskosten“. Insofern verbietet sich ein 
Ansatz von „Preissteigerungen“ sowohl auf die Baunebenkosten 
als auch auf die „Kostenvarianz“.
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Die teilweise unzutreffenden und intransparenten Kostendarstel-
lungen sind nicht auf „formale Beschränkungen“, sondern auf die 
Verstöße gegen die VV zurückzuführen. 

Der Grundsatz der Haushaltswahrheit – wonach alle Angaben, die 
der Senat gegenüber der Bürgerschaft macht, inhaltlich richtig, 
vollständig und transparent sein müssen – kann keinesfalls durch 
Abweichungen von der vorgegebenen und eingeübten Kostener-
mittlung und -darstellung gegenüber der Bürgerschaft in der ein-
heitlichen Kostentabelle gesichert werden.

Anwendung der VV-Bau

462.	 Die BVM hat die HHA in ihren Zuwendungsbescheiden für die  
Planung und den Bau der U5-Ost nicht ordnungsgemäß an die 
Bestimmungen der VV-Bau gebunden.

463.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BVM aufgefor-
dert, zukünftig bei Baumaßnahmen die Bindung der Zuwendungs-
empfangenden an die Bestimmungen der VV-Bau vorzunehmen.

464.	 Die BVM hat hierzu mitgeteilt, dass die HHA im Zuwendungs-
bescheid nicht an die VV-Bau gebunden worden sei, weil deren 
Regelungen nicht auf das Vorhaben der U5-Ost passen würden. 
Das Rollenmodell der VV-Bau könne bei U-Bahn-Projekten nicht 
umgesetzt werden. Überdies könnte die HHA nach Auffassung 
der BVM bei Anwendung der VV-Bau Planungs- und Sachverstän
digenleistungen nicht nach den Regelungen der Sektorenverord-
nung15 vergeben, womit Möglichkeiten für Kostenersparnisse und 
Beschleunigungen verloren gingen.

465.	 Der Rechnungshof bleibt bei seiner Forderung. Die von der BVM 
vorgetragenen Gründe stehen einer Bindung der HHA an die  
Bestimmungen an die VV-Bau nicht entgegen. Die VV-Bau lässt 
begründete Abweichungen vom Rollenmodell16 und die Anwen-
dung der Sektorenverordnung für Zuwendungsempfangende zu.17

15	 Verordnung über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen im Bereich des Verkehrs, 
der Trinkwasserversorgung und der Energieversorgung. Die Sektorenverordnung 
enthält einige Vereinfachungen im Vergleich zur Vergabe nach der Vergabe- 
verordnung.

16	 Vgl. Ziffer 1.1 VV-Bau.
17	 Vgl. Ziffer 11.2 VV-Bau in Verbindung mit Nr. 3.3 der Allgemeinen Nebenbestim-

mungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P).

Fehlende  
Bindung an  
die VV-Bau
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Grundinstandsetzung  
Ehestorfer Heuweg

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende / 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer

Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswen-
de und der Landesbetrieb Straßen, Brücken 
und Gewässer haben es versäumt, Kosten-
beiträge einzufordern, die von Dritten zu 
tragen gewesen wären. 

Bei der Vorbereitung und Steuerung der 
Baumaßnahme haben sie Entscheidungen 
getroffen, ohne die Vor- und Nachteile mög-
licher Alternativen ausreichend abzuwägen. 

Sie veranschlagten und begannen die Maß-
nahme, ohne dass die Entwurfsplanung 
abgeschlossen war. Zudem haben sie Teile 
der veranschlagten Maßnahme nicht um-
gesetzt und die Bürgerschaft unzureichend 
über die Kosten- und Terminentwicklung in-
formiert. Die Behörde hat hierbei ihre Rolle 
als Bedarfsträgerin nicht hinreichend wahr-
genommen.

466.	 Der Ehestorfer Heuweg ist eine zwei Kilometer lange Hauptver-
kehrsstraße mit wichtiger Verbindungs- und Erschließungsfunk
tion für den Fuß- und Radverkehr. Die je Richtung einstreifig aus-
gebaute Verbindung zwischen der Cuxhavener Straße (B 73) und 
der Landesgrenze zu Niedersachsen dient zudem als Bedarfsum-
leitungsstrecke für die A 7 und die Bremer Straße. 

467.	 Ziel der Umbaumaßnahme war es, die Verkehrssicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmenden zu erhöhen und sichere Radverkehrsan-
lagen einzurichten. Für die Baumaßnahme waren ursprünglich 
Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen in einer Ge-
samthöhe von 6,1 Mio. Euro veranschlagt. Nach mehrmaligen 
Planungsänderungen erfolgte eine grundhafte Erneuerung des 
Ehestorfer Heuwegs für rund 17,7 Mio. Euro. Im ersten der zwei 
Bauabschnitte, von der Landesgrenze zu Niedersachsen bis zur 
Rudolf-Steiner-Schule, befinden sich weiterhin Stollen des stillge-
legten Bergwerkes Robertshall.
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Lage Ehestorfer Heuweg

Quelle: Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb Geoinformation und 
Vermessung, dl-de/by-2-0 (www.govdata.de/dl-de/by-2-0), mit Einfügungen vom 
Rechnungshof

Nach 11-jähriger Planungs- und Bauphase wurde im Juli 2023 der 
Ausbaubereich für den Verkehr freigegeben.

Bedarfsträgerin der Maßnahme war die Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende (BVM).1 Die Aufgaben des Realisierungsträgers 
wurden durch den Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer 
(LSBG) wahrgenommen.

Kostenübernahme für Externe

468.	 Ausgaben zulasten der FHH dürfen gemäß § 6 LHO nur dann ge-
leistet werden, wenn diese zur Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) notwendig sind.

469.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BVM und der LSBG 
diese Vorgabe in den folgenden zwei Fällen nicht beachtet haben. 

Entwässerung niedersächsischer Straßen

470.	 Nach der ursprünglichen Planung war vorgesehen, das Straßen-
niederschlagswasser aus dem niedersächsischen Wohngebiet 
beim „Rehwechsel“ von dem Entwässerungssystem des Ehestor-
fer Heuwegs abzukoppeln und in ein auf niedersächsischem Ge-
biet liegendes Rückhalte- und Versickerungsbecken abzuleiten. 
Aufgrund der Empfehlung des niedersächsischen Bergamtes, auf 
die Versickerung zu verzichten, da es hier unvollständig verfüll-

1	 Bis zu ihrer Gründung im Juni 2020 wurden diese Aufgaben durch die Behörde 
für Wirtschaft, Verkehr und Innovation (BWVI) wahrgenommen. Zur Vereinfachung 
im folgenden Text BVM genannt.
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te Bergwerksstollen eines ehemaligen Braunkohleabbaugebietes 
vermutete, revidierte der LSBG diese Planung.

Einzugsgebiet des Wohngebietes „Rehwechsel“

Quelle: LSBG, Auszug Straßeneinzugsgebiet für die Bemessung der Entwässe-
rungseinrichtungen Stand 22. Mai 2018, mit Einfügungen des Rechnungshofs

471.	 Stattdessen beschloss der LSBG, das Straßenniederschlagswas-
ser aus Niedersachsen in einer Rohrleitung unter dem Ehestorfer 
Heuweg nach Hamburg abzuleiten. Hierzu schloss er mit Nieder-
sachsen eine Vereinbarung, nach der die FHH allein die Kosten 
hierfür trägt. Niedersachen ist für die Beseitigung seines Nieder-
schlagswassers zuständig und hätte die dafür anfallenden Kosten 
tragen müssen.

472.	 Für die Neuordnung der Regenentwässerung Niedersachsens ent-
stand gegenüber der veranschlagten Planung ein Mehraufwand in 
Höhe von annähernd 4,7 Mio. Euro zulasten der FHH.

Versorgungsleitungen Dritter

473.	 Während der Baumaßnahme stieß der LSBG auf störende, in Be-
standsplänen nicht verzeichnete Leitungen. Um eine vermutete 
Verlängerung der Bauzeit durch die Verlegung der Leitungen zu 
vermeiden, entschied er, kostenträchtige Umplanungen an der 
Straßenbaumaßnahme vorzunehmen. Zur Übernahme der da-
durch bedingten Kosten forderte der LSBG die Leitungsträger 
nicht auf, obwohl diese aufgrund bestehender vertraglicher Rege-
lungen für die Umverlegung und Sicherung ihrer Leitungen selbst 
kostentragungspflichtig gewesen wären.

4,7 Mio. Euro ohne 
Grundlage gezahlt
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474.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen der BVM und des LSBG in 
beiden Fällen beanstandet. 

475.	 Er hat 

	– die BVM aufgefordert zu prüfen, inwiefern Niedersachsen künf-
tig anteilig an den Bau- und Unterhaltungskosten einer für den 
Ehestorfer Heuweg geplanten Regenwasseraufbereitungsanla-
ge beteiligt werden kann und

	– den LSBG aufgefordert, durch geeignete Maßnahmen, wie 
zum Beispiel die Schulung der damit befassten Mitarbeitenden 
oder die Schaffung einer zentralen Beratungsstelle, zukünftig 
sicherzustellen, dass Kosten für Aufwendungen, die durch 
Dritte zu tragen sind, nicht zulasten der FHH geleistet werden.

Vorbereitung und Steuerung der  
Baumaßnahme

476.	 Jegliches Verwaltungshandeln muss sich nach den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit richten.2 Nach dem Grund-
satz der Wirtschaftlichkeit ist die günstigste Relation zwischen 
dem verfolgten Zweck und den einzusetzenden Mitteln anzustre-
ben und sind alle Möglichkeiten zu eventuellen Einsparungen zu 
untersuchen und zu nutzen. 

Auch für unvermeidbare Eingriffe in die Natur gilt, dass sie unter 
Abwägung der wirtschaftlichen Angemessenheit auszugleichen 
sind.3

477.	 Davon abweichend haben der LSBG und die BVM während des 
gesamten Prozesses der Bauvorbereitung und -abwicklung finan-
ziell bedeutsame Entscheidungen getroffen, ohne zuvor deren 
Grundlagen sorgfältig zu klären und die Vor- und Nachteile mög
licher Alternativen nachvollziehbar abzuwägen.

478.	 Die insofern mangelhafte Projektsteuerungsleistung hatte eine un-
zureichende Erstellung der Bau- und Kostenunterlagen (Tz. 499 ff.) 
und ungerechtfertigte Kostenübernahmen (Tz. 468 ff.) zur Folge. 

479.	 Darüber hinaus hat der Rechnungshof, wie in den folgenden Bei-
spielen dargestellt, weitere Defizite bei der Vorbereitung und Steu-
erung der Baumaßnahme vorgefunden:

Beispiel 1: Stützmauer

480.	 Mittig der Baustrecke begrenzte eine Stützmauer die Breite der 
Verkehrsanlage. Um in diesem Bereich mehr Raum für den Rad- 

2	 Nr. 1.1 VV zu § 7 LHO.
3	 Gemäß § 15 Absatz 2 BNatSchG.
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und Fußweg zu schaffen, wog der LSBG im Jahr 2014 drei Vari-
anten ab:

	– Versetzen der Stützmauer innerhalb des vorhandenen Stra-
ßengrundstückes (ohne Grunderwerb), mit Verschwenken der 
Verkehrsanlage,

	– Erhalt der Stützmauer mit Verschwenken der Verkehrsanla-
ge innerhalb des vorhandenen Straßengrundstückes (ohne 
Grunderwerb) und 

	– Versetzen der Stützmauer auf Privatgrund (mit Grunderwerb) 
und Erhalt der Verkehrsanlage.

Die zweite Variante erschien nach den damaligen Erkenntnissen 
als die günstigste und sollte umgesetzt werden.

481.	 Eine 2015 durchgeführte Zustandsuntersuchung der Stützmauer 
ergab dann allerdings, dass diese nicht dauerhaft standsicher ist. 
Obwohl sich damit eine grundlegende Randbedingung der Vari-
antenbetrachtung geändert hatte, wurde die Maßnahme ohne Be-
rücksichtigung dieser Erkenntnis im Jahr 2016 im Haushalt ver-
anschlagt. Erst kurz vor Baubeginn revidierte der LSBG im Jahr 
2018 seine Variantenentscheidung aus dem Jahr 2014 und ent-
schied, sowohl die Stützmauer durch eine Böschung zu ersetzen 
als auch die gesamte Verkehrsanlage nach Osten zu verschieben. 
Der LSBG erläuterte dazu weder seine Abwägungsgründe noch 
stellte er eine erneute Variantenuntersuchung an.

Ausbauquerschnitt

2,5%2,5%
2,5%

0.50 2.00 0.90 3.25 3.25 0.65 2.50 0.25 1.80 0.50

Fahrbahn Fahrbahn
Begrenzungs-
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BankettBankett      Gehweg    Sicherheits-
streifen

Sicherheits-
   streifen

Radweg Gehweg

��

Neue Straßenbegrenzungslinien

Alte Straßenbegrenzungslinien
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Grün Ankauf
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1 : 1
,15

Neue Böschung

Quelle: Lageplan AU Los 1 Straßen- und Kanalbau vom 9. Oktober 2018, mit Ergänzung durch den 
Rechnungshof
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482.	 Der Rechnungshof hat den LSBG darauf hingewiesen, dass die 
von ihm gewählte Lösung nicht nur eine grundhafte Erneuerung 
des gesamten Fahrbahnaufbaus, sondern auch einen Grund-
stücksankauf für rund 150 Tsd. Euro und zudem die ökologisch 
auszugleichende Fällung von rund 50 Bäumen erforderlich mach-
te. Da das bereits vorhandene Straßengrundstück nicht voll aus-
genutzt wurde, verblieb nach Fertigstellung der Verkehrsanlage 
auf der Ostseite ein etwa 1 Meter breiter ungenutzter Randstrei-
fen. Es ist anzunehmen, dass der Grundstücksankauf bei richtiger 
Abwägung hätte geringer ausfallen und auf die Fällung von Bäu-
men verzichtet werden können.

Beispiel 2: Stieleichen

483.	 Der LSBG veranlasste die Pflanzung von 33 Stieleichen als Er-
satz für den maßnahmenbedingten Eingriff in den ökologischen 
Lebensraum. Die Pflanzen wurden in einen lediglich 1 m breiten 
Grünstreifen gesetzt.

Stieleichen in Pflanzstreifen

Quelle: Rechnungshof

484.	 Um trotz der Enge des Pflanzstreifens geeignete Standortbedin-
gungen für die Stieleichen zu schaffen, wurden kostenaufwendige 
belüftete Baumpflanzgruben hergerichtet. 

485.	 Der LSBG folgte mit seiner Maßnahmenentscheidung der Emp-
fehlung des externen Erstellers des landschaftspflegerischen Be-
gleitplans. Eine Abwägung der Vor- und Nachteile zum Beispiel 
hinsichtlich der straßentechnischen Belange sowie der Kosten- 
und Nutzenaspekte nahm er nicht vor. 
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486.	 Der Rechnungshof hat den LSBG darauf hingewiesen, dass

	– der gemäß der „Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen“ ein-
zuhaltende Sicherheitsabstand von ≥ 1,00 m zur Fahrbahn mit 
der Baumpflanzung unterschritten wurde,

	– die Ersatzpflanzung in belüfteten Baumpflanzgruben mit 
100 Tsd. Euro rund drei Mal so viel kostete wie eine Ausgleichs-
zahlung für ökologische Maßnahmen an anderer Stelle,

	– für Stieleichen, die einen Stammdurchmesser von bis zu drei 
Metern erreichen können, der 1 m breite Pflanzstreifen un-
zweckmäßig ist.

Ausgewachsene Eiche im Straßenraum

Quelle: Rechnungshof

487.	 Die aufwendige Pflanzung der Bäume ist verkehrsgefährdend, un-
wirtschaftlich und nicht nachhaltig.

Beispiel 3: Ausgleich und Ersatz für überbaute Gräben

488.	 Um mehr Platz für den Rad- und Fußverkehr zu schaffen, mussten 
u. a. Straßengräben überbaut werden. Mit der Wasserrechtlichen 
Ausbaugenehmigung wurden Vermeidungsmaßnahmen angeord-
net, um die mit der Baumaßnahme verbundenen ökologischen 
Eingriffe zu verringern und so auch den Ausgleichsbedarf zu redu-
zieren. Dazu gehörten neben der Reduzierung des Zuflusses von 
Straßenniederschlagswasser (Tz. 468 ff.) u. a. die Optimierung der 
Regenrückhaltung sowie der Bau eines Versickerungsbeckens.

489.	 Noch zum Zeitpunkt der Verkehrsfreigabe im Juli 2023 waren die 
angeordneten Vermeidungsmaßnahmen jedoch nicht umgesetzt, 
da der LSBG und die BVM beabsichtigen,

Baumpflanzung  
ist verkehrs­
gefährdend und 
unwirtschaftlich
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	– die seit 2018 geplante Regenwasserrückhaltung mit geschätz-
ten Gesamtkosten von 2,3 Mio. Euro zu einem späteren Zeit-
punkt in einem anderen Projekt umzusetzen und 

	– auf den Bau des Versickerungsbeckens zu verzichten. 

Das Versickerungsbecken war bereits seit vielen Jahren in der 
Planung und 2018 als Ausgleichsmaßnahme benannt worden. Im 
Herbst 2022 stellte der LSBG dann fest, dass im hierfür vorgese-
hen Bereich zu viele Bäume gefällt werden müssten.

Beiden Entscheidungen ging keine ausreichende Klärung der 
Grundlagen und der Vor- und Nachteile möglicher Alternativen vo-
raus. Insbesondere bleibt ungeklärt, in welchem Umfang infolge 
der nicht umgesetzten Vermeidungsmaßnahmen an anderer Stelle 
Ausgleichmaßnahmen oder Ersatzleistungen erforderlich werden.

490.	 Der Rechnungshof hat die in den Beispielen dargestellte Praxis 
der Vorbereitung und Steuerung der Baumaßnahme beanstandet 
bzw. kritisiert.

Die Auswahl der umgesetzten Varianten erfolgte in keinem der 
genannten Fälle anhand systematischer Optimierungsüberlegun-
gen. Es ist davon auszugehen, dass sich die dargestellten Fehl-
entscheidungen, finanziellen Nachteile, Risiken und Versäumnisse 
bei einer sorgfältigen und sachgerechten Analyse der grundle-
genden Fakten sowie einer angemessenen Variantenabwägung 
grundsätzlich hätten vermeiden lassen.

491.	 Der Rechnungshof hat die BVM und den LSBG aufgefordert, 
durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass künftige 
Maßnahmenentscheidungen erst getroffen werden, wenn deren 
Grundlagen und alle Entscheidungskriterien bekannt sind und alle 
in Frage kommenden Lösungsvarianten einer ausführlichen und 
nachvollziehbar dokumentierten Bewertung unterzogen wurden.

Planungsänderung

492.	 Bei Baumaßnahmen, für die Auszahlungen oder Verpflichtungser-
mächtigungen einzeln veranschlagt wurden, bedürfen Planungs-
änderungen vor ihrer Ausführung der Zustimmung der Bürger-
schaft, wenn sie

	– zu Mehrkosten von mehr als 1 % der Basiskosten, mindestens 
aber 150 Tsd. Euro führen oder

	– dem im Haushaltsplan beschriebenen Inhalt oder Ziel der Maß-
nahme nicht entsprechen oder

	– einschneidende Änderungen des Bauobjektes verursachen.

Dies gilt auch dann, wenn die Planungsänderungen nicht zu einer 
Erhöhung der Gesamtbaukosten führen oder die Mehrkosten zum 

Unsorgfältige 
Vorbereitung 
von Entschei­
dungen
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Beispiel durch Deckungsfähigkeiten aus anderen Investitionen  
finanziert werden können.4

493.	 Nach den Erläuterungen im Haushaltsplan5 sollte im Zuge der 
Baumaßnahme auch der Knotenpunkt B 73 / Ehestorfer Heuweg 
ausgebaut werden, um eine Reduzierung der Unfallhäufigkeit zu 
erreichen.

Die BVM hat jedoch auf den Ausbau des Knotenpunktes verzich-
tet, wodurch die realisierte Lösung nicht mehr dem im Haushalts-
plan beschriebenen Inhalt entspricht.

494.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen der BVM, Planungsände-
rungen ohne vorherige Zustimmung der Bürgerschaft vorzuneh-
men, beanstandet und sie aufgefordert, künftig die Regelungen für  
Planungsänderungen zu beachten.

Veranschlagung

495.	 Bei Einzelmaßnahmen müssen nach dem in § 18 Absatz 3 LHO 
verankerten Grundsatz zum Zeitpunkt der Veranschlagung und 
damit vor Baubeginn alle Bau- und Kostenunterlagen auf der  
Basis der abgeschlossenen Entwurfsplanung vorliegen.6

Die Bau- und Kostenunterlagen dokumentieren die Etatreife eines 
Vorhabens und sind zugleich eine wichtige Voraussetzung für das 
Kostenstabile Bauen.7

496.	 Die BVM hat die Instandsetzung des Ehestorfer Heuwegs als Ein-
zelmaßnahme veranschlagt und der LSBG mit dem Bau begon-
nen, bevor die Entwurfsplanung abgeschlossen war. Damit fehlten 
u. a. wesentliche Erkenntnisse zur Festlegung von Art und Umfang 
der Baumaßnahme und der dabei zu erwartenden Kosten.

Dies hat dazu geführt, dass die Maßnahme mit Kosten in Höhe 
von 6,1 Mio. Euro und damit erheblich zu niedrig veranschlagt 
wurde. Daher mussten nachträglich zusätzliche Ermächtigungen 
in Höhe von rund 11,4 Mio. Euro eingeworben und darüber hinaus 
die Planungen baubegleitend fortgeführt werden.

497.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen der BVM beanstandet.

498.	 Er erwartet, dass die BVM künftig Baumaßnahmen erst veran-
schlagt und beginnt, wenn die Entwurfsplanungen vollständig  
abgeschlossen sind und auf dieser Basis erstellte Bau- und Kos-
tenunterlagen vorliegen.

4	 Gemäß Nr. 2.1 VV zu § 57 LHO.
5	 Von der ersten bis zur letztmaligen Veranschlagung.
6	 Gemäß § 18 Absatz 3 LHO in Verbindung mit Ziffer 2.2.1 VV-Bau. Zum Zeitpunkt 

der Veranschlagung dieser Maßnahme galt noch die inhaltlich entsprechende 
spezielle Regelung für Baumaßnahmen des § 19 Absatz 1 LHO. § 19 LHO wurde 
mit dem Gesetz zur Anpassung haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 4. April 
2017 aufgehoben und sein Regelungsgehalt in den § 18 LHO überführt.

7	 Nr. 3.1 VV zu § 18 LHO in Verbindung mit Ziffer 2.2.1 VV-Bau.

Baumaßnahme 
zum Teil nicht  
ausgeführt

Planung bei  
Baubeginn nicht 
abgeschlossen
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Kostenstabiles Bauen

Wirtschaftlichkeit

499.	 Jegliches Verwaltungshandeln muss sich nach den Grundsät-
zen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit richten.8 Bei Maßnah-
men des Tief- und Ingenieurbaus sind im Erläuterungsbericht der 
Bau- und Kostenunterlagen Ausführungen zur Wirtschaftlichkeit der  
gewählten Ausführungsvarianten aufzuführen und etwaige weite-
re Unterlagen hierzu als Anlage beizufügen. Es sollen alle Überle-
gungen wiedergegeben werden, die zu der vorgesehenen Lösung  
geführt haben und für ihre Gestaltung maßgebend waren. Dabei ist 
grundsätzlich auch die Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Maßnah-
menvarianten zu vergleichen und der Auswahlprozess im Varianten
vergleich umfassend und nachvollziehbar zu dokumentieren.9

500.	 Aus den Bau- und Kostenunterlagen war allerdings nicht erkenn-
bar, warum die Maßnahme nach Art und Umfang in der vorgese-
henen Form ausgeführt werden sollte. Es fehlten Darlegungen zu 
unerlässlichen Abwägungsprozessen, zum Beispiel in Bezug auf 
die Entwässerung.

501.	 Der Rechnungshof hat gegenüber dem LSBG beanstandet, dass 
die erforderlichen Nachweise für die Beschränkung der Ausgaben 
auf das notwendige Maß fehlen.

502.	 Der Rechnungshof hat den LSBG aufgefordert, zukünftig die 
haushaltsrechtlichen Vorgaben bei der Aufstellung von Bau- und 
Kostenunterlagen anzuwenden.

Genehmigung durch die Technische Aufsicht

503.	 Die Technische Aufsicht ist eine von den Planungs- und Entwurfs-
stellen unabhängige Prüfinstanz, der die Prüfung der Bau- und 
Kostenunterlagen10 obliegt. Mit ihrer Erfahrung soll sie Aspekte der 
Wirtschaftlichkeit, Standards, Kostenrisiken und Kostengenauig-
keit einbringen bzw. Unzulänglichkeiten in der Bearbeitung aufde-
cken. Sie übernimmt eine zentrale Funktion, um sicherzustellen, 
dass die haushaltsrechtlichen Bestimmungen und die Grundsätze 
des Kostenstabilen Bauens umgesetzt werden.11

504.	 Die Technische Aufsicht des LSBG hat die Bau- und Kostenunter-
lagen für den Ehestorfer Heuweg jedoch genehmigt, obwohl – wie 
oben in den Kapiteln Veranschlagung (Tz. 495 ff.) und Wirtschaft-
lichkeit (Tz. 499 ff.) dargestellt – zum Beispiel die Entwurfsplanun-
gen noch nicht abgeschlossenen waren und Nachweise für die 
Wirtschaftlichkeit fehlten.

8	 Nr. 1.1 VV zu § 7 LHO.
9	 Anlage 2.I.1 zu Ziffer 2.2.1 VV-Bau.
10	 Haushaltsunterlage – Bau (HU-Bau), Ausführungsunterlage – Bau (AU-Bau) und 

Nachträge.
11	 VV-Bau Anlage 2.I.1, Nr. 6.3 und Anlage 2.HIL.1, Stand 2/2024.

Genehmigung 
durch die  
Technische Auf­
sicht trotz erheb­
licher Mängel
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505.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen des LSBG beanstandet und 
ihn aufgefordert, künftig sicherzustellen, dass die Technische Auf-
sicht die ihr im Rahmen des Kostenstabilen Bauens zugedachten 
Aufgaben sachgerecht wahrnimmt.

Information der Bürgerschaft

506.	 Alle Angaben, die der Senat gegenüber der Bürgerschaft macht, 
müssen – dem Grundsatz der Haushaltswahrheit folgend – in-
haltlich richtig, vollständig und transparent sein. Der Grundsatz 
sichert im Zusammenspiel mit anderen Haushaltsgrundsätzen das 
Budgetbewilligungs- und Kontrollrecht der Bürgerschaft.

507.	 Mit dem jährlich durchgeführten und verbindlich vorgegebenen 
Bau-Monitoring für große Baumaßnahmen will der Senat die  
Kosten und Zeitpläne von der Mittelveranschlagung bis zur Inbe-
triebnahme im Blick behalten und gegebenenfalls steuern. Durch 
dieses Berichtswesen sollen zudem Politik und Öffentlichkeit 
über die aktuellen Entwicklungen informiert und somit das mit 
der Einführung des Kostenstabilen Bauens im Jahr 2012 vom 
Senat erklärte Ziel „Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit, 
Politik sowie Verwaltung“ umgesetzt werden.

508.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der Senat die Bürger-
schaft entgegen dem Grundsatz der Haushaltswahrheit und den 
Senatszielen zum Kostenstabilen Bauen unvollständig und unzu-
treffend über die Kosten- und Terminentwicklung informiert hat:

	– In der Berichtsdrucksache für das Jahr 201812 wird unzutref-
fend erklärt, es habe zum Zeitpunkt der erstmaligen Veran-
schlagung eine Kostenberechnung auf der Basis abgeschlos-
sener Entwurfsplanungen vorgelegen. 

	– Aus der Darstellung im Bau-Monitoring 2018 ist nicht erkenn-
bar, dass die Maßnahme nicht im März 2019, sondern im  
Winter 2017/2018 begonnen wurde.

	– In der Berichtsdrucksache für das Jahr 202213 wird lediglich 
dargelegt, welche Genauigkeitsstufe Kostenermittlungen zu 
welchem Zeitpunkt aufgewiesen haben sollen, ohne zu erläu-
tern, welche Bau- und Kostenunterlagen den abgebildeten  
Kostenermittlungen zuzuordnen sind.

	– Aus der Berichtsdrucksache 2022 ist nicht ersichtlich, dass ein 
der Veranschlagung zugrundeliegender Bestandteil der Bau-
maßnahme (Tz. 492 ff.) nicht mehr ausgeführt werden sollte. 
Ohne diese Reduktion wären die Kosten der Baumaßnahme 
noch höher ausgefallen.

12	 Bau-Monitoring 2018 vom 8. Januar 2019, Bürgerschaftsdrucksache 21/15693.
13	 Bau-Monitoring 2022 vom 7. Februar 2023, Bürgerschaftsdrucksache 22/10910.
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509.	 Auf der Grundlage der oben genannten Berichterstattung kann die 
tatsächliche Kosten- und Terminentwicklung nicht nachvollzogen 
und das vom Senat verfolgte Ziel einer zunehmenden Verläss-
lichkeit von vereinbarten und inhaltlich begründeten Kostenober
grenzen und Terminen nicht erreicht werden.

510.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen der BVM beanstandet und 
sie aufgefordert, dem Berichtswesen Bau-Monitoring für ihre Pro-
jekte ausschließlich vollständige und qualitätsgesicherte Daten 
zur Verfügung zu stellen, sodass die Bürgerschaft ihre Kontroll-
funktion auf der Grundlage zutreffender und unmissverständlicher 
Informationen wahrnehmen kann.

Aufgabenwahrnehmung des Bedarfsträgers

511.	 Mit den Vorgaben zum Kostenstabilen Bauen wurden die Orga-
nisation von Bauprojekten standardisiert und den Beteiligten 
eindeutige Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortlichkeiten 
zugewiesen. Die Bedarfsträger sind im Verhältnis zu den Reali-
sierungsträgern Auftraggeber. Sie müssen einen Kernbestand 
an Leistungen (sog. Bauherrenkernleistungen) selbst erbringen.14 
Dazu gehören die Definition des Bedarfs sowie die Übernahme 
der Verantwortung für die sachgerechte Einwerbung und Inan-
spruchnahme haushaltsrechtlicher Ermächtigungen. Überdies ob-
liegen dem Bedarfsträger u. a. 

	– im Zuge der Aufstellung einer Bau- und Kostenunterlage 
(Tz. 499 ff.) die Prüfung hinsichtlich der richtigen Umsetzung 
der Bedarfsplanung und Finanzierung der Baumaßnahme, 

	– die organisatorische und vertragliche Einbindung Dritter,

	– die vierteljährliche Berichtspflicht für alle dem Monitoring  
unterliegenden Maßnahmen an die Senatskanzlei sowie 

	– die initiative Berichtspflicht an die Senatskanzlei bei ab-
sehbarer Überschreitung des Kosten- oder Zeitplans sowie  
wesentlichen Änderungen an der Baumaßnahme gegenüber 
der Planung.

512.	 Entgegen diesen Grundsätzen hat die BVM ihre für ein Kosten
stabiles Bauen unerlässliche Rolle als Bedarfsträgerin nicht 
wahrgenommen. So hat sie die Verantwortung für die richtige 
Bedarfs- und Kostenermittlung sowie die sachgemäße Haus-
haltsführung und die Berichterstattung an den LSBG delegiert, 
indem sie diesem aufgab, die dafür erforderlichen Unterlagen 
nicht nur zu erstellen, sondern auch bei der Finanzbehörde und 
der Senatskanzlei einzureichen. Dementsprechend hat sie weder 
die Bau- und Kostenunterlagen (Tz. 495 ff.) einer eigenen Prü-
fung unterzogen, noch hat sie im Rahmen des Bau-Monitorings 
eine eigene Berichterstattung durchgeführt. Insofern hat sie sich 

14	 Ziffer 1.3 VV-Bau.
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auch nicht mit Fragen der Kostenbeteiligung Dritter auseinan-
dergesetzt.

513.	 Die BVM hatte im Prüfungsverfahren hierzu angemerkt, in diesen 
Prozessen gebe es einen fachlich und zeitlich engen Austausch 
mit dem LSBG. Sie hat darauf hingewiesen, dass sie sich im Jahr 
2023 reorganisiert habe und die Rolle der Bedarfsträgerin mit dem 
neu eingerichteten Amt für die Mobilitätswende Straßen modifi-
ziert worden sei.

514.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BVM ihre für das 
Kostenstabile Bauen wichtige Rolle als Bedarfsträgerin entgegen 
den einschlägigen Vorgaben des Senats und der VV-Bau bei die-
ser Maßnahme nicht pflichtgemäß wahrgenommen hat. Ansons-
ten wäre sie in der Lage gewesen, die mit der baubegleitenden 
Planung verbundenen Nachteile zu erkennen und zu vermeiden. 
Insofern ist der Aufwand für die angemessene Wahrnehmung der 
Aufgaben des Bedarfsträgers durchaus zu rechtfertigen und stellt 
keineswegs, wie von der BVM ausgeführt, lediglich eine redun-
dante Tätigkeit dar. Wie sich die neue Organisationsstruktur der 
BVM auf ihre Aufgabenwahrnehmung als Bedarfsträgerin auswir-
ken wird, bleibt abzuwarten.

515.	 Der Rechnungshof hat die BVM aufgefordert, die ihr übertragenen 
Aufgaben als Bedarfsträgerin künftig vollumfänglich wahrzuneh-
men.

Stellungnahme der Verwaltung

516.	 Die BVM und der LSBG haben die Feststellungen und Beanstan-
dungen anerkannt und die Umsetzung der Forderungen zugesagt.
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Zuwendungen im Bereich Verkehr

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende

Für die Umsetzung des Bike+Ride Entwick-
lungskonzepts hat die Behörde für Verkehr 
und Mobilitätswende Maßnahmen geför-
dert, deren Umfang nicht begründet war. 
Dadurch sind vermeidbare Mehrkosten von 
2,6 Mio. Euro entstanden. 

Bei der Aufstockung des Parkhauses Har-
burg sind Kostensteigerungen ohne die 
erforderliche baufachliche Prüfung geneh-
migt worden.

Die Behörde hat Verwendungsnachweise 
nicht geprüft.

517.	 Die Behörde für Verkehr und Mobilitätswende (BVM) fördert Maß-
nahmen im Verkehrsbereich mittels Projekt- und institutionellen 
Förderungen durch Zuwendungen an öffentliche Unternehmen. 
Der Rechnungshof hat 17 Zuwendungsvorgänge der beiden Ämter 
Verkehr (Amt V) sowie Mobilitätswende Straßen (Amt M) der BVM 
auf die Einhaltung der einschlägigen zuwendungs- und haushalts-
rechtlichen Vorschriften hin geprüft. 

Umsetzung Bike+Ride Entwicklungskonzept

Antragsverfahren

518.	 Die Errichtung von Fahrradabstellanlagen an 13 Haltestellen wur-
de von der BVM mit Zuwendungen an die Park+Ride (P+R) Be-
triebsgesellschaft mbH gefördert. Maßgeblich für die Anzahl der 
umzusetzenden Fahrradstellplätze ist das Bike+Ride (B+R) Ent-
wicklungskonzept der Freien und Hansestadt Hamburg entspre-
chend der Bürgerschaftsdrucksache vom 27. Januar 2015 „Schaf-
fung attraktiver Fahrradabstellanlagen“1 (Konzeptdrucksache).

519.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass bei sechs Haltestellen die 
von der P+R Betriebsgesellschaft mbH beantragte und von der 
BVM genehmigte Anzahl der zu errichtenden Stellplätze teilweise 
erheblich über die ermittelten Bedarfe gemäß der Konzeptdruck-
sache hinausging. 

1	 Bürgerschaftsdrucksache 20/14485 vom 27. Januar 2015 „Stellungnahme des 
Senats zu dem Ersuchen der Bürgerschaft vom 13. Februar 2013 „Bike + Ride - 
Entwicklungskonzept zur Schaffung attraktiver Fahrradabstellanlagen an ÖPNV-
Haltestellen – Drucksache 20/6733“.
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Ausweitung Stellplätze Pakete F, G und H

Haltestelle Soll gemäß Konzept-
drucksache

gefördert  
lt. Bescheid Abweichung

Buchenkamp 94 176 82

Kellinghusenstraße 757 998 241

Lattenkamp 324 396 72

Lohmühlenstraße 22 182 160

Rübenkamp 74 182 108

Neugraben 486 642 156

Gesamt 1757 2576

Quelle: Bürgerschaftsdrucksache 20/14485, eigene Aufstellung Rechnungshof

520.	 In der Konzeptdrucksache vorgesehen waren 1.757 Fahrradstell-
plätze, tatsächlich wurden 2.576 Fahrradstellplätze beantragt und 
genehmigt. Bei nur einer der Haltestellen (Neugraben) ist die Be-
darfserhöhung dargestellt und nachvollziehbar begründet worden. 
Bei den anderen fünf Haltestellen verweisen die Erläuterungsbe-
richte zu Anlass und Bedarf jeweils auf die Konzeptdrucksache, 
aus der sich die in den Antragsunterlagen vorgesehenen Stell-
platzzahlen jedoch nicht ableiten lassen. Nach überschlägiger Kal-
kulation des Rechnungshofs sind durch die Bewilligung der über 
den zuvor festgestellten Bedarf hinausgehenden Fahrradstellplät-
ze Mehrkosten in Höhe von rund 2,6 Mio. Euro entstanden.

521.	 Gemäß § 7 Absatz 1 LHO sind bei Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit zu beachten. Danach sind die aufzuwendenden Mittel im 
Sinne des Minimalprinzips auf den zur Erfüllung der staatlichen 
Aufgaben notwendigen Umfang zu begrenzen (Nr. 1.1 der VV zu 
§ 7 LHO).

522.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BVM entgegen § 7 
Absatz 1 LHO die Förderung von Stellplätzen bewilligt hat, ohne 
dass sie einen von der Konzeptdrucksache abweichenden Bedarf 
begründet hat.

Er hat außerdem beanstandet, dass dadurch vermeidbare Mehr-
kosten entstanden sind. 

523.	 Der Rechnungshof hat die BVM aufgefordert, die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit künftig schon bei der Antrags-
prüfung zu beachten.

524.	 Die BVM hat dies zwar zugesagt, allerdings darauf hingewiesen, 
dass es sich bei Fahrradparkinfrastruktur um eine Angebotspla-
nung bzw. ein Zukunftsprojekt handele. Sollte eine Vollauslastung 
bereits nach wenigen Jahren erreicht werden, müsse die Planung 
als zu klein dimensioniert gelten.

525.	 Der Rechnungshof hat entgegnet, dass er diesen Aspekt bei  
seiner Bewertung bereits berücksichtigt hat. Auslastungszah-
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len zwischen 17 und höchstens 56 %2 belegen jedoch die Über
dimensionierung der Fahrradabstellanlagen bei den geprüften 
Haltestellen. 

Der Rechnungshof hat daher seine Forderung aufrecht erhalten.

Erfolgskontrolle

526.	 Bei der Kontrolle des Erfolgs der Maßnahmen zur Umsetzung des 
B+R Konzepts hat die BVM den Schwerpunkt auf qualitative Ziele 
gesetzt. Sie erhebt zwar auch die Auslastung der einzelnen B+R 
Anlagen, hat dafür aber im Vorwege keine quantitativen Zielwerte 
festgelegt. Damit ist eine Erfolgskontrolle nur eingeschränkt mög-
lich. 

527.	 Gemäß § 7 Absatz 4 LHO ist vor der Durchführung von Maßnah-
men mit finanzieller Bedeutung deren Zielsetzung zu bestimmen. 
Voraussetzung für die Durchführung von Erfolgskontrollen ist u. a., 
dass vor der Durchführung für die einzelne Maßnahme messbare 
Ziele oder ein Zielsystem als Maßstab für den Erfolg vereinbart 
wurden.

528.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die Zielsetzungen der Ein-
zelmaßnahmen wegen des Fehlens von messbaren quantitativen 
Zielsystemen für die jeweilige Umsetzung des B+R-Entwicklungs-
konzeptes nicht gemäß § 7 Absatz 4 LHO bestimmt wurden. Er 
hat die BVM aufgefordert, künftig messbare Ziele festzulegen, auf  
deren Grundlage der Zielerreichungsgrad festgestellt und die Wirt-
schaftlichkeit der Maßnahme beurteilt werden kann. 

529.	 Die BVM hat dazu mitgeteilt, dass es über die Zielsetzung, aus-
reichend große Fahrradabstellanlagen zu schaffen, um die Zahl 
der Wildparker zu minimieren, keines darüber hinausgehenden 
quantitativen Zielsystems bedürfe. Da es sich um Maßnahmen 
von langfristigem Bestand handele, sei eine Projektion von Ausla-
stungszahlen nicht seriös möglich. Sie hat aber zugesagt, darauf 
zu achten, die konkreten haltestellenbezogenen Bedarfe künftig 
besser zu begründen.

Der Rechnungshof weist im Hinblick auf § 7 Absatz 4 LHO darauf 
hin, dass ohne ein vorab definiertes messbares Ziel – hier eine Be-
darfsprognose – der Erfolg einer Maßnahme nicht bewertet wer-
den kann.

Mehrkosten P+R Parkhaus Harburg

530.	 Die P+R Betriebsgesellschaft mbH hat für die Erweiterung der 
Stellplatzkapazitäten des bereits bestehenden P+R Parkhauses 
Harburg durch eine Aufstockung um ein Vollgeschoß Mehrkosten 
in Höhe von 0,4 Mio. Euro beantragt. Entgegen der ursprünglichen 

2	 Bürgerschaftsdrucksache 22/14145 vom 26. Januar 2024, Anlage.
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Beantragung, zu der eine vollständige Kostenunterlage vorlag und 
baufachlich geprüft wurde, ist bei der Beantragung der Mehr
kosten keine neue Kostenunterlage über die sich daraus ergebende 
neue Gesamtzuwendungssumme von 5,8 Mio. Euro bei der BVM 
eingereicht worden. Nach Mitteilung der BVM gab es deshalb nur 
eine Plausibilitätsprüfung der beantragten Mehrkosten.

531.	 Die Voraussetzung für die Bewilligung einer Zuwendung für eine 
Baumaßnahme ist nach den Vorschriften der VV-Bau die Prüfung 
der Kostenunterlagen. 

532.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BVM keine vollstän-
digen Kostenunterlagen verlangt hat und deshalb keine baufach-
liche Überprüfung vornehmen konnte. Dadurch konnte sie keine 
Aussagen über Notwendigkeit und Angemessenheit der neu be-
antragten Gesamtsumme machen. 

533.	 Die BVM hat zugesagt, sich zukünftig bei beantragten Mehrkos-
ten vollständige (überarbeitete) Kostenunterlagen gemäß der Vor-
schriften der VV-Bau vorlegen und diese baufachlich prüfen zu 
lassen. Mit Blick auf die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit behalte sie sich aber jeweils eine Prüfung dieses Vor-
gehens im Einzelfall vor. 

534.	 Der Rechnungshof weist darauf hin, dass bei der Bewilligung  
einer Zuwendung in jedem Fall eine Prüfung der Kostenunterla-
gen durchzuführen ist. Ausnahmen sind gemäß den einschlägigen  
Vorschriften nicht vorgesehen.    

Antragsprüfung AKN

535.	 Aus den Antragsunterlagen der AKN Eisenbahn GmbH (AKN) zur 
Bewilligung einer institutionellen Förderung in Höhe von 1 Mio. 
Euro für die Verlustabdeckung des Güterverkehrs 2021 war nicht 
ersichtlich, wie sich die Erlöse und Aufwendungen aus dem Güter-
verkehr sowie die beantragte Summe zusammensetzten. 

536.	 Nach Nr. 5.1 VV zu § 46 LHO hat die Bewilligungsbehörde zu ver-
langen, dass die Angaben zur Beurteilung der Notwendigkeit und 
Angemessenheit der Zuwendung durch geeignete Unterlagen be-
legt werden. 

537.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BVM den Bescheid 
erlassen hat, ohne dass sich die beantragte Zuwendungssumme 
aus den Antragsunterlagen herleiten ließ. 

Er hat die BVM aufgefordert, sicherzustellen, dass sie zukünftig 
aussagekräftige Antragsunterlagen erhält. 

538.	 Die BVM hat zugesagt, dies – auch für die bereits laufenden  
Antragsverfahren – umzusetzen.

Bewilligung trotz 
unvollständiger 
Antragsunterlagen
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Verwendungsnachweise 

539.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass das Amt V der BVM 
aufgrund fehlenden Personals seit 2022 generell keine Verwen-
dungsnachweise prüft. Außerdem hat er festgestellt, dass auch 
das Amt M der BVM bei drei Zuwendungen trotz Fertigstellung der 
geförderten Maßnahmen keine Verwendungsnachweise von der 
Zuwendungsempfängerin verlangt und damit die Verwendung der 
Mittel auch nicht geprüft hat.

540.	 Gemäß Nr. 12.1 VV zu § 46 LHO hat die Bewilligungsbehörde von 
den Zuwendungsempfangenden den Nachweis der Verwendung 
entsprechend den Nebenbestimmungen zu verlangen.

541.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BVM keine entspre-
chenden Nachweise verlangt sowie vorliegende Nachweise nicht 
geprüft hat. Er hat sie aufgefordert, bei allen Zuwendungsvorgän-
gen für eine Verwendungsnachweisprüfung Sorge zu tragen und 
die personellen Voraussetzungen dafür zu schaffen. 

542.	 Die Behörde hat die Umsetzung der Forderungen zugesagt. Im 
Amt V wird eine personelle Aufstockung des Zuwendungsberei-
ches erfolgen.

Ungenügende 
Verwendungs­
nachweis- 
prüfung
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Informationstechnologie

IT-Orientierungsprüfung Feuerwehr

Behörde für Inneres und Sport / 
Feuerwehr Hamburg

Der Feuerwehr Hamburg fehlt es an einem 
Gesamtkonzept zur Informationssicherheit. 
Es bestanden Mängel bei der Sicherheit der 
Serverräume. 

Die Vorgaben der Freigaberichtlinie wurden 
nicht eingehalten.

Informationssicherheit

543.	 Nach den Vorgaben des Senats hat die Feuerwehr Hamburg ihre 
IT-Sicherheitskonzeption am IT-Grundschutzkonzept des Bundes-
amts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) auszurichten. 
IT-Grundschutz ist die vom BSI entwickelte Vorgehensweise zur 
Identifikation und Umsetzung von Informationssicherheitsmaß-
nahmen.

544.	 Folgende Maßnahmen sind danach im Rahmen einer vollstän-
digen und umfassenden Schutzbedarfsanalyse aller Daten und 
Komponenten notwendig:

	– Risikoanalyse und Bewertung der Risiken,

	– Bestimmung von Schutzmaßnahmen und deren Bewertung 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sowie

	– Umsetzung der Maßnahmen und Prüfung auf Wirksamkeit.

545.	 Die Feuerwehr Hamburg hat dies nur teilweise umgesetzt und  
bisher nur bezogen auf bestimmte Bereiche die entsprechend not-
wendigen Maßnahmen auf Basis des BSI-Grundschutzkonzeptes 
ergriffen. Die vorgelegten und sich in Arbeit befindenden Doku-
mente setzen sich lediglich mit einzelnen Sicherheitsaspekten 
auseinander. Es ist jedoch bisher keine systematische und um-
fassende Erhebung aller Bestandteile, wie beispielsweise eine je-
weils vollständige Strukturanalyse und Schutzbedarfsfeststellung, 
vorhanden. 

546.	 Ohne vollständige Kenntnis der Schutzbedarfe ihrer Daten fehlen 
der Feuerwehr Hamburg jedoch die Informationen, um die erfor-
derlichen Schutzmaßnahmen – auch unter Kosten- und Nutzen
aspekten – bestimmen und umsetzen zu können. Ohne Überprü-
fung der Wirksamkeit der getroffenen Schutzmaßnahmen kann 

IT-Grundschutz  
nur teilweise  
umgesetzt



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

160

die Feuerwehr Hamburg nicht feststellen, ob der Schutzzweck 
erreicht worden ist.

547.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Feuerwehr  
Hamburg aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass die Senats
vorgaben vollständig umgesetzt werden.

Serverräume

548.	 Bei der Begehung der über mehrere Standorte im Hamburger 
Stadtgebiet verteilten Serverräume der Feuerwehr Hamburg hat 
der Rechnungshof die folgenden Sachverhalte vorgefunden:

	– Die Zugänge werden nicht in allen Serverräumen ausreichend 
protokolliert.

	– Die Serverräume werden auch als Lager genutzt. Es befinden 
sich dort Gegenstände wie Holzpaletten, Kartons, Handfeuer-
löscher oder Fahrräder.

Serverräume als Lager genutzt

Quelle: Rechnungshof
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	– In den Serverräumen befinden sich Stromkabel, die nicht 
sorgfältig und fachkundig nach den einschlägigen Normen 
gesichert sind.

Ungesicherte Stromkabel in den Serverräumen

Quelle: Rechnungshof

549.	 Nach dem IT-Grundschutzkompendium des BSI muss sicher
gestellt werden, dass in den Serverräumen keine besonderen 
Brandlasten vorhanden, Fluchtwege nicht versperrt und elektro-
technische Anlagen fachgerecht installiert sind sowie Zugänge zu 
den Serverräumen protokolliert werden.

Die Serverräume der Feuerwehr Hamburg werden diesen Anfor
derungen des IT-Grundschutzes nicht gerecht.

550.	 Der Rechnungshof hat die Mängel beanstandet und die Feuer-
wehr Hamburg aufgefordert, alle im Grundschutzkompendium 
enthaltenen Anforderungen zu erfüllen.

Freigaberichtlinie

551.	 Die Hamburger Feuerwehr hat in ihrem Geschäftsbereich 28 feu-
erwehreigene IT-Verfahren im Einsatz. Bei keinem Verfahren hat sie 
die nach der Freigaberichtlinie der Freien und Hansestadt Ham-
burg (FHH) erforderlichen Tests mit systematisch entwickelten 
Fall-Konstellationen nach einem Testplan durchgeführt. Deshalb 
ist auch bei keinem der Verfahren die für den ordnungsgemäßen 
Produktionsbetrieb erforderliche Freigabe gemäß Freigabericht
linie erfolgt.

552.	 Ohne die Freigabe nach der Richtlinie hätten die in der Feuerwehr 
Hamburg eingesetzten IT-Verfahren nicht in Betrieb genommen 
werden dürfen. Diese Mängel bergen Risiken für einen verläss
lichen IT-Betrieb.

553.	 Der Rechnungshof hat den Verstoß beanstandet und die Feuer
wehr Hamburg aufgefordert, für ihre IT-Verfahren zeitnah eine 
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ordnungsgemäße Freigabe nachzuholen und künftig die Freigabe-
richtlinie zu beachten.

Stellungnahme der Verwaltung

554.	 Die Feuerwehr Hamburg hat die Feststellungen des Rechnungs-
hofs anerkannt und die Umsetzung seiner Forderungen zugesagt.
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Online-Dienste in der Behörde  
für Inneres und Sport

Behörde für Inneres und Sport

Nachweise für den wirtschaftlichen und 
sparsamen Einsatz der Online-Dienste feh-
len. 

Ohne eine Risikoanalyse und vollständige 
Schutzbedarfsfeststellungen ist die Infor-
mationssicherheit nicht gewährleistet.

Bei den Funktions- und Abnahmetests, der 
Dokumentation und der Freigabe gibt es 
zahlreiche Mängel. Diese beinträchtigen ei-
nen verlässlichen Betrieb. 

555.	 Die Behörde für Inneres und Sport (BIS) bietet im Serviceportal der 
Stadt Hamburg für Bußgeld- und Verwarnungsangelegenheiten 
im Straßenverkehr sowie für Ausländerangelegenheiten folgende 
Online-Dienste an:

	– Online-Dienst „Ordnungswidrigkeit im Straßenverkehr anzei-
gen / Privatanzeigen“ (Online-Dienst Privatanzeigen),

	– Online-Dienst „Anhörung Verwarnungs- / Bußgeld im Straßen-
verkehr“ (Online-Dienst Anhörung) und

	– Online-Dienst „Aufenthaltserlaubnis Hamburg“ (Online-Dienst 
Aufenthaltserlaubnis). 

556.	 Für Meldungen, die mit dem Online-Dienst Privatanzeigen erfasst 
werden, bindet die BIS eine ergänzende Softwarelösung auf Basis 
der Robotic Process Automation ein (RPA-Lösung). 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

557.	 Für keinen ihrer Online-Dienste hat die BIS eine ordnungs- 
gemäße Wirtschaftlichkeitsuntersuchung erstellt und damit gegen 
die Landeshaushaltsordnung (LHO) und ihre Verwaltungsvor-
schriften (VV) verstoßen. Für die ursprüngliche Umsetzung des 
Online-Dienstes Anhörung im Jahr 2018 fehlte beispielsweise 
die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vollständig. Zur Weiterent-
wicklung dieses Online-Dienstes hat die BIS Handlungsoptionen 
zusammengestellt und versucht, diese im Sinne eines Angebots-
vergleichs zu bewerten. Dies ist hier jedoch nicht möglich, da 
der Leistungsgegenstand unterschiedlich ist (zum Beispiel nur 
teilweise Einbeziehung einer Bezahlkomponente) bzw. nicht er-
läutert wird, was sich hinter dem Namen von Softwarelösungen 
verbirgt. Zudem enthalten die Handlungsoptionen keine eindeu-
tigen Angaben zum zeitlichen Umsetzungsaufwand sowie zu 

Wirtschaftlichkeits­
untersuchungen 
sowie Erfolgs­
kontrollen fehlen
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den Kosten der Umsetzung. Für einen konkreten Angebotsver-
gleich reichen die genannten Schätzwerte sowie unspezifischen  
Formulierungen (zum Beispiel „18 – 25 Wochen“, „Höher als 
160.000 Euro“) nicht aus. 

558.	 Zudem hat die BIS sowohl beim Online-Dienst Privatanzeigen als 
auch beim Online-Dienst Anhörung keine Erfolgskontrollen nach 
den Vorgaben der LHO und ihrer VV durchgeführt. 

559.	 Beim Online-Dienst Privatanzeigen fehlte es bereits an den er-
forderlichen Grundlagen zur Durchführung einer Erfolgskontrol-
le. Die operativen Ziele (zum Beispiel „Bürger sollen in der Lage 
sein strukturiert in einem Online-Tool Privatanzeigen aufzugeben“) 
waren unvollständig und nicht nach den SMART-Kriterien1 (spezi-
fisch, messbar, attraktiv, realistisch, terminiert) formuliert. Im Bei-
spiel fehlte es an messbaren Parametern sowie einer zeitlichen 
Einordnung.

560.	 Zudem hat es Unstimmigkeiten beim Umsetzungszeitraum, der 
Projektplanung, der Kostenübersicht und der Budgetgenehmi-
gung gegeben. Die Mängel bei der Zieldefinition sowie die unstim-
migen Angaben führten dazu, dass eine Beurteilung von Zielerrei-
chung und Ressourcenverbrauch und damit eine Erfolgskontrolle 
nicht möglich gewesen ist.

561.	 Mit den von der BIS für ihren Online-Dienst Anhörung vorgelegten 
Informationen ist keine Zielerreichungs- und Wirkungskontrolle 
und damit auch keine Überprüfung der Vollzugs- und der Maßnah-
menwirtschaftlichkeit durchführbar. Zudem ist bei diesem Online-
Dienst mangels einer Zieldefinition eine Erfolgskontrolle über den 
Grad der Zielerreichung nicht möglich.

562.	 Damit hat die BIS für die Umsetzung und den Einsatz ihrer Online-
Dienste nicht das erforderliche wirtschaftliche Handeln sowie den 
erfolgreichen wirtschaftlichen und zielgerichteten Ressourcenein-
satz belegt. 

563.	 Der Rechnungshof hat die Verstöße beanstandet und die BIS 
aufgefordert, für alle ihre finanzwirksamen Maßnahmen anforde-
rungsgerechte und vollständige Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen durchzuführen sowie für alle ihre Online-Dienste die Grund-
lagen für Erfolgskontrollen sicherzustellen und diese gemäß der 
LHO nachzuholen. 

Informationssicherheit

564.	 Die Vorgaben des Rahmen-Sicherheitskonzepts (RaSiKo) sehen 
für die Behörden bei der Informationssicherheit eine Vorgehens-

1	 Nr. 3.2 Portfoliomanagement-Rahmenwerk Version 3.1 für das FHH-weite  
Digitalisierungs- und IT-Portfoliomanagement sowie die zugehörige Anlage 1 – 
Portfoliomanagement-Rahmenwerk Project Portfolio Management – Vorgaben 
zur Datenpflege.



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

165

weise nach dem IT-Grundschutzkonzept des Bundesamts für Si-
cherheit in der Informationstechnik (BSI) vor.

565.	 Beim Online-Dienst Privatanzeigen und der RPA-Lösung fehlten 
Schutzbedarfsfeststellungen zu den Schutzzielen Vertraulichkeit, 
Integrität und Verfügbarkeit. Eine Risikoanalyse zum Online-Dienst 
Privatanzeigen war nicht vorhanden.

566.	 Durch die fehlenden Schutzbedarfsfeststellungen und die nicht 
vorhandene Risikoanalyse hat die BIS den IT-Grundschutz nicht 
erfüllt und damit gegen das RaSiKo verstoßen. 

567.	 Der Rechnungshof hat die Verstöße beanstandet und die geprüfte 
Stelle aufgefordert, für alle ihre Online-Dienste die Vorgaben des 
RaSiKo einzuhalten.

Gemeinsame Verantwortlichkeit

568.	 Mit dem Online-Dienst Aufenthaltserlaubnis können auf elektroni-
schem Weg Antragsdaten nach dem Ausländerrecht übersendet 
werden. Die dafür notwendigen personenbezogenen Daten wer-
den im Online-Dienst abgefragt. Dazu erforderliche Dokumente 
können hochgeladen werden. Anschließend werden die erfassten 
Daten und Dokumente elektronisch an die Sachbearbeitung über-
mittelt. Der Online-Dienst Aufenthaltserlaubnis sieht dazu tech-
nisch eine Zuleitung von Daten und Dokumenten an den Fachbe-
reich Ausländerangelegenheiten des Hamburg Service (HS) in der 
Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und Bezirke 
(BWFGB) sowie an das Hamburg Welcome Center for Professio-
nals in der BIS vor.

569.	 Der Online-Dienst Aufenthaltserlaubnis wird sowohl von der BIS 
als auch von der BWFGB eingesetzt. Beide Behörden sind damit 
nach der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) gemeinsam 
verantwortlich für die Wahrung der Rechte der antragstellenden 
Personen (zum Beispiel Auskunftsrecht, Recht auf Berichtigung, 
Recht auf Löschung). Um dieser Verantwortung nachzukommen 
und um geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 
ergreifen zu können, haben die datenverarbeitenden Stellen ge-
mäß der DSGVO eine Vereinbarung zu schließen. In dieser ist zu 
regeln, wie die Vorgaben der DSGVO erfüllt werden.  

570.	 Eine solche Vereinbarung besteht jedoch nicht. Aus diesem Grund 
fehlt der BIS die Grundlage, um die Einhaltung der Vorgaben der 
DSGVO für den Online-Dienst Aufenthaltserlaubnis gegenüber 
der BWFGB einfordern zu können. In der Folge kann die BIS ihrer  
Verantwortlichkeit gemäß der DSGVO gegenüber den antragstel-
lenden Personen nicht nachkommen.

571.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BIS aufgefordert, 
eine entsprechende Vereinbarung für den Online-Dienst Aufent-
haltserlaubnis zu schließen.

Mängel bei der 
Informations­
sicherheit

Fehlende  
Vereinbarung zur 
Wahrnehmung  
der gemeinsamen  
Verantwortlichkeit
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Freigabe

572.	 Online-Dienste dürfen erst im Produktionsbetrieb eingesetzt wer-
den, wenn sie nach den Regeln der Freigaberichtlinie (Freigabe-
RL) freigegeben wurden. Zuvor müssen sie in einem Funktions- 
und Abnahmetest daraufhin geprüft werden, ob sie den fachlichen 
Anforderungen entsprechen und korrekt funktionieren. Diese Tests 
müssen mit systematisch entwickelten Fallkonstellationen (Test-
daten) nach einem Testplan durchgeführt werden. 

573.	 Gemäß den Vorgaben der Freigabe-RL muss für jeden im Pro-
duktionsbetrieb eingesetzten Online-Dienst eine Dokumentation 
erstellt und fortgeschrieben werden, die folgende Inhalte umfasst:

	– Verfahrensdokumentation und -beschreibung einschließlich ei-
nes Verzeichnisses der Auftragsberechtigten,

	– Dokumentation für die Rechenstelle,

	– Benutzerdokumentation und 

	– Softwaredokumentation.

Die Dokumentation muss revisionssicher erfolgen.

574.	 Die BIS hat es versäumt, vor Inbetriebnahme des Online-Dienstes 
Privatanzeigen den nach der Freigabe-RL für einen ordnungs
gemäßen und verlässlichen Betrieb ausreichenden Test erfolg-
reich durchzuführen. Das Auftreten von fachlichen und funk-
tionalen Fehlern kurz nach der Produktivsetzung ist die Folge 
gewesen.

Zudem hat die BIS für den von ihr eingesetzten Online-Dienst  
Privatanzeigen keine vollständige Dokumentation gemäß der 
Freigabe-RL erstellt. Für die RPA-Lösung fehlte eine ordnungs-
gemäße Freigabe sowie die erforderliche vollständige Dokumen-
tation. Alle dem Rechnungshof vorgelegten Dateien zum On-
line-Dienst Privatanzeigen sind darüber hinaus nicht, wie nach  
der Freigabe-RL gefordert, revisionssicher gewesen. Dies birgt 
weitere Risiken für einen verlässlichen Betrieb.

575.	 Für den Online-Dienst Anhörung gibt es kein gültiges Verzeichnis 
der auftragsberechtigten Personen. Dies hat zur Folge, dass für 
diesen Online-Dienst keine Person aus der BIS befugt ist, Aufträ-
ge gegenüber der Rechenstelle zu erteilen. Ein reibungsloser und 
sicherer Betrieb ist somit nicht gewährleistet. 

Zudem ist beim Online-Dienst Anhörung die Dokumentation  
unvollständig und nicht revisionssicher.

576.	 Der Rechnungshof hat die Verstöße beanstandet und die geprüf-
te Stelle dazu aufgefordert, die Mängel zu beseitigen und sich  
künftig an die Vorgaben der Freigabe-RL zu halten.

Mängel bei 
den Tests, der 
Dokumentation 
und der  
Freigabe 
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Stellungnahme der Verwaltung

577.	 Die geprüfte Stelle hat die Feststellungen des Rechnungshofs  
anerkannt und die Umsetzung seiner Forderungen zugesagt.
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Informationssicherheit

Senatskanzlei / Personalamt und Fachbehörden /  
Dataport AöR

Bei der Organisation sowie bei wesentli-
chen konzeptionellen und operativen Auf-
gaben der Informationssicherheit sind in 
der Freien und Hansestadt Hamburg noch 
zahlreiche Mängel vorhanden. 

578.	 Der Rechnungshof hat bei der für die zentrale Koordination  
der Aufgaben der Informationssicherheit zuständigen Senats-
kanzlei sowie bei den für die dezentrale Umsetzung verant-
wortlichen Stellen1 der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH)  
verschiedene Aspekte der Informationssicherheit geprüft.

579.	 Allgemeinverbindliche Grundsätze für die Informationssicherheit 
werden in der Informationssicherheitsleitlinie (IS-LL) des Senats 
festgelegt. Sie dienen dem Ziel, alle Informationen in der Hambur-
gischen Verwaltung vollständig, korrekt und verfügbar zu machen 
und sie zugleich vor unbefugtem Zugriff zu schützen.

Organisation der Informationssicherheit

Zentrale Organisation

580.	 Das zentrale Informationssicherheitsmanagement (InSiMa) in der 
Senatskanzlei koordiniert für die FHH die Aufgabe Informations
sicherheit, initiiert und steuert die erforderlichen behördenüber-
greifenden Maßnahmen und überprüft, ob die Sicherheitsziele 
erreicht worden sind. Zum Zeitpunkt der Prüfung waren dort vier 
Personen mit Aufgaben der Informationssicherheit betraut. 

581.	 Wichtige Aufgaben wie die Prüfung, ob die IS-LL bzw. das zentrale 
Sicherheitskonzept und die darin vorgegebenen (behördenüber-
greifenden) Maßnahmen (zum Beispiel zum technischen Umgang 
mit Spam-Nachrichten und Viren) umgesetzt werden und wirksam 
sind, nahm diese zentrale Einheit trotz zusätzlicher externer Unter-
stützung aus Kapazitätsgründen nicht ausreichend wahr. Sie ging 
auch nicht systematisch vor. Der Einsatz externen Personals ist 
zudem auf Dauer nicht wirtschaftlich und steigert auch die nicht 
Kompetenz der FHH in einem Aufgabenfeld, das eine Dauer- und 
Kernaufgabe ist. 

1	 Alle Fachbehörden sowie separat mehrere große Ämter dieser Fachbehörden 
(Polizei, Feuerwehr, Steuerverwaltung), Behörde für Justiz und Verbraucher-
schutz ohne Gerichte und Staatsanwaltschaften, Behörde für Wissenschaft, 
Forschung, Gleichstellung und Bezirke ohne Bezirksverwaltung sowie die  
Senatskanzlei und das Personalamt.

Wichtige zen­
trale Aufgaben 
werden nicht 
ausreichend 
wahrgenommen
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582.	 Der Rechnungshof hat die Defizite bei der zentralen Aufgaben-
wahrnehmung kritisiert. Er hat die Senatskanzlei aufgefordert, die-
se zu beseitigen und dazu u. a. eine an den Aufgabenstellungen 
des InSiMa ausgerichtete Ermittlung der notwendigen Ressour-
cen durchzuführen sowie geeignete Maßnahmen zur Entwicklung 
internen Personals zu definieren und zeitnah umzusetzen. 

Dezentrale Organisation

583.	 In den geprüften Stellen der FHH werden wesentliche Aufgaben 
der Informationssicherheit durch dafür benannte Informationssi-
cherheitsbeauftragte  wahrgenommen. Zu deren Aufgaben gehö-
ren u. a. die Beratung der mit Informationsprozessen befassten 
Stellen in der eigenen Organisation, die Erstellung dezentraler Si-
cherheitskonzepte und die Maßnahmenprüfung. 

584.	 Die für diese Aufgaben eingesetzten Stellenanteile variieren stark. 
So werden für die Rolle der Informationssicherheitsbeauftragten 
bei der Hälfte der geprüften Stellen zwischen 20 % bis 40 % einer 
Stelle eingesetzt, bei einem Drittel hingegen maximal 10 %. 

Stellenanteile Informationssicherheitsbeauftragte

19 %

50 %

31 %

100 % 20 % bis 40 % 5 % bis 10 % / nicht quantifizierbar

Quelle: Auswertung eines Fragebogens durch den Rechnungshof

Sofern Vertretungen vorhanden sind, werden hier in den meisten 
Fällen nur zusätzlich bis zu 5 % einer Stelle vorgehalten. 

585.	 Hinsichtlich der jeweils geschätzten Aufgabenverteilung haben 
zwar 32 % der geprüften Stellen einen Schwerpunkt bei der 
„Erstellung von Sicherheitskonzepten“, aber nur 19 % haben 
einen nennenswerten Anteil im Bereich „Maßnahmenprüfung“. 
Die Prüfung auf Wirksamkeit konkreter Maßnahmen (zum Bei-
spiel zum technischen Schutz behördeneigener Infrastrukturen 
und IT-Verfahren) müsste einen höheren Anteil an der Aufgaben-
verteilung in Anspruch nehmen, als dies tatsächlich der Fall ist. 
Diese Aufgabenverteilung deutet darauf hin, dass wesentliche 
Aufgaben wie zum Beispiel die Maßnahmenprüfung noch nicht 
vollständig wahrgenommen werden. Dies ist aber erforderlich, 
um die Zielsetzung der IS-LL (Tz. 579) zu erreichen und setzt ins-

Dezentrale Auf­
gaben werden 
nicht vollständig 
wahrgenommen
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gesamt ausreichende Ressourcen bezogen auf den tatsächlichen 
Bedarf der jeweiligen organisatorischen Einheit voraus. Mindes
tens in den Fällen, in denen bisher nur geringe Stellenanteile für 
die Aufgabenwahrnehmung der/des Informationssicherheitsbe-
auftragten eingesetzt werden, ist nicht plausibel, dass damit (auch 
bei kleineren geprüften Stellen) ihr umfangreiches Aufgabenspek-
trum abgedeckt werden kann.

586.	 Der Rechnungshof hat die unzureichende Aufgabenwahrnehmung 
beanstandet und die geprüften Stellen der FHH aufgefordert, min-
destens die wesentlichen Aufgaben der Informationssicherheits-
beauftragten vollumfänglich wahrzunehmen. Die für die Aufgaben 
im Bereich der Informationssicherheit notwendigen Ressourcen 
müssen ermittelt und – sofern nicht bereits erfolgt – bereitgestellt 
werden. Dabei sollten auch Regelungen für Stellvertretungen vor-
gesehen werden. 

Sicherheitskonzepte

587.	 Sicherheitskonzepte sind eine zentrale Grundlage für die Umset-
zung der IS-LL und ihrer Zielsetzung (Tz. 579). Behördenüber-
greifende Maßnahmen werden dabei vom InSiMa in der Senats-
kanzlei umgesetzt. Dazu wurde ein „Rahmen-Sicherheitskonzept“ 
erstellt. Dieses umfasst neben den übergreifenden Maßnahmen 
auch Rahmenvorgaben für alle geprüften Stellen und den zentra-
len IT-Dienstleister Dataport. Die geprüften Stellen setzen die Rah-
menvorgaben für ihre jeweiligen Informationsprozesse um. Sofern 
einzelne Informationsprozesse von den Rahmenvorgaben nicht 
erfasst werden, müssen die jeweils zuständigen geprüften Stellen 
hierfür entsprechende Vorgaben und Sicherheitsmaßnahmen fest-
legen und umsetzen.

588.	 Sicherheitskonzepte für übergreifend genutzte Infrastrukturen 
werden vom zentralen IT-Dienstleister erstellt und vom InSiMa in 
einer für alle geprüften Stellen nutzbaren Dokumentenbibliothek 
veröffentlicht. Dabei fehlte jedoch ein für die Arbeit der geprüf-
ten Stellen, die soweit erforderlich eigene Sicherheitskonzepte als  
Ergänzung erstellen, notwendiger nachvollziehbarer Überblick 
über alle vorhandenen Sicherheitskonzepte. 

589.	 Dezentrale Sicherheitskonzepte (Tz. 583) lagen nur vereinzelt  
vor oder waren nicht vollständig, obwohl es bei allen geprüften 
Stellen eine erhebliche Anzahl von Informationsverbünden gibt, 
die Sicherheitskonzepte erforderlich machen. 

590.	 Der Rechnungshof hat die Mängel im Bereich der Sicherheits
konzepte beanstandet und die Senatskanzlei aufgefordert, ei-
nen nachvollziehbaren zentralen Überblick über vorhandene 
Sicherheitskonzepte zu erstellen. Er hat alle geprüften Stellen 
aufgefordert, entsprechend den Vorgaben der IS-LL und des  
Rahmen-Sicherheitskonzepts erforderliche dezentrale Sicher-
heitskonzepte – soweit noch nicht erfolgt – zu erarbeiten bzw. zu  
vervollständigen.

Sicherheits­
konzepte nicht 
vorhanden oder 
unvollständig 
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IT-Grundschutz

591.	 Die FHH richtet ihre Informationssicherheit in Anlehnung an die 
Vorgehensweise des „IT-Grundschutz“ des Bundesamts für  
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) aus. Verbindlich da-
bei sind u. a. eine Risikoanalyse und die Bewertung der Risiken 
in Anlehnung an IT-Grundschutz bzw. die FHH-Richtlinien, die 
Bewertung der erforderlichen Maßnahmen unter Kosten-Nutzen-
Aspekten und die Umsetzung von Maßnahmen einschließlich der 
Prüfung ihrer Wirksamkeit.

592.	 Zur Unterstützung der methodischen Vorgehensweise nach dem 
IT-Grundschutz und der Dokumentation hierzu wird in der FHH 
ein zentral bereitgestelltes und damit übergreifend nutzbares IT-
Verfahren eingesetzt. Tatsächlich erfolgte die Umsetzung in der 
Senatskanzlei für den Bereich der zentralen Informationssicherheit 
unvollständig. Insbesondere fehlten Risikoanalysen und ein Plan 
für die Umsetzung von Maßnahmen des IT-Grundschutzes sowie 
deren Prüfung auf Wirksamkeit. 

593.	 Bei den geprüften Stellen ist – sofern das zentrale IT-Verfahren 
überhaupt genutzt wird – mit wenigen Ausnahmen der erreichte 
Umsetzungsgrad und damit auch die Umsetzung des Vorgehens 
nach dem IT-Grundschutz als mangelhaft zu bewerten. Wie bei 
den Sicherheitskonzepten (Tz. 587 ff.) kann damit die Zielsetzung 
der IS-LL nicht erreicht werden. Das IT-Verfahren bietet nicht nur 
eine Möglichkeit der Dokumentation, sondern unterstützt insbe-
sondere das methodische Vorgehen nach dem IT-Grundschutz.  
Diese Möglichkeit wird damit nicht ausreichend ausgeschöpft. 

594.	 Der Rechnungshof hat die Mängel beanstandet und die geprüften  
Stellen sowie die Senatskanzlei in der Rolle des InSiMa auf
gefordert, entsprechend den Vorgaben der IS-LL und des Rah-
men-Sicherheitskonzepts das Vorgehen nach IT-Grundschutz  
für ihre Zuständigkeitsbereiche vollständig zu durchlaufen und 
dies entsprechend zu dokumentieren. Dabei sollte das zentral 
bereitgestellte IT-Verfahren verwendet werden. 

Sensibilisierung und Schulung

595.	 Für die Umsetzung der Sicherheitskonzepte (Tz. 587 ff.) sind die 
Sensibilisierung und Schulung des beschäftigten Personals erfor-
derlich. Die Sicherheitsvorfälle, welche auf menschlichem Versa-
gen beruhen, nahmen in der FHH in den vergangenen vier Jahren 
kontinuierlich zu. Im Jahr 2023 lag die Ursache von Sicherheitsvor-
fällen in rund 5 % der Fälle im technischen, aber in rund 20 % aller  
Fälle hingegen im menschlichen Versagen (siehe auch Tz. 600). 
Nur durch ausreichende Sensibilisierung bei allen Nutzerinnen 
und Nutzern kann das Risiko von Sicherheitsvorfällen durch den 
Faktor Mensch gemindert werden.

596.	 Die FHH richtet ihre Aktivitäten zur Sensibilisierung und Schu-
lung des beschäftigten Personals nach der IS-LL, dem Rahmen- 
Sicherheitskonzept und anderen Vorgaben aus.

Umsetzung des 
IT-Grundschutzes 
überwiegend  
mangelhaft

Risiko von  
Sicherheits­
vorfällen durch 
menschliches 
Versagen 
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597.	 Maßnahmen zur Sensibilisierung werden in den meisten Fällen 
angeboten. Eine etwaige Teilnahme ist jedoch nicht verpflichtend 
und wird in der Regel nicht dokumentiert. Der Kenntnisstand der 
Mitarbeitenden zum Thema Informationssicherheit wird in der 
Regel nicht erhoben. So führten 75 % der befragten geprüften 
Stellen keine Erhebung zum aktuellen Stand der Kenntnisse des 
Themas Informationssicherheit durch. Aus diesem Grund ist die 
Zielgenauigkeit der Inhalte nicht garantiert. Der Rechnungshof hält 
daher Änderungen für geboten.

598.	 Der Rechnungshof hat die geprüften Stellen u. a. dazu aufgefor-
dert, allen Mitarbeitenden die Grundlagen der Informationssicher-
heit verpflichtend zu vermitteln. 

Sicherheitsvorfälle

599.	 Die FHH hat im Jahr 2017 auf Basis der IS-LL und dem darauf auf-
bauenden Rahmen-Sicherheitskonzept (Tz. 587 ff.) ein „Konzept 
Sicherheitsvorfallbearbeitung der FHH“ erstellt. Dieses definiert 
auch die zu verwendenden „Meldewege“, die im Fall des Auftre-
tens eines Sicherheitsvorfalls oder -problems u. a. unter Berück-
sichtigung der Dringlichkeit eingehalten werden müssen.

600.	 Auf Basis der von Dataport bereitgestellten Daten zu Sicherheits-
vorfällen und -problemen betrug die Steigerungsrate der gemel-
deten Fälle zwischen 2020 und 2023 insgesamt 208 %. Bezogen 
auf die seit dem Jahr 2021 größte Kategorie „Vorsatz“ (zum Bei-
spiel Hackerangriffe) liegt die Steigerung sogar bei 331 %. Die 
Sicherheitsvorfälle und -probleme werden auch hinsichtlich ihrer 
Priorisierung / Kritikalität bewertet.

Sicherheitsvorfälle und -probleme FHH 2020 bis 2023 
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601.	 Daneben erstellt auch das CERT Nord2 eine Statistik anhand ei-
gener Daten. Die Kategorisierung erfolgt nach Vorgaben des BSI. 
Die aus den Jahren 2021 bis 2023 vorgelegten aggregierten Daten 
weichen von der Dataport-Statistik ab.

602.	 Im Bereich des InSiMa werden teilweise auch eigene Statistiken 
geführt. Eine Systematik, anhand derer die Dringlichkeit von Vor-
fällen bewertet wird, existiert hingegen nicht. Die Priorisierung er-
folge auf Basis der vorhandenen Fachkenntnisse.  

Auch bei den hierzu befragten geprüften Stellen erfolgte keine  
systematische Auswertung von Vorfällen. Teilweise wurden auch 
hier eigene Statistiken geführt, sodass die Angaben zu Sicher-
heitsvorfällen und -problemen von den von Dataport zur Verfü-
gung gestellten abweichen.

603.	 Gemäß der IS-LL und dem Rahmen-Sicherheitskonzept wird ein 
zentrales IT-Sicherheitsvorfallteam beim IT-Dienstleister eingerich-
tet. Die Sicherheitsprozesse und dazugehörigen Dokumente sind 
einer regelmäßigen Überprüfung zu unterziehen. Auch gemäß den 
relevanten Standards des BSI wird an diversen Stellen auf die Be-
deutung des Umgangs mit Sicherheitsvorfällen und deren sachge-
rechte Behandlung hingewiesen. 

604.	 Zur Sicherstellung der Informationssicherheit sind sowohl klare 
Prozesse im laufenden Betrieb erforderlich als auch das Bestehen 
der  Möglichkeit, aus Vorfällen der Vergangenheit durch eine sys-
tematische Auswertung vorhandener Daten lernen zu können. Da-
durch kann zukünftigen Bedrohungen besser präventiv begegnet 
und Schaden (vgl. hierzu auch Tz. 606) von der FHH abgewendet 
werden. Durch die Vielzahl und Unterschiedlichkeit der Statistiken 
zu Sicherheitsvorfällen und -problemen weist deren Auswertung 
derzeit noch Mängel auf. Dies gilt ebenfalls für die grundlegenden 
Sicherheitsprozesse.

605.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Senatskanzlei in 
der Rolle des zentralen InSiMa aufgefordert, in Zusammenarbeit 
mit Dataport und den geprüften Stellen der FHH Verbesserun-
gen vorzunehmen. Dazu gehört, die systematische Auswertung 
von Sicherheitsvorfällen und -problemen durch eine einheitliche 
und nachvollziehbare Datenbasis zu erleichtern und diese auch 
durchzuführen. Darüber hinaus muss das „Konzept Sicherheits-
vorfall in der FHH“ und die damit zusammenhängenden Prozesse 
regelmäßig einer Überprüfung unterzogen und soweit erforderlich 
angepasst werden.

2	 Computer Emergency Response Team (Anlaufstelle für präventive und reakti-
ve Maßnahmen bei sicherheitsrelevanten Vorfällen in Computersystemen). Das 
CERT Nord ist eine Organisationseinheit bei Dataport, die im Auftrag der Länder 
Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt tätig ist.

Sicherheitsvorfälle 
werden nicht  
systematisch  
priorisiert
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Abwicklung im IT-Notfall

606.	 Ein etabliertes IT-Notfall- und -Krisenmanagement ist im Scha-
densfall von großer Bedeutung. Dies zeigte sich beispielhaft am 
Hackerangriff auf die Hochschule für Angewandte Wissenschaf-
ten Hamburg. Bei diesem Vorfall mussten bis Mai 2023 für externe 
Dienstleister mehr als 2,6 Mio. Euro aufgewendet werden. Nur so 
konnte ein Notbetrieb aufgesetzt und der Start des Sommerseme-
sters 2023 gewährleistet werden. 

607.	 Weniger als ein Drittel der untersuchten geprüften Stellen hat nach 
eigenen Angaben ein Notfall- und Krisenmanagement implemen-
tiert. 88 % der Einheiten verfügen darüber hinaus über kein Not-
fallhandbuch. Bei mehr als zwei Drittel der geprüften Stellen kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass die Vorgaben der IS-LL 
und des Rahmen-Sicherheitskonzepts eingehalten wurden.

608.	 Der Rechnungshof hat das fehlende Notfall- und Krisenmanage-
ment beanstandet und die betroffenen geprüften Stellen aufge-
fordert, dieses zu implementieren. Darüber hinaus müssen die 
Dokumente zur Abwicklung im IT-Notfall erstellt und regelmäßige 
Überprüfungen in festgelegten Intervallen durchgeführt werden.

Stellungnahme der Verwaltung

609.	 Die geprüften Stellen haben die jeweils auf sie bezogenen Fest-
stellungen des Rechnungshofs anerkannt und die Umsetzung 
seiner Forderungen und Empfehlungen zugesagt.

Notfall- und 
Krisenmanage­
ment weit­
gehend nicht 
implementiert
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Reporting zur Überwachung  
der IT-Leistungen

Finanzbehörde – Steuerverwaltung – 

Die Reports vermitteln kein realistisches 
Bild der von Dataport erbrachten IT-Leis-
tungen. Die angewandten Messmethoden 
der Reports zur Verfügbarkeit überzeugen 
nicht, die den Reports zur Störungsbear-
beitung zugrunde liegenden Daten sind  
fehlerhaft und die Daten der Reports zur 
Auftragsbearbeitung sind unvollständig.

Eine inhaltliche Prüfung der Reports seitens 
der Steuerverwaltung findet kaum statt.

Reporting

610.	 Dataport AöR (Dataport) betreibt mit dem Data Center Steuer 
(DCS) das Rechenzentrum für die Steuerverwaltungen der be-
teiligten Länder. Die Hamburger Steuerverwaltung schließt mit  
Dataport Verträge über IT-Betriebsleistungen des DCS. Data-
port berechnet Hamburg für Leistungen des DCS jährlich 20 bis  
21 Mio. Euro.

In den Verträgen werden bestimmte Anforderungen an die IT-Leis-
tungen vereinbart, u. a. werden Dataport Vorgaben für die Verfüg-
barkeit der Verfahrensinfrastruktur gemacht. Für den Fall, dass die 
Infrastruktur ganz oder teilweise nicht funktioniert, werden Data-
port Zeiten für die Beseitigung der Störungen vorgegeben. Außer-
dem werden Zeiten festgelegt, in denen Dataport Arbeitsaufträge 
der Steuerverwaltung zur Aufrechterhaltung und Weiterentwick-
lung der Infrastruktur zu erledigen hat. 

Um die Einhaltung dieser Vorgaben überprüfen zu können, ist 
ein monatliches Reporting über die erbrachten Leistungen durch  
Dataport vorgesehen. 

611.	 Die Steuerverwaltung ist aufgrund des Automationsgrads auf 
die ständige Verfügbarkeit ihrer IT-Verfahren angewiesen. Data-
port sorgt für die technische Bereitstellung der Verfahren und hat 
damit Einfluss auf ihre Betriebsstabilität. Die Kontrolle der Data-
port-Leistungen spielt aus diesem Grund eine wichtige Rolle. Sie 
kann auch den Anstoß dafür geben, Ansprüche aus Verzug oder 
Schlechtleistung gegenüber Dataport zu prüfen.

Reports zur Verfügbarkeit

612.	 Die Verfahrensinfrastruktur der Steuerverwaltung verteilt sich auf 
unterschiedliche Systemumgebungen. Neben der Produktions-



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

176

umgebung gibt es für die Durchführung von Schulungsfällen eine 
Schulungsumgebung und zwei Testumgebungen. Um die Arbeit in 
den Finanzämtern nicht zu beeinträchtigten, sind diese Umgebun-
gen von der Produktionsumgebung getrennt.

Schulungs- und Testumgebungen

613.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass für die Verfügbarkeit der 
Infrastruktur in Schulungs- und Testumgebungen auf Messungen 
in der Produktionsumgebung abgestellt wird. Damit können die 
Messungen keine Aussage über die Verfügbarkeit der Schulungs- 
oder Testumgebungsinfrastruktur treffen. Der Rechnungshof hat 
die Steuerverwaltung aufgefordert, sich für Messungen in den je-
weiligen Umgebungen einzusetzen.

614.	 Die Steuerverwaltung hat dies zugesagt.

Produktionsumgebung

615.	 Die Messungen in der Produktionsumgebung finden auf unter-
schiedliche Weise statt. Sofern die Steuerdatenverarbeitung in 
den Finanzämtern serverseitig erfolgt, wird die Finanzamts-Per-
formanz-Landkarte zur Messung der Verfügbarkeit herangezo-
gen. Es handelt sich um eine Software, die über simulierte Nutzer 
steuerliche und sonstige Verfahren mit vordefinierten Anwen-
dungsfällen aufruft und die Antwortzeiten misst. Dafür sind in den 
Finanzämtern aktuell bis zu 21 Anwendungsfälle in verschiede-
nen Verfahren aktiviert. Die Antwortzeiten werden für alle Anwen-
dungsfälle ermittelt. 

Referenz für die Verfügbarkeit ist allein ein Anwendungsfall (O-
Abfrage1).

616.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass für die Messung der Ver-
fügbarkeit nur auf einen Anwendungsfall abgestellt wird, denn 
Dataport schuldet nicht nur die technische Bereitstellung des 
Verfahrens, auf dem die O-Abfrage beruht, sondern auch die der 
anderen Verfahren. Er hat gefordert, sich dafür einzusetzen, dass 
die Verfügbarkeit in der Finanzamts-Performanz-Landkarte mit 
mehr Anwendungsfällen gemessen wird. Es sollten zumindest 
noch die steuerlichen Kernverfahren GINSTER2 und ELFE3 abge-
deckt werden.

1	 Das Zahlungsverhalten eines Steuerpflichtigen einschließlich einer etwaigen 
Rückstandsentwicklung wird im Erhebungskonto festgehalten. Über eine O-Ab-
frage im Erhebungskonto des Steuerpflichtigen erhält man Angaben zur Höhe, 
zur Dauer und zum Gegenstand seiner Rückstände.

2	 Über GINSTER (Grundinformationsdienst Steuer) werden alle relevanten Stamm-
daten der Steuerpflichtigen (zum Beispiel Name, Anschrift, Bankverbindungen, 
Kennbuchstaben) bereitgestellt.

3	 Mit dem Verfahren ELFE (einheitliche länderübergreifende Festsetzung) wird die 
Automationsunterstützung der Festsetzung von Steuern und der Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen realisiert.

Messungen 
finden nicht in 
der betroffenen 
Systemum­
gebung statt

Nur ein An­
wendungsfall 
wird für die 
Verfügbarkeits­
messung  
herangezogen
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617.	 Die Steuerverwaltung hat dies zugesagt, das Ob und Wann ei-
ner Umsetzung aber im Unklaren gelassen. Sie führt aus, dass sie 
allein nicht handlungsfähig sei, sondern auf die Zusammenarbeit 
und Abstimmung sowohl mit Dataport als auch mit den Steuer
verwaltungen der anderen Dataport-Trägerländer angewiesen sei.

618.	 Der Rechnungshof hält es für wichtig, dass sich die Steuerverwal-
tung für notwendige Veränderungen einsetzt. Langwierige Prozes-
se bei Dataport dürfen nicht dazu führen, dass die Länder Verän-
derungen nicht anstoßen. Wenn es bei der Entscheidungsfindung 
der Länder Schwierigkeiten geben sollte, müssten Gremienstruk-
turen und Beschlussvorgaben überdacht werden.

Der Rechnungshof weist ergänzend auf die unterschiedlichen Rol-
len der Steuerverwaltung hin. Bei der Gestaltung künftiger Verträ-
ge ist sie tatsächlich auf die anderen Länder und Dataport ange-
wiesen. Wenn es aber um einen laufenden Vertrag geht, hat die 
Hamburger Steuerverwaltung die Durchsetzung ihrer Rechte allein 
in der Hand.

619.	 Bei der Steuerdatenverarbeitung auf Basis des Großrechners wird 
die Verfügbarkeit über ein Abrechnungsverfahren bestimmt. Da 
der Steuerverwaltung nicht bekannt ist, wie die Messungen erfol-
gen, hat der Rechnungshof sie aufgefordert, ein Messkonzept von 
Dataport einzuholen.

620.	 Die Steuerverwaltung hat erklärt, sie habe das Messkonzept be-
reits angefordert.

Reports zur Störungsbearbeitung

621.	 Wenn die Verfahrensinfrastruktur beeinträchtigt ist, muss da
rauf reagiert werden. Je nach Priorität der Störung sind Dataport 
bestimmte Zeiten vorgegeben, in denen die Arbeiten zur Stö-
rungsbeseitigung begonnen (Reaktionszeit) und abgeschlossen  
(Entstörzeit) sein müssen. 

622.	 Der Steuerverwaltung ist nicht bekannt, wie die Reaktions- und 
Entstörzeiten gemessen werden. Auch ohne Kenntnis des Mess
konzepts war erkennbar, dass die Reports fehlerhaft waren: Die 
Entstörzeiten früherer Zeiträume verbesserten sich nachträglich, 
sodass Dataport die Vorgaben im Nachhinein erreichte. Während 
der Prüfung des Rechnungshofs räumte Dataport einen Messfehler 
ein und kündigte der Steuerverwaltung ein neues Messkonzept an.

623.	 Der Rechnungshof hat gefordert, dass die Steuerverwaltung das 
Konzept bei Dataport konsequent einfordert. Er hat empfohlen, 
sowohl die Hamburg zustehenden Möglichkeiten aus dem Vertrag 
als auch die Möglichkeiten als Mitglied im zentralen Entschei-
dungsgremium aller am DCS beteiligten Länder zu nutzen.

624.	 Die Steuerverwaltung hat erklärt, dass das fehlende Messkonzept 
mittlerweile Thema im zentralen Entscheidungsgremium der Län-
der sei.

Unklar, wie  
Messungen  
erfolgen

Reports fehlerhaft

Messkonzept  
fehlt nach wie vor
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625.	 Damit hat die Steuerverwaltung nur einen der aufgezeigten Wege 
beschritten. Ihre Position als Vertragspartnerin von Dataport – die 
sie eigenständig geltend machen kann – nutzt sie nicht.

Reports zur Auftragsbearbeitung

626.	 Mit den Reports zur Auftragsbearbeitung soll überprüft werden, 
ob Dataport die Arbeitsaufträge der Steuerverwaltung (Tz. 610) 
termingerecht erledigt. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass 
den Reports aufgrund ungeeigneter Kennzahlen nicht alle im Be-
richtsmonat zu erfassenden Aufträge zugrunde liegen und daher 
diese auch nicht in die Bewertung der Termintreue einfließen.

627.	 Er hat die Steuerverwaltung aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 
dass alle im Berichtsmonat zu erfassenden Aufträge berücksich-
tigt werden.

628.	 Die Steuerverwaltung hat dies zugesagt und erklärt, sie habe hier-
zu bei Dataport bereits ein Messkonzept angefordert.

Inhaltliche Prüfung

629.	 Die Steuerverwaltung hat die Reports bisher nur vereinzelt geprüft. 
Sie hat sich weder hinreichend mit der Aussagekraft der Reports 
noch mit den Auffälligkeiten im Zahlenwerk beschäftigt. 

630.	 Der Rechnungshof hat gefordert, künftig eine inhaltliche Prüfung 
der Reports vorzunehmen. Um das Reporting auf eine solide 
Grundlage zu stellen, sollten anfangs alle Daten in die Betrachtung 
einbezogen werden.

631.	 Die Steuerverwaltung will ihre Aktivitäten zur Überprüfung der  
Reports erhöhen. Aufgrund Personalmangels könne eine vollstän-
dige Prüfung auf absehbare Zeit jedoch nicht umgesetzt werden.

Potenzial der Finanzamts-Performanz-
Landkarte 

632.	 Die Finanzamts-Performanz-Landkarte (Tz. 615) läuft in allen 
Hamburger Finanzämtern. Es liegen für alle Ämter Messergeb-
nisse zu Antwortzeiten (Performance) und Verfügbarkeit vor, aber 
diese Daten werden mangels Personalressourcen nicht ausgewer-
tet. Die Daten könnten für die Feststellung und Beseitigung von 
Fehlern in den Anwendungsfällen herangezogen werden. Darüber 
hinaus könnten sie die Auswirkungen von Änderungen bei Soft- 
und Hardware sichtbar machen.

633.	 Der Rechnungshof hat die Steuerverwaltung aufgefordert, die  
generierten Informationen künftig zu nutzen. Außerdem hat er da
rauf hingewiesen, dass an dieser Stelle eingesetztes Personal der  
Arbeitsfähigkeit in allen Finanzämtern zugutekommt und damit 
eine Entlastung erzielen kann.

Unvollständige 
Datengrundlage 
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634.	 Die Steuerverwaltung hat erklärt, dass sie das Potenzial der  
Finanzamts-Performanz-Landkarte sehe und für die Auswertung 
der Daten eine Stelle vorgesehen habe. Sobald diese besetzt sei, 
werde sie sich intensiv mit den Daten auseinandersetzen.
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Finanzen und Steuern

Gastroflächen und Stege 
an der Außenalster

Entgelte für Immobilienüberlassungen

Behörde für Inneres und Sport / Bezirksamt Hamburg-Mitte /  
Bezirksamt Eimsbüttel / Bezirksamt Hamburg-Nord /  

Landesbetrieb Immobilienmanagement und  
Grundvermögen / Stadtreinigung Hamburg AöR

Gebäude an der Außenalster werden pri-
vaten Dritten zur gewerblichen Nutzung 
erheblich unterhalb des Verkehrswerts 
überlassen. Für die Sondernutzung von  
öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen 
ist eine vollständige Gebührenerhebung 
nicht sichergestellt.

Die Überlassung von wirtschaftlich ge-
nutzten Teilflächen an gemeinnützige 
Sportvereine erfolgt ohne bürgerschaft
liche Legitimation erheblich unterhalb des 
Verkehrswerts. 

Die vorgegebene amateursportliche Nut-
zung der überlassenen Grundstücke ist 
nicht sichergestellt, soweit Sportvereine 
und Erbbauberechtigte Dritten Teilflächen 
zur kommerziellen Nutzung weiterüber
lassen.

635.	 Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) ist Eigentümerin von Im-
mobilien, die an die Außenalster grenzen. Zehn dieser Immobilien 
überlässt sie auf unterschiedlicher vertraglicher Grundlage natür-
lichen und juristischen Personen des Privatrechts. Sechs Über-
lassungen gegen Entgelt erfolgen zum Betrieb einer Gastronomie 
oder einer Verkaufsstelle. Vier teilweise unentgeltliche Überlas-
sungen erfolgen an gemeinnützige Sportvereine zum Betrieb von 
Sportanlagen für amateursportliche Zwecke.

Der Rechnungshof hat geprüft, ob diese zehn Nutzungsüberlas-
sungen in Bezug auf das Entgelt bzw. die Unentgeltlichkeit dem 
Haushaltsrecht entsprechen.
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Überlassungen zum Betrieb einer  
Gastronomie oder einer Verkaufsstelle

Öffentlich-rechtliche Verträge

636.	 Auf einer Teilfläche einer öffentlichen Grün- und Erholungsanlage 
und den darauf befindlichen, im Eigentum der FHH stehenden, Ge-
bäuden wird eine Gastronomie betrieben. Das zuständige Bezirks
amt hat den Betreibern diese Nutzung mit öffentlich-rechtlichem 
Vertrag bis Ende 2025 gestattet. Fläche und Gebäude sind durch 
Mauern und Zäune abgegrenzt und nur während der Öffnungszei-
ten durch ein Tor zugänglich. Für die Nutzung der Vertragsfläche 
von 480 m² einschließlich einer Gebäudenutzfläche von ca.144 m² 
ist laut Änderungsvertrag aus November 2020 ein jährliches Ent-
gelt in der Höhe von 25.410 Euro zu zahlen. Auf dieser Grundlage 
errechnet sich – unabhängig davon, ob die Fläche bebaut oder 
unbebaut ist – ein Entgelt von 4,41 Euro monatlich pro m².

Gebäudeüberlassung

637.	 Nach der LHO dürfen Vermögensgegenstände nur zum Verkehrs-
wert veräußert bzw. vermietet oder verpachtet werden (§ 63 Ab-
sätze 3 und 5 LHO). Der sog. Verkehrswert wird durch den Preis 
bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehr nach der Be-
schaffenheit des Gegenstandes bei einer Veräußerung zu erzielen 
wäre. Bei der Vermietung und Verpachtung von Liegenschaften ist 
grundsätzlich der volle ortsübliche Miet- oder Pachtzins zugrunde 
zu legen.

638.	 Die überlassenen Gebäude dienen einer privatrechtlichen Nut-
zung als Gaststätte und nicht Zwecken des Gemeinwesens. Der 
Umstand, dass die Gebäude sich auf einem Flurstück befinden, 
das als Grün- und Erholungsanlage bekannt gemacht ist, führt 
nicht dazu, dass die Gebäude von der Gemeinwohlfunktion um-
fasst sind.

Soweit die FHH in ihrem Eigentum stehende Vermögensgegen-
stände, die nicht Zwecken des Gemeinwesens dienen, Dritten 
überlässt, nimmt sie als juristische Person am Privatrechtsverkehr 
teil und handelt privatrechtlich. Daher darf die Überlassung der 
Gebäude nur zur ortsüblichen Miete oder Pacht erfolgen.

639.	 Von den 25.410 Euro jährlich entfallen auf die 144 m² Nutzfläche in 
Gebäuden 7.623 Euro jährlich bzw. 635,25 Euro monatlich. 

Das Entgelt von 4,41 Euro monatlich pro m² beträgt nur rund 23 % 
des Durchschnitts der von der Stadtreinigung Hamburg – Anstalt 
des öffentlichen Rechts – (SRH) an der Außenalster für die bebau-
te Nutzfläche von Kiosk-WCs vereinbarten Grundmiete von 20,12 
Euro pro m² (siehe Tz. 649), welche zu überprüfen und gegebe-
nenfalls zu erhöhen sind (siehe Tz. 653). 

Zudem könnte das Bezirksamt mit der Vereinbarung einer mo-
natlich zu zahlenden Umsatzmiete für den Fall, dass diese höher 

Unwirtschaftliches 
Handeln durch 
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unterhalb des  
Verkehrswerts
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ausfällt als die Grundmiete, weitere Erlöse erzielen. Mit dieser im 
Gastronomiebereich üblichen Variante fände eine noch stärkere 
Berücksichtigung des Werts der Überlassung sowie der an der 
Außenalster gegebenen Umstände (zum Beispiel Saisongeschäft) 
statt.

Das Bezirksamt hat den Betreibern die Gebäude des Objekts er-
heblich unterhalb des Verkehrswerts überlassen, damit gegen die 
LHO verstoßen und unwirtschaftlich gehandelt. 

640.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und das zuständige 
Bezirksamt aufgefordert, den aktuellen Vertrag schnellstmöglich 
enden zu lassen und über die Gebäude des Objekts einen privat
rechtlichen Gewerbemietvertrag zum Verkehrswert abzuschlie-
ßen bzw. durch den Landesbetrieb Immobilienmanagement und 
Grundvermögen (LIG) abschließen zu lassen.

Sondernutzung

641.	 Öffentliche Grün- und Erholungsanlagen dienen der Gesundheit 
und Erholung der Bevölkerung, werden von der FHH unterhalten, 
sind als solche vom Senat bekannt gemacht worden und stehen 
dem Gemeingebrauch unter Beachtung der Zweckbestimmung 
zur Verfügung. Eine Sondernutzung ist jede Benutzung der öf-
fentlichen Sache, die ihren Gebrauch durch andere dauernd aus-
schließt, in die Anlage eingreift oder über den Gemeingebrauch 
hinausgeht. 

Da die Nutzung der Parkfläche für den Gaststättenbetrieb über 
den Gemeingebrauch hinausgeht bzw. die Abgrenzung der Fläche 
durch Mauern und Zäune den Gebrauch durch andere auf Dauer 
ausschließen, stellt sie eine Sondernutzung dar.

642.	 Die Sondernutzung ist durch öffentlich-rechtlichen Vertrag erteilt 
worden. Laut Vertrag ist die Höhe des Entgelts entsprechend der 
Gebührenordnung für die Verwaltung und Benutzung der öffent
lichen Wege, Grün- und Erholungsanlagen mit Stand vom 1. Januar 
2020 bestimmt worden und kann analog zu den künftigen Verän-
derungen dieser Gebührenordnung angepasst werden. Das Be-
zirksamt kann jedoch weder die Berechnung des ursprünglich zu 
zahlenden Betrags vorlegen, noch kann es die herangezogenen 
Gebührentatbestände benennen. Laut Bezirksamt wird der Betrag 
entsprechend der prozentualen Gebührenerhöhung fortgeschrie-
ben.

643.	 Das Bezirksamt legt das Entgelt für die Sondernutzung der Park-
fläche nicht auf Basis der einschlägigen Gebührentatbestände 
und aktuellen Gebührensätze fest. Damit stellt es eine vollständi-
ge Begründung und Einziehung der Forderung nach Maßgabe von  
§ 37 Absatz 5 LHO und damit auch die Einhaltung der Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht sicher.

644.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und das Bezirksamt  
aufgefordert, die Höhe der Sondernutzungsgebühren für die über-

Entgelte nicht 
auf Basis der 
geltenden  
Gebührensätze
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lassene Parkfläche auf Basis der maßgeblichen Gebührenordnung 
neu zu berechnen und nach schnellstmöglicher Beendigung des 
aktuellen Vertrages für die Außenfläche einen Sondernutzungs
bescheid nebst Gebührenbescheid zu erlassen bzw. einen ent-
sprechenden öffentlich-rechtlichen Vertrag zu schließen. 

Überlassung einer weiteren Grünfläche

645.	 Eine andere Grünfläche hat das Bezirksamt den Nutzern eines 
anderen Objekts auf Basis eines Vergleichsvertrages entgeltlich 
überlassen. Nach dem im Jahr 2000 geschlossenen Vertrag er-
rechnet sich die Höhe des Entgelts mittels einer Verzinsung des 
Bodenwerts.

646.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass das zuständige Bezirksamt 
seit dem Vertragsschluss nie geprüft hat, ob eine Erhöhung des 
Entgelts durchsetzbar ist. Er hat ihm empfohlen, die Möglichkeiten 
einer Entgelterhöhung zu prüfen und gegebenenfalls im Interesse 
wirtschaftlichen Verwaltungshandelns in größtmöglichem Umfang 
umzusetzen.

Stellungnahme der Verwaltung

647.	 Das Bezirksamt hat zugesagt, den Forderungen sowie der Emp-
fehlung des Rechnungshofs nachzukommen.

Kiosk-WCs

Gewerbemietverträge für Gebäude

648.	 Die SRH ist für Bau, Unterhaltung und Betrieb öffentlicher Toilet-
ten zuständig. Diese Zuständigkeit umfasst drei an der Außen-
alster befindliche Gebäude, in denen durch Private auf Basis von 
Gewerbemietverträgen sog. Kiosk-WCs betrieben werden. Verein-
bart ist die monatliche Zahlung einer Umsatzmiete von 8 % des im 
jeweiligen Mietobjekt erzielten Umsatzes und einer Grundmiete, 
wobei letztere nur greift, wenn die Umsatzmiete geringer ausfällt 
als diese. 

649.	 Die SRH hat im Jahr 2022 Mieterlöse pro m² in folgendem Umfang 
erzielt:
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Objekt Monatsmiete  
pro m²

davon 
Grundmiete  

pro m²

Abweichung 
Grundmiete von 

durchschnittlicher 
Grundmiete

Nummer 1 69,80 Euro 24,81 Euro 123,31 %

Nummer 2 134,91 Euro 17,37 Euro 86,33 %

Nummer 3 39,61 Euro 18,18 Euro 90,36 %

Durchschnittliche 
Monat- /  
Grundmiete

81,44 Euro 
 

20,12 Euro 
 

Quelle: Angaben der SRH, eigene Darstellung

Der Abgleich der Grundmieten ergibt, dass für ein Objekt ein 
deutlich höherer Quadratmeterpreis vereinbart wurde, als für die 
anderen Objekte, deren Grundmieten unter dem Durchschnitt 
liegen.

650.	 Aus dem Gebot des wirtschaftlichen Handels (§ 7 LHO) folgt für 
die SRH als öffentliches Unternehmen, dass alle Einnahmequel-
len auszuschöpfen sind und Vermögensgegenstände nur zum 
vollen Wert überlassen werden dürfen. Bei der Vermietung einer 
Gewerbeimmobilie ist es daher üblich, für die Bestimmung der 
Miete ortsübliche Vergleichsmieten heranzuziehen und auf dieser 
Basis die Objekte anzubieten bzw. Mieterhöhungen vorzunehmen.

651.	 Die SRH hat zur Ermittlung der Grundmieten jedoch weder  
Vergleichsmieten herangezogen noch die drei Objekte unter
einander verglichen sowie die vertraglich bestehenden Möglich-
keiten, die Mieten zu erhöhen, nicht geprüft. Aus Sicht der SRH 
bestand keine wirtschaftliche Notwendigkeit, die Grundmieten 
anzupassen, weil diese immer deutlich unter den Umsatzmieten 
lagen.

652.	 Die Vereinbarung einer Umsatzmiete ist zwar ein geeigneter An-
satz, dem Wert der Überlassung sowie den an der Außenalster 
gegebenen Umständen (zum Beispiel Saisongeschäft) Rechnung 
zu tragen (siehe Tz. 639). Allein darauf abzustellen, ist aber auch 
unter Verweis darauf, dass die Grundmieten in der Vergangenheit 
immer deutlich unter den Umsatzmieten lagen, nicht ausreichend. 
Vielmehr muss die SRH für die einzelnen Objekte Vergleichsmieten 
heranziehen bzw. zumindest die drei Objekte miteinander verglei-
chen und die vertraglich bestehenden Möglichkeiten, die Grund-
mieten zu erhöhen, nutzen. Nur auf diese Weise kann die SRH die 
Einhaltung des Gebots des wirtschaftlichen Handelns für den Fall, 
dass die Umsätze sinken und nur in Höhe der Grundmieten zu 
zahlen ist, sicherstellen.

653.	 Der Rechnungshof hat die SRH daher aufgefordert, die Höhe der 
vereinbarten Grundmieten für die drei Objekte zu überprüfen und 
die vertraglichen Möglichkeiten einer Mieterhöhung zu nutzen, um 
eine möglichst hohe Gegenleistung auch für den Fall zu erzielen, 
dass nur Grundmieten zu zahlen sind.

Wirtschaftliches 
Handeln nicht 
hinreichend 
sichergestellt
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Sondernutzungen

654.	 Für den Betrieb der drei Kiosk-WCs werden auch Außenflächen 
genutzt, bei denen es sich um Flächen öffentlicher Grün- und Er-
holungsanlagen handelt, für deren Verwaltung die Bezirksämter 
zuständig sind.

In einem Fall erfolgt die Nutzung entgeltlich auf Basis einer Son-
dernutzungserlaubnis und entsprechenden Gebührenbeschei-
den. In einem weiteren Fall liegt der entgeltlichen Nutzung ein 
öffentlich-rechtlicher Vertrag zugrunde, der die Höhe des Ent-
gelts bestimmt.

655.	 In dem dritten Fall hat das zuständige Bezirksamt die Nutzung 
der Außenflächen hingegen seit Jahren hingenommen, ohne eine 
Erlaubniserteilung geprüft und weder Gebühren noch Entgelte er-
hoben zu haben. Damit hat es versäumt, Forderungen rechtzei-
tig und vollständig zu begründen und einzuziehen (§ 37 Absatz 5 
LHO).

656.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und das Bezirksamt 
aufgefordert, die Sachlage hinsichtlich der Nutzung der Außen-
flächen für das dritte Objekt unverzüglich zu prüfen mit dem 
Ziel, die Sondernutzung für die Zukunft rechtssicher zu gestalten  
sowie Gebühren bzw. Entgelte in Höhe der einschlägigen Ge-
bührensätze zu erzielen.

Stellungnahme der Verwaltung 

657.	 Die SRH und das Bezirksamt haben die Umsetzung der jeweils 
adressierten Forderung zugesagt.

Überlassungen zum Betrieb einer Sport
anlage für amateursportliche Zwecke

Überlassung von wirtschaftlich genutzten  
Teilflächen

658.	 Der Senat hat mit einer – von der zuständigen Behörde für Inne-
res und Sport (BIS) erarbeiteten – Globalrichtlinie aus dem Jahr 
1998 eine überwiegend entgeltfreie Überlassung von städtischen 
Grundstücken an gemeinnützige Sportvereine geregelt. Grundla-
ge der Grundstücksüberlassungen durch die Bezirksämter ist ein 
Muster-Sportrahmenvertrag, der Bestandteil der bereits seit Ende 
2003 außer Kraft getretenen Globalrichtlinie ist.

659.	 Das zuständige Bezirksamt hat zwei gemeinnützigen Sportver-
einen an der Außenalster belegene Grundstücke auf Basis von 
Sportrahmenverträgen überlassen, um darauf jeweils eine Sport-
anlage zu betreiben. Der Vorgabe des Mustervertrags folgend wird 
von der Erhebung eines Entgelts für das Grundstück abgesehen, 
sofern und solange die Sportstätte für den Amateursport genutzt 
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wird und der Sportverein gemeinnützig ist. Für die wirtschaftlich 
genutzten Teilflächen, die 474 m² bzw. 328 m² groß sind, wird ent-
sprechend der Vorgabe des Mustervertrages ein jährliches Entgelt 
von 5,00 Euro je m² erhoben. Dies entspricht rund 42 Cent monat-
lich pro m².

Von dem vertraglichen Recht, alle drei Jahre das für den wirt-
schaftlich genutzten Teil des Grundstücks vereinbarte Entgelt zu 
erhöhen, hat das Bezirksamt in beiden Fällen keinen Gebrauch 
gemacht.

660.	 § 63 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 5 LHO regelt, dass 
die Überlassung der Nutzung eines Vermögensgegenstandes 
nur zum Verkehrswert erfolgen darf (siehe Tz. 637). Ausnahmen 
können im Haushaltsplan, durch Gesetz, aufgrund eines Geset-
zes oder im Einzelfall mit Zustimmung der Bürgerschaft zugelas-
sen werden (§ 63 Absatz 3 Satz 2 LHO). Durch den Haushalts-
beschluss bestimmt die Bürgerschaft seit Jahrzehnten, dass die 
Überlassung zur unentgeltlichen Nutzung für stadteigene Sport-
stätten und -flächen an gemeinnützige Hamburger Sportvereine 
und -verbände für amateursportliche Zwecke zugelassen wird.1 

661.	 Soweit die Überlassung der Grundstücke an die gemeinnützigen 
Vereine für amateursportliche Zwecke unentgeltlich erfolgt, ist  
diese durch die Bürgerschaft legitimiert. 

Die Überlassung von Teilflächen zur wirtschaftlichen Nutzung zu 
einem Entgelt von 42 Cent monatlich pro m² erfolgt ganz erheblich 
unterhalb des Verkehrswerts (vgl. Tz. 649). Der Wortlaut der Haus-
haltsbeschlüsse deckt die Überlassung der wirtschaftlich genutz-
ten Teilflächen zu einem Entgelt unterhalb des Verkehrswerts nicht 
ab. Auch liegen keine Hinweise vor, dass diese nach dem Sinn und 
Zweck der haushaltsrechtlichen Regelung mit umfasst sein soll. 

Zudem differenziert auch die Globalrichtlinie ausdrücklich zwi-
schen der Nutzung des Grundstücks für den Amateursport, wofür 
von der Erhebung eines Entgelts für das Grundstück abgesehen 
wird, und der wirtschaftlich genutzten Teilfläche, für die ein Entgelt 
erhoben wird.

662.	 Folglich fehlt es an der erforderlichen Legitimation durch die 
Bürgerschaft, für die wirtschaftlich genutzten Flächen weniger als 
den Verkehrswert verlangen zu dürfen. Zudem wurde die Ende 
2003 außer Kraft getretene Globalrichtlinie bisher weder ersetzt 
noch eine Erhöhung des Entgelts für die wirtschaftlich genutzten 
Teilflächen veranlasst. Hieraus resultiert ein wirtschaftlicher Scha-
den für die FHH. Das Gebot des wirtschaftlichen Verwaltungshan-
delns gilt uneingeschränkt. Es ist sowohl bei der Abfassung der 
Globalrichtlinie als auch bei konkreten Überlassungen zu beach-
ten.

1	 Vgl. Artikel 13 Haushaltsbeschluss 2023/2024 vom 15. Dezember 2022 in der 
Fassung vom 10. April 2024. Die Entgeltfreiheit für die Sportstätten wird seit 
1965 und für Grundstücke (sog. Sportrahmenvertrags-Flächen) seit 1974 prakti-
ziert.

Überlassung 
von Teilflächen  
erheblich 
unterhalb des 
Verkehrswerts
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663.	 Der Rechnungshof hat das Vorgehen der BIS und des zuständigen 
Bezirksamts beanstandet. Er hat die BIS aufgefordert, sicherzu-
stellen, dass 

	– die Überlassung von wirtschaftlich genutzten Teilflächen im 
Rahmen von Sportrahmenverträgen künftig zum Verkehrswert 
erfolgt oder

	– für die Überlassung von wirtschaftlich genutzten Teilflächen im 
Rahmen von Sportrahmenverträgen unterhalb des Verkehrs-
werts eine rechtskonforme Ausnahmeregelung nach § 63 Ab-
satz 3 Satz 2 LHO herbeigeführt wird.

Zudem hat er das Bezirksamt und die BIS aufgefordert, die Mög-
lichkeiten der Entgelterhöhung auf Basis der geschlossenen 
Sportrahmenverträge zu prüfen und gegebenenfalls im Interesse 
wirtschaftlichen Verwaltungshandelns in größtmöglichem Umfang 
umzusetzen.

Gewerbliche Nutzung durch Dritte

664.	 Ein Teil einer an einen Sportverein überlassenen Fläche ist in der 
Vergangenheit durch einen Dritten für Hochzeitsfeiern, Firmenfei-
ern und weitere kommerzielle Events genutzt worden. Dem Sport-
verein und dem Dritten ist die gastronomische Nutzung aus bau-
ordnungsrechtlichen Gründen rechtskräftig untersagt worden. 

Auf einem Teil der anderen an einen Sportverein überlassenen 
Fläche bietet ein Unternehmen der Öffentlichkeit an, dort Hoch-
zeitsfeiern, Firmenfeiern und weitere kommerzielle Events zu ver-
anstalten. Laut Bezirksamt steht das Ergebnis der bauordnungs-
rechtlichen Prüfung noch aus. 

Regelmäßige Überprüfungen der Einhaltung des Nutzungszwecks 
erfolgten im Übrigen nicht. Vielmehr vertritt das Bezirksamt die 
Auffassung, dass es sich bei den oben genannten Nutzungen 
durch Dritte um Nutzungen handle, die dem Nutzungszweck der 
Sportrahmenverträge entsprächen, weil diese eine wirtschaftliche 
Nutzung zuließen. 

665.	 Die BIS macht keine konkreten Vorgaben dazu, in welchem Um-
fang bzw. unter welchen Bedingungen eine Nutzung des wirt-
schaftlich genutzten Teils durch Dritte zulässig ist. In der außer 
Kraft getretenen Globalrichtlinie hieß es zwar, dass unterstellt wer-
de, dass der gewerblich genutzte Teil überwiegend von den Sport-
vereinen selbst genutzt werde. Kriterien, anhand derer festgestellt 
werden könnte, ob eine Nutzung durch Dritte im Einzelfall zulässig 
ist oder nicht, werden aber nicht genannt. 

Um eine praktikable und einheitliche Vollzugspraxis zu erreichen, 
ist eine Konkretisierung der Zulässigkeitsvoraussetzung für eine 
Drittnutzung des wirtschaftlich genutzten Teils erforderlich. Die-
se könnte beispielsweise durch Angaben zum zeitlichen Umfang 
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bzw. zur Höhe des Umsatzes sowie durch einen Katalog typischer 
Fälle erfolgen.

666.	 In welchem Umfang und auf welcher rechtlichen Grundlage die 
Dritten das Grundstück wirtschaftlich nutzen, ist vom Bezirksamt 
bisher nicht geprüft worden. Eine Nutzung von Teilflächen des zum 
Betrieb einer Sportanlage unentgeltlich an einen Sportverein über-
lassenen Grundstücks durch einen Gastronomie- bzw. Eventbe-
trieb, der dort für „jedermann“ Hochzeitsfeiern, Firmenfeiern und 
weitere kommerzielle Events veranstaltet, dürfte der Intention der 
Sportförderung durch Grundstücksüberlassung jedenfalls dann 
nicht entsprechen, wenn darin die überwiegende Nutzung liegt.

667.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die BIS keine Konkreti-
sierung der Zulässigkeitsvoraussetzung für eine Drittnutzung des 
wirtschaftlich genutzten Teils der Sportrahmenvertragsflächen 
vorgenommen hat. Er hat die BIS aufgefordert, diesen Aspekt bei 
der in Arbeit befindlichen Neufassung der Globalrichtlinie und des 
Muster-Sportrahmenvertrages – auch mit Blick auf das EU-Beihil-
ferecht – zu berücksichtigen.

Zudem hat der Rechnungshof beanstandet, dass das Bezirksamt 
Umfang und rechtliche Grundlage der wirtschaftlichen Nutzungen 
der Sportrahmenvertragsflächen durch Dritte bisher nicht über-
prüft hat. Er hat das Bezirksamt aufgefordert, dies nachzuholen 
und gegebenenfalls die vertraglichen Regelungen zu nutzen, um 
für die Zukunft vertragsentsprechende Nutzungen sicherzustellen.

Stellungnahme der Verwaltung

668.	 Die BIS und das Bezirksamt haben zugesagt, den Forderungen 
nachzukommen.

Überlassungen durch Erbbauverträge

Entgelthöhe 

669.	 Drei an der Außenalster belegene Grundstücke sind Dritten auf 
Basis von Erbbauverträgen überlassen worden; eins einem priva-
ten Unternehmen mit Erbbauvertrag aus dem Jahr 1996 zum Be-
trieb einer Gastronomie und zwei gemeinnützigen Sportvereinen 
mit Erbbauverträgen aus den Jahren 1986 und 2002. 

670.	 Die LHO bestimmt, dass dingliche Rechte nur gegen angemesse-
nes Entgelt bestellt werden sollen (§ 64 Absatz 3 LHO). 

Konkretisierend regeln die Verwaltungsvorschriften zu § 64 LHO, 
dass nicht nur Grundstücke zu ihrem vollen Wert veräußert, son-
dern auch Erbbaurechte an Grundstücken nur zu ihrem vollen 
Wert bestellt werden dürfen, soweit keine Ausnahmen nach § 63 

Keine Prüfung 
der kommer­
ziellen Nutzung 
durch Dritte
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Absatz 3 LHO zugelassen sind.2 Voller Wert im Sinne von § 63 Ab-
satz 3 LHO ist bei Grundstücken der Verkehrswert (siehe Tz. 637).

671.	 Für alle drei Überlassungen sind die Berechnungen der Erbbau-
zinsen zwar anhand der Akten nachvollziehbar. Sie basierten aber 
nicht auf dem Verkehrswert. Vom Verkehrswert wurden jeweils 
Beträge wegen der beabsichtigten Nutzungen in Abzug gebracht.  

672.	 In Bezug auf die drei oben genannten Immobilien erwartet der 
Rechnungshof, dass der LIG für den Fall, dass an diesen Grund-
stücken nochmals Erbbaurechte bestellt werden, mit den Erb-
bauberechtigten Entgelte (Erbbauzinsen oder Einmalentgelte) in 
angemessener Höhe vereinbart, die auf Grundlage des Verkehrs-
werts der Grundstücke berechnet werden.

Gewerbliche Nutzung durch Dritte

673.	 In einem Gebäude, das sich auf einem Erbbaugrundstück befin-
det und einem Sportverein überlassenen wurde, wird ein Restau-
rant betrieben. Neben dem Restaurantbetrieb und sonntäglichem 
Brunch wird der Öffentlichkeit die Ausrichtung von Feiern und 
Clubveranstaltungen angeboten. 

Ein anderes Gebäude, das sich ebenfalls auf einem an einen 
Sportverein überlassenen Erbbaugrundstück befindet, wird der 
Öffentlichkeit von einem Unternehmen als Veranstaltungsort u. a. 
für Tagungen, Familienfeste, Hochzeiten und Weihnachtsfeiern 
angeboten. 

Zustimmungen der FHH sind den Akten nicht zu entnehmen. Der 
LIG hat mitgeteilt, dass er die zweckentsprechenden Nutzungen 
beider Erbbaurechte durch seinen beauftragten Dienstleister prü-
fen lasse.

Beide Erbbaurechtsverträge schränken die Nutzungsmöglichkei-
ten der Erbbauberechtigten stark ein. Die Sportvereine dürfen die 
auf den Erbbaugrundstücken vorhandenen Baulichkeiten nur für 
ihre Zwecke als Klubhaus mit Bootslagerhalle nutzen bzw. dort nur 
Gebäude errichten, die zur Pflege des Amateursports erforderlich 
und diesem Zweck zu dienen bestimmt sind. Ein öffentlicher Res-
taurant- und Veranstaltungsbetrieb sowie eine Nutzung als Event-
betrieb sind von diesen Zweckbestimmungen nicht umfasst.

674.	 Andere Verwendungen bedürfen nach beiden Verträgen der Zu-
stimmung der FHH. Die Zustimmungen zu den oben genannten 
– von den vertraglichen Nutzungszwecken nicht gedeckten – Nut-
zungen der Erbbaugrundstücke darf der LIG jedoch nicht nach 
seinem Belieben erteilen. Die Entscheidungen über die Zustim-
mungen müssen vielmehr nach pflichtgemäßem Ermessen, also 
in einer dem Sinn und Zweck der Ermächtigungsgrundlage – 
das sind hier die Erbbaurechtsverträge – entsprechenden Weise  

2	 Nr. 5.2 VV in Verbindung mit Nr. 5.1 VV zu § 64 LHO.

Kommerzielle Nut­
zung durch Dritte 
ohne erforderliche 
Prüfung
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getroffen werden. Dabei sind das öffentliche Interesse, u. a. an  
einem wirtschaftlichen Verwaltungshandeln, und die Belange des 
Bürgers abzuwägen sowie die Grundsätze der Zweckmäßigkeit 
und der Verhältnismäßigkeit zu beachten.

675.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass der LIG es in den bei-
den geprüften Fällen bisher versäumt hat, die vertragsgemäße 
Nutzung der Erbbaugrundstücke für amateursportliche Zwecke 
zu überwachen und gegebenenfalls sicherzustellen.

676.	 Der Rechnungshof hat den LIG aufgefordert,

	– die tatsächlichen Nutzungen der oben genannten Erbbau-
grundstücke abschließend zu prüfen,

	– im Falle von nichtzweckentsprechenden Nutzungen über  
etwaige Zustimmungen nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden, 

	– gegebenenfalls die nicht zweckentsprechenden Nutzungen zu 
unterbinden sowie 

	– die Einhaltung der Nutzungszwecke künftig regelmäßig zu prü-
fen und Verstößen nachzugehen.

Stellungnahme der Verwaltung 

677.	 Der LIG hat zugesagt, entsprechend vorzugehen und die Forde-
rungen umzusetzen. 
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Erstmaliger Bezug von Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung

Finanzbehörde – Steuerverwaltung

Beim erstmaligen Bezug von Vermietungs-
einkünften wird der zugrunde liegende 
Sachverhalt in vielen Fällen nicht wie er-
forderlich vollständig überprüft. Hierdurch 
droht ein dauerhafter Steuerausfall.

Die unvollständige Bearbeitung von Risiko-
hinweisen birgt die Gefahr, dass das ma-
schinelle Risikomanagement unterlaufen 
wird.

678.	 Zu den einkommensteuerpflichtigen Einkünften zählen Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6  
EStG in Verbindung mit § 21 EStG). Werden im Rahmen einer 
Einkommensteuererklärung erstmalig Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung angegeben, bekommt der oder die zuständige 
Sachbearbeitende einen maschinellen Risikohinweis, dass der 
Sachverhalt vollständig zu prüfen ist. Die sog. gesonderten und 
einheitlichen Feststellungen für Grundstücksgemeinschaften, bei 
denen mehrere Personen gemeinschaftlich Eigentum an einem 
Grundstück haben, unterliegen noch nicht dem maschinellen  
Risikomanagement. Nach der Dienstanweisung sind diese Fälle 
im Erstjahr alle intensiv zu prüfen.

679.	 Neben den jeweiligen Steuererklärungen erhält das Finanzamt 
durch Kontrollmitteilungen – sog. notarielle Veräußerungsanzei-
gen – der Grunderwerbsteuerstellen Kenntnis von einem Grund-
stückserwerb. Der Rechnungshof hatte bereits in den Jahren 2003 
und 2022 Defizite bei der Auswertung dieser Veräußerungsanzei-
gen festgestellt.1 Die aktuelle Prüfung diente als Nachschau der 
vorangegangenen Prüfungen und hatte zudem die erstmalige  
Erklärung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung als 
Prüfungsgegenstand.

Nachschau zu früheren Prüfungen

Verlust von Veräußerungsanzeigen

680.	 Ein erheblicher Teil der Veräußerungsanzeigen kommt weiterhin 
nicht in den jeweiligen Steuerakten der Erwerbenden an. Die Ver-
lustquote in Einkommensteuerfällen bei aktuellen Erwerben aus 
den Jahren 2021 und 2022 liegt mit 37 % deutlich höher als in der 
Prüfung aus dem Jahr 2022 für die Jahre 2018 und 2019 (21 %). 

1	 Jahresbericht 2004, Tz. 94 ff.; Jahresbericht 2023, Tz. 821 ff.

Weiterhin hohe 
Verlustquote von 
Veräußerungs­
anzeigen
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Bei den Grundstücksgemeinschaften liegt die Verlustquote aktuell 
bei 62 % und damit noch höher.

681.	 Der Rechnungshof hat die hohe Verlustquote beanstandet und  
erneut Maßnahmen zur Abhilfe gefordert. 

Das Problem wird sich nur dann erledigen, wenn die – gegenwär-
tig für Ende des Jahres 2025 geplante – Einführung eines neuen 
elektronischen Verfahrens mit direkter Übermittlung der notariellen 
Veräußerungsanzeige tatsächlich erfolgt.

Dokumentation der Auswertung von  
Veräußerungsanzeigen

682.	 Gegenüber den vorangegangenen Prüfungen hat sich die Doku-
mentation bei der Bearbeitung von vorliegenden Veräußerungs-
anzeigen verschlechtert. In 97 % der untersuchten Einkommen-
steuerfälle und bei allen Fällen der Grundstücksgemeinschaften 
ist jegliche Dokumentation der Bearbeitung unterblieben.

In der vorangegangenen Prüfung hatte der Rechnungshof bereits 
festgestellt, dass das Formular der Veräußerungsanzeige wenig 
anwendungsfreundlich gestaltet war. 

683.	 Der Rechnungshof hat die weiterhin fehlende Bearbeitungsdoku-
mentation kritisiert und erneut eine anwendungsfreundlichere und 
praxistauglichere Gestaltung der Veräußerungsanzeige empfoh-
len.

Prüfung der Mittelherkunft bei Erwerbenden

684.	 Bei den Einkommensteuerfällen mit Grundstückserwerb in den 
Jahren 2021 und 2022 war eine Prüfung der Mittelherkunft in fast 
jedem dritten Fall nicht dokumentiert. Obwohl eine Diskrepanz 
zwischen erklärten Einkünften und der für den Grundstückserwerb 
eingesetzten Mittel bestand bzw. keine Finanzierung ersichtlich 
war, blieb bei Grundstücksgemeinschaften in 34 % der Vorgänge 
die Finanzierung ungeklärt. In diesen Fällen steht zu befürchten, 
dass die nach der Erlasslage gebotene Sachverhaltsaufklärung 
nicht stattfand. Eine Verwendung von nicht versteuerten Einkünf-
ten zum Grundstückserwerb kann in diesen Fällen nicht ausge-
schlossen werden.

685.	 Der Rechnungshof hat die weiterhin unzureichende Auswertung 
der Mitteilungen über den Erwerb eines Grundstücks im Hinblick 
auf die Mittelherkunft und den damit im Zusammenhang stehen-
den Verstoß gegen bestehende Pflichten zur Sachverhaltsaufklä-
rung und Dokumentation beanstandet. Er hat die Steuerverwaltung 
aufgefordert, den Bekanntheitsgrad des einschlägigen Erlasses zu 
erhöhen, damit zukünftig Erwerbsmitteilungen vollständig steuer-
rechtlich gewürdigt werden.

Fehlende  
Dokumentation 
der steuer­
rechtlichen 
Auswertung

Unzureichende 
Sachverhalts­
aufklärung 
bei der Mittel­
herkunft



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

193

Aktuelle Feststellungen 

Nutzung von Checklisten zur Arbeitshilfe

686.	 Aufgrund der vorangegangenen Prüfung des Rechnungshofs zum 
Umgang mit Veräußerungsanzeigen (vgl. Tz. 679) überarbeite-
te die Steuerverwaltung den maßgeblichen Erlass und fügte ihm 
Checklisten als Arbeitshilfen bei. Der Rechnungshof konnte in kei-
nem der untersuchten Fälle erkennen, dass die Checkliste genutzt 
wurde. Offenbar ist den Bearbeitenden in den Finanzämtern die 
Checkliste nicht bekannt. 

687.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Steuerverwal-
tung aufgefordert, die Checklisten in dem einschlägigen Erlass 
ausdrücklich zu benennen.

Hinweisbearbeitung und Dokumentation im 
Rahmen des Risikomanagements

688.	 Bei erstmaliger Erklärung von Vermietungseinkünften wird der 
oder die Mitarbeitende im Finanzamt durch einen maschinellen Ri-
sikohinweis zur vollständigen Überprüfung des Sachverhalts und 
zur Erfassung wesentlicher Grundstücksdaten aufgefordert. Nur 
dies ermöglicht in den Folgejahren einen maschinellen Abgleich 
der Erklärungsdaten im Rahmen des Risikomanagementsystems. 
Nach der entsprechenden Dienstanweisung sind Art und Umfang 
dieser Hinweisüberprüfung in einfacher Weise, jedoch für einen 
Dritten nachvollziehbar, elektronisch zu dokumentieren, gegebe-
nenfalls unter Verweis auf weitere Erläuterungen in digitaler oder 
Papierform.

689.	 Diesem Anspruch werden die vorgefundenen Dokumentationen 
nur selten gerecht. In der großen Anzahl der Fälle wurde kein 
Nachweis darüber erbracht, dass eine substanzielle Prüfung tat-
sächlich stattgefunden hat. Die Dokumentation beschränkte sich 
häufiger auf Kürzel wie beispielsweise „erl.“ [erledigt] oder „i.O.“ 
[in Ordnung].

690.	 Für die Funktionalität des Risikomanagementsystems ist es un
erlässlich, dass Risikohinweise vollständig bearbeitet werden. 
Dieses gilt insbesondere, soweit Daten angelegt oder gepflegt 
werden müssen, auf die das Risikomanagementsystem in Folge-
jahren zugreift. Wenn dies mangels Daten nicht funktioniert, fehlt 
es der programmgesteuerten Bearbeitung von Steuererklärungen 
insgesamt an Legitimation.

691.	 Der Rechnungshof hat die mangelhafte Hinweisbearbeitung und 
die nicht anforderungsgerechte Dokumentation bezüglich der  
Fälle mit erstmaliger Vermietung und Verpachtung beanstandet. Er 
hat gefordert, dass die Hinweisbearbeitung bei erstmaligen Über-
prüfungen zu Dauersachverhalten stärker in den Fokus genom-
men wird und dass die Steuerverwaltung die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen trifft.

Arbeitshilfen 
bleiben gänzlich 
ungenutzt

Mangelhafte Hin­
weisbearbeitung
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Pflege der festsetzungsnahen Daten  
für Grundstücke 

692.	 Die wesentlichen Daten zum Grundstück sind bei Eingang der 
Veräußerungsanzeige oder nach Ausgabe eines entsprechenden 
Risikohinweises in den festsetzungsnahen Daten zu den Grund-
stücken als Dauersachverhalte elektronisch zu erfassen. Das Ri-
sikomanagementsystem gleicht diese Daten mit den jährlichen 
Steuererklärungen ab und steuert gezielte Bearbeitungshinweise 
aus.

693.	 Der Rechnungshof hat festgestellt und beanstandet, dass we-
sentliche Angaben zum Grundstück, wie die Lage und Größe 
des Objekts, oder Angaben zum Anschaffungsvorgang durch die 
Bearbeitenden häufig nicht eingetragen worden sind. Durch die 
mangelhafte Pflege der festsetzungsnahen Daten der Grundstü-
cke kann die Funktionsfähigkeit des Risikomanagementsystems 
wesentlich beeinträchtigt werden. Zudem können in Folgejahren 
falsche Bearbeitungshinweise ausgesteuert werden, die zu wie-
derkehrender unnötiger Mehrarbeit führen. 

694.	 Der Rechnungshof hat die Steuerverwaltung aufgefordert, durch 
geeignete Maßnahmen auf die Vollständigkeit der festsetzungsna-
hen Daten hinzuwirken. 

Kaufpreisaufteilung zur Ermittlung des  
Abschreibungsvolumens

695.	 Bei Grundstückserwerben ist der Kaufpreis auf den Grund und 
Boden und den abschreibungsfähigen Gebäudeanteil aufzuteilen. 
Bei jedem dritten Einkommensteuer- und bei jedem vierten Fest-
stellungsfall fand erkennbar keine vorgabengerechte Überprüfung 
der Erklärungsangaben der Steuerpflichtigen statt.

696.	 Der Rechnungshof hat die mangelhaften Ermittlungen der Be-
steuerungsgrundlagen für die Abschreibungen beanstandet und 
die Steuerverwaltung aufgefordert, ihre Bemühungen zur Verbes-
serung der Bearbeitungsqualität zu intensivieren.

Anforderung von Dauerunterlagen

697.	 Zur Sachverhaltsaufklärung sind sog. Dauerunterlagen, die über 
den aktuellen Zeitraum hinaus von Bedeutung sind, anzufordern 
und zur Akte zu nehmen. Dazu zählen Kauf-, Miet- und Finanzie-
rungsverträge.

698.	 In jedem vierten Fall sind Veranlagungen und Feststellungen 
durchgeführt worden, ohne dass auf die wesentlichen Unterlagen 
des Vermietungsobjekts zurückgegriffen wurde. 

699.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und gefordert, dass die 
Steuerverwaltung auch hier ihre Bemühungen zur Verbesserung 
der Bearbeitungsqualität intensiviert.

Daten
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Umgang mit elektronischen Dokumenten 

700.	 Die Hamburger Steuerverwaltung befindet sich bei der Akten-
führung in einem Transformationsprozess von der Papierakte hin 
zur elektronischen Akte. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass 
die zurzeit noch hybride Aktenführung bei den Bediensteten zu 
Schwierigkeiten führt. Dieses hat zur Folge, dass elektronische 
Unterlagen nicht an den zutreffenden Orten abgelegt werden und 
zum Teil Mehrfachablagen in papiermäßiger und elektronischer 
Form erfolgen.

701.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die bisherigen Bemühungen 
der Steuerverwaltung zur Etablierung der Ablage von elektronischen 
Postein- und -ausgängen in der eAkte noch nicht zur vollständigen 
Umsetzung der Vorgaben in den Veranlagungs- und Feststellungs-
stellen geführt haben. Hierzu hat er der Steuerverwaltung die Schaf-
fung eines einheitlichen Regelwerks empfohlen, um so die Akten-
führung in den Regionalfinanzämtern zu verbessern.

Unzutreffende Hinweisausgabe in  
Bestandsfällen

702.	 In einem erheblichen Teil der untersuchten Fälle wurde ein Ri-
sikohinweis zur erstmaligen Vermietung und Verpachtung aus-
gegeben, obwohl es sich nicht um eine neue, sondern um eine 
bereits laufende Vermietung handelte. Eine der Ursachen für die 
unzutreffende Ausgabe des Risikohinweises waren Grundstücks-
aktenzeichen (sog. Einheitswert-Aktenzeichen), die korrekt vom 
Steuerpflichtigen erklärt wurden, aber nicht mit den im Finanzamt 
elektronisch erfassten Daten (eDaten) übereinstimmten.

703.	 Die Finanzämter unterließen häufig eine Korrektur der eDaten, so-
dass es im Folgejahr erneut zur unzutreffenden Hinweisausgabe 
kam. Dadurch werden gleichzeitig alle weiteren Risikohinweise 
zur Vermietung und Verpachtung systembedingt unterdrückt. Auf 
diese Weise erfolgte keine Überprüfung des Vermietungsobjekts, 
da der unzutreffende Hinweis unbeachtet blieb und zutreffende 
Hinweise gar nicht erst vom Risikomanagementsystem zur Bear-
beitung ausgesteuert wurden.

704.	 Der Rechnungshof hat die Steuerverwaltung aufgefordert, sicher-
zustellen, dass diese Problematik in den Veranlagungsstellen der 
Finanzämter in geeigneter Weise thematisiert und für Abhilfe ge-
sorgt wird.

Stellungnahme der Verwaltung

705.	 Die Steuerverwaltung hat die Feststellungen des Rechnungshofs 
anerkannt und erklärt, den Forderungen nachzukommen und die 
Empfehlungen zu prüfen. Sie hat zugesagt, den Rechnungshof 
über die Umsetzung zu informieren.
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Mitteilungen über Corona-Hilfen 
an die Steuerverwaltung

Behörde für Wirtschaft und Innovation / 
Hamburgische Investitions- und Förderbank AöR / 

Finanzbehörde – Steuerverwaltung –

Die Investitions- und Förderbank hat ge-
währte Corona-Hilfen in großem Umfang 
den Finanzbehörden nicht mitgeteilt.

Die Bearbeitungsvorgaben für die Auswer-
tung der Mitteilungen in den Finanzämtern 
waren nicht ausreichend.

Um missbräuchliche Inanspruchnahmen 
von Corona-Hilfen erkennen zu können, 
wären entsprechende Vorgaben für die Be-
arbeitung notwendig gewesen.

Mitteilungen an die Finanzbehörden zur 
Sicherstellung der Besteuerung 

706.	 Zur Abmilderung der Coronakrise haben Bund und Länder Hilfen 
an Unternehmen ausgezahlt, die ihren Geschäftsbetrieb zeitwei-
se ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen mussten bzw. in 
eine finanzielle Notlage geraten waren. In Hamburg ist u. a. die 
Hamburgische Investitions- und Förderbank AöR (IFB) mit der 
Abwicklung der Corona-Hilfen beauftragt worden, die unter der 
Fach- und Rechtsaufsicht der Behörde für Wirtschaft und Innova-
tion (BWI) steht.

707.	 Die Corona-Hilfen sind von den Unternehmen als steuerpflichtige 
Betriebseinnahmen zu berücksichtigen. Um die Angaben in den 
Steuererklärungen überprüfen zu können und damit die Besteue-
rung sicherzustellen, ist die Mitteilungsverordnung (MV) entspre-
chend ergänzt worden. Diese verpflichtet die mit der Auszahlung 
der Corona-Hilfen beauftragten Institutionen zu einer elektroni-
schen Übermittlung an die jeweils zuständigen Finanzbehörden 
des Bundes und der Länder nach § 6 Absatz 2 Abgabenordnung.

Unvollständige Übermittlung durch  
die Hamburgische Investitions- und  
Förderbank AöR 

708.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die IFB zwar die von ihr 
bearbeiteten Bundes-Soforthilfen (insgesamt rund 330 Mio. Euro), 
die als Billigkeitsleistungen gewährt wurden, den Finanzbehörden 
mitgeteilt hat. Die von ihr bearbeiteten Hamburger Soforthilfen 
(58.200 Fälle mit einem Fördervolumen von 220  Mio. Euro), die 
formal als Zuwendung gemäß § 46 LHO gewährt wurden, hat sie 
hingegen nicht übermittelt. 

58.200 Mit­
teilungen mit 
Fördervolumen 
von 220 Mio. 
Euro aus­
stehend
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Ursächlich dafür ist eine abweichende Auslegung von §  13  MV 
durch die IFB. Die IFB ging davon aus, dass die Regelung Zuwen-
dungen nicht betrifft. 

709.	 Die IFB hatte sich im Februar 2021 an die Steuerverwaltung ge-
wandt und mitgeteilt, dass sie davon ausgehe, dass nur solche 
Zahlungen mitzuteilen seien, die in Form von Billigkeitsleistungen 
im Sinne der Haushaltsordnung erfolgen. Hierauf erhielt die IFB 
keine Antwort und hat diese auch nicht eingefordert. Der Bundes-
verband Öffentlicher Banken Deutschlands e.V., dessen Mitglied 
auch die IFB ist, hat sich im April 2021 u. a. zur Klärung dieser Fra-
ge an das Bundesministerium der Finanzen (BMF) gewandt. Nach 
Erörterungen zwischen Bund und Ländern hat das BMF dem 
Bundesverband im Oktober 2021 mitgeteilt, dass der verwende-
te Begriff der Billigkeitsleistung auch Zuwendungen im Sinne der 
Haushaltsordnungen umfasse. 

710.	 Erst nach einem Insistieren des Rechnungshofs im Oktober 2023 
bemühte sich die BWI als Rechts- und Fachaufsicht der IFB um 
eine Klärung der Frage der Anwendbarkeit der MV. Die befragte 
Steuerverwaltung verdeutlichte der BWI, dass auch Corona-Hilfen 
in Form von Zuwendungen von der Mitteilungspflicht erfasst seien 
und verwies auf das Schreiben des BMF an den Bundesverband. 
Die IFB änderte ihre Rechtsauffassung gleichwohl nicht und for-
derte eine formale Weisung der Steuerverwaltung, was diese je-
doch mangels Weisungsbefugnis ablehnte. Im Nachgang hat die 
Steuerverwaltung die IFB schriftlich ersucht, die Übermittlung der 
ausstehenden Mitteilungen vorzunehmen. Erst daraufhin hat die 
IFB die Übermittlung zugesagt, beharrt jedoch weiterhin darauf, 
dass sich aus § 13 MV keine Übermittlungspflicht ergäbe. 

711.	 Der IFB, die als zentrales Förderinstitut den Senat bei der Erfül-
lung der öffentlichen Aufgaben unterstützen soll, hätte bewusst 
sein müssen, welche Bedeutung der Übermittlung der Corona-
Hilfen an die Finanzbehörden zur Sicherstellung der Besteuerung 
zukommt. Der Rechnungshof hat bemängelt, dass sich die IFB 
nicht frühzeitig mit der für die Fach- und Rechtsaufsicht zustän-
digen BWI ins Benehmen gesetzt hat, um eine Klärung der wider-
sprüchlichen rechtlichen Beurteilungen bei der Erfüllung der ihr 
zugewiesenen Aufgaben herbeizuführen. Er hat zudem kritisiert, 
dass die IFB immer noch daran festhält, dass §  13  MV für die 
haushaltsrechtlich als Zuwendungen gewährten Corona-Hilfen 
nicht anwendbar sei.

712.	 Der Rechnungshof hat die IFB aufgefordert, die Übermittlung der 
ausstehenden Corona-Hilfe gemäß §  13  MV zeitnah vorzuneh-
men. Zudem hat er die aufsichtsführende BWI aufgefordert, si-
cherzustellen, dass die IFB ihren Pflichten und den Forderungen 
des Rechnungshofs nachkommt.
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Stellungnahme der BWI und der IFB

713.	 Die BWI hat auf eine eigene inhaltliche Stellungnahme verzichtet 
und mitgeteilt, dass sie als aufsichtsführende Behörde gemein-
sam mit der IFB auf eine möglichst vollständige Datenlieferung 
hinwirken werde.

Die IFB hat mitgeteilt, dass sie aufgrund des von der Steuerver-
waltung übermittelten Ersuchens vom 13. Februar 2024 die Daten 
der als Zuwendungen nach § 46 der LHO gewährten Landesteile 
der Hamburger Corona-Soforthilfe an die Finanzbehörden über-
mitteln werde. Ihre abweichende Auffassung zu § 13 MV halte sie 
jedoch weiterhin aufrecht.

Auswertung in den Finanzämtern

Ausstehende Mitteilungen

714.	 Obwohl die Steuerverwaltung von der unvollständigen Übermitt-
lung der Mitteilungen seitens der IFB bereits durch die Prüfung 
des Rechnungshofs Anfang September 2023 Kenntnis erlangte, 
hat sie erstmals Ende Januar 2024 eine konkrete Forderung zur 
Übermittlung an die IFB adressiert. 

In Anbetracht der Menge der ausstehenden Mitteilungen und des 
hohen Fördervolumens ist es nicht nachvollziehbar, weshalb die 
Steuerverwaltung nicht frühzeitiger gegenüber der IFB tätig ge-
worden ist, um an die besteuerungsrelevanten Daten zu gelan-
gen. Über Monate wurden Steuerfälle veranlagt, ohne dass die 
Mitteilungen berücksichtigt werden konnten. Um Mehrarbeit in 
den Finanzämtern bei gegebenenfalls notwendigem erneutem 
Aufgreifen der bereits veranlagten Fälle zu vermeiden, hätte die 
Steuerverwaltung früher auf die Übermittlung der ausstehenden 
Mitteilungen gegenüber der IFB und der BWI drängen müssen.

Bearbeitung in den Finanzämtern

715.	 Für die Auswertung von Mitteilungen, die durch die Aussteuerung 
von Hinweisen des Risikomanagementsystems im Veranlagungs-
verfahren näher untersucht werden sollten, gibt es neben den 
allgemeingültigen Vorgaben zur Bearbeitung im Risikomanage-
mentsystem nur technische Hinweise, es fehlen jedoch fachliche 
Bearbeitungsvorgaben. Für Fälle, die nicht unter den Anwen-
dungsbereich des Risikomanagementsystems fallen, sind über-
haupt keine Vorgaben gemacht worden. Der Rechnungshof hat 
gefordert, dies nachzuholen und in sachgerechter Form an die 
Sachbearbeitungskräfte zu kommunizieren.

Fehlende  
Bearbeitungs­
vorgaben
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716.	 Wie bereits in verschiedenen Prüfungen aufgezeigt1, bestehen im-
mer noch Defizite bei der Dokumentation der hinweisbezogenen 
Sachbearbeitung. Der Rechnungshof hat dies erneut beanstandet 
und verdeutlicht, dass die ordnungsgemäße Bearbeitung von Ri-
sikohinweisen durch eine schlüssige und nachvollziehbare Doku-
mentation belegt werden muss. 

Mitteilung bei missbräuchlicher Inanspruch-
nahme von Corona-Hilfen

717.	 Die Steuerverwaltung hat die Finanzämter in einer Arbeitshilfe 
darauf hingewiesen, dass sich im Rahmen der Bearbeitung von 
Mitteilungen über Corona-Hilfen Fälle ergeben können, in denen 
„konkrete Anhaltspunkte“ vorliegen, die darauf schließen lassen, 
dass die Fördervoraussetzungen nicht erfüllt waren. Sie hat darauf 
hingewiesen, dass es zulässig ist, diese Erkenntnisse der Instituti-
on zu offenbaren, die die Corona-Hilfen auszahlt.  

718.	 Der Rechnungshof hatte bereits im Prüfungsverfahren angeregt, 
die Förderkriterien für die Corona-Hilfsprogramme auch den  
Finanzämtern bekannt zu geben, um diese in die Lage zu verset-
zen, konkrete Verstöße gegen die Fördervoraussetzungen erken-
nen und so zumindest offensichtlich missbräuchliche Inanspruch-
nahmen von Corona-Hilfen identifizieren zu können. Dies hat die 
Steuerverwaltung abgelehnt, da es nicht Aufgabe der Finanzämter 
sei, die Steuerfälle hinsichtlich eines möglichen Subventionsbe-
trugs zu prüfen.

719.	 Die Steuerverwaltung hat für die Finanzämter nicht die Voraus-
setzungen geschaffen, den von ihr selbst gesetzten Maßstäben 
gerecht zu werden. 

Die vertiefte Untersuchung von missbräuchlichen Inanspruchnah-
men von Subventionen gehört tatsächlich nicht zu den Aufgaben 
der Steuerverwaltung. Sie muss sich jedoch an ihren eigenen Vor-
gaben der Arbeitshilfe messen lassen, in der sie selbst auf „kon-
krete Anhaltspunkte“ in Bezug auf die Nichterfüllung der Förder-
voraussetzungen abstellt.

Insofern vertritt der Rechnungshof die Auffassung, dass den Be-
arbeitenden bei den von der Steuerverwaltung selbst benannten 
Fällen mit „konkreten Anhaltspunkten“ in Bezug auf die Nichter-
füllung der Fördervoraussetzungen eine solche Beurteilung hin-
sichtlich der Fördervoraussetzungen möglich sein muss. Nur so 
können die Bearbeitenden eine vorgabenadäquate Entscheidung 
über eine Mitteilung treffen. 

720.	 Der Rechnungshof hat gefordert, den Finanzämtern ein Instru-
mentarium an die Hand zu geben, damit diese beurteilen können, 
ob konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass die Förderkrite-

1	 Jahresbericht 2020, Tzn.  555 bis 578, Jahresbericht 2022, Tzn.  733 bis 749, 
Jahresbericht 2023, Tzn. 821 bis 838.

Dokumentation der 
Bearbeitung noch 
immer mangelhaft

Vorgabenadäquate 
Bearbeitung  
ermöglichen
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rien nicht erfüllt waren, um so den eigens geschaffenen Vorgaben 
(Tz. 717) nachkommen zu können.

Der Rechnungshof hat zudem darauf hingewiesen, dass bei 
Kenntnis der Kriterien der Förderprogramme besteuerungsrele-
vante Rückschlüsse auf Unternehmensdaten gezogen werden 
können. Die Corona-Hilfen wurden zumeist auf der Basis von 
Referenzumsätzen oder auch Fixkosten gewährt. Aus der Höhe 
des Corona-Hilfebetrags und aus den Förderkriterien können sich 
Erkenntnisse für den Besteuerungsprozess ergeben, die Ansatz-
punkte für eine vertiefte steuerliche Prüfung sein können.

Stellungnahme der Finanzbehörde 

721.	 Die Steuerverwaltung hat mitgeteilt, dass sie erst Mitte Oktober 
2023 offiziell von der abweichenden Rechtsauffassung der BWI 
zu der Mitteilungspflicht der IFB Kenntnis erlangt habe. Hierauf 
habe sie mit einer Mail Ende Oktober 2023 reagiert, in der sie sich 
lediglich höflichkeitshalber auf die Darstellung der Rechtslage be-
schränkt hätte. Die geäußerte Rechtsauffassung habe selbstver-
ständlich die Erwartung enthalten, dass die IFB umgehend eine 
vollständige Übermittlung der Mitteilungen initiieren werde. Eine 
darüber hinaus weitergehende „proaktive“ Handlungspflicht der 
Steuerverwaltung gegenüber der IFB sehe sie nicht.

Vor dem Hintergrund der angespannten Personalsituation in den 
Veranlagungsdienststellen und fehlender steuerlicher Auswirkun-
gen bei zu Unrecht erlangten Corona-Hilfen erachte die Steuer-
verwaltung weitergehende Bearbeitungsvorgaben für nicht sach-
gerecht. Zudem handele es sich um einen einmaligen Sachverhalt, 
der inzwischen länger zurückliege. 

Die Steuerverwaltung hält an ihrer Rechtsauffassung fest, dass 
eine Befassung mit dem Thema Subventionsbetrug nicht in den 
Zuständigkeitsbereich der Finanzämter falle. Eine detaillierte 
Kenntnis oder gar eine detaillierte Prüfung der Rechtmäßigkeit der 
gewährten Corona-Hilfen durch die Finanzämter sei weder recht-
lich zulässig noch zweckmäßig. Das Handeln der Finanzbehörden 
sei nach der grund- und einfachgesetzlich festgelegten Kompe-
tenzverteilung auf das Besteuerungsverfahren beschränkt.

722.	 Der Rechnungshof weist darauf hin, dass insbesondere in Anbe-
tracht der von der IFB noch an die Steuerverwaltung zu übermit-
telnden Landesanteile der Corona-Soforthilfen (Tz. 708) weiterhin 
der Bedarf besteht, die Handlungsanweisungen für die Finanzäm-
ter zu optimieren – auch, um die Bearbeitung zu erleichtern und so 
den Aufwand zu reduzieren.  

Entgegen der Auffassung der Steuerverwaltung kann es zu steu-
erlichen Auswirkungen kommen, wenn es sich um Hilfen handelt, 
die der Steuerverwaltung zuvor dem Grunde oder der Höhe nach 
nicht bekannt waren. Sofern diese aufgedeckt werden, kann dies 
zu weiteren Steuereinnahmen für die Stadt führen. 

Besteuerungs­
relevante 
Informationen 
nutzen
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Hinsichtlich der Weitergabe von „konkreten Anhaltspunkten“ zum 
Missbrauch von Hilfen verweist der Rechnungshof auf seine Argu-
mente in Tz. 719: Die Steuerverwaltung selbst hat dieses Thema 
aufgegriffen und den Finanzämtern Hinweise dazu gegeben.

723.	 Zur Dokumentation der Hinweisbearbeitung hat die Steuerverwal-
tung erklärt, dass sie wie der Rechnungshof dort Verbesserungs-
bedarf sehe. 
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Dolmetschleistungen und  
Übersetzungen bei der Polizei

Behörde für Inneres und Sport

Der Polizei fehlen verbindliche Kriterien für 
die Auswahl von Personen zur Erbringung 
von Dolmetschleistungen und Überset-
zungen.

Bei der Beschaffung dieser Leistungen  
wurde das Vergaberecht überwiegend nicht 
beachtet.

Die Polizei hat Zahlungen geleistet, ohne 
dass sie bei der Anweisung die rechtliche 
Grundlage dafür kannte.

724.	 Die Polizei setzt regelmäßig Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
sowie Übersetzerinnen und Übersetzer1 ein. Der Einsatz erfolgt 
überwiegend bei Vernehmungen in Ermittlungsverfahren und bei 
Maßnahmen der Telekommunikationsüberwachung, aber auch bei 
der Aufnahme von Strafanzeigen, beim Tätigwerden zur Gefahren-
abwehr oder in Verwaltungsverfahren. Der Rechnungshof hat die 
Beauftragung und Vergütung von Dolmetschleistungen und Über-
setzungen bei der Polizei für die Jahre 2022 und 2023 geprüft.  
Das gesamte Vergütungsvolumen für diese Leistungen belief  
sich im Jahr 2022 auf rund 1,4 Mio. Euro und im Jahr 2023 auf  
rund 1,9 Mio. Euro.

Qualitätssicherung

725.	 In der täglichen Arbeit ist die Polizei auf zeitnah verfügbare und 
rechtssichere Dolmetschleistungen und Übersetzungen ange-
wiesen. Die Polizei hat deshalb mit aus ihrer Sicht fachlich und 
persönlich geeigneten Dolmetscherinnen und Dolmetschern so-
wie Übersetzerinnen und Übersetzern Vereinbarungen zu festen 
Konditionen abgeschlossen. 

726.	 Auswahlkriterien für den Abschluss dieser Vereinbarungen hat die 
Polizei jedoch nicht schriftlich festgelegt. Auch sind die Entschei-
dungsgründe, die in den jeweiligen Einzelfällen dazu geführt ha-
ben, eine Vereinbarung einzugehen, nicht dokumentiert worden.

727.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Behörde aufge-
fordert, Auswahlkriterien schriftlich festzulegen sowie Entschei-
dungen zur Auswahl im Einzelfall zu dokumentieren.

1	 Beim Dolmetschen wird gesprochener Text mündlich oder mittels Gebärden-
sprache von einer Ausgangssprache in eine Zielsprache übertragen, beim Über-
setzen handelt es sich um schriftlichen Text.

Keine Aus­
wahlkriterien 
festgelegt
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Recht der öffentlichen Auftragsvergabe

728.	 Wenn die Polizei Dolmetschleistungen und Übersetzungen be
auftragt und vergütet, liegt ein Beschaffungsvorgang vor, der 
grundsätzlich dem Vergaberecht unterliegt. Jedoch hat die Polizei 
diese Leistungen überwiegend ohne Beachtung der Vorschriften 
zur Vergabe freiberuflicher Leistungen beschafft. Auch hat sie kei-
ne Ausnahmen vom Vergaberecht dokumentiert, die bei Aufträ-
gen, die Sicherheitsaspekte umfassen, grundsätzlich bestehen 
können, aber stets begründet werden müssen.

729.	 Der Rechnungshof hat die Nichtbeachtung des Vergaberechts be-
anstandet und die Behörde zur Einhaltung aufgefordert.

Grundlage der Vergütung

730.	 Wenn die Polizei auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen 
in einem Ermittlungsverfahren zurückgreift, das im Auftrag oder 
mit Billigung der Staatsanwaltschaft durchgeführt wird, sind diese 
Leistungen nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsge-
setz (JVEG) zu vergüten. Liegen Auftrag oder Billigung der Staats-
anwaltschaft nicht vor, was überwiegend der Fall ist, erfolgt die 
Vergütung der Leistungen auch in Ermittlungsverfahren in einem 
privatrechtlichen Auftragsverhältnis.

731.	 Bei der Zeichnung der sachlichen Richtigkeit und der Anweisung 
von Zahlungen für Dolmetschleistungen und Übersetzungen in 
Ermittlungsverfahren war der anordnenden sowie der sachlich 
richtig zeichnenden Stelle die jeweilige rechtliche Grundlage der 
Vergütung nicht bekannt. Sie konnten daher nicht prüfen, ob die 
Vergütung in der vorgeschriebenen Höhe erfolgte. Dies stellt einen 
Verstoß gegen Buchführungsvorschriften dar. 

732.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Er hat die Behörde auf-
gefordert, die ordnungsgemäße sachliche Prüfung und Anord-
nung der Rechnungen sicherzustellen und in Fällen einer häufi-
geren Beauftragung zur Vereinfachung des Abrechnungswesens 
fortlaufend die Möglichkeit des Abschlusses von Vergütungsver-
einbarungen nach dem JVEG zu prüfen.

Überzahlungen

733.	 Die Polizei hat mit einem Teil der eingesetzten Dolmetscherin-
nen und Dolmetscher sowie Übersetzerinnen und Übersetzer ein 
Bruttohonorar vereinbart. Trotzdem zahlte sie zu dem vereinbarten 
Honorar die teilweise auf den Rechnungen über den vereinbarten 
Bruttobetrag hinaus zusätzlich ausgewiesene Umsatzsteuer aus. 
An die vierzehn umsatzstärksten Leistungserbringenden hat die 
Polizei auf diese Weise im Jahr 2022 rund 85.000 Euro zu viel ge-
zahlt. Außerdem hat die Polizei kleinere Übersetzungen mit einer 
Mindestpauschale vergütet. Soweit dies nicht auf Grundlage des 
JVEG erfolgte, gab es für diese höheren Zahlungen keinen recht-
lichen Grund.

Vorschriften zur 
Vergabe freiberuf­
licher Leistungen 
nicht beachtet

Anweisung von 
Zahlungen ohne 
Kenntnis der 
rechtlichen  
Grundlage
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734.	 Der Rechnungshof hat die Überzahlungen beanstandet und die 
Behörde aufgefordert, Zahlungen ohne rechtlichen Grund künftig 
zu unterlassen sowie die Möglichkeit von Rückforderungen der zu 
Unrecht gezahlten Umsatzsteuer zu prüfen.

Einsatz von Polizeibediensteten

735.	 Die Polizei setzte auch eigene Bedienstete zum Dolmetschen und 
Übersetzen ein. Soweit dabei Tätigkeiten ausgeübt wurden, die 
nicht zur eigenen Zuständigkeit gehörten, handelte es sich um 
anzeigepflichtige Nebentätigkeiten. Die Anzeige der Nebentätig-
keit gilt nur für fünf Jahre und muss danach erneuert werden. Die 
Polizei hat jedoch auch Bedienstete eingesetzt, deren Nebentätig-
keitsanzeigen vor mehr als fünf Jahren erfolgten.

736.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Behörde auf
gefordert, die rechtlichen Vorgaben zur Nebentätigkeit zu über-
wachen.

737.	 Dienstjüngeren Bediensteten hat die Polizei die Erbringung von 
Dolmetschleistungen und Übersetzungen als Nebentätigkeit ver-
sagt und dies mit Interessenkonflikten begründet, die aus der Tä-
tigkeit erwachsen könnten. Es ist jedoch nicht ersichtlich, warum 
diese nur bei jüngeren und nicht bei allen Polizeibediensteten zu 
befürchten sein könnten.

738.	 Der Rechnungshof hat die Ungleichbehandlung beanstandet und 
der Behörde empfohlen zu prüfen, ob der als Begründung heran-
gezogene Interessenkonflikt für alle Bediensteten ungeachtet des 
Dienstalters zu befürchten ist.

Stellungnahme der Verwaltung

739.	 Die BIS hat die Feststellungen des Rechnungshofs anerkannt und 
zugesagt, seine Forderungen umzusetzen.

Nebentätig­
keitsanzeigen 
nicht mehr 
aktuell

Ungleichbe­
handlung bei 
der Versagung 
von Neben­
tätigkeiten
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Überzahlung von Pensionen

Personalamt / Landesbetrieb Zentrum für Personaldienste

Durch fehlende Rentenanzeigen von Versor-
gungsberechtigten wurden deren Versor-
gungsbezüge über Jahre zu hoch gezahlt. 
Es kam zu Überzahlungen in Millionenhöhe. 

740.	 Erhalten Beamtinnen und Beamte neben ihrer Pension eine  
gesetzliche Rente, beispielsweise aus einer früheren Tätigkeit als 
Angestellte, kann es sein, dass die Rente auf die Pension ange-
rechnet werden muss. Nach dem Gesetz erfolgt die Zahlung der 
Versorgungsbezüge neben einer Rente nur bis zum Erreichen ei-
ner bestimmten Höchstgrenze.1 Versorgungsberechtigte Personen 
sind daher verpflichtet, dem Zentrum für Personaldienste (ZPD) 
den Bezug von Renten mitzuteilen, damit dieser bei der Berech-
nung der Versorgungsbezüge berücksichtigt werden kann.

741.	 Um feststellen zu können, ob die gesetzlichen Renten aus der 
Deutschen Rentenversicherung angezeigt werden, hatte der 
Rechnungshof im Zuge seiner Prüfung im Jahr 2017 das ZPD ge-
beten, einen Abgleich der Daten der Versorgungsempfänger mit 
den bei der Deutschen Rentenversicherung gespeicherten Daten 
zu veranlassen. 

Die Verzögerung bei der Durchführung dieses Abgleichs hatte der 
Rechnungshof bereits im Jahresbericht 2023 kritisiert.2 

742.	 Durch den inzwischen durchgeführten Abgleich hat sich der Ver-
dacht des Rechnungshofs bestätigt: 

Es sind 240 Fälle identifiziert worden, bei denen ein Rentenbe-
zug festgestellt wurde, der dem ZPD nicht bekannt war. Die Ver-
sorgungsberechtigten wurden aufgefordert, die Renten offen zu 
legen. Rund 100 Rückmeldungen der Versorgungsberechtigten 
stehen noch aus. 

Aus den bislang 45 errechneten Überzahlungen resultieren bereits 
knapp eine Million Euro zu viel gezahlte Versorgungsbezüge, die 
zurückzuzahlen sind. In Einzelfällen beliefen sich die rückforder-
baren, zu viel gezahlten Versorgungsbezüge auf 114 Tsd. Euro. 
Der am längsten zurückzurechnende Zeitraum einer Überzahlung 
beginnt im April 1993. 

Bei weiteren 18 Fällen sind die Berechnungen noch nicht abge-
schlossen. Es ist mit weiteren Überzahlungen zu rechnen. 

1	 Vgl. § 66 Absatz 2 Hamburgisches Beamtenversorgungsgesetz.
2	 Jahresbericht 2023, Tz. 388 ff.

Überzahlungen  
in Millionenhöhe
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743.	 Das ZPD hat mitgeteilt, dass verschiedene technische, recht
liche und personelle Schwierigkeiten gegenwärtig ein zügigeres 
Abarbeiten der Überzahlungsfälle verhinderten. Es ist geplant, 
bis Mitte 2025 alle Fälle geprüft zu haben. Die Summe der Rück
forderungsansprüche der Stadt könnte mehrere Millionen Euro 
betragen.

744.	 Das ZPD sieht inzwischen selbst den Mehrwert der vom Rech-
nungshof seit Jahren geforderten Überprüfung und plant, künftig 
voraussichtlich alle drei Jahre einen erneuten Abgleich vorzuneh-
men. Dies entspricht auch dem Vorgehen im Bund und in einigen 
anderen Ländern.
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Staatsarchiv

Behörde für Kultur und Medien

Die Behörde hat vor Investitionen in Millio-
nenhöhe mangelhafte Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen durchgeführt.

Sie überließ Dritten Stellplätze und Büro-
räume zu deutlich günstigeren Konditionen 
als sie selbst dafür bezahlte.

745.	 Das Staatsarchiv Hamburg ist ein Amt der Behörde für Kultur und 
Medien (BKM). Es hat die Aufgabe, Unterlagen der Freien und 
Hansestadt Hamburg (FHH) und der ihrer Aufsicht unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts auf ihre Archivwür-
digkeit zu bewerten und die als archivwürdig festgestellten Teile 
als Archivgut zu übernehmen, zu verwahren, zu erhalten, zu er-
schließen und für die Benutzung bereitzustellen sowie auszuwer-
ten.

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

746.	 Die BKM ist nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit (§ 7 LHO) sowie den dazu erlassenen VV verpflichtet, 
vor der Durchführung von finanzwirksamen Maßnahmen ange-
messene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen sowie 
bei neuen und bestehenden Aufgaben zu prüfen, ob diese über-
haupt, zum vorgesehenen Zeitpunkt oder in der vorgesehenen 
Qualität und Quantität wahrgenommen werden müssen. Anschlie-
ßend ist festzulegen, wie und durch wen die Aufgabe erledigt wird. 

Vergabe von Dienstleistungen

747.	 Die BKM hat ein Vergabeverfahren zur Beschaffung einer Dienst-
leistung für das Ausheben und Einordnen von Archivgut sowie zur 
Aufsicht des Lesesaals durchgeführt. Um das wirtschaftlichste 
Angebot auszuwählen, hat sie die Methode des Angebotsver-
gleichs gewählt. Dieser wies jedoch erhebliche Mängel auf. 

Die BKM hat die vorliegenden Alternativen – darunter auch die 
Eigenerbringung – mit unterschiedlichen Parametern bewertet. So 
hat sie verschiedene Daten für die Jahresarbeitsstunden und die 
Dauer pro Arbeitsvorgang verwendet. Zudem hat sie im Fall der 
Eigenerbringung eine unangemessene Krankheitsvertretung ein-
berechnet. Kostenpositionen wie beispielsweise der Steuerungs- 
und Kontrollaufwand des externen Dienstleisters ließ sie hingegen 
unberücksichtigt. 

748.	 Allein die Verwendung unterschiedlicher Daten macht einen Ver-
gleich der Angebote nutzlos. Bei korrekter Durchführung der 
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Wirtschaftlichkeitsuntersuchung hätte die BKM zu dem Ergebnis 
kommen müssen, dass die Eigenerbringung der Dienstleistung die 
kostengünstigere Alternative gewesen wäre. 

Im Ergebnis wurde eine mangelhafte Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung durchgeführt.

Kündigung einer Kooperation

749.	 Die BKM war 2016 mit mehreren Bundesländern eine Koopera-
tion eingegangen, um bei der Magazinierung und Erhaltung von 
den in den Landesarchiven verwahrten digitalen Aufzeichnungen 
zusammenzuarbeiten. Dieser Kooperationsverbund wiederum ist 
einer Kooperation zwischen anderen Bundesländern beigetreten, 
die das Ziel hat, ein digitales Magazin aufzubauen. 

750.	 Während der Prüfung des Rechnungshofs ist die BKM aus der 
Kooperation zur Errichtung eines digitalen Magazins ausgetre-
ten. Begründet hat sie dies mit einem zu hohen Administrations-
aufwand und einem zu geringen Effekt auf die Entwicklung der  
angestrebten Softwarelösung. Bis zu diesem Zeitpunkt hat die 
Kooperation Kosten in Höhe von 1,7 Mio. Euro beim Staatsarchiv 
verursacht.

751.	 Die BKM strebte anschließend an, gemeinsam mit einem Dienst-
leister eigenständig ein Digitales Magazin zu entwickeln. Eine von 
ihr hierzu erstellte Kostengegenüberstellung von landesbezogenen 
Kosten für die Eigenentwicklung und Kosten, die im Rahmen des 
Kooperationsverbunds angefallen wären, war mangelhaft. Es fehl-
te insbesondere bei der landesbezogenen Lösung die Aufteilung 
auf verschiedene Kostenpositionen. Somit wurde nicht deutlich, 
wie sich die dort genannte Summe zusammensetzte. Darüber hin-
aus fehlten Kostenpositionen, die zwangsläufig anfielen, wie zum 
Beispiel für die Steuerung des Dienstleisters oder für Datenmigra-
tion und Ähnliches. Auch der Nutzen bzw. das Risiko eigenständig 
ein Digitales Magazin zu entwickeln, wurde nicht bewertet.

752.	 Zudem blieben auch die Kosten in Höhe von 1,7 Mio. Euro unbe-
rücksichtigt, die bereits im Rahmen der Kooperation angefallen 
waren. Auch in Anbetracht dieser Kosten hätte es einer deutlich 
umfassenderen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vor der Been-
digung der Kooperation bedurft, welche die bisher angefallenen 
Kosten und den daraus zu erwartenden Nutzen im Vergleich zur 
angestrebten neuen Lösung bewertet. Der pauschale Hinweis auf 
den zu hohen Administrationsaufwand und einen zu geringen Ef-
fekt auf die Entwicklung der angestrebten Softwarelösung reichte 
insofern nicht.

Ein Ausstieg aus einer Kooperation ist grundsätzlich natürlich 
möglich. Die Behörde hat in diesem Fall jedoch keine hinreichend 
begründete Entscheidung zur Auswahl der wirtschaftlichsten und 
sparsamsten Handlungsalternative getroffen.
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753.	 Im Nachgang zur Prüfung teilte die BKM mit, dass sie sich mitt-
lerweile für eine am Markt vorhandene kommerzielle Lösung ent-
schieden habe. Diese sei günstiger, als zunächst in der Kostenge-
genüberstellung angenommen. 

Abschluss einer Kooperation

754.	 Die BKM hat mit dem Verein für Hamburgische Geschichte (VHG) 
im Jahr 2009 eine Kooperationsvereinbarung geschlossen. In die-
ser verpflichtete sie sich zur Zahlung eines Zuschusses in Höhe 
von 2 Tsd. Euro p. a. sowie zur unentgeltlichen Überlassung von 
Büro- und Lagerflächen im Gebäude des Staatsarchivs in Höhe 
von rund 30 Tsd. Euro p. a. Eine konkrete Gegenleistungsverpflich-
tung seitens des VHG wurde nicht vereinbart. Die BKM führte hier-
zu aus, dass nach der Präambel der VHG die Aufgabe einer „His-
torischen Kommission“ übernehme. Worin diese Aufgabe konkret 
bestand und welcher Nutzen daraus für die FHH entstand, blieb 
unklar. 

755.	 Überlegungen, ob und in welchem Ausmaß diese Aufgabe wahr-
genommen werden muss, wurden vor dem Abschluss der Koope-
rationsvereinbarung mit dem VHG nicht angestellt. Selbst wenn 
die erste Frage zu bejahen wäre, fehlt im Weiteren eine Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung, welche Handlungsalternativen für die Er-
bringung dieser Aufgabe hinreichend abwägte und die belegte, 
dass die Vergabe an einen privaten Dritten wirtschaftlich war. Die 
BKM konnte daher nicht nachvollziehbar darlegen, dass die Auf-
gabe notwendig war und die Erbringung durch eine Kooperation 
mit dem VHG wirtschaftlich, sparsam oder mindestens kosten-
neutral ist.

Archiv Stade

756.	 Nachdem bei der Planung des eigenen Archivgebäudes in Wands-
bek versäumt wurde, Kapazitäten für die Grundbücher und Grund-
buchakten einzuplanen, obwohl diese vollständig und dauerhaft 
aufzubewahren sind,1 musste die BKM weiter nach Archivkapa-
zitäten suchen. Das Staatsarchiv geht davon aus, dass es – trotz 
Umstellung auf eine digitale Aktenverwaltung – auch in den kom-
menden 50 Jahren noch Papierakten übernehmen muss. 

757.	 Daraufhin hat die BKM eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung erstellt. 
In dieser wurden drei Alternativen – zwei am Standort in Hamburg 
und eine in Stade beim Niedersächsischen Landesarchiv (Staats-
archiv Stade) – gegenübergestellt.

Für eine der beiden Alternativen am Standort Hamburg hat die 
BKM als Bezugsgröße einen Erweiterungsbau gemäß einer Raum-

1	 §§ 1 Absatz 1, 2 Absatz 2 Satz 4 Hamburgisches Archivgesetz (HmbArchG) vom  
21. Januar 1991, zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 2005 (HmbGVBl. 
S. 233, 239). In Verbindung mit mit Nr. 71 a und b der Anlage zur Verordnung 
über die Aufbewahrung von Schriftgut der Hamburgischen Justiz.
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bedarfsaufstellung aus 1994 im Umfang von 4.000 m² Hauptnutz-
fläche herangezogen (Variante 1). Nach Berechnung der BKM von 
Juni 2003 entspricht diese Hauptnutzfläche ca. 36 Regalkilome-
tern. Die Kosten wurden mit 10 Mio. Euro ohne Grunderwerbskos-
ten angegeben.

Als zweite Alternative wurde ebenfalls am Standort Hamburg die 
Errichtung eines größeren Erweiterungsbaus gesehen (Variante 
2). Hierdurch würde eine Kapazität von 60 Regalkilometern ge-
schaffen werden. Die Kosten wurden mit 15 bis 18 Mio. Euro ohne 
Grunderwerbskosten geschätzt.

Beide Alternativen in Hamburg wurden durch eine archivarische 
Bewertung des Staatsarchivs ergänzt, die u. a. von einem Perso-
nalmehrbedarf im Vergleich zu der Alternative in Stade ausging. 
Dadurch, dass in Hamburg kein Spezialarchiv gebildet werden 
könnte, wurden außerdem längere Wartezeiten für Kundinnen und 
Kunden prognostiziert. 

758.	 Für den Standort Stade ging die BKM von anteiligen Investitions-
kosten für die Erstellung von Magazinflächen für 20 Regalkilome-
ter in Höhe von 7 Mio. Euro aus. Weitere Kosten wurden nicht be-
nannt. Es wurden zwar Effizienzgewinne beschrieben, aber nicht 
monetär bewertet.

759.	 Im Oktober 2009 schloss die FHH eine Errichtungsvereinbarung 
zur Einrichtung eines gemeinsamen Grundbuch- und Grundakten-
archivs in Stade mit dem Land Niedersachsen. Am Neubau betei-
ligte sich die BKM mit 4,5 Mio. Euro.

760.	 Die von der BKM vorgelegte Wirtschaftlichkeitsbetrachtung erfüll-
te nicht die Voraussetzungen, die an eine Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchung zu stellen sind. Insbesondere fehlte die Berücksichti-
gung aller Kosten (Vollkosten). Hinzu kommt, dass die ermittelten 
Kosten – die einmal mit und zweimal ohne Grunderwerbskosten 
ausgewiesen wurden – nicht vergleichbar waren.

Darüber hinaus wäre es in Anbetracht des hohen Investitionsvolu-
mens erforderlich gewesen, eine Kombination aus zwei Methoden 
von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. So wären 
eine monetäre und eine qualitative Bewertung zielführend gewe-
sen (Kosten-Nutzen-Untersuchungen).

Ferner bewertete die Behörde die Alternativen nur nach absoluten 
Kosten. Eine durch den Rechnungshof durchgeführte Berechnung 
der relativen Kosten (Euro pro Regalkilometer) ergab, dass die bei-
den Varianten in Hamburg unter diesen Aspekten die wirtschaftli-
cheren gewesen wären.

Fazit 

761.	 Der Rechnungshof hat die mangelhafte Durchführung von Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen bei der Beauftragung von Dienst-
leistern, der Entscheidung über Investitionen sowie beim Ab-

Mangelhafte 
Wirtschaftlich­
keitsunter- 
suchung
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schluss und der Kündigung von Kooperationen als Verstoß gegen 
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nach  
§ 7 LHO beanstandet. Er hat die Behörde aufgefordert, zukünftig 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen entsprechend den Anforde-
rungen des § 7 LHO durchzuführen.

762.	 Die Behörde hat dies zugesagt. Sie hat die Feststellungen bezüg-
lich des VHG zum Anlass genommen, eine Neufassung der Ko-
operationsvereinbarung zu entwerfen. Diese wird derzeit zwischen 
dem Staatsarchiv und dem VHG abgestimmt. 

Gebühren

763.	 Der Rechnungshof hat die Kalkulation und die Erhebung von  
Gebühren der BKM auf Grundlage der Gebührenordnung für das 
Staatsarchiv geprüft. Für die BKM gelten die Vorschriften des 
Gebührengesetzes und die damit verbundenen Grundsätze. Die 
Behörde hat gegen den Grundsatz der Kostendeckung in mehre-
ren Fällen verstoßen, indem sie eine zu geringe Gebühr kalkuliert 
und erhoben hat. Sie führte hierzu zwar aus, die Gebühren seien 
aus „fachpolitischen Gründen“ bewusst nur mit einem Kosten
deckungsgrad von 75 % festgelegt worden. Die Behörde konnte 
diese fachpolitischen Gründe aber nicht näher darlegen. Eine 
Ausnahme vom Grundsatz der Kostendeckung besteht damit 
nicht. 

764.	 Ebenfalls hat der Rechnungshof die Dokumentation des Gebüh-
renwesens geprüft. Er stellte fest, dass sämtliche Vorgänge nicht 
mit einem Aktenzeichen versehen waren, nicht paginiert und in un-
terschiedlichen Bänden gelagert wurden, ohne dass ein Verzeich-
nis darüber geführt wurde, wo sich welcher Teil der „Akte“ befand. 
Hierin liegt zum einen ein Verstoß gegen die eigene Aktenordnung 
und eine ordnungsgemäße Schriftgutverwaltung, zum anderen 
wird hierdurch die tägliche Arbeit unnötig erschwert. 

765.	 Infolge eines komplizierten internen Prozesses und Mängeln in der 
Dokumentation von Gebührenvorgängen konnten Vorgänge im 
Nachhinein nicht mehr überprüft werden. So wurden beispielswei-
se kassenrechtliche Anordnungen geleistet, ohne dass die anord-
nende Person Zugriff auf die buchungsbegründenden Unterlagen 
(zum Beispiel die Entscheidung über die Gebührenhöhe) hatte. 

766.	 Der Rechnungshof hat dies als Verstöße gegen den Grundsatz 
der Kostendeckung, gegen die eigene Aktenordnung sowie gegen 
kassenrechtliche Vorschriften beanstandet. Er hat die BKM aufge-
fordert, ihr Vorgehen künftig rechtskonform zu gestalten.

767.	 Die BKM hat die Feststellungen des Rechnungshofs anerkannt. 
Sie hat im Nachgang zur Prüfung zugesagt, dass alle Aufzeich-
nungen hinsichtlich der Erhebung von Gebühren nun im digitalen 
Vorgangsbuch abgelegt würden und die Gebührenordnung über-
arbeitet werde. 

Kostendeckungs­
grundsatz nicht 
beachtet
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Überlassung von angemieteten Stellplätzen

Die BKM verfügt über 19 von einem privaten Dritten angemieteten 
Stellplätze am Standort des Staatsarchivs, von denen sie zehn an 
Beschäftigte überließ, sieben für Kundinnen und Kunden vorsah 
und die übrigen für Handwerker und Lieferverkehr vorhielt. 

Die Beschäftigten mussten einen Überlassungsvertrag unterzeich-
nen, welcher sie zur Zahlung einer Miete verpflichtete. 

Monatlicher Mietzins je Stellplatz

Jahr Für die Nutzenden  
in Euro

Für die BKM
in Euro 

2021 20,45 59,60

2022 20,45 64,54

2023 35,30 64,54

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung anhand der Vertragsdaten

768.	 Nach der Stellplatzrichtlinie der FHH sowie den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit darf die BKM die Stellplätze 
nur gegen Zahlung einer ortsüblichen Miete überlassen. 

769.	 Der von der Behörde verlangte Mietzins für einen Stellplatz lag 
niedriger als die Kosten, die ihr selbst für die Anmietung entstan-
den sind. Bezogen auf die Jahre 2021 bis 2023 und auf alle Stell-
plätze, die in diesem Zeitraum vermietet wurden, bedeutet dies 
einen negativen Deckungsbeitrag von rund 14 Tsd. Euro. Die 
Behörde hätte die in diesem Zeitraum kostenfrei zur Verfügung 
gestellten Stellplätze gemäß der Stellplatzrichtlinie mindestens 
zu den Anmietungskosten weitervermieten müssen. Hierdurch 
wären Mehreinnahmen in Höhe von insgesamt rund 20 Tsd. Euro 
entstanden. Damit verzeichnete die BKM allein im angegebe-
nen Zeitraum durch die nicht kostendeckende Vermietung und  
kostenfreie Überlassung der Stellplätze einen Verlust von ins
gesamt 34 Tsd. Euro.

770.	 Der Rechnungshof hat dies als Verstoß gegen haushaltsrechtliche 
Vorschriften sowie gegen die Stellplatzrichtlinie der FHH bean-
standet und die BKM aufgefordert, diese Praxis umgehend ent-
sprechend der Vorschriften anzupassen.

771.	 Die BKM hat dies zugesagt und zwischenzeitlich mitgeteilt, dass 
alle Stellplatzmietverträge mit Wirkung zum 1. August 2024 ange-
passt wurden seien. 

Haushaltskennzahlen

772.	 Der Rechnungshof hat alle im Haushaltsplan zugrunde gelegten 
Kennzahlen für 2020 und 2021 hinsichtlich ihrer Berechnung über-
prüft. Dabei wurden für die Massenentsäuerung von Archivgut fol-
gende Ist-Werte berichtet:

Stellplatz­
überlassung 
unter Wert



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

213

Kennzahl Staatsarchiv

Kennzahl Ist-Kennzahlenwert Produktgruppe
in Prozent 2020 2021

B_251_04_004 Entsäuerungsquote –  
Bewahrung der archivischen  
Überlieferung

6,50 7,26 251.04 

Quelle: Haushaltsplan 2023/2024, Einzelplan 3.3

Nach Angabe der BKM waren bis Ende 2023 lediglich 4,6 % des 
Gesamtbestands aufbereitet, wobei ihr nicht bekannt war, in wel-
chem Umfang der Gesamtbestand zu diesem Zeitpunkt einer 
Entsäuerung bedurfte.  Durch neu zugehende Archivalien auf teil-
weise oder vollständig säurebelastetem Papier steige die Grund-
gesamtheit der als sauer ermittelten Bestände laufend an. Die im 
Haushaltsplan ausgewiesene Entsäuerungsquote habe sich nach 
Angaben der Behörde aber auf den Säurebefall, der 2008 zur 
Schadensanalyse geschätzt worden sei, bezogen.  Neuzugänge 
würden seitdem bei der Angabe der Kennzahl nicht berücksichtigt.

773.	 Die ausgewiesene Kennzahl ist ohne weitergehende Erläuterung – 
also so, wie sie im Haushaltsplan berichtet wird, – nicht nachvoll-
ziehbar. Der objektive Betrachter muss zu dem Schluss kommen, 
dass die Kennzahl sich auf den Gesamtbestand der Archivalien 
bezieht. Die tatsächliche Entsäuerungsquote weicht jedoch von 
dem im Haushaltsplan angegebenem Ist-Kennzahlenwert ab, da 
die zugrunde gelegte Grundgesamtheit nicht dem angestiegenen 
Gesamtbestand entspricht.

774.	 Der Rechnungshof hat den falschen Ausweis der Kennzahl im 
Haushaltsplan beanstandet und die BKM aufgefordert, diese ent-
sprechend den tatsächlichen Verhältnissen anzugeben. 

775.	 Die Behörde hat dies zugesagt und im Nachgang zur Prüfung die 
Definition zur Berechnung der Kennzahl für den Haushaltsplan-
Entwurf 2025/2026 angepasst.

Kennzahlenwerte 
missverständlich
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Zuwendungen an Beratungsstellen  
im Verbraucherschutz

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz

Bei der Neustrukturierung der Behörden im 
Jahr 2020 wurden geänderte Zuständigkei-
ten bei Förderungen nicht nachvollzogen.

Es bestehen Mängel in der Zuwendungs
bearbeitung bei der Antragsprüfung und 
der Erfolgskontrolle.

776.	 Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz (BJV) fördert Be-
ratungsstellen im Verbraucherschutz mit Zuwendungen auf der 
Grundlage von § 46 LHO. Hierzu gehören: 

	– die Verbraucherzentrale Hamburg e.V. (vzhh),

	– die Beratungsstelle Arbeit & Gesundheit,

	– die PAG - Perspektive Arbeit & Gesundheit sowie

	– das „Kontaktbüro Betriebspartnerschaften Bergedorf“.

Träger bzw. Betreiber der drei letztgenannten Beratungsstellen ist 
der Verein Arbeit & Gesundheit.

Der Rechnungshof hat die Ordnungsmäßigkeit der Zuwendungs-
verfahren überprüft. Er hat folgende Mängel festgestellt und be-
anstandet:

Zuständigkeiten

777.	 Bis zum Jahr 2020 wurden Zuwendungen an Beratungsstellen im 
Verbraucherschutz durch die im Rahmen der Behördenumstruktu-
rierung aufgelöste Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz 
(BGV) gewährt. Sie war sowohl für Verbraucherschutz als auch für 
die Gesundheitsvorsorge zuständig. Im Rahmen der Neustruktu-
rierung der Behördenlandschaft wurden die Zuständigkeiten ge-
trennt. Der Verbraucherschutz ressortiert seither bei der BJV im 
Amt für Verbraucherschutz und die Gesundheitsversorgung bei 
der Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und Integra-
tion (Sozialbehörde), im Amt für Gesundheit.

778.	 Diese geänderten Zuständigkeiten wurden auf der Ebene der  
Förderung nicht nachvollzogen. Die Finanzierung der Patienten
beratung und der Ernährungsberatung erfolgt als Projektförderung 
an die vzhh über den Einzelplan 2 der BJV, obwohl die Zuständig-
keit für diese Aufgaben bei der Sozialbehörde liegt. 

Geänderte 
Zuständigkeiten 
nicht nachvoll­
zogen
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Die geänderten Zuständigkeiten wurden auch bei der Zuwen-
dungsbearbeitung und der Aktenführung nicht umgesetzt. Darü-
ber hinaus waren prüfungsrelevante Papierakten zum Teil nicht bei 
der zuständigen BJV zugänglich.

779.	 Der Rechnungshof hat die BJV aufgefordert, diesbezüglich eine 
abschließende Klärung mit der Sozialbehörde herbeizuführen und 
darauf hinzuwirken, dass die Aufgabenwahrnehmung und folglich 
die Haushaltsanmeldungen künftig entsprechend den gesetzli-
chen Zuständigkeiten erfolgen.

Zuwendungsbearbeitung

780.	 Die BJV hat bei den von ihr bearbeiteten Zuwendungsfällen ver-
säumt, in den Antragsprüfungsvermerken die zur Vorbereitung 
einer Erfolgskontrolle erforderlichen Festlegungen nach den VV 
zu § 46 LHO zu treffen. Für die Durchführung der Erfolgskontrolle 
wurden u. a. der Zeitpunkt und die Methode nicht festgelegt. 

Auch bei der Verwendungsnachweisprüfung wurde kein über
geordnetes Ziel festgelegt. 

Die von der BJV durchgeführten Erfolgskontrollen waren daher 
nicht vollständig.

781.	 Der Rechnungshof hat die BJV daher aufgefordert, 

	– in zukünftigen Fällen Erfolgskontrollen spätestens bei der An-
tragsprüfung vorzubereiten sowie

	– zu prüfen, ob und inwieweit in den gegenwärtigen Verfahren 
noch Erfolgskontrollen etabliert werden können.

Aktenführung

782.	 Es gibt bislang keine gültige Aktenordnung für das Amt V der BJV. 
Darüber hinaus wurden aktenrelevante Vorgänge an unterschied-
lichen Speicherorten abgelegt, sodass Gesamtvorgänge nicht 
ohne Weiteres nachvollziehbar waren.

783.	 Der Rechnungshof hat die BJV aufgefordert, eine aktualisierte für 
das Amt V gültige Aktenordnung entsprechend den Vorgaben der 
FHH zu erstellen und für eine ordnungsgemäße Schriftgutverwal-
tung zu sorgen.

Stellungnahme der Verwaltung

784.	 Die BJV hat die Feststellungen anerkannt und zugesagt, die For-
derungen des Rechnungshofs umzusetzen.

Keine vollständige 
Erfolgskontrolle

Aktenführung 
mangelhaft
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Wirtschaft und  
Corporate Governance

Organisation HafenCity Hamburg 
GmbH und IBA Hamburg GmbH

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen /  
HafenCity Hamburg GmbH / IBA Hamburg GmbH

Die Überwachung und Steuerung der Unter
nehmen durch die Behörde für Stadtent-
wicklung und Wohnen ist verbesserungs-
würdig.

Die Rolle der IBA Hamburg GmbH bei 
Stadtentwicklungsprojekten ist zu hinter
fragen.

Die Zielbilder sowie Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen mit den Geschäftsleitungen 
der Unternehmen müssen überprüft und 
angepasst werden.

Corporate Governance

785.	 Corporate Governance definiert die Art und Weise, wie Unterneh-
men verantwortungsvoll geführt werden sollen. Für die Freie und 
Hansestadt Hamburg (FHH) und ihre öffentlichen Unternehmen 
sind die dazu relevanten Hamburger Regelwerke die LHO, der 
Hamburger Corporate Governance Kodex (HCGK), die Hinweise 
für das Beteiligungsmanagement der FHH (Hinweise) sowie die 
gesellschaftsrechtlichen Regelwerke der einzelnen Unternehmen. 

786.	 Der Rechnungshof hat verschiedene Aspekte der Unternehmens-
führung bei der HafenCity Hamburg GmbH (HCH) und der IBA 
Hamburg GmbH (IBA) geprüft und in einer Gesamtbewertung in 
der nachfolgenden Übersicht zusammengefasst:
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Gesamtübersicht der Prüfungsergebnisse

Quelle: Eigene Darstellung

787.	 In der Gesamtschau ist die Überwachung und Steuerung im 
Rahmen des Beteiligungsmanagements der Behörde für Stadt-
entwicklung und Wohnen (BSW) bei der HCH stärker mängelbe-
haftet als bei der IBA. Der Rechnungshof hat Forderungen und 
Empfehlungen im Hinblick auf die in der Übersicht rot und gelb 
bewerteten Teilaspekte formuliert.

Prüfung des staatlichen Interesses bei  
HCH und IBA

788.	 Die LHO verlangt gemäß § 65 Absatz 1 Nr. 1 LHO für die Betei-
ligung der FHH an bzw. die Gründung von privatrechtlichen Un-
ternehmen das Vorliegen eines wichtigen staatlichen Interesses. 
Dieses liegt dann vor, wenn bedeutsame Aufgaben der Stadt er-
füllt werden. Weiterhin darf es keine bessere und wirtschaftlichere 
Alternative zur Aufgabenerfüllung geben (Subsidiaritätsprinzip). 
Hierfür ist konkret und einzelfallbezogen zu prüfen, ob die Aufga-
ben beispielsweise innerhalb der Kernverwaltung erledigt werden 
können. 
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HCH

789.	 Der Unternehmensgegenstand der HCH wurde um das Manage-
ment von Entwicklungsgebieten außerhalb der HafenCity, d. h. im 
Jahr 2015 um den Billebogen und im Jahr 2019 um die Science 
City Hamburg Bahrenfeld, erweitert. Für die Umsetzung dieser 
Entwicklungsvorhaben hat die HCH eigene Projektgesellschaften 
gegründet.

790.	 Die BSW hat bezüglich der Entscheidungen, in welchen Organisati-
onsformen die Entwicklungsvorhaben realisiert werden sollen, dem 
Rechnungshof einen formlosen Vermerk vorgelegt. Demnach sei-
en die Gründungen dieser Projektentwicklungsgesellschaften mit  
§ 65 LHO vereinbar. Die Entwicklung städtischer Immobilien sowie 
der zugehörigen städtischen Infrastruktur könne nicht innerhalb der 
Kernverwaltung durchgeführt werden, weil dort die erforderlichen 
Ressourcen und fachlichen Kompetenzen in der notwendigen Bün-
delung nicht vorhanden seien. Unterlagen, die diese Ausführungen 
belegen oder die Prüfung alternativer Organisationsformen der Re-
alisierung dokumentieren, hat die BSW nicht vorgelegt. 

IBA

791.	 Nach dem Auslaufen des originären Gesellschaftszwecks der IBA, 
der Vorbereitung und Durchführung der Internationalen Bauaus-
stellung in Hamburg, wurde Ende 2013 ihr Unternehmensgegen-
stand geändert. Dieser beinhaltet nunmehr die Übernahme von 
Funktionen und Leistungen einer Projektentwicklerin zur Vorbe-
reitung, Planung und Durchführung aller Arten von Aufgaben der 
Stadtentwicklung im Bereich der FHH. 

792.	 Der Erweiterung ihres Tätigkeitsbereichs und der entsprechenden 
Änderung im Gesellschaftsvertrag lagen eine Senatsdrucksache1 
und ein Beschluss der Senatskommission für Stadtentwicklung und 
Wohnungsbau2 zugrunde. Gemäß der Vorlage der BSW zum Be-
schluss der Senatskommission habe sich nach Prüfung vorhandener 
städtischer Gesellschaften und der Option der Neugründung einer 
GmbH eine Beauftragung der IBA in Verbindung mit einer Erweite-
rung ihres Unternehmenszwecks als die beste Lösung erwiesen. 

793.	 Die dem Rechnungshof dazu von der BSW vorgelegten Unter
lagen enthalten keine Dokumentation entsprechend den Anforde-
rungen des § 65 Absatz 1 Nr. 1 LHO. 

794.	 Der Rechnungshof hat gegenüber der BSW beanstandet, dass sie

	– die Alternativen bei der Erweiterung des Unternehmensgegen-
standes der HCH und der damit verbundenen Gründung von 
Enkelgesellschaften der FHH unzureichend geprüft hat,

1	 Senatsdrucksache Nr. 2013/02886 vom 26. November 2013.
2	 Beschluss der Senatskommission für Stadtentwicklung und Wohnungsbau  

Nr. 130124/10 vom 24. Januar 2013.

Wichtiges 
staatliches Inte­
resse unzurei­
chend geprüft
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	– nicht nachgewiesen hat, dass die Voraussetzungen des § 65 
Absatz 1 Nr. 1 LHO für die Umwidmung der IBA und die Fort-
führung als eigenständiges Unternehmen erfüllt sind.

795.	 Der Rechnungshof hat die BSW aufgefordert, 

	– spätestens zur Mitte der nächsten Legislaturperiode zu über-
prüfen, ob die Kriterien des § 65 Absatz 1 Nr. 1 LHO noch erfüllt 
sind und ob insbesondere das wichtige staatliche Interesse der 
FHH an der IBA noch vorliegt,

	– künftig vor wesentlichen Erweiterungen von Unternehmens-
gegenständen der in ihrer fachlichen Steuerung stehenden 
öffentlichen Unternehmen und der damit verbundenen Grün-
dung von Enkelgesellschaften der FHH eine vollständige und 
ergebnisoffene Prüfung des wichtigen staatlichen Interesses 
vorzunehmen.

796.	 Die BSW hat dies zugesagt.

Die IBA als Projektentwicklerin in der FHH

797.	 Die IBA bezeichnet sich selbst als Entwicklerin neuer Quartiere 
in Hamburg unter Einbindung aller wesentlichen Stakeholder aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft.

798.	 Dem steht gegenüber, dass der IBA weder in der Wohnungs-
bauoffensive des Hamburger Senats3 noch in den mit der FHH 
geschlossenen Verträgen für die Beteiligung an Stadtentwick-
lungsvorhaben eine eigenständige und maßgebliche operative 
Handlungsverantwortung zugewiesen ist. Vielmehr bleiben die ori-
ginären fachlichen Zuständigkeiten der beteiligten Behörden und 
Ämter ausdrücklich unberührt.

Unternehmenszielbild

799.	 Der HCGK und die Hinweise verpflichten die FHH, den Unter-
nehmen, bei denen sie Allein- oder Mehrheitsgesellschafterin ist, 
Zielbilder vorzugeben. Diese Zielbilder haben den Charakter von 
Gesellschafteranweisungen. Die dort zu formulierenden Oberziele 
sollen die grundsätzliche Leitaussage für das jeweilige Unterneh-
men darstellen und die jeweils wichtigen staatlichen Interessen 
bezeichnen. Die Geschäftsführung hat auf Basis des Zielbildes ein 
Unternehmenskonzept vorzulegen, dieses mit dem Aufsichtsrat 
abzustimmen und im Abstand von fünf Jahren zu überprüfen.4

800.	 Die BSW hat für die IBA ein Zielbild mit fünf Oberzielen definiert. 
Die für das erste Oberziel „Vorbereitung, Planung und Durchfüh-

3	 Bündnisvereinbarung vom 23. Juni 2021 und Vertrag für Hamburg – Wohnungs
neubau, Fortschreibung der Vereinbarung zwischen Senat und Bezirken zum 
Wohnungsneubau.

4	 Ziff. 2.5 HCGK.
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rung von Aufgaben der Stadtentwicklung als Projektentwickler mit 
Beteiligung der jeweils zuständigen Dienststellen“ formulierten 
Teilziele sind auf die Entwicklung großer Wohnungsbauprojekte, 
die Bündelung von Projektentwicklungsaufgaben, die Beschleuni-
gung von Projektabläufen sowie die Schaffung von Akzeptanz bei 
Wohnungsbauprojekten durch Bürgerbeteiligung gerichtet.

801.	 Nach Aussage der BSW stelle der Wortlaut dieses Oberziels be-
reits klar, dass die IBA ihre Ziele nicht selbstständig und unab-
hängig von anderen Dienststellen erreichen könne. Um den ersten 
beiden Teilzielen gerecht zu werden, sei sie auf die Zuarbeit ande-
rer angewiesen.

Wirtschaftliche Einbindung in den Haushalt 
der FHH

802.	 Während die IBA in der Rechtsform einer GmbH nach außen als 
eigenständiges Unternehmen agiert, verbleibt die Verantwortung 
für die haushaltrechtliche Steuerung und die Wirtschaftlichkeit der 
Stadtentwicklungsprojekte bei der BSW.

803.	 Die von der IBA erstellten Kosten- und Finanzierungspläne, die 
sowohl von Dritten in Rechnung gestellte als auch von der IBA 
selbst verursachte Kosten umfassen, sind Grundlage unterjähriger 
Mittelabforderungen bei der FHH. Die Abrechnung der tatsäch
lichen Kosten durch die IBA erfolgt jeweils zum Ende des Haus-
haltsjahres. Somit wird die IBA von Beginn ihres Wirtschaftsjahres 
an durch den Haushalt der FHH finanziert.

Zielvereinbarungen mit der Geschäftsführung

804.	 Nach den Vorgaben des HCGK soll die Vergütung der Mitglieder 
der Geschäftsführung sowohl feste als auch variable Bestandteile 
umfassen. Letztere sollen an den nachhaltigen Erfolg des Unter-
nehmens gebundene Komponenten enthalten und als Vertrags-
tantiemen in Form von Ziel- und Leistungsvereinbarungen (ZLV) 
abgeschlossen werden. Hierbei sind Ziele sowie Zielerreichungs-
grade eindeutig zu definieren und zu quantifizieren.

805.	 Bei der IBA liegen den variablen Vergütungsanteilen der Ge-
schäftsführung regelmäßig mit dem Aufsichtsrat abgeschlossene 
ZLV zugrunde. Diese Zielvorgaben umfassen Salden der von der 
IBA betreuten Stadtentwicklungsprojekte5, das Ergebnis der ge-
wöhnlichen Geschäftstätigkeit und den jeweiligen Status einzelner 
Teilprojekte. Das größte Entwicklungsprojekt der IBA, das Gebiet 
Oberbillwerder, ist nicht Bestandteil der ZLV.

806.	 Das Zielbild der IBA oder andere langfristige und an den nachhal-
tigen Unternehmens- bzw. Projekterfolg gebundene Ziele haben 

5	 Bei den Projektsalden handelt es sich um die Salden aus den den Projekten 
zugerechneten Kosten und Erlösen.

Keine Kom­
petenzen zur 
eigenständigen 
Zielerreichung

Wirtschaftliche
Unselbst­
ständigkeit

Langfristige 
Ziele fehlen
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keinen Eingang in die ZLV gefunden. Die BSW erläuterte, dass 
es schwierig sei, geeignete langfristige Ziele und Kennzahlen mit 
praktischer Relevanz für die Geschäftsführung zu finden.

Gesamtwürdigung der Rolle und Ausgestaltung 
der IBA

807.	 In der Gesamtsicht ist die IBA sowohl im Hinblick auf ihre Be-
fugnisse  bei der Umsetzung von Stadtentwicklungsprojekten der 
FHH als auch hinsichtlich der Ausgestaltung ihrer Wirtschaftsfüh-
rung als Vermittlerin und Koordinatorin und in diesem Sinne eher 
als „Erfüllungsgehilfin“ der FHH denn als eigenständige Akteurin 
und Gestalterin angelegt.

808.	 Aufgrund ihrer eingeschränkten Zuständigkeiten ist sie nicht in der 
Lage, dem Wortlaut ihres Zielbildes, d. h. der Vorbereitung, Planung 
und Durchführung von Stadtentwicklung (vgl. Tz. 799) vollumfäng-
lich gerecht zu werden. Gegenüber den ihr zuarbeitenden Dienst-
stellen ist sie nicht weisungsbefugt und hat damit insbesondere 
auch auf die Beschleunigung von Projektabläufen keinen maß-
geblichen Einfluss.

809.	 Bezüglich ihrer Wirtschaftsführung ist die IBA zwar verpflichtet, 
durch wirtschaftliche Optimierung die Defizite zu senken, also 
weitestgehend einen Ausgleich zwischen Kosten und Erlösen her-
beizuführen. Hierbei trägt sie aber keinerlei unternehmerisches 
Risiko. Anders als andere öffentliche Unternehmen der FHH, bei 
denen erst nach Abschluss eines Wirtschaftsjahres durch Ergeb-
nisausgleiche eine Verbindung mit dem Haushalt der FHH erfolgt6, 
ist die IBA aufgrund der Mittelabforderungen (vgl. Tz. 803)  schon 
unterjährig vollständig in den Haushalt der FHH eingebunden.

810.	 Die Ausgestaltung der ZLV mit der Geschäftsführung ist mangel-
haft. Die zugrunde gelegten Kosten-Erlös-Salden der Projekte 
bzw. die Aufwand-Ertrag-Salden der Geschäftsergebnisse sind 
nicht wesentlich durch die Geschäftsführung steuerbar und des-
halb als Ziele ungeeignet. 

811.	 Alle Unternehmensziele sind nur kurzfristig ausgerichtet. Ziele, 
die auf Gesamtprojektumsetzungen ausgerichtet sind und damit 
einen längeren Zeitraum als ein Wirtschaftsjahr umfassen, fehlen 
vollständig, ebenso das umfänglichste Entwicklungsprojekt Ober-
billwerder. Die von der BSW vorgebrachte Schwierigkeit, geeigne-
te langfristige Ziele und Kennzahlen mit praktischer Umsetzbarkeit 
für die Geschäftsführung zu finden, unterstreicht, dass der IBA im 
Hinblick auf die langfristige Stadtentwicklung keine gestalterische 
Rolle zukommt.

812.	 Zudem wurden mit der IBA als zusätzlicher Akteurin in der Pro-
jektumsetzung auch zusätzliche Schnittstellen zu anderen an der 

6	 Beispielsweise bei der Sprinkenhof GmbH oder bei der GMH Gebäude
management Hamburg GmbH.

IBA keine eigen­
ständige Akteurin 
und Gestalterin
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Entwicklung von stadtplanerischen Projekten beteiligten Akteuren 
und damit Reibungsverluste zeitlicher und monetärer Art geschaf-
fen. 

813.	 Der Rechnungshof hat deshalb der BSW empfohlen, grundsätz-
lich zu prüfen, ob es für die Umsetzung von Stadtentwicklungs-
projekten zusätzlicher privatrechtlich organisierter Akteure wie der 
IBA bedarf.

814.	 Für den Fall des Festhaltens an der IBA hat der Rechnungshof der 
BSW empfohlen,

	– für die Umsetzung von Stadtentwicklungsprojekten projekt-
übergreifend die Befugnisse und Verantwortlichkeiten sowohl 
der IBA als auch aller anderen Akteure zu evaluieren und gege-
benenfalls anzupassen,

	– eindeutige Rollenbeschreibungen und verbindliche Regelun-
gen zu Konfliktlösungen zu formulieren sowie

	– als Ergebnis das Zielbild der IBA entsprechend anzupassen.

815.	 Zudem hat der Rechnungshof die BSW aufgefordert,

	– bezüglich der Vergütungsgestaltung für die Geschäftsführung 
der IBA als haushaltsnahe Organisation die Vor- und Nachteile 
von ZLV zu evaluieren sowie

	– dies mit der Finanzbehörde abzustimmen und

	– gegebenenfalls dem Aufsichtsrat der IBA entsprechende Vor-
schläge zur Beibehaltung der ZLV unter Beseitigung der fest-
gestellten Mängel oder zur Neugestaltung der Vergütung der 
Geschäftsführung zu unterbreiten.

816.	 Die BSW hat zugesagt, die Empfehlungen des Rechnungshofs zu 
prüfen und seinen Forderungen nachzukommen.

Zielbild und Zielvereinbarungen mit der  
Geschäftsführung bei der HCH

Unternehmenszielbild

Die BSW ist ihrer Verpflichtung, der HCH ein Zielbild vorzugeben 
(vgl. Tz. 799), erst im Jahr 2023 nachgekommen. In den vom Auf-
sichtsratsvorsitzenden und der Geschäftsführung der HCH jeweils 
unterzeichneten fünf Entsprechenserklärungen zum HCGK im 
Zeitraum 2017 bis 2022 war stets angegeben, dass sich der Ent-
wurf eines Zielbildes noch in der Abstimmung befinde. Die BSW 
hat gegenüber dem Rechnungshof erklärt, dass das Fehlen eines 
Zielbildes als formaler Mangel keine materiellen Auswirkungen ge-
habt habe.

Notwendigkeit  
der IBA fraglich
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817.	 Die Geschäftsführung der HCH ist ihrer Verpflichtung, ein auf das 
Zielbild abgestimmtes Unternehmenskonzept zu erstellen, bislang 
nicht nachgekommen. 

818.	 Der Rechnungshof hat bemängelt, dass die BSW und die zuvor 
bis 2023 für die Fachaufsicht der HCH im sog. „Shared Service“ 
zuständige Behörde für Umwelt und Energie (BUE) den Vorgaben 
des HCGK nach der Formulierung eines Zielbildes nicht entspro-
chen haben und damit ihrer Aufgabe zur fachlichen Steuerung der 
HCH nicht ausreichend nachgekommen sind. Dies hat auch zum 
Versäumnis der Geschäftsführung beigetragen, ein Unterneh-
menskonzept zu erstellen. 

Die BSW hat außer Acht gelassen, dass ein Zielbild nicht nur  
Formalie, sondern als Grundlage für Ziel- und Leistungsverein
barungen mit der Geschäftsführung sowie zur Erfolgsmessung 
bedeutend für die Steuerung eines Unternehmens ist.

819.	 Der Rechnungshof hat die BSW aufgefordert, bei der HCH auf die 
Erstellung eines auf das aktuelle Zielbild abgestimmten Unterneh-
menskonzeptes hinzuwirken.

820.	 Die BSW hat dies zugesagt.

Zielvereinbarungen mit der Geschäftsführung

821.	 Entgegen den Vorgaben des HCGK (vgl. Tz. 804) enthält weder 
die Vergütung der bis 2021 tätigen beiden Geschäftsführer der 
HCH noch die der seit 2020 bzw. 2021 aktiven Geschäftsführung 
variable Bestandteile. Demzufolge wurden bisher zwischen Auf-
sichtsrat und Geschäftsführung keine Ziel- und Leistungsverein-
barungen abgeschlossen. In den Entsprechenserklärungen zum 
HCGK wurde dazu jeweils angemerkt, dass die Vereinbarung 
variabler Gehaltsbestandteile aufgrund der Besonderheiten des 
Unternehmensgegenstandes der HCH nicht zielführend und plau-
sibel sei.

822.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die Begründung des Ver-
zichts auf variable Vergütungsbestandteile bei der Geschäftsfüh-
rung der HCH nicht ausreichend sachlich begründet ist, sondern 
ausschließlich sehr pauschal auf Besonderheiten des Unterneh-
mensgegenstands der HCH verweist.

823.	 Der Rechnungshof hat die BSW aufgefordert, die Vor- und Nach-
teile von ZLV für die HCH in Abstimmung mit der Finanzbehörde 
zu evaluieren und auf Basis dieser Ergebnisse dem Aufsichtsrat 
der HCH gegebenenfalls entsprechend Vorschläge zur Neugestal-
tung der Vergütung der Geschäftsführung zu unterbreiten.

824.	 Die BSW hat dies zugesagt.

Unternehmens-
konzept der  
HCH fehlt

Verzicht auf variable 
Vergütungsbestand­
teile nicht aus­
reichend begründet



Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg� Jahresbericht 2025

224

Entsprechenserklärung zum Hamburger  
Corporate Governance Kodex der HCH

825.	 Mit dem HCGK strebt der Senat an, die Transparenz der hambur-
gischen Unternehmen zu erhöhen. Danach ist eine Offenlegung 
der persönlichen Teilnahmen der Mitglieder an den Sitzungen des 
Aufsichtsrats durch eine sog. Entsprechenserklärung7 des jeweili-
gen Unternehmens vorgesehen.

826.	 Die Aufsichtsräte der HCH tagen jeweils grundsätzlich einmal 
im Vierteljahr, anlassbezogen gibt es zusätzlich außerordentliche  
Sitzungen. Abweichend davon sind die Aufsichtsräte der HCH im 
Jahr 2017 zweimal ordentlich und dreimal außerordentlich zusam-
mengetreten.

827.	 In den Jahren 2017, 2018 und 2020 haben einzelne Aufsichtsrats-
mitglieder der HCH nur an der Hälfte oder weniger der Sitzungen 
teilgenommen. Dazu hat die HCH in ihren Entsprechenserklärun-
gen zum HCGK 2017, 2018 und 2020 keine Hinweise gegeben. In 
den Jahren 2019 und 2021 bis 2023 waren die Entsprechenserklä-
rungen vollständig.

828.	 Der Rechnungshof hat die BSW aufgefordert, darauf hinzuwirken, 
dass auch weiterhin die Abwesenheit der Aufsichtsratsmitglieder 
entsprechend der Vorgabe des HCGK dokumentiert wird. 

829.	 Die BSW hat dies zugesagt.

Quartalsberichterstattungen bei HCH und 
IBA

830.	 In den Quartalsberichten der hamburgischen Unternehmen sind 
wesentliche Abweichungen von den Plangrößen zu erläutern.8

831.	 Die Quartalsberichte von HCH und IBA an die BSW beinhalten 
sowohl für die Unternehmen selbst als auch für alle ihre Toch-
ter- und Enkelunternehmen regelmäßig sehr viele und detaillierte 
Ausführungen zu den aktuellen Ständen und Problemen bei den 
Stadtentwicklungsvorhaben sowie aktuelle Ergebnis- und Kapital-
flussrechnungen.

832.	 Gegenüberstellungen aktueller Projektstatus zu ursprünglichen 
Zeitplanungen sowie Erläuterungen zu Ursachen von Planabwei-
chungen enthalten sie nicht. In der monetären Betrachtung wer-
den aktuelle Ist-Zahlen und die Plan-Zahlen der Wirtschaftsplä-
ne ohne angemessene Erläuterungen der zum Teil gravierenden 
Abweichungen zwischen den Planansätzen und den Ist-Zahlen 

7	 In einer zu veröffentlichenden Entsprechenserklärung gibt ein Unternehmen 
jährlich an, dass es den Empfehlungen des HCGK im vergangenen Jahr 
entsprochen hat oder welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder 
werden und warum nicht. Diese Regelung für die öffentlichen Unternehmen 
Hamburgs orientiert sich an § 116 Aktiengesetz.

8	 Tz. 143 der Hinweise für das Beteiligungsmanagement der FHH.

Quartalsberichte 
unvollständig
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nebeneinandergestellt. Beides steht der Vorgabe nach Erläuterun-
gen wesentlicher Planabweichungen entgegen und erschwert die 
Einordnung der jeweils aktuellen Lage der Stadtentwicklungsvor-
haben sowohl in den zeitlichen und als auch in den monetären 
Planungshorizont.

833.	 Der Rechnungshof hat die im Hinblick auf die unzureichenden 
Erläuterungen zeitlicher und monetärer Planabweichungen un-
vollständige Quartalsberichterstattung bei der HCH und der IBA 
beanstandet.

834.	 Er hat die BSW aufgefordert,

	– Berichtsstrukturen zu definieren, die die benannten Mängel ab-
stellen und für die BSW einen schnellen Überblick über alle 
wesentlichen Projektinformationen beinhalten sowie

	– die Vergleichbarkeit mit gleichen bzw. ähnlichen Unterneh-
mensgegenständen befassten Tochter- und Enkelorganisatio-
nen ermöglichen und 

	– bei der HCH und der IBA auf eine entsprechende Erweiterung 
und Anpassung der Quartalsberichterstattung hinzuwirken.

835.	 Die BSW hat dies zugesagt.
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Klimaschutzzertifikate aus  
Nigeria und Indien

Behörde für Umwelt, Klima, 
 Energie und Agrarwirtschaft

Die Behörde hat beim Kauf von CO2-Zerti-
fikaten Vergaberecht nicht beachtet und es 
versäumt, die Verträge im Transparenzpor-
tal zu veröffentlichen.

Gegenüber der Bürgerschaft hat sie die  
Vergabe unzutreffend dargestellt.

Die Behörde hat sich keine Nachweise  
zur tatsächlichen Mittelverwendung geben 
lassen. Ihr entging dadurch, dass die Öfen 
zur Einsparung von CO2 erst Jahre später 
ausgeliefert wurden als vereinbart. 

836.	 Der Senat hatte sich im Hamburger Klimaplan das Zwischenziel 
gesetzt, die CO2-Emissionen von 2012 bis 2020 um 2,0 Mio. Ton-
nen zu mindern. Er erreichte sein damaliges Ziel und gab dies der 
Bürgerschaft am 1. November 20221 bekannt. Um dieses Ziel zu 
erreichen, hatte der Senat u. a. CO2-Zertifikate zur Kompensation 
von Emissionen erworben. Für 1,3 Mio. Euro wurden damit rund 
0,1 Mio. Tonnen CO2 kompensiert. Ohne die CO2-Zertifikatskäufe 
hätte der Senat sein damaliges Klimaziel nicht erreicht. 

Der Rechnungshof hat den Kauf der CO2-Zertifikate anhand von 
zwei Mittelverwendungen geprüft.

Mittelverwendung 1: Hamburger Klimaplan

837.	 Im November 2017 hat die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft (BUKEA) in einem Vertrag mit der atmosfair 
gGmbH (atmosfair) die Förderung der Projekte „Effiziente Öfen 
in Nigeria“ und „Effiziente Öfen und Herstellung von Holzkohle in 
Indien“ und den Erwerb von Kompensationszertifikaten zur Errei-
chung der Ziele des Hamburger Klimaplans vereinbart. Mit der 
Förderung über rund 1,0 Mio. Euro sollten 75 Tsd. Tonnen CO2 
kompensiert werden. Die ersten Öfen sollten nach dem Vertrag 
noch im Dezember 2017 ausgeliefert oder vor Ort gefertigt wer-
den. Bis spätestens Mitte 2019 sollten in Nigeria und Indien die 
weiteren Öfen geliefert und montiert werden und an den Endver-
braucher gelangen.

1	 Bürgerschaftsdrucksache 22/9804 „Hamburger Klimaplan – Zwischenbericht 
zum Umsetzungsstand 2022“ vom 1. November 2022, S. 3 f.
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Klimaschutzzertifikate der FHH 2018 bis 2020

Projekt Einheit Menge 
2018

Menge 
2019

Menge 
2020

Menge 
gesamt

Förderbetrag 

Nigeria
t CO2 15.000 12.500  10.000 37.500

0,5 Mio.  Euro
Öfen 6.000 5.000 4.000 15.000 

Indien
t CO2 15.000 12.500 10.000 37.500 

0,5 Mio. Euro
Öfen 3.750 3.125 2.500 9.375 

Summe
t CO2 30.000 25.000 20.000 75.000 

1,0 Mio.  Euro
Öfen 9.750 8.125 6.500 24.375 

Quelle: Vertrag vom 3. November 2017 mit atmosfair und E-Mail vom 7. Dezember 2018 von 
atmosfair, Darstellung Rechnungshof

Mittelverwendung 2: CO
2
-Kompensation bei 

dienstlichen Flugreisen 

838.	 Grundlage der Kompensation bei dienstlichen Flugreisen ist 
§ 5 Absatz 1 Satz 1 Hamburgisches Reisekostengesetz, nach dem 
„die Kosten für die Abgeltung externer Kosten von Flugreisen“ zu 
erstatten sind, was die Kosten aus der Kompensation der CO2-
Belastung meint.

839.	 Im August 2017 hat die Behörde in einem weiteren Vertrag mit  
atmosfair die Förderung des Projektes „Stromerzeugung aus 
Senf-Ernteresten“ in Indien und den Erwerb entsprechender Zer-
tifikate für das Jahr 2017 vereinbart. Mit der Förderung von rund  
0,3 Mio. Euro sollten 20 Tsd. Tonnen CO2 aus dienstlichen Flugrei-
sen kompensiert werden.

Grundlagen CO2-Kompensation

Handelssysteme

840.	 Beim CO2-Handel wird zwischen verpflichtenden und freiwilligen 
Emissionshandelssystemen unterschieden.

	– Der verpflichtende Markt funktioniert nach dem Prinzip „Be-
grenzen und Handeln“ („Cap and Trade“). Dabei wird durch 
staatliche oder supranationale Stellen geregelt, wie viele CO2-
Emissionen von allen Teilnehmenden zusammen ausgestoßen 
werden dürfen, was als „Cap“ bezeichnet wird. Jeder CO2-
Emittierende muss im entsprechenden Umfang CO2-Zertifikate 
erwerben und kann diese auch weiter veräußern. 

	– Im freiwilligen Markt, aus dem die hier geprüften CO2-Zertifika-
te stammen, gibt es keine Obergrenze für auszugebende Zer-
tifikate und keinen definierten Teilnehmerkreis. Der Kauf von 
Zertifikaten ist grundsätzlich freiwillig. Lassen sich beispiels-
weise Flugreisen nicht vermeiden, bietet der Kauf die Möglich-
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keit, Emissionen über Zertifikate auszugleichen, die Einsparun-
gen von CO2 an anderen Orten bescheinigen. Staatliche Stellen 
und internationale Organisationen übernehmen auch im freiwil-
ligen Markt Zertifizierungs- oder Akkreditierungsaufgaben. 

In beiden Systemen wird der Begriff der Stilllegung verwendet. Er 
meint die finale Anrechnung der Einsparung für die Organisation, 
die ein Zertifikat erwirbt. 

Zeitversatz vom finanziellen Beitrag zum  
Zertifikat

841.	 Zwischen der Zahlung an den Projektträger und der Ausstellung 
des Zertifikats liegen in der Regel mindestens zwei Jahre Zeitver-
satz: 

	– Es dauert rund sechs Monate vom Einsatz der Mittel in einem 
Klimaschutzprojekt bis zur physischen CO2-Minderung. 

	– Ein weiteres Jahr nimmt die Bescheinigung von einem unab-
hängigen Prüfer in Anspruch. 

	– Weitere sechs Monate dauert es, bis die CO2-Minderungs-
nachweise für Zertifikate für das Register eines Anbieters bei 
der Deutschen Emissionshandelsstelle im Umweltbundesamt 
ausgestellt werden.2

Vergabe

842.	 Öffentliche Aufträge sind europaweit auszuschreiben, wenn das 
Auftragsvolumen den festgelegten EU-Schwellenwert erreicht 
oder überschreitet. Die Vergaben zu den CO2-Zertifikatskäufen für 
den Hamburger Klimaplan lagen jeweils über dem EU-Schwellen-
wert. 

843.	 Die Vergaben durch die BUKEA erfolgten freihändig ohne Einbe-
ziehung der Beschaffungsstelle. 

Die Innenrevision hatte bereits vor der Prüfung durch den Rech-
nungshof festgestellt, dass die Behörde die Vergabevorschriften 
nicht beachtet hat. 

844.	 Der Rechnungshof hat sich in seiner Beanstandung den Mängel-
feststellungen der Innenrevision angeschlossen. 

845.	 Die BUKEA hat gegenüber dem Rechnungshof erklärt, sie habe 
die Kritik aufgenommen und sei in Folgeverfahren bereits anders 
vorgegangen. 

2	 Jahresbericht 2022 der atmosfair gGmbH.

Vergaberecht 
nicht  
eingehalten
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Darstellung gegenüber der Bürgerschaft

846.	 In der Schriftlichen Kleinen Anfrage mit dem Betreff „Nigeria-CO2-
Zertifikate – Wie kam es zur Auswahl?“3 wurde gefragt: „Wie viele 
Bewerbungen gab es für Einsparungen durch CO2-Zertifikate?“. 
Die Behörde hat darauf geantwortet, dass es nur eine Bewerbung 
für Einsparungen durch CO2-Zertifikate gegeben hätte.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Beschaffung der 
CO2-Zertifikate freihändig und damit ohne Wettbewerb und ohne 
Aufforderungen an Bewerber durchgeführt wurde (siehe Tz. 843). 
Die Behörde hatte direkt die atmosfair gGmbH angesprochen; ein 
öffentliches Vergabeverfahren fand nicht statt. 

Insofern konnte es keine weiteren „Bewerbungen“ geben. 

847.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Behörde hinsichtlich 
der Vergabe der Bürgerschaft ein unzutreffendes Bild dargestellt hat.

848.	 Die Behörde hat darauf hingewiesen, dass sie die Frage nach Be-
werbungen nicht wörtlich interpretiert habe, sondern nur auf die 
Anzahl der Angebote bezogen hätte. 

849.	 Zum anderen wurde gefragt: „Wann wurde die Maßnahme einge-
stellt und wieso?“. Die Behörde hat darauf geantwortet, dass die 
CO2-Zertifikate vertragsgemäß stillgelegt worden seien und die 
Umsetzung weiterer Maßnahmen dieser Art nicht geplant sei.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass noch wenige Monate vor 
der Anfrage CO2-Zertifikate u. a. für das gleiche Projekt in Nigeria 
über die Mittel zur Kompensation von Flugreisen erworben wor-
den waren. Es ist davon auszugehen, dass sich die Frage auf den 
Kauf von CO2-Zertifikaten aus Nigeria im Allgemeinen und nicht 
ausschließlich auf die Maßnahme aus dem Hamburgischen Klima-
plan bezog. 

850.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die Darstellung der Behörde  
gegenüber der Bürgerschaft hinsichtlich der Beendigung des Er-
werbs von CO2-Zertifikaten aus Nigeria ein unvollständiges Bild 
dargestellt hat.

851.	 Die Behörde hat dazu mitgeteilt, dass sie die Kritik des Rech-
nungshofs nicht teile, da die Antwort dem Wortlaut nach zutref-
fend sei.

Veröffentlichungspflicht

852.	 Besteht an Verträgen ab einem Gegenstandswert von 100 Tsd. 
Euro ein öffentliches Interesse, sind die Verträge nach dem Ham-
burgischen Transparenzgesetz im Transparenzportal zu veröffent-
lichen. 

3	 Bürgerschaftsdrucksache 22/10676 vom 24. Januar 2023.

Bürgerschaft  
unzutreffend  
informiert

Bürgerschaft  
unvollständig 
informiert 

Veröffent­
lichungspflicht 
nicht beachtet
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Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Behörde die Verträge 
nicht im Transparenzportal veröffentlicht hat. 

853.	 Die Verträge zu den CO2-Zertifikatskäufen unterliegen der Veröf-
fentlichungspflicht. Spätestens mit den diesbezüglichen Presse-
veröffentlichungen4 war das öffentliche Interesse evident. 

854.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Behörde die Ver
träge nicht im Hamburgischen Transparenzportal veröffentlicht hat 
und sie aufgefordert, dies nachzuholen.

855.	 Die Behörde hat dazu erklärt, dass sie ein öffentliches Interesse 
an einer Veröffentlichung zum Untersuchungszeitpunkt nicht ge-
geben sah. 

Mit Blick auf die Prüfung des Rechnungshofs hat sie jedoch zu-
gesagt, die Verträge nunmehr in das Transparenzportal einzu-
stellen.

Nachweise zur tatsächlichen  
Mittelverwendung

856.	 Maßnahmen von finanzieller Bedeutung sind während und nach 
ihrer Durchführung auf Zielerreichung, Wirksamkeit und Wirt-
schaftlichkeit zu überprüfen (siehe § 7 Absatz 4 Satz 2 LHO).

Die Behörde hatte sich in den Verträgen das Recht einräumen las-
sen, jederzeit Auskunft oder aktuelle Unterlagen von atmosfair zu 
den Klimaschutzprojekten einfordern zu können. Sie machte von 
diesem Recht jedoch keinen Gebrauch.

Die Behörde konnte mangels Nachweise über die im Vertrag zuge-
sagte Mittelverwendung keine Erfolgskontrolle durchführen.

857.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass sich die Behörde keine 
Nachweise über die tatsächliche Mittelverwendung hat vorlegen 
lassen und so auch nicht den Maßnahmenerfolg der vertraglich 
zugesagten Auslieferungen der Öfen einschätzen konnte.

858.	 Die Behörde hat erklärt, sie stimme der Kritik des Rechnungshofs 
teilweise zu. Durch die vorgelegten Stilllegungsnachweise zu den 
Zertifikaten sei das vertraglich vereinbarte Ziel der Maßnahmen 
– die Kompensation von CO2-Emissionen – erbracht worden. Eine 
eigene zusätzliche Erfolgskontrolle der Klimaschutzprojekte im 
globalen Süden sei für die Behörde mit Blick auf einen wirtschaft-
lichen Ressourceneinsatz nicht angezeigt.

4	 Siehe u. a. Hamburger Abendblatt „Senat trickste bei Klimabilanz – mit Holzöfen 
für Nigeria“ und Hamburger Morgenpost „Fragwürdiger Deal: Wie Hamburg sei-
ne Klima-Bilanz mit Öfen in Afrika schönt“ jeweils vom 11. Dezember 2022.

Keine Erfolgs­
kontrolle  
durchgeführt
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Mittelverwendung vor Ort

859.	 Der Rechnungshof hat eine Recherche zu den Klimaschutz
projekten von atmosfair anhand öffentlich zugänglicher Quellen 
vorgenommen. Das Ergebnis dieser Recherche hat Zweifel an der 
Erfüllung der vertraglich zugesagten Leistung durch atmosfair auf-
kommen lassen. 

Der Rechnungshof hat in der Prüfung atmosfair zu seinen Fest-
stellungen angehört.

Effiziente Öfen in Nigeria

860.	 Atmosfair entschloss sich 2007 zu dem Projekt in Nigeria, um 
einer Entwaldung entgegenzuwirken. Durch die Nutzung effizi-
enter Öfen wird weniger Feuerholz verbraucht und damit auch 
weniger CO2 ausgestoßen. In Deutschland entwickelte Öfen soll-
ten in Einzelteilen nach Nigeria geliefert und den Projektpartnern 
vor Ort zur Montage und für den Vertrieb kostenfrei überlassen 
werden. Der Verkaufspreis der Öfen sollte die Kosten der lokalen 
Partner decken. 

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass eine Organisation der 
Vereinten Nationen auf ihrer Internetseite einen Prüfbericht des 
„projektverantwortlichen Zertifizierers“ zu dem Projekt in Nigeria 
für den Beobachtungszeitraum von Juli bis Oktober 2019 be-
mängelt. Aus der Kritik geht hervor, dass ab 2015 keine neuen 
Öfen in dem Projekt hinzugekommen waren. Demnach hatte at-
mosfair – anders als vertraglich zugesagt – Ende 2017 nicht mit 
der Auslieferung der Öfen begonnen.
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Kritik der Vereinten Nationen an dem Prüfbericht 
zum Projekt in Nigeria

Übersetzung durch den Rechnungshof (Auszug):  
„Einreichung unvollständig: (…)  Der projektverantwortliche Zertifizierer (DOE, 
Designated Operational Entity) ist dazu aufgefordert, weitere Informationen da
rüber vorzulegen, wie er auf die Anzahl der im Einsatz befindlichen Save 80 Öfen 
gemäß der Projektbeschreibung gekommen ist, denn er hat festgestellt (S. 26), 
dass seit Juni 2015 keine neuen Öfen im Projekt implementiert wurden

Quelle: Vereinte Nationen5

Atmosfair hat dazu gegenüber dem Rechnungshof erklärt, dass 
das Projekt seit 2017 vollständig umgebaut worden sei und die 
Öfen inzwischen in einer eigenen Fabrik in Nigeria produziert wür-
den. Die der FHH zugesagten 15.000 Öfen hätte atmosfair in den 
Jahren 2022 bis 2024 produziert und verkauft.

861.	 Insofern stellt der Rechnungshof fest, dass auch nach Auskunft 
von atmosfair die vertraglich für die Jahre 2017 bis 2019 zugesag-
te Lieferung der Öfen erst Jahre später stattgefunden hat. 

862.	 Die BUKEA hat darauf hingewiesen, dass die Mittel für das Projekt 
eingesetzt worden seien, wenn auch zu einem späteren Zeitpunkt. 
Zudem hätten die „formulierten vertraglichen Vereinbarungen  
Erwartungen erweckt, die für das eigentliche Maßnahmenziel 
(Kompensation von CO2-Emissionen) unerheblich“ gewesen seien. 

5	 https://cdm.unfccc.int/IRCheck/iss_forms/2058TMQ4JX96PAD/viewPublic  
(Abrufe am 6. Mai 2024 und 11. Oktober 2024).

Auslieferung 
der Öfen in  
Nigeria erst 
Jahre später 
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Effiziente Öfen und Herstellung von Holzkohle 
in Indien

863.	 Atmosfair hatte das Projekt bereits im Jahr 2012 gestartet und  
subventioniert seitdem den Verkauf von effizienten Holzvergaser
öfen, die von einem lokalen Unternehmen in Indien hergestellt 
werden.

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die vertraglich verein-
barte Anzahl an CO2-Zertifikaten tatsächlich stillgelegt wurde. 
Allerdings wurden – anders als ursprünglich vereinbart – keine 
CO2-Zertifikate aus dem Projekt in Indien stillgelegt. 

864.	 Atmosfair hat dazu erklärt, dass Unstimmigkeiten mit dem lo-
kalen Unternehmen eine Ausschüttung der Zertifikate aus dem 
Projekt verhindert hätten. Atmosfair habe das Ofenprojekt in In-
dien daher neu registrieren müssen. Seit der Neuregistrierung 
des Projekts im Oktober 2019 hätte atmosfair über 165.000 Öfen 
verkauft und registriert, wozu auch das Geld aus Hamburg ver-
wendet worden sei.

865.	 Der Rechnungshof stellt fest, dass die Auslieferung der Öfen erst 
rund zwei Jahre später als vertraglich zugesagt begann. 

Stromerzeugung aus Senf-Ernteresten in Indien

866.	 Atmosfair führt ein Projekt mit dem Unternehmen Kalpataru Pro-
jects International Limited (KPIL)6 aus Indien durch. Seit 2007 er-
möglicht das Projekt den Bauern in der Region vormals wertlose 
Senf-Erntereste zu verkaufen. KPIL betreibt mit den Resten ein 
Biomassekraftwerk, das Strom aus Kohle- und Erdgaskraftwerken 
ersetzt. 

Ein Qualitätskriterium für CO2-Zertifikate aus Klimaschutzprojek-
ten ist die sog. Zusätzlichkeit. Sie ist dann gegeben, wenn das 
Projekt ohne den Verkauf von CO2-Zertifikaten nicht realisiert wor-
den wäre. 

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Finanzierung des 
Projekts bereits Mitte 2005 geregelt war. Die Planung und Ent-
scheidung zum Bau der Anlage muss daher vorher (bis 2004) 
und damit unabhängig vom Projekt von atmosfair gefällt worden 
sein, da atmosfair erst 2005 gegründet wurde. 

6	 KPTL (Kalpataru Power Transmission Limited) hat sich zum 22. Mai 2023 in KPIL 
(Kalpataru Projects International Limited) umbenannt.

Auslieferung der 
Öfen in Indien 
begann rund zwei 
Jahre verspätet 
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Schreiben zur Finanzierung

Quelle: Vereinte Nationen, CDM Projekt Design Document7

Atmosfair hat dazu erklärt, dass KPIL sich bereits im Jahr 2000 
zum Bau der Anlage entschieden habe und das Projekt von Be-
ginn an auf eine Förderung über die CO2-Zertifkate ausgelegt ge-
wesen sei.

867.	 Aus den öffentlich zugänglichen Projektunterlagen hat sich wei-
terhin ergeben, dass atmosfair mit der Betreiberfirma KPIL in den 
Anfangsjahren vertraglich festgelegt hatte, einen Teil der von at-
mosfair gezahlten Mittel in soziale Einrichtungen vor Ort zu inves
tieren.8 Dies weist darauf hin, dass der Betreiber die Förderung 
nicht in vollem Umfang für Klimaschutzzwecke benötigte. Dem-
nach waren auch die Mittel aus dem Hamburger Haushalt nicht in 
vollem Umfang zur CO2-Kompensation notwendig. 

Rücklagen

868.	 Atmosfair wies im Jahresabschluss für 2018 rund 9,8 Mio. Euro 
Einnahmen und 6,6 Mio. Euro Rücklagen mit dem Zusatz „für Kli-
maschutzprojekte“ bzw. „auch für Klimaschutzprojekte“ aus.9 Für 
das Jahr 2022 betrugen die „Freien Rücklagen (auch für Klima
schutzprojekte)“ bereits 17,5 Mio. Euro bei Gesamteinnahmen von 
29,3 Mio. Euro.10 

869.	 Atmosfair hat gegenüber dem Rechnungshof erklärt, ein starker 
Anstieg der Rücklagen im Jahr 2022 sei buchhalterisch durch eine 

7	 https://cdm.unfccc.int/UserManagement/FileStorage/ 
QJM5AGFCRN76PIXUE41BW98S3LDZYO, (Abruf am 20. Januar 2025).

8	 https://www.atmosfair.de/de/tote-hosen-besuch-rajasthan-atmosfair/, (Abruf am  
30. September 2024).

9	 Jahresbericht 2018 der atmosfair gGmbH.
10	 Jahresbericht 2022 der atmosfair gGmbH.

Mittel der  
FHH nicht in 
vollem Umfang  
notwendig 
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Umstellung der Bilanzierungsmethode von Darlehen an Projekt-
partner entstanden. 

Gesamtbewertung und Stellungnahme der 
Behörde

870.	 Atmosfair bezeichnet die Mittel der FHH in ihrer Äußerung zu den 
Prüfungsfeststellungen des Rechnungshofs als „Spende“. 

871.	 Auch der Rechnungshof sieht in den Zahlungen für die CO2-Zer-
tifikate an atmosfair einen Vorgang, der vom Charakter her eher 
einer Spende ähnelt. Spenden fallen nicht unter die notwendigen 
Ausgaben der FHH und sind nach § 6 LHO zu unterlassen. 

Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die Behörde formal zwar 
CO2-Zertifikate gekauft hat, letztlich aber nicht sicher sein kann, 
wofür konkret die Steuermittel der FHH eingesetzt wurden bzw. 
ob sie – angesichts der Rücklagen – bereits verwendet wurden.

Der Rechnungshof hat der Behörde vor diesem Hintergrund emp-
fohlen, künftig die Mittel, die sich aus der Kompensation dienst-
licher Flugreisen ansammeln, nicht für den Erwerb von CO2-Zer-
tifikaten aus anderen Ländern zu verwenden. Er hat empfohlen, 
den Fokus grundsätzlich auf Klimaschutzmaßnahmen in Hamburg 
und seiner Metropolregion zu richten, solange hier noch nicht alle 
Potenziale zur Vermeidung und Reduzierung von CO2-Emissionen 
ausgeschöpft sind. Ausnahmen könnten zum Beispiel eng beglei-
tete Klimaschutzprojekte der FHH in Partnerstädten, wie in Dar es 
Salaam in Tansania, darstellen. 

872.	 Die BUKEA hat mitgeteilt, dass sie der Empfehlung des Rech-
nungshofs nicht folgen wolle. Durch die erhaltenen Stilllegungs-
nachweise, die internationalen Standards entsprächen, sei das 
vertraglich vereinbarte Ziel der Maßnahmen erreicht worden. Auch 
seien die Mittel für die Projekte eingesetzt worden, wenn auch zu 
einem späteren Zeitpunkt. Eine eigenständige Erfolgskontrolle 
durch die BUKEA halte sie für nicht angezeigt. 

Die Empfehlung des Rechnungshofs, Mittel aus der Kompensati-
on für dienstliche Flugreisen künftig in Hamburg einzusetzen, halte 
sie für nicht sinnvoll, da hierdurch keine Kompensationszertifikate 
generiert werden könnten. Es sei nach dem Hamburgischen Kli-
maschutzgesetz ohnehin notwendig, Klimaschutzmaßnahmen in 
Hamburg umzusetzen, um das Ziel der Netto-CO2-Neutralität bis 
2045 zu erreichen. Kompensationsmaßnahmen nach internationa-
len Standards müssten einen zusätzlichen, darüber hinausgehen-
den Klimaschutzbeitrag leisten. Ergänzend verweist die Behörde 
auf die internationale Verantwortung der Industriestaaten beim 
Klimaschutz. 

873.	 Der Rechnungshof hält an seiner Empfehlung fest. 

Den Einwand, die Mittel für die Jahre 2018 bis 2020 seien für die 
Projekte in späteren Jahren eingesetzt worden, kann die Behörde 
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nicht belegen. Der Rechnungshof weist zudem darauf hin, dass 
das Hamburgische Reisekostengesetz und die Verwaltungsvor-
schriften keine Regelung beinhalten, wie die Kompensationsmittel 
für dienstliche Flüge zu verwenden sind.
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Verkehrsbetriebe Hamburg- 
Holstein GmbH

Behörde für Verkehr und Mobilitätswende

Alkoholkontrollen bei Busfahrerinnen und 
Busfahrern der Subunternehmen hat die 
Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein GmbH 
nicht oder nur unzureichend durchgeführt. 
Aus den Berichten an den Aufsichtsrat war 
dies nicht erkennbar. 

Der Unternehmensgegenstand der Tochter
gesellschaft Orthmann’s Reisedienst ORD 
GmbH geht unzulässigerweise über den 
Gesellschaftszweck der Verkehrsbetriebe 
Hamburg-Holstein GmbH hinaus. 

Die Geschäftsanweisung an die Geschäfts
führung der Verkehrsbetriebe Hamburg-
Holstein GmbH berücksichtigt nicht die gül
tigen vergaberechtlichen Regelungen. 

874.	 Der Rechnungshof hat geprüft, wie die Behörde für Verkehr und 
Mobilitätswende (BVM) die ihr obliegende Steuerung und Kont-
rolle des öffentlichen Unternehmens Verkehrsbetriebe Hamburg-
Holstein GmbH (VHH) wahrnimmt. Dabei hat er die Einhaltung der 
von der Stadt für öffentliche Unternehmen erlassenen Regelungen 
und die Steuerung des Unternehmens über den Aufsichtsrat ge-
prüft.  

Interne Revision

875.	 Die Interne Revision der VHH führt Ordnungsmäßigkeits- und Ge-
schäftsprozessprüfungen durch. Die den Prüfungen zugrunde lie-
genden Aufträge, die von der Geschäftsführung und in Einzelfällen 
dem Aufsichtsrat zu erteilen sind, werden in der VHH in der Regel 
nicht schriftlich gefasst, sondern stützen sich auf die im Prüfungs-
plan für die interne Revision allgemein benannten Themenfelder. 

Nach den von der Finanzbehörde erlassenen „Hinweisen für  
das Beteiligungsmanagement“ sollen Prüfungsaufträge schrift-
lich dokumentiert werden, um zum Beispiel Gegenstand und Ziel 
der Prüfung klar festzulegen. Nur so kann der Aufsichtsrat seine 
Aufgabe, die Wirksamkeit der internen Revision zu überwachen, 
effektiv wahrnehmen. 

876.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und der BVM empfohlen, da-
rauf hinzuwirken, dass Prüfungsaufträge für die Interne Revision 
schriftlich erteilt und dem Aufsichtsrat bekannt gegeben werden. 

877.	 Die BVM hat dies zugesagt.

Unpräzise  
Prüfungsaufträge
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Betriebliche Kontrollen 

878.	 Mit der Durchführung von Kontrollen bei Fahrdienstleistenden von 
Subunternehmen soll u. a. die Einhaltung der VHH-Vorgaben, ins-
besondere zur Dienstfähigkeit der Busfahrerinnen und Busfahrer, 
überprüft werden. Die VHH berichtet jährlich über die Kontrollen 
an den Bilanzausschuss und den Aufsichtsrat.

879.	 Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung bei der Leitung 
des Unternehmens zu überwachen. Überwacht werden sollen 
insbesondere die Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, 
des internen Kontrollsystems und der internen Revision (Nr. 5.1.1 
Hamburger Corporate Governance Kodex).

880.	 In den Kontrollberichten werden zwar abstrakt Kontrollmaßnah-
men dargestellt, über den Umfang und das Ergebnis der Maß-
nahmen berichtet die VHH allerdings nicht. Tatsächlich hat sie nur 
teilweise oder unzureichend kontrolliert. So hat die VHH in einem 
Subunternehmen zum Beispiel vorgesehene Alkoholkontrollen für 
Busfahrerinnen und Busfahrer über einen Zeitraum von 12 Mona-
ten nicht durchgeführt.

881.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BVM aufgefor-
dert, darauf hinzuwirken, dass die Geschäftsführung über tatsäch-
lich durchgeführte Maßnahmen berichtet und dafür Sorge trägt, 
dass bei den Subunternehmen regelmäßig Kontrollen durchge-
führt werden.

882.	 Die BVM hat dies zugesagt.

Wichtiges staatliches Interesse

883.	 Nach § 65 Absatz 1 LHO soll sich die Freie und Hansestadt  
Hamburg (FHH) an einem Unternehmen in privater Rechtsform 
nur beteiligen, wenn für die Gründung oder Beteiligung ein wich-
tiges staatliches Interesse vorliegt. Dieses muss dem Sinn der 
Vorschriften nach grundsätzlich für alle Geschäfte einschließlich 
der Neben- und Hilfsgeschäfte vorliegen. Hierzu zählen auch die 
Geschäfte von Unterbeteiligungen des Unternehmens. 

Der Erwerb und Fortbestand solcher mittelbaren Beteiligun-
gen ist nur gerechtfertigt, wenn deren Unternehmenszweck und 
Geschäfte in einem Zusammenhang mit dem Hauptzweck der 
Muttergesellschaft stehen.

884.	 Unternehmensgegenstand der VHH ist die Erbringung von Leistun
gen im öffentlichen Personennahverkehr. Die VHH ist Alleineigentü
merin der Orthmann’s Reisedienst ORD GmbH (ORD), deren Un-
ternehmensgegenstand auch die „Durchführung von Reisen“ und 
den „Betrieb von Reisebüros“ umfasst. Tatsächlich übt die Gesell-
schaft diese Tätigkeiten zurzeit allerdings nicht aus. 

Unzureichende 
Kontrollen der 
Dienstfähigkeit 
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885.	 Der Unternehmensgegenstand der ORD geht unzulässigerweise 
über den Gesellschaftszweck der Muttergesellschaft VHH hinaus. 

886.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und empfiehlt der BVM, den 
Unternehmensgegenstand der ORD neu zu fassen und dabei die 
Grenzen des Gesellschaftszwecks der VHH zu berücksichtigen.

887.	 Die BVM hat dies zugesagt und bereits entsprechende Schritte 
eingeleitet.

Vergabe von Lieferungen und Leistungen

888.	 Bei öffentlichen Unternehmen haben die zuständigen Behörden 
darauf hinzuwirken, dass die Bestimmungen des Hamburgischen 
Vergabegesetzes (HmbVgG) angewendet werden (§ 2 Absatz 2 
HmbVgG). 

Hierfür hat der Aufsichtsrat eine Geschäftsanweisung an die Ge-
schäftsführung erlassen. Die Geschäftsanweisung bindet die VHH 
an Vergabevorschriften, u. a. durch einen Verweis auf bestimmte 
Paragrafen des HmbVgG. 

889.	 Die Geschäftsanweisung setzt die Anforderungen des HmbVgG 
allerdings nicht ordnungsgemäß um. Der Verweis auf die §§ 4 und 
5 des HmbVgG ist nicht ausreichend und veraltet. So fehlt zum 
Beispiel ein Verweis auf die anzuwendende Unterschwellenverga-
be- und die Sektorenverordnung. Im Ergebnis wird die VHH unter-
halb der Schwellenwerte nur unzureichend und fehlerhaft an die 
nach dem HmbVgG einzuhaltenden vergaberechtlichen Vorschrif-
ten gebunden. 

890.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BVM aufgefor-
dert, darauf hinzuwirken, dass die VHH rechtswirksam an das 
HmbVgG gebunden wird.

891.	 Die BVM hat dies zugesagt.

Kein direkter 
Zusammenhang 
zwischen Unter­
nehmensgegen­
stand der VHH  
und der ORD
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Bildung und Lehre

Studiendekanat Maschinenbau der 
Technischen Universität Hamburg

Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und  
Bezirke / Technische Universität Hamburg

Die Technische Universität Hamburg hat 
Vorgaben der Lehrverpflichtungsverord-
nung nicht eingehalten.

Für die Erteilung von Lehraufträgen hat sie 
in der Regel weder den Bedarf noch deren 
durchgängige Vergütung nach der höchsten 
Honorargruppe begründet.

Zentrale Steuerungsinstrumente der Be-
hörde für Wissenschaft, Forschung, Gleich-
stellung und Bezirke und der Technischen 
Universität Hamburg müssen zum Teil aktu-
alisiert und zielgerichteter genutzt werden.

892.	 Die Technische Universität Hamburg (TUHH) ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung. Sie 
untersteht der Rechtsaufsicht der Behörde für Wissenschaft, For-
schung, Gleichstellung und Bezirke (BWFGB). Der TUHH obliegt 
gemäß § 4 Absatz 6 Hamburgisches Hochschulgesetz (HmbHG) 
„die Weiterentwicklung der Wissenschaften insbesondere in den 
Bereichen Technik und Naturwissenschaften durch Forschung 
und die Vermittlung einer wissenschaftlichen Ausbildung“.

Sie gliedert sich in ein Präsidium, den Bereich Verwaltung mit neun 
Abteilungen und in sechs Studiendekanate. An der TUHH gab  
es zum Zeitpunkt der Prüfung 89 Institute. Dort waren insgesamt 
104 Professorinnen und Professoren sowie 802 wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (wissenschaftliche Beschäftigte) 
beschäftigt und 7.383 Studierende eingeschrieben.1

893.	 Die Mittelzuweisungen aus dem Haushalt an die TUHH – rund  
110 Mio. Euro im Jahr 2023 – erfolgen hauptsächlich auf Basis

	– der Hamburger Zukunftsverträge – Vereinbarungen der BWFGB 
mit den Hamburger Hochschulen, dem Universitätsklinikum 
Hamburg-Eppendorf (UKE) sowie der Staats- und Universitäts-
bibliothek Hamburg über die Entwicklung in den Jahren 2021 
bis 2027, 2

1	 Daten aus https://www.tuhh.de/tuhh/dekanate/maschinenbau, Abruf am 24. Ok-
tober 2023.

2	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 22/3793 vom 30. März 2021.
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	– des dem jeweiligen Geschäftsjahr zugrunde liegenden Haus-
halts- und Wirtschaftsplans der TUHH und 

	– der Konkretisierung von Leistungszusagen in den Ziel- und 
Leistungsvereinbarungen (ZLV)3, die zweijährlich fortgeschrie-
ben werden.

Ergänzt werden die Zuweisungen u. a. durch Erträge aus Sonder
mitteln, zum Beispiel Mittel zur Weiterentwicklung der TUHH 
(sog. „Wachstumskonzept“)4, aus dem Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre stärken und aus Mitteln zur Bewältigung der Corona- 
Pandemie.

894.	 Der Schwerpunkt der Prüfung lag auf dem Studiendekanat  
Maschinenbau (SD Maschinenbau), dem größten der sechs Stu-
diendekanate. Dieses umfasst 27 Institute, 32 Professorinnen und 
Professoren, 329 wissenschaftliche Beschäftigte und 1.788 Stu-
dierende. Dort werden zwei Bachelorstudiengänge und insgesamt 
zehn Masterstudiengänge angeboten.

Erfüllung der Lehrverpflichtung

895.	 Zu den Aufgaben der Professorinnen und Professoren gehört die 
Durchführung von Lehrveranstaltungen.5 Der Senat regelt die Er-
füllung der Lehrverpflichtung durch die Lehrverpflichtungsverord-
nung (LVVO). Diese gilt für das wissenschaftliche Personal, das 
im Rahmen seines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses zur Lehre 
verpflichtet ist (Lehrpersonen). Danach haben die Professorinnen 
und Professoren der TUHH eine Regellehrverpflichtung von neun 
Lehrveranstaltungsstunden (LVS).6 

Die Lehrverpflichtung der wissenschaftlichen Beschäftigten rich-
tet sich nach der Ausgestaltung des jeweiligen Dienstverhältnis-
ses und der Funktionsbeschreibung der Stelle. Sie beträgt in der 
TUHH in der Regel vier LVS.

Die Lehrverpflichtung kann durch Lehre sowie bis zu einem Um-
fang von zwei LVS durch Betreuungstätigkeit erfüllt werden (§ 7 
Absatz 2 LVVO). Für Lehrveranstaltungen, die eine Lehrperson 
zwar selbst durchführt, dort aber nicht ständig verfügbar sein 
muss oder die Studierenden lediglich beaufsichtigt, wird die Lehr-
leistung mit dem Faktor 0,3 angerechnet (§ 4 Nr. 6 LVVO). Ein Aus-
gleich zwischen Lehrpersonen ist möglich (§ 9 Satz 1 Nr. 2 LVVO). 
In diesen Fällen soll die Lehrtätigkeit der einzelnen Lehrperson 
die Hälfte der jeweiligen Regellehrverpflichtung aber nicht unter-
schreiten (§ 9 Satz 3 LVVO).

3	 § 2 Absatz 3 Satz 3 HmbHG: „Die Ziel- und Leistungsvereinbarungen regeln für 
die Globalzuweisung nach § 6 Absatz 1 deren Aufteilung sowie die anzuwenden-
den Kennzahlen und Indikatoren.“

4	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksachen 21/11742 vom 23. Januar 2018 und 22/15568 
vom 18. Juni 2024.

5	 Vgl. § 12 Absätze 1 bis 3 HmbHG vom 18. Juli 2001 i. d. F. v. 11. Juli 2023.
6	 Eine LVS umfasst ein Lehrangebot von einer Lehrstunde je Woche der Vorle-

sungszeit des Semesters, die voll auf die Lehrverpflichtung angerechnet wird.
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896.	 Nach Ablauf eines Semesters hat jede Lehrperson gegenüber 
der Hochschule die Erfüllung ihrer Lehrverpflichtung schriftlich 
zu bestätigen bzw. die Gründe für eine Nichterfüllung anzugeben.  
In Hochschulen, die ein geregeltes System zur Planung und Er-
fassung der Durchführung der Lehrveranstaltungen eingerichtet  
haben, kann die Bestätigung entfallen, wenn die Lehrerfüllung 
über das System nachgewiesen werden kann (§ 20 LVVO).

Das Präsidium der TUHH hat zum Nachweis der Erfüllung der 
Lehrverpflichtung einen Vordruck vorgegeben. Die Überwachung 
der Einhaltung der Lehrverpflichtung hat es auf die Studiendeka-
nate delegiert.

897.	 Im Wintersemester 2022/2023 unterschritten 25 % der Lehrperso-
nen die Hälfte ihrer Regellehrverpflichtung, im Sommersemester 
2023 waren es 31 % der Lehrpersonen. Betreuungsleistungen, die 
den Umfang von zwei LVS überschritten, hat das SD Maschinen-
bau unzulässigerweise gutgeschrieben.

898.	 Der Rechnungshof hat den Verstoß gegen die LVVO beanstandet 
und die TUHH aufgefordert, dafür zu sorgen, dass diese Regelun-
gen im SD Maschinenbau künftig eingehalten werden. Weiterhin 
hat er die TUHH aufgefordert, auch in den übrigen Studiendeka-
naten zu überprüfen, ob die Regelungen der LVVO eingehalten 
werden und dafür Sorge zu tragen, dass alle Lehrpersonen ihrer 
Verpflichtung zur Erfüllung der persönlichen Lehrverpflichtung 
nachkommen.

899.	 Die TUHH hat dies zugesagt.

Anrechnung von Tutorientätigkeit

900.	 Unterrichtstutorinnen und -tutoren führen unter der Aufsicht wis-
senschaftlicher Beschäftigter Lehrveranstaltungen durch. Die 
Anrechnung der Veranstaltungen auf die Lehrverpflichtung die-
ser wissenschaftlichen Beschäftigten erfolgte in Anlehnung an  
§ 4 Nr. 6 LVVO (vgl. Tz. 895) und war somit genauso hoch, als 
wenn sie die Veranstaltungen selbst durchgeführt hätten.

901.	 So wurde zum Beispiel einem wissenschaftlichen Beschäftigten 
für eine dreistündige Lehrveranstaltung, die mit gleicher oder 
ähnlicher Aufgabenstellung mithilfe von Unterrichtstutorinnen 
und -tutoren in 32 Studiengruppen durchgeführt wurde, eine 
Lehrleistung von 28,8 LVS7, also das 7,2-Fache seiner Lehrver-
pflichtung, auf die persönliche Lehrverpflichtung angerechnet.

902.	 Der Rechnungshof hält es nicht für sachgerecht, eine Lehrver-
anstaltung, die durch Unterrichtstutorinnen und -tutoren durch-
geführt wird, in derselben Höhe auf die Lehrverpflichtung der 
wissenschaftlichen Beschäftigten anzurechnen wie solche Lehr-
veranstaltungen, die diese selbst durchführen.

7	 32 x 3 LVS x Faktor 0,3 = 28,8 LVS.

Lehrpersonen  
erfüllten weniger 
als die Hälfte ihrer 
Lehrverpflichtung
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Er hat diese Praxis kritisiert und die TUHH aufgefordert, die tatsäch-
liche zeitliche Belastung der wissenschaftlichen Beschäftigten 
in solchen Fällen zu klären und eine angemessene Anrechnung  
dieser Veranstaltungen zu regeln. 

903.	 Die TUHH hat dies zugesagt.

Vordruck

904.	 Der vom Präsidium vorgegebene Vordruck „Nachweis der Lehr-
leistung“ war nicht geeignet, die persönliche Erfüllung der Lehrver-
pflichtung der nichtprofessoralen Lehrpersonen gegenüber dem 
Studiendekanat zu bestätigen, weil darin Lehrleistungen teils nicht 
personenbezogen, sondern institutsweise abgefragt wurden. Da-
durch konnten die Studiendekanate ihrer Pflicht zur Überwachung 
der Einhaltung der Lehrverpflichtung nicht nachkommen.

905.	 Das SD Maschinenbau hat für die Prüfung des Rechnungshofs  
die Lehrleistungen für das Wintersemester 2022/2023 und das 
Sommersemester 2023 mithilfe eines abgeänderten Vordrucks 
erneut ausgewertet. Das Ergebnis wies eine um 4,5 % niedrigere 
Lehrleistung (gesamt) aus. Diese überstieg zwar die Lehrverpflich-
tung noch um 105,5 LVS, lag aber rund 33 % niedriger als der 
von der TUHH mit dem nicht geeigneten Vordruck ermittelte Wert 
(+158 LVS).

Lehrverpflichtung und Lehrleistung  
für alle Lehrpersonen in LVS

Auswertung 
auf Basis des 

Vordrucks

Neuauswertung 
 für den 

Rechnungshof

Persönliche Lehrverpflichtung  
(inkl. Ermäßigungen gem. LVVO) 972,9 974,5

Lehrleistung (ohne Betreuung) 915,4 919,0

Betreuungsleistung 215,5 161,1

Lehrleistung (gesamt) 1130,9 1080,1

Über-/Untererfüllung  
(Lehrleistung zu Lehrverpflichtung)

+158,0 +105,6 

Quelle: Eigene Auswertung auf Grundlage der Angaben des SD Maschinenbau

906.	 Durch Verwendung der zuvor fehlerhaft ermittelten Daten hat die 
TUHH unzutreffende Daten im Lagebericht ihres Jahresabschlus-
ses veröffentlicht.

907.	 Der Rechnungshof hat den Vordruck „Nachweis der Lehrleis-
tung“ sowohl für den Nachweis der Lehrerfüllung als auch für 
die Überwachung der Erfüllung der Lehrverpflichtung durch die 
Studiendekanate als ungeeignet beanstandet. Er hat die TUHH 
aufgefordert, den Lehrpersonen und den Studiendekanaten einen 
geeigneten Erhebungsbogen oder eine andere geeignete Art der 
Dokumentation (vgl. Tz. 896) zur Verfügung zu stellen sowie dafür 
Sorge zu tragen, dass die Daten der Lehrleistung künftig korrekt 
ermittelt und an die BWFGB übermittelt werden.

Ungeeigneter 
Vordruck führt zu 
fehlerhaften Daten 
im Lagebericht
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908.	 Die TUHH hat zugesagt, den Prozess zur Abgabe und Über
wachung der persönlichen Erklärung zur Lehrverpflichtung für alle 
Studiendekanate zu überprüfen und so anzupassen, dass dieser 
§ 20 LVVO genügt, sowie der BWFGB korrigierte Daten nachzu-
melden.

Lehrbeauftragte

909.	 Zur Ergänzung des Lehrangebots können Lehraufträge erteilt wer-
den (§ 26 HmbHG). Die BWFGB regelt mit einer Verwaltungsan-
ordnung die Höhe der Vergütung für die Lehrbeauftragten. 

Das SD Maschinenbau hat vom Sommersemester 2022 bis ein-
schließlich Sommersemester 2023 durchschnittlich 37 Lehraufträ-
ge an 31 Lehrbeauftragte pro Semester vergeben und hierfür rund 
68 Tsd. Euro (2022) bzw. rund 85 Tsd. Euro (2023) aufgewendet.

910.	 Die TUHH hat für die Erteilung und Vergütung von Lehraufträgen 
ihre eigenen Regelungen8 nicht beachtet. So hat sie insbesondere 

	– den Bedarf für die Erteilung von Lehraufträgen regelhaft nicht 
begründet, 

	– die Mittelfreigabe nicht dokumentiert, 

	– die vorgeschriebene Mindestanzahl an Teilnehmenden bei 
Lehrveranstaltungen nicht regelhaft überprüft und dadurch 
Lehrveranstaltungen vergütet, bei denen wegen der Unter-
schreitung der vorgeschriebenen Teilnehmendenzahl eine Ge-
nehmigung erforderlich gewesen wäre, die aber nicht vorlag.

Zudem hat die TUHH ohne nachvollziehbare Prüfung die Durch-
führung sämtlicher Lehrveranstaltungen der höchsten Vergü-
tungskategorie „Lehraufgaben wie Professorinnen und Professo-
ren“ zugeordnet und entsprechend vergütet.

911.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die TUHH aufgefor-
dert, künftig die Bestimmungen zu beachten und zur Nachvoll-
ziehbarkeit des Verwaltungshandelns sämtliche für die Erteilung 
von Lehraufträgen erforderlichen Nachweise zu dokumentieren.

912.	 Die TUHH hat dies zugesagt.

Kooperationsvereinbarung mit dem UKE

913.	 Im September 2009 hatte die TUHH einen Kooperationsrahmen-
vertrag mit dem UKE über die Zusammenarbeit in den Bereichen 
Forschung, Lehre und unterstützende administrative Prozesse ab-

8	 Lehrauftragssatzung der TUHH, Satzung der Studiendekanate und Studienbe-
reiche des Akademischen Senats der TUHH, Beschlüsse des Präsidiums zu den 
Vergütungssätzen von Lehrbeauftragten und der Mindestteilnehmendenzahl an 
Lehrveranstaltungen.

Regelungen  
zur Erteilung 
und Vergütung 
nicht beachtet

Begründung 
für höchsten 
Vergütungssatz 
fehlt
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geschlossen. Ein Ziel des Vertrages war es, den Lehrexport des 
UKE im Rahmen des Studiengangs Mediziningenieurwesen an 
der TUHH umzusetzen. Der Vertrag sah vor, dass die Kooperation 
nach Ablauf von drei Jahren zu evaluieren ist und die Evaluation 
als Grundlage für die Entscheidung über das weitere Verfahren 
dienen soll.

914.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die TUHH und das UKE 
einen nicht datierten, unbefristeten Anschlussvertrag zur Durch-
führung von Lehre durch das UKE für den Masterstudiengang Me-
diziningenieurwesen der TUHH geschlossen haben, ohne zuvor 
die in der Kooperationsrahmenvereinbarung vertraglich vereinbar-
te Evaluation durchgeführt zu haben. Zudem hat die TUHH u. a. 
die Angemessenheit der Vergütungssätze und des Deckungsbei-
trages für die Nutzung der für die Lehre notwendigen Infrastruktur 
des UKE nicht geprüft. Anhand der Angaben der TUHH und der 
vorgelegten Dokumentation über die Kooperation blieb ebenfalls 
unklar, wie und in welchem Umfang sich die vom UKE geleistete 
Lehre auf die Lehrkapazität der TUHH auswirkt.9

915.	 Die Verwaltung der Kooperationsverträge war insgesamt unzu-
reichend. So hat der Rechnungshof auch festgestellt, dass die 
TUHH Rechnungen des UKE jahrelang bezahlt hat, ohne dass die 
erforderlichen zahlungsbegründenden Unterlagen10 vorlagen. Sie 
hat darüber hinaus eine Doppelzahlung von rund 13,4 Tsd. Euro 
geleistet und die in Pandemiezeiten in Rechnung gestellte Inan-
spruchnahme der Infrastruktur von rund 9,7 Tsd. Euro pro Semes-
ter  nicht hinterfragt.

916.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass keine Evaluation der 
Kooperationsfelder vor Abschluss des Anschlussvertrags erfolg-
te und bisher auch noch nicht durchgeführt wurde. Daher fehlt 
weiterhin eine hinreichende Entscheidungsgrundlage für die Fort-
setzung der Kooperation mit dem UKE. Außerdem hat der Rech-
nungshof bemängelt, dass die TUHH seit Vertragsbeginn nicht 
geprüft hat, ob die Lehrvergütungssätze und der Deckungsbeitrag 
für die Nutzung der Infrastruktur an das UKE unter wirtschaftlicher 
Betrachtung angemessen sind.

917.	 Der Rechnungshof hat die TUHH aufgefordert, die seit rund zehn 
Jahren ausstehende Evaluation des Kooperationsfeldes „Lehrex-
port des UKE im Rahmen des Studiengangs Mediziningenieur-
wesen“ nachzuholen und hierbei zu klären, ob der mit dem UKE 
vereinbarte Vertrag in dieser Form noch zeitgemäß ist. Dabei ist 
die Vergütungsregelung zu überprüfen. Darüber hinaus hat der 
Rechnungshof gefordert, die kapazitätsrechtlichen Auswirkungen 
der dem UKE erteilten Lehraufträge zu klären.

918.	 Die TUHH hat dies zugesagt.

9	 Vgl. Kapazitätsverordnung (KapVO) vom 4. Dezember 2020 (HmbGVBl. 2020,  
S. 648).

10	 VV zu § 70 LHO.

Anschlussvertrag 
ohne vorherige 
Evaluation
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Struktur- und Entwicklungsplan

919.	 Hochschulen sind gesetzlich verpflichtet, Struktur- und Entwick-
lungspläne aufzustellen und diese fortzuschreiben (§ 3 Absatz 3 
HmbHG). Der Struktur- und Entwicklungsplan einer Hochschule 
dient als verbindlicher Handlungsrahmen, in dem Aussagen über 
die vorgesehene fachliche, strukturelle, personelle und finanzielle 
Entwicklung der gesamten Hochschule getroffen werden. In der 
Regel umfasst er einen zeitlichen Horizont von vier bis sechs Jah-
ren. Struktur- und Entwicklungspläne sollen auch als Grundlage 
für die zwischen den Hochschulen und der Behörde abzuschlie-
ßenden ZLV herangezogen werden. Zudem stellen sie eine we-
sentliche Grundlage für die Globalzuweisung nach § 6 Absatz 1 
HmbHG dar (vgl. Tz. 893).

920.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass der erste Struktur- und 
Entwicklungsplan für die TUHH im April 2007 veröffentlicht und 
später für den Zeitraum 2013 bis 2018 fortgeschrieben wurde. 
Eine weitere Fortschreibung bzw. einen neuen Struktur- und Ent-
wicklungsplan gibt es bisher nicht. 

921.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass seit Ende 2018 kein 
gültiger Struktur- und Entwicklungsplan für die TUHH existiert. Er 
hat die TUHH aufgefordert, diesen zeitnah aufzustellen und dabei 
in dem gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren die vorgesehenen 
Gremienbeteiligungen zu beachten. 

922.	 Die TUHH hat dies zugesagt.

Ziel- und Leistungsvereinbarungen  
zwischen BWFGB und TUHH

923.	 Die staatlichen Hochschulen und die Freie und Hansestadt  
Hamburg, vertreten durch die BWFGB, schließen zweijährlich  
verbindliche ZLV über die Wahrnehmung ihrer Aufgaben ab (vgl. 
Tz. 893). Die Leistungen werden auf der Grundlage des von der 
Bürgerschaft zur Verfügung gestellten Budgets und der politischen 
Ziele in Form konkreter quantitativer und qualitativer Ziele für die 
Steuerungsfelder Lehre und Studium, Forschung, Wissens- und 
Technologietransfer, Gleichstellung und Familienfreundlichkeit, 
Lebenslanges Lernen sowie Internationalisierung vereinbart. Die 
Steuerung der Hochschulen erfolgt insoweit nicht mehr inputori-
entiert über Haushaltstitel oder gesondert zugewiesene Personal-
budgets, sondern outputorientiert über Vereinbarungen mit der je-
weiligen Hochschule darüber, welche Leistungen von ihr aus dem 
zur Verfügung gestellten Budget zu erbringen sind. 

924.	 Die wesentlichen Leistungen im Bereich der Lehre sind dabei ei-
nerseits die Bereitstellung von Studienanfängerinnen- und -anfän-
gerplätzen und andererseits die zu erbringende Lehrleistung des 
wissenschaftlichen Personals. Beides ist seit vielen Jahren ver-
bindlicher Bestandteil der zweijährlichen ZLV der TUHH. Für das 
erste Jahr ihrer Laufzeit enthält die ZLV eine Vereinbarung über 
die Ausbildungskapazität. Für das Folgejahr wird hierüber eine 

Vorgeschriebener 
Struktur- und 
Entwicklungsplan 
fehlt
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weitere Vereinbarung (Kapazitätsvereinbarung) abgeschlossen. 
Die Gesamtzahl der Studienanfängerinnen- und -anfängerplätze 
unterliegt der parlamentarischen Kontrolle. Die Vereinbarungen 
über die Ausbildungsplatzkapazität sind gemäß § 4 Absatz 2 Aus-
bildungskapazitätsgesetz der Bürgerschaft regelhaft zur Kenntnis 
vorzulegen.11

925.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BWFGB mit der 
TUHH für das Jahr 2021 keine Vereinbarungen über die Ausbil-
dungskapazität und die Lehrleistung getroffen hat. Stattdessen 
wurden nach Angaben der BWFGB die Werte „stillschweigend“ 
ohne schriftliche Vereinbarung aus dem Vorjahr übernommen. Der 
Bürgerschaft wurde die Vereinbarung über die Ausbildungskapa-
zität für das Jahr 2021 nicht – wie gesetzlich vorgeschrieben – 
vorgelegt.

Zudem sind in den abgeschlossenen ZLV sowohl die Ausbildungs-
kapazität als auch die Lehrleistung ausschließlich als Planwerte 
dargestellt. Zum Vergleich werden neue Planwerte den vorherigen 
Planwerten gegenübergestellt. Die tatsächlichen Ist-Werte wurden 
in den ZLV nicht ausgewiesen. 

926.	 Der Rechnungshof hat das Fehlen einer schriftlichen Vereinbarung 
und die fehlende Beteiligung der Bürgerschaft beanstandet und 
die BWFGB aufgefordert, künftig die vorgeschriebenen schrift-
lichen Festlegungen lückenlos zu treffen und zu dokumentieren 
sowie die Bürgerschaft hinsichtlich der Festsetzungen von Ausbil-
dungskapazitäten regelkonform zu beteiligen.

Außerdem hat er die ausschließliche Darstellung von Planwerten 
und die dadurch fehlende Möglichkeit für Plan-Ist-Vergleiche in 
den ZLV kritisiert. Er hat empfohlen zu prüfen, inwiefern durch 
eine Darstellung von Ist-Werten die Transparenz verbessert wer-
den kann.

927.	 Die BWFGB hat zugesagt, der Forderung und der Empfehlung des 
Rechnungshofs nachzukommen.

Auslastung und Weiterentwicklung der TUHH

928.	 Im Rahmen der Prüfung hat sich der Rechnungshof mit der Ent-
wicklung der Auslastung der angebotenen Studienanfängerinnen- 
und -anfängerplätze bei den Bachelor- und Masterstudiengängen 
des SD Maschinenbau befasst.

929.	 Die nachstehende Tabelle stellt die Aufnahmekapazität der  
beiden Bachelorstudiengänge des SD Maschinenbau den tat-
sächlichen Immatrikulationen ab dem Studienjahr 2019/2020 

11	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 20/9095 vom 27. August 2023: „Entwurf eines  
Gesetzes zur Regelung der Ausbildungsplatzkapazitäten an den staatlichen ham-
burgischen Hochschulen (Ausbildungskapazitätsgesetz – AKapG)“ in Verbindung 
mit Bürgerschaftsdrucksache 21/2519 vom 8. Dezember 2015: „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung kapazitätsrechtlicher Regelungen“, S. 2.
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bis zum Studienjahr 2023/2024 gegenüber. Darin zeigt sich eine  
sinkende Nachfrage nach den Bachelorstudiengängen im SD Ma-
schinenbau, aber mit einem Anstieg im Studienjahr 2023/2024.

Auslastung der Aufnahmekapazität  
in den Bachelorstudiengängen des SD Maschinenbau

Quelle: Eigene Auswertung auf Grundlage der Angaben des SD Maschinenbau

Bei den Masterstudiengängen im SD Maschinenbau ist die Aus-
lastung der Kapazität deutlich höher. Die Auslastung betrug bis 
2022/2023 rund 90 % und darüber. Allerdings ist für das Studi-
enjahr 2023/2024 ein deutlicher Rückgang um rund 30 % zu ver-
zeichnen.

Auslastung der Aufnahmekapazität  
in den Masterstudiengängen des SD Maschinenbau

Quelle: Eigene Auswertung auf Grundlage der Angaben des SD Maschinenbau

Werden die Bachelor- und Masterstudiengänge des SD Maschi-
nenbau zusammengefasst, ergibt sich auch insgesamt ein nega-
tiver Trend.

930.	 Aufgrund der Auslastungssituation beim SD Maschinenbau hat 
sich der Rechnungshof darüber hinaus mit der Entwicklung der 
(Gesamt-)Studierendenzahlen an der TUHH (Wintersemester 
2013/2014 bis Wintersemester 2023/2024) befasst. Diese stellen 
sich wie folgt dar: 
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Studierendenzahlen der TUHH

WiSe
13/14

6.678

WiSe
14/15

6.989

WiSe
15/16

7.391

WiSe
16/17

7.620

WiSe
17/18

7.832

WiSe
18/19

7.861

WiSe
19/20

7.703

WiSe
20/21

7.465

WiSe
21/22

7.333

WiSe
22/23

7.383

WiSe
23/24

7.550

Quelle: Eigene Auswertung auf der Grundlage des Jahresberichts TUHH 2022, 

Entwicklung der Studierendenzahlen insgesamt inklusive Orientierungsprogramm12

Nach einem längeren Abwärtstrend konnte zuletzt ein leichter An-
stieg verzeichnet werden, der aber weiterhin unter den Höchst-
werten der Wintersemester 2017/2018 und 2018/2019 liegt.

931.	 Die Bürgerschaft hat den Senat aufgrund der Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates13 zur „Weiterentwicklung des MINT-Bereichs 
an den Hochschulen des Landes Hamburg“ aus dem Jahr 2016 
am 31. Mai 2017 u. a. ersucht, „zusammen mit der TUHH einen 
nachhaltigen Wachstumskurs zu vereinbaren und eine Leitidee zu 
entwickeln, um den positiven Kurs der Hochschule weiterhin zu 
fördern und zusammen mit der TUHH zukunftsorientierte Schwer-
punkte festzulegen, die das sehr gute Renommee der Hochschule 
weiter erhöhen.“14 

Mit einem „Konzept zur Weiterentwicklung der TUHH (Wachs-
tumskonzept)“ hat die Hamburgische Bürgerschaft im Jahr 2018 
eine Wachstumsphase für die TUHH beschlossen.15 Ab 2018 er-
folgte aufwachsend eine Steigerung des landesmittelfinanzierten 
TUHH-Budgets bis auf 25 % in 2022.16 Für diese Phase wurden 
neben verschiedenen Zielen im Forschungsbereich u. a. die Ein-
richtung von mindestens 15 neuen Professuren sowie sukzessive 
eine erhebliche Erhöhung der Studienanfängerinnen- und -anfän-
gerzahlen und der Ausbau des Studienangebotes angestrebt. 
Hierzu heißt es in der Drucksache: „Es ist zunächst vorgesehen, 
im bestehenden ingenieurwissenschaftlichen Spektrum der TUHH 
die Strukturen so auszuweiten, dass zukünftig 10.000 Studierende 
an der Hochschule ausgebildet werden können.“ Die angestreb-

12	 Die Zahlen des Wintersemester 2023/2024 wurden gesondert erhoben und er-
gänzt.

13	 Vgl. https://www.wissenschaftsrat.de/DE/Ueber-uns/Wissenschaftsrat: Der 
Wissenschaftsrat berät die Bundesregierung und die Regierungen der Länder 
in allen Fragen der inhaltlichen und strukturellen Entwicklung der Wissenschaft, 
der Forschung und des Hochschulbereichs.

14	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 21/9144 vom 31. Mai 2017.
15	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 21/11742 vom 23. Januar 2018, S. 2.
16	 Ebenda, S. 6, Nr. 3.3.1 in Verbindung mit dem Haushaltsplan 2019/2020, Einzel-

plan 3.2, S. 9, in 2022 rund 19 Mio. Euro.
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ten Ziele des Wachstumskonzepts sollten in den ZLV zwischen der 
BWFGB und der TUHH weiter konkretisiert werden. Die Zuführung 
der für diesen Zweck vorgesehenen Mittel an die TUHH wurde 
noch einmal erhöht.17

932.	 Die ZLV 2019/2020 zwischen der BWFGB und der TUHH geht nur 
sehr kurz auf die Umsetzung des Wachstumskonzepts ein und be-
ziffert die hierfür gesondert in der Produktgruppe 247.90 „Zentra-
les Programm Hochschulübergreifende Angelegenheiten“ vorge-
sehene Mittelzuweisung auf 7,6 Mio. Euro. Konkretisierende Ziele 
und Kennzahlen für diese Mittel enthielt diese ZLV nicht. Ähnliches 
galt auch für die ZLV 2021/2022. Diese formulierte zwar erneut 
allgemeine Hinweise zum Wachstumskonzept der TUHH, jedoch 
ohne konkrete Angaben zur Höhe der für das Wachstumskonzept 
gesondert zur Verfügung gestellten Mittel.

933.	 Der mit dem Wachstumskonzept erwartete Zuwachs bei den Stu-
dierendenzahlen an der TUHH ist bisher nicht eingetreten (vgl. 
Tz. 931). Angesichts der sich nicht wie vorgesehen entwickeln-
den Studierendenzahlen hat der Rechnungshof kritisiert, dass die 
BWFGB und die TUHH weder die quantitativen noch die qualita-
tiven Zielsetzungen des Wachstumskonzeptes der TUHH hinter-
fragt bzw. konkretisiert haben. Er hat der BWFGB empfohlen, über 
die Verwendung der Sondermittel aus dem Wachstumskonzept 
eine eigene ZLV mit konkreten Angaben zu den Zielen des Wachs-
tumskonzeptes abzuschließen oder die Ziele in die allgemeine ZLV 
über die Regelungen zur Globalzuweisung aufzunehmen, um die 
Transparenz über die Verwendung der Mittel zu verbessern.

934.	 Die BWFGB hat dies zugesagt.

17	 In Höhe von 7 Mio. Euro für die Haushaltsjahre 2024 und 2025 sowie für 2026 
bis 2028 jeweils in Höhe von 10 Mio. Euro gemäß Bürgerschaftsdrucksache 
22/15568 vom 18. Juni 2024.

Konkretisieren­
de Ziele und 
Kennzahlen für 
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tumsbudget 
fehlen
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Unterrichtliche Förderung in  
staatlichen allgemeinbildenden  
Schulen (ohne Sonderschulen)

Behörde für Schule und Berufsbildung 

Die Ressourcenzuweisungen für die 
Sprachförderung und die Lernförderung 
müssen sich stärker an den tatsächlich vor-
handenen Bedarfen orientieren.

Die hierfür eingesetzten Ressourcen sind 
im Haushaltsplan unzureichend dargestellt.

Eine gesetzliche Grundlage für die sonder
pädagogische Förderung bei Autismus 
fehlt.

Grundlage und Höhe der Ressourcen

935.	 Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf eine ihren Fä-
higkeiten und Neigungen entsprechende Bildung und Erziehung 
(§ 1 Hamburgisches Schulgesetz (HmbSG)). Unterricht und Er-
ziehung sind so zu gestalten, dass Schülerinnen und Schüler 
gestärkt und bis zur vollen Entfaltung gefördert und gefordert 
werden (§ 3 HmbSG). Um dies zu gewährleisten, erhalten staat
liche allgemeinbildende Schulen gesonderte Personalressourcen 
für die unterrichtlichen Förderungen.1

936.	 Die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) stellte den staat-
lichen allgemeinbildenden Schulen (ohne Sonderschulen) zum  
1. Februar 2023 Ressourcen in Höhe von insgesamt 2.828 Voll-
zeit-Lehrkraftstellen für die unterrichtliche Förderung zur Ver
fügung. Der Rechnungshof hat folgende ausgewählte Positionen 
geprüft:

1	 Auch nichtstaatliche und berufsbildende Schulen können gesondert Ressourcen 
für unterrichtliche Förderung erhalten; diese Schulformen waren jedoch nicht 
Gegenstand dieser Prüfung.
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Vollzeit-Lehrkraftstellen nach Förderungen

Förderart Anzahl Vollzeit-Lehrkraftstellen zum 
Stichtag 1. Februar 2023

Inklusion – Förderressource LSE2 1.184,1

Inklusion – spezielle  

sonderpädagogische Förderungen3    444,7

Sprachförderung    536,0

Lernförderung     95,0

Summe 2.259,8

Quelle: interne Personalbedarfsfeststellung der BSB zum Stichtag 1. Februar 2023

Bei den Förderpositionen Sprachförderung und Lernförderung hat 
der Rechnungshof Mängel festgestellt.

Sprachförderung

937.	 Die BSB führte im Schuljahr 2005/2006 zunächst die „Sprachför-
derung - allgemein“ ein. Damit sollte eine grundsätzliche Förder-
berechtigung für alle Schülerinnen und Schüler erreicht werden 
und die Ressourcenzuweisung auf der Grundlage von Sozialindi-
ces4 erfolgen.5 Inzwischen gibt es sechs Sprachförderungen. Hier-
von hat der Rechnungshof fünf geprüft:6 

Sprachförderungen

Sprachförderungen Anzahl Vollzeit-Lehrkraftstellen

allgemein 323,5

Anschluss nach internationaler  
Vorbereitungsklasse   17,7

Kinder ohne ausreichende Deutsch-
kenntnisse Klassenstufe 1 bis 4   68,5

vorschulisch   65,8

Steigerung der Bildungschancen   60,5

Summe 536,0

Quelle: interne Personalbedarfsfeststellung der BSB zum Stichtag 1. Februar 2023

2	 Mit dem Begriff LSE werden sonderpädagogische Förderungen in den Bereichen 
Lernen, Sprache sowie emotionale und soziale Entwicklung zusammengefasst.

3	 Als spezielle sonderpädagogische Förderbedarfe werden Einschränkungen in 
den Bereichen geistige Entwicklung, körperliche und motorische Entwicklung, 
Hören, Sehen sowie Autismus bezeichnet.

4	 Der Sozialindex von Schulen beruht auf statistischen Erhebungen. Dabei wird 
das für den schulischen Erfolg relevante sozioökonomische Umfeld von Schüle-
rinnen und Schülern in sechs Kategorien unterschieden. Sozialindex 1 weist das 
ungünstigste Umfeld aus, Sozialindex 6 das günstigste.

5	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 18/4461 vom 8. Juni 2006, S. 1.
6	 Nicht Teil der Prüfung ist der sonstige Bedarf „Sprachförderung von Müttern von 

Vorschulklassen-Kindern“.
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Sprachförderung – allgemein

938.	 Die BSB weist die Ressourcen für die „Sprachförderung – allge-
mein“, die 60 % der gesamten Sprachförderressourcen umfasst, 
pauschal ab der Vorschule bis zur Jahrgangsstufe 10 unter Be-
rücksichtigung des Sozialindex den Schulen zu.

Sie ermittelt die Höhe der Zuweisung, indem sie die Anzahl aller 
Schülerinnen und Schüler der jeweiligen Schule mit dem von der 
BSB festgelegten Zuweisungsfaktor multipliziert. Dessen Höhe ist 
abhängig von Schulform und Sozialindex der Schule.7 Ob die ein-
zelnen Schülerinnen und Schüler der jeweiligen Schule tatsächlich 
einen Sprachförderbedarf haben, bleibt unberücksichtigt.

939.	 Sofern eine Schule bei einer Schülerin oder einem Schüler einen 
Sprachförderbedarf feststellt, wird dieser in dem IT-Fachverfahren 
DiViS8 vermerkt. Mittels DiViS besteht die Möglichkeit, die Anzahl 
der Schülerinnen und Schüler mit und ohne Sprachförderbedarf 
differenziert nach Schulform, Jahrgangsstufe und Sozialindex 
auszuwerten.

940.	 Der Rechnungshof hat die von der BSB zur Verfügung gestellten 
Daten aus DiViS ausgewertet und festgestellt, dass der Sprachför-
derbedarf von Schulform zu Schulform und innerhalb einer Schul-
form von Jahrgangsstufe zu Jahrgangsstufe variiert.

Stadtteilschulen und Gymnasien setzen ihre Ressourcen für 
Sprachförderungen in der Regel vor allem in den unteren Jahr-
gangsstufen ein. Dies bestätigt auch eine Auswertung der BSB. 
Danach war in den Schuljahren 2020/2021 und 2021/2022 die 
Sprachförderquote der Gymnasien in der Jahrgangsstufe 10 mit 
1,1 % am niedrigsten. Die höchste Quote hatten die Stadtteilschu-
len in der Jahrgangsstufe 5 mit 28,6 %.9

941.	 Der Rechnungshof hat für die Stadtteilschulen den Anteil derjeni-
gen Schülerinnen und Schüler, deren Sprachförderungen in DiViS 
erfasst sind, ausgewertet und diese in den Kontext zu den be-
hördlich vorgegebenen Zuweisungsfaktoren (vgl. Tz. 938) gestellt.

942.	 Die Gegenüberstellung ergibt folgendes Bild:

7	 Der Zuweisungsfaktor liegt zwischen 0,011 bei der Sekundarstufe I eines Gym-
nasiums mit dem Sozialindex 4 und 0,455 bei einer Grundschule mit dem Sozial
index 1.

8	 Digitale Verwaltung in Schulen.
9	 Vgl. Bürgerschaftsdrucksache 22/9928 vom 18. November 2022, S. 3.
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Tatsächlicher Förderanteil und behördlicher Zuweisungsfaktor in der  
Sekundarstufe I der Stadtteilschulen10

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Daten der BSB

10

943.	 Die Inanspruchnahme der Sprachförderungen nimmt danach  
mit zunehmendem Sozialindex ab. Insofern ist die Faktorisierung 
unter Berücksichtigung des Sozialindex grundsätzlich richtig.  
Jedoch zeigt die Auswertung des Rechnungshofs auch, dass  
die derzeitigen Zuweisungsfaktoren dazu führen, dass Stadtteil-
schulen mit den Sozialindices 1 bis 3 die gleichen Ressourcen für 
die Sprachförderung erhalten, obwohl der Bedarf für Sprachförde-
rung bei Stadtteilschulen mit dem Sozialindex 3 deutlich geringer 
ist als bei Stadtteilschulen mit dem Sozialindex 1 (schwarze Linie).

Zugleich wird deutlich, dass der bisherige Zuweisungsfaktor für 
Stadtteilschulen mit den Sozialindices 4 und 5 ein Fünftel des Zu-
weisungsfaktors für Stadtteilschulen mit den Sozialindices 1 bis 
3 beträgt, obwohl der Anteil der zu fördernden Schülerinnen und 
Schüler in den Stadtteilschulen mit den Sozialindices 4 und 5 bei 
rund der Hälfte der von den Stadtteilschulen mit den Sozialindi-
ces 1 bis 2 zu fördernden Schülerinnen und Schülern liegt. Bei 
Stadtteilschulen mit dem Sozialindex 3 ist der Förderanteil sogar 
annähernd auf gleichem Niveau wie bei den Stadtteilschulen mit 
dem Sozialindex 4.

944.	 Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die Zuweisungsfaktoren der 
BSB für die Ressourcen „Sprachförderung – allgemein“ teilwei-
se nicht bedarfsgerecht sind. Er hat die BSB daher aufgefordert, 

10	 Es gibt keine Stadtteilschulen mit dem Sozialindex 6.

Ressourcenzu­
weisung für 
Sprachförderung 
teilweise nicht am 
tatsächlichen Be­
darf ausgerichtet
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diese mithilfe der in DiViS zur Verfügung stehenden Daten regel
mäßig, gegebenenfalls auch jahrgangsbezogen, zu überprüfen 
und die Zuweisungsfaktoren zielgerichteter an den tatsächlichen 
Erfordernissen der Schulen auszurichten.

945.	 Die BSB hat die Umsetzung der Forderung zugesagt.

Weitere Sprachförderungen

946.	 Neben der pauschalen Zuweisung für die „Sprachförderung – all-
gemein“ stellt die BSB weitere Ressourcen für Sprachförderungen 
zur Verfügung (vgl. Tz. 937). Der Bedarf hierfür wird schülerin- 
bzw. schülergenau ermittelt und den Schulen zugewiesen. Hierzu 
gehören u. a. die im Folgenden genannten:

	– Die „Sprachförderung – Anschluss nach internationaler Vorbe-
reitungsklasse“ ist für zugewanderte Schülerinnen und Schüler 
vorgesehen, die nach dem zwölfmonatigen Besuch einer sog. 
Internationalen Vorbereitungsklasse (IVK) zusätzliche Ressour-
cen erhalten, wenn sie in Regelklassen beschult werden. 

	– Die „Sprachförderung – Kinder ohne ausreichende Deutsch-
kenntnisse Klassenstufe 1 bis 4“ ist für junge Zugewanderte 
vorgesehen, die keine IVK besuchen, sondern unmittelbar in 
Regelklassen beschult werden.

	– Ressourcen für die „Sprachförderung – vorschulisch“ werden 
bereitgestellt, wenn in der sog. Viereinhalbjährigenuntersu-
chung ein Sprachförderbedarf festgestellt wird.

947.	 Insgesamt ist festzustellen, dass die Ressourcenzuweisung für 
die unterschiedlichen Sprachförderungen auf einem Nebeneinan-
der von schülerin- bzw. schülergenauen Zuweisungen und einer 
nicht am tatsächlichen Bedarf ausgerichteten Pauschale basiert. 
Jede Schülerin bzw. jeder Schüler, für die bzw. den eine perso-
nengebundene Ressource zugewiesen wird, wird zusätzlich durch 
die bedarfsunabhängige Pauschale der „Sprachförderung – allge-
mein“ berücksichtigt. Bei einer Anzahl von über 500 Vollzeit-Lehr-
kraftstellen für sämtliche Sprachfördermaßnahmen sollte diese 
Zuweisungspraxis genauer in den Blick genommen werden.

948.	 Der Rechnungshof hat der BSB empfohlen, die durch unterschied-
liche Berechnungsmethoden entstehenden Mehrfachberücksich-
tigungen auf ihre Notwendigkeit zu überprüfen.

949.	 Die BSB hat eine Prüfung zugesagt.

Lernförderung

950.	 Um Lernrückstände aufzuholen, erhalten Schulen eine zusätzliche 
Ressource für Lernförderungen. Diese wird unabhängig von den 
individuellen Lernförderbedarfen anhand der Anzahl sämtlicher 
Schülerinnen und Schüler und eines halbjährlich von der BSB neu 

Überprüfung der 
Systematik der 
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errechneten Faktors ermittelt und sodann jeder einzelnen Schule 
pauschal zugewiesen. Die Schulen dokumentieren in DiViS, wel-
che Schülerinnen und Schüler an einer Lernförderung teilnehmen. 
So stehen der BSB umfangreiche Daten über die Anzahl der Lern
förderungen je Schulform, Jahrgangsstufe und Sozialindex zur 
Verfügung.

951.	 In den Jahren 2020 bis 2024 erhielten die staatlichen allgemeinbil-
denden Schulen für die Lernförderung pro Schuljahr rund 84 Voll-
zeit-Lehrkraftstellen.11 Durch die 2019 geschlossene „Rahmen-
vereinbarung zur Sicherung des Schulstrukturfriedens“ wurde die 
Lernförderung in der Sekundarstufe I ausgebaut. Dadurch wurde 
der Schülerinnen- und Schülerkreis, der an der Lernförderung teil-
nehmen kann, erweitert.12 Die BSB stellte deshalb zusätzlich zehn 
Stellen für die Lernförderung in der Sekundarstufe I zur Verfügung.

Neben den von der BSB bereitgestellten Ressourcen werden für 
die Lernförderung auch Bundesmittel aus dem Bildungs- und Teil-
habepaket (BuT) eingesetzt.

952.	 Differenziert nach Schulform und Jahrgangsstufe hat der Rech-
nungshof ermittelt, wie hoch im Durchschnitt der Anteil derjenigen 
Schülerinnen und Schüler ist, die eine Lernförderung in Anspruch 
nehmen. Diese Durchschnittswerte für das Schuljahr 2022/2023 
stellen sich wie folgt dar:

Durchschnittlicher Anteil Lernförderung nach  
Schulform und Jahrgangsstufe

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Daten der BSB

11	 Die BSB war zunächst von 100 Stellen ausgegangen, sie nutzte jedoch einige 
Stellen für andere Zwecke. 

12	 Einzelheiten dazu sind in der „Verordnung über die besondere Förderung von 
Schülerinnen und Schülern gemäß § 45 HmbSG“ geregelt.
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Die Auswertung zeigt, dass Lernförderungen am häufigsten in 
den Jahrgangsstufen 8 bis 10 der Stadtteilschulen in Anspruch 
genommen werden. Dort liegt der Anteil im Durchschnitt zum Teil 
über 25 % der Schülerinnen und Schüler einer Jahrgangsstufe. 
Demgegenüber werden Lernförderungen in Jahrgangsstufe 1 der 
Grundschulen (6,5 % der Schülerinnen und Schüler) und in den 
Jahrgangsstufen 5, 11 und 12 der Gymnasien (5,3 % bis 2,3 % der 
Schülerinnen und Schüler) viel seltener in Anspruch genommen.

953.	 Der Rechnungshof hat zusätzlich schulformübergreifend ermittelt, 
inwiefern sich der Sozialindex auf den Lernförderbedarf auswirkt:

Durchschnittlicher Anteil Lernförderungen nach Sozialindex

Quelle: Eigene Darstellung auf der Grundlage von Daten der BSB

Diese Auswertung zeigt, dass der Anteil derjenigen Schülerinnen 
und Schüler, die eine Lernförderung in Anspruch nehmen, stark 
vom Sozialindex der Schule abhängt. Je höher der Sozialindex, 
desto geringer ist der Anteil.

954.	 Die BSB weist den Schulen die Ressourcen für die Lernförderung 
pauschal zu, obwohl alle zu fördernden Schülerinnen und Schüler 
seit mehreren Jahren in DiViS erfasst werden und somit die Grund-
lage für eine am Bedarf ausgerichtete Zuweisung vorhanden ist.

955.	 Schulen sollten grundsätzlich annähernd die gleichen Gestal-
tungsmöglichkeiten haben, um Lernrückstände aufzuholen. Das 
zurzeit von der BSB praktizierte Zuweisungssystem führt dazu, 
dass Schulen, die einen hohen Anteil an Lernförderungen haben, 
hierfür deutlich weniger Personalressourcen pro Schülerin bzw. 
Schüler aufwenden können als Schulen mit einem geringeren 
Anteil an Lernförderungen. Nach Mitteilung der befragten Schu-
len setzen sie günstigeres Personal wie Oberstufenschülerinnen 
bzw. -schüler ein oder finanzieren die Lernförderungen aus an-
deren Mitteln, zum Beispiel den Grundbedarfen. Dass zudem die 
bisherige Ressourcenzuweisung Schülerinnen und Schüler in so-
zial herausfordernder Lage gegenüber Schülerinnen und Schüle-
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rin in bevorzugter Lage benachteiligt, obwohl dort der Bedarf an 
Lernförderung höher ist, macht eine Umsteuerung der BSB umso 
dringlicher.

956.	 Der Rechnungshof hatte bereits in der Prüfung „Fördern statt 
Wiederholen“ im Jahr 201513 die Zuweisungspraxis der BSB be-
anstandet und gefordert, die für Lernförderung zur Verfügung 
stehenden Ressourcen ausschließlich am konkreten Bedarf der 
tatsächlich zu fördernden Schülerinnen und Schüler auszurichten.

957.	 Der Rechnungshof hat das bestehende System der Zuweisung 
von Ressourcen für die Lernförderung, das zu den dargestellten 
Benachteiligungen führt, erneut beanstandet. Er hat die BSB auf-
gefordert, die Ressourcen für die Lernförderung – unter Berück-
sichtigung der BuT-Mittel (vgl. Tz. 951) – an der Anzahl der zu 
fördernden Schülerinnen und Schüler auszurichten und dafür die 
ihr vorliegenden Daten aus DiViS über Schulform, Jahrgangsstufe 
und Sozialindex zu berücksichtigen.

958.	 Die BSB hat die Umsetzung der Forderung zugesagt.

Darstellung im Haushaltsplan

959.	 In den Erläuterungen zum Einzelplan 3.1 (Anhang 1 zu Anlage 1)  
sind die Bedarfsgrundlagen für die Förderung der Inklusion bzw. die 
Berechnungsparameter der Zuweisungen für „Allgemeine Schulen 
– Sonderpädagogische Förderbedarfe“ umfangreich dargestellt. 
Sprachförderung und Lernförderung sind im Haushaltsplan im  
Anhang zu Anlage 1 unter „Sonderbedarfe der allgemeinbildenden 
Schulen“ berücksichtigt. Die unterschiedlichen Sprachförderbe-
darfe werden dort mit einem Gesamtwert und einem Hinweis auf 
kleinere Sprachförderpositionen wie zum Beispiel vorschulische 
Sprachförderung aufgeführt. Für die Lernförderung fehlt jegliche 
gesonderte Erläuterung; sie ist in der Sammelposition „Sonstige 
Sonderbedarfe“ enthalten.

960.	 Der Rechnungshof hat dies kritisiert und der BSB empfohlen, ab 
der Aufstellung des Haushaltsplans 2027/2028 transparenter dar-
zustellen, wie sich die Höhe der Ressourcen für Sprach- und Lern-
förderung errechnet und wie diese eingesetzt werden.

961.	 Die BSB hat dies zugesagt.

Autismus

962.	 Der sonderpädagogische Förderschwerpunkt Autismus wird seit 
zwölf Jahren in die inklusive Beschulung einbezogen. Er wird auch 
im Haushaltsplan als solcher erwähnt. Im HmbSG ist er im Gegen-
satz zu allen anderen sonderpädagogischen Förderschwerpunk-
ten (vgl. Tz. 936) jedoch bisher nicht geregelt.

13	 Jahresbericht 2015, Tzn. 151 bis 168.
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963.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BSB aufgefor-
dert, unverzüglich auch für diesen sonderpädagogischen Förder-
schwerpunkt im HmbSG die erforderliche rechtliche Grundlage zu 
schaffen.

964.	 Die BSB hat dies zugesagt.
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Personalsachbearbeitung in  
ausgewählten Hochschulen

Behörde für Wissenschaft, Forschung, 
Gleichstellung und Bezirke /  

Hochschule für bildende Künste /  
Hochschule für Musik und Theater /  

HafenCity Universität 

In den Personalstellen der drei Hochschu-
len wurden erhebliche Bearbeitungsmängel 
festgestellt. Ursächlich ist insbesondere die 
gegenwärtige Struktur der Personalstellen. 

965.	 Der Rechnungshof hat bei drei Hochschulen mit kleinen Personal
stellen geprüft, ob die laufende Personalsachbearbeitung, also 
das „Tagesgeschäft“, ordnungsgemäß erfolgt. Ziel war es außer-
dem festzustellen, ob die Personalsachbearbeitung in der gegen-
wärtigen Organisationsstruktur weitergeführt werden sollte.

Personalausstattung

966.	 Die drei Hochschulen hatten folgende Personalkapazitäten zur 
Verfügung: 

	– Die Hochschule für Musik und Theater (HfMT) verfügte zum 
Zeitpunkt der örtlichen Erhebungen über zwei Vollzeitäquiva-
lente (VZÄ) zur Betreuung aller Statusgruppen mit rund 330 
Personalfällen. 

	– Die Hochschule für bildende Künste (HFBK) verfügte über ein 
VZÄ nur für die Betreuung der Beschäftigungsverhältnisse der 
Studierenden und zwei weitere VZÄ für die restliche Personal-
sachbearbeitung. Insgesamt wurden rund 200 Personalfälle 
betreut.

	– Die HafenCity Universität (HCU) verfügte über 3,3 VZÄ für die 
Betreuung der Beschäftigungsverhältnisse der Studierenden, 
weitere 2,4 VZÄ für die restliche Personalsachbearbeitung und 
ein VZÄ für die Grundsatzsachbearbeitung. In der HCU wurden 
insgesamt rund 490 Personalfälle betreut. 

In allen Personalstellen werden daneben noch diverse weitere 
Aufgaben wie zum Beispiel die Betreuung der Gastdozentinnen 
und Gastdozenten sowie die Bearbeitung von Lehraufträgen und 
Reisekosten wahrgenommen.

Feststellungen

967.	 Der Rechnungshof hat insgesamt 661 Personalfälle von Tarif
beschäftigten, Beamtinnen und Beamten, Sonderarbeitsver-
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hältnisse sowie Beschäftigungsverhältnisse von Studierenden 
(studentische und wissenschaftliche Hilfskräfte, Tutorinnen und 
Tutoren) geprüft. Dies entsprach 78 % des zu verwaltenden Per-
sonalbestands der drei Hochschulen im November 2023.1 Dabei 
standen insbesondere die Vertragsgestaltungen, die korrekte Be-
zahlung, die regelmäßige Überprüfung von Ansprüchen und die 
Personalaktenführung im Fokus.

968.	 Die Prüfung hat in allen Hochschulen und in nahezu allen Beschäf-
tigtengruppen eine hohe Fehlerquote ergeben. Zum Teil waren die 
Fehler auch zahlungsrelevant. 

Fehlerquoten der Hochschulen
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Fehlerquote gesamt zahlungsrelevante Fehlerquote

Quelle: Erhebungen Rechnungshof

Fehler bei Verträgen

969.	 In einer Hochschule sind befristete Verträge oft zu spät unter-
schrieben worden. In weiteren Fällen wurden ohne sachlichen 
Grund befristete Verträge abgeschlossen, deren Befristungen 
rechtlich nicht zulässig waren. In beiden Konstellationen waren die 
Befristungsabreden nicht wirksam.

970.	 Mit einigen Professorinnen und Professoren werden Sonderar-
beitsverträge abgeschlossen. In einer Hochschule ist ein Teil dieser 
Verträge so formuliert, dass nicht eindeutig ist, auf welche Bezüge 
ein Anspruch besteht. In der Folge wurden bei identischen Verträ-
gen unterschiedliche Entgelte gezahlt. In anderen Fällen wurden 
dagegen auch bei eindeutigen Vertragsinhalten abweichende, hö-
here Zahlungen geleistet, auf die kein Anspruch bestand.

971.	 In allen drei Hochschulen war die Personalsachbearbeitung der 
Beschäftigungsverhältnisse von Studierenden mangelhaft. Diese 
Personengruppe erhält befristete Verträge für einen sehr kurzen 

1	 Ohne drittmittelfinanziertes Personal und Lehrbeauftragte.

Viele, oft auch 
zahlungsrelevante 
Fehler
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Zeitraum von wenigen Monaten. Soweit das Studium andauert, 
kann es zu befristeten Folgeverträgen kommen. Viele dieser Ver-
träge wurden nicht vor der Arbeitsaufnahme oder nur digital un-
terzeichnet, wodurch die Befristungsabreden unwirksam waren.

Fehler bei Bezügezahlungen

972.	 Das korrekte Entgelt der Tarifbeschäftigten ist neben den Entgelt-
gruppen auch von den Entgeltstufen abhängig. Die Festsetzung 
der Stufen bei Einstellung und die Berechnungen der Stufenlauf-
zeit, zum Beispiel nach einer Elternzeit, sind zum Teil fehlerhaft 
erfolgt. Das Entgelt wurde in der Folge nicht in der richtigen Höhe, 
meistens zu hoch, gezahlt. 

973.	 Grundlage für die Zahlung der Vergütungen an die Studierenden 
sind die Angaben auf den eingereichten Stundenzetteln. Es er-
folgten jedoch auch Zahlungen ohne Stundenzettel, Doppelzah-
lungen oder Zahlungen trotz fehlender oder falscher Angaben auf 
den Stundenzetteln.

974.	 Bei der Gewährung und der regelmäßigen Überprüfung des Fa-
milienzuschlags der Stufe 1 traten häufig Bearbeitungsfehler auf, 
die auch zu Überzahlungen führten. Diese Konstellation hatte der 
Rechnungshof bereits im vergangenen Jahr in anderen Personal-
stellen vorgefunden.2

Weitere Fehler

975.	 In allen drei Hochschulen war die Personalaktenführung mangel-
haft. Dies zeigte sich insbesondere bei den Akten der Beschäf-
tigungsverhältnisse der Studierenden: Sie glichen teilweise einer 
unsortierten Sammlung von Papierzetteln. Bei den übrigen Akten 
lagen regelhaft Einzelblätter oder kleine Vorgänge lose vor der 
Akte.  

976.	 In zwei der drei Hochschulen wurden Fehlzahlungen verspätet 
oder gar nicht bearbeitet. Dies führte bei einem Teil der Beschäf-
tigungsverhältnisse der Studierenden und bei einigen Sonderar-
beitsverhältnissen dazu, dass die Fehlzahlungen verjährt sind.  

977.	 Ebenfalls in zwei der drei Hochschulen waren bei den Studieren-
den notwendige Einstellungsunterlagen nicht vorhanden oder ver-
altet, sozialversicherungsrechtliche Besonderheiten wurden gar 
nicht oder mit fehlerhaftem Ergebnis geprüft. Dadurch sind Über- 
und Unterzahlungen entstanden.

2	 Jahresbericht 2024, Tzn. 777 bis 797.

Forderungen 
verjährt
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Bewertung und Forderung

978.	 Die Fehlerquoten sind deutlich zu hoch. Die Bearbeitungsfehler 
haben zu rund 120 Tsd. Euro Über- und 90 Tsd. Euro Unterzahlun-
gen geführt. Hinzu kommen weitere Fehlzahlungen, die sich nicht 
berechnen ließen (Tz. 970). Die Art der festgestellten Bearbeitungs-
fehler hat gezeigt, dass regelmäßig anfallende Routineaufgaben 
nicht bewältigt werden (Tz. 971, 974, 975, 976) und erforderliches 
Fachwissen sowie die notwendige Zeit zur Bearbeitung der Fälle  
(Tz. 970, 972, 975, 977) offenbar nicht ausreichend vorhanden 
sind. 

979.	 Der Rechnungshof hat die drei Hochschulen aufgefordert, die Be-
arbeitungsfehler zu beheben, die Fälle zu korrigieren und – so-
weit erforderlich – vorhandene Arbeitsprozesse anzupassen. Die 
Hochschulen haben dies zugesagt und befinden sich nach eige-
nen Angaben bereits in der Umsetzung. 

980.	 Ursächlich für die Fehlerhäufungen ist vor allem die geringe Größe 
der drei Personalstellen. Zwar ist auch der zu verwaltende Perso-
nalbestand in allen drei Hochschulen klein, verteilt sich aber auf 
vier heterogene Beschäftigtengruppen (Tz. 967). Damit haben die 
Personalstellen in Hochschulen im Unterschied zu den meisten 
anderen Personalstellen der FHH mehr Beschäftigtengruppen 
gleichzeitig zu verwalten und müssen entsprechend umfangrei-
chere Fachkenntnisse vorhalten. Die geringe Größe der Personal-
stellen führt dazu, dass die vielfältigen Anforderungen des Tages-
geschäfts eine intensive Befassung mit Rechtsänderungen oder 
einer bestimmten Rechtsmaterie verhindern. Bearbeitungsfehler 
werden nicht entdeckt und daher fortgeführt. Ein Austausch und 
gegenseitiges Lernen, wie es größere Personalstellen mit spezia-
lisierteren Kräften auszeichnet, finden nicht statt. Routinen in der 
Fallbearbeitung und ein funktionierendes Fehlermanagement kön-
nen nicht etabliert werden und eine Vertretungssicherheit ist nicht 
gegeben.3 

981.	 Die Personalsituation hat sich bei der HFBK und der HfMT im Lau-
fe des Jahres 2024 noch verschärft. In beiden Personalstellen hat 
jeweils eine Personalsachbearbeitung die Hochschule verlassen. 
Die HFBK hat daraufhin zum Oktober 2024 die Bearbeitung aller 
Personalfälle (außer Studierende) an den Shared Service des Zen-
trums für Personaldienste (ZPD) abgegeben. Die HFMT überlegt 
dies ebenfalls.

982.	 Angesichts der Bearbeitungsfehler und der beschriebenen struk-
turellen Probleme stellt der Rechnungshof fest, dass die Perso-
nalstellen der HFBK und der HfMT auch zukünftig selbst bei voll-
ständiger Besetzung nicht in der Lage sein werden, auf Dauer eine 
rechtskonforme Personalsachbearbeitung sicherzustellen. Auch 
der größten der geprüften Hochschulen, der HCU, kann dies nur 

3	 Vergleichbare Erkenntnisse hat der Rechnungshof auch in der Vergangenheit 
gewonnen, zum Beispiel Jahresbericht 2023 Tzn. 372 bis 387.
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gelingen, wenn sie den VZÄ-Bestand der Personalstelle stabil hal-
ten kann. 

Die derzeitige Situation darf nicht aufrechterhalten werden. Die 
teilweise Abgabe der Personalsachbearbeitung von der HFBK an 
das ZPD ist deshalb ein Schritt in die richtige Richtung.

983.	 Der Rechnungshof hat der HfMT und der HFBK Modelle für eine 
künftige Organisation der Personalsachbearbeitung aufgezeigt, 
die zum Teil eine Zusammenarbeit mit der HCU beinhalten. Auch 
die weitere Abgabe von Aufgaben an das ZPD ist eine Option. 

Alle drei Hochschulen sind aufgefordert, Gespräche darüber auf-
zunehmen, wie die dargestellten Probleme gelöst werden können. 

984.	 Die Hochschulen haben dies zugesagt.
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Kennzahlen und Kennzahlenwerte 

Ordnungsmäßigkeit der Kennzahlen 
und Kennzahlenwerte  
in der Sozialbehörde

Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales,  
Familie und Integration

Die Ermittlung der Ist-Kennzahlenwerte 
wies Fehler auf. 

Die Dokumentation der Kennzahlenerhe-
bung erfolgte nicht immer revisionssicher 
und zeitnah.

985.	 Der Rechnungshof hat sieben Kennzahlen der Produktgrup-
pen „Soziale Entschädigung“1 und „Integration, Opferschutz, 
Zivilgesellschaft“2 der Sozialbehörde3 auf ihre Ordnungsmäßigkeit 
überprüft. Die Prüfung erstreckte sich dabei auf insgesamt 63 Ist-
Kennzahlenwerte aus den Haushaltsjahren 2019 bis 2023.4

986.	 Bei der Prüfung, ob die Bezeichnungen und Definitionen der 
Kennzahlen eindeutig sowie die Formulierungen und Erläuterun-
gen ergänzungsbedürftig sind, hat der Rechnungshof keine Män-
gel festgestellt. 

Rechnerische Richtigkeit 

987.	 Der Rechnungshof hat bei der Prüfung der rechnerischen Rich-
tigkeit entsprechend seiner bisherigen Bewertungspraxis Abwei-
chungen in einer Größenordnung von bis zu 2 %, die meist auf 
Rundungsfehler zurückzuführen sind, als gering und haushalte-
risch deshalb als noch hinnehmbar eingestuft.  

988.	 Bei 56 der Ist-Kennzahlenwerte (89 %) hat der Rechnungshof kei-
ne zu beanstandenden Fehler vorgefunden. Es lagen bei 45 Ist-
Werten (71 %) keine Abweichungen vor. Bei 11 Ist-Werten (18 %) 
ergaben sich nur geringe Abweichungen von bis zu 2 %. 

1	 PG 253.07, Kennzahlen: Bearbeitungszeit SGB IX (B_253_07_01), Abgeschlos-
sene Fälle SGB IX (B_253_07_002), Sozialmedizinische Dienstleistungen SGB IX 
(B_253_07_003).  

2	 PG 255.03, Kennzahlen: Anzahl der von den Integrationszentren durchgeführten 
Beratungen (B_255_03_002), Teilnehmende an Sprachkursen (B_255_03_003), 
Anzahl der Rückkehrenden (B_255_03_004), Anzahl an Beratungen der Freiwilli-
genagenturen (B_255_03_006).

3	 Einzelplan 4.
4	 Halbjahreswerte im Zeitraum 2019 bis 2023 (= 35 Werte) sowie Jahreswerte im 

Zeitraum 2019 bis 2022 (= 28 Werte).
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989.	 Bei sieben (11 %) der überprüften Ist-Kennzahlenwerte hat der 
Rechnungshof Abweichungen von über 2 % festgestellt. Die 
Gründe hierfür waren verschiedener Art. So wurden zum Beispiel 
im Jahr 2019 bei der Kennzahl „Anzahl der Rückkehrenden“ Da-
ten aus zugelieferten Dokumenten fehlerhaft in die Berechnungen 
der Behörde übertragen oder bei der Kennzahl „Anzahl an Bera-
tungen der Freiwilligenagenturen“ die bereits bei Dritten erfolgten 
Rechenfehler ungeprüft als Datengrundlagen herangezogen. Zum 
Teil konnte der Rechnungshof die Abweichungen auf Grundlage 
der vorhandenen Dokumentation nicht nachvollziehen.

Rechnerische Richtigkeit der Ist-Kennzahlenwerte

71 %

18 %

11 %
keine Abweichung

Abweichungen bis
plus/minus 2 %

Abweichungen mehr
als plus/minus 2 %

Quelle: Erhebungen des Rechnungshofs

990.	 Der Rechnungshof hat die Abweichungen beanstandet und die 
Sozialbehörde aufgefordert, die Fehler zum Anlass zu nehmen, ein 
sicheres Verfahren zu entwickeln, um künftig die richtigen Kenn-
zahlenwerte darstellen zu können.

991.	 Die Sozialbehörde hat die Feststellungen anerkannt und zugesagt, 
die Forderung des Rechnungshofs umzusetzen.

Dokumentation der Kennzahlenermittlung

992.	 Bei den Kennzahlen „Bearbeitungszeit SGB IX“, „Abgeschlossene 
Fälle SGB IX“ und „Sozialmedizinische Dienstleistungen SGB IX“ der 
Produktgruppe „Soziale Entschädigung“ hat der Rechnungshof fest-
gestellt, dass die den Berechnungen der Ist-Kennzahlenwerte zugrun-
de liegenden Daten nicht revisionssicher in dem dafür vorgesehenen 
Aktenablagesystem ELDORADO abgelegt waren. Bei den übrigen 
Kennzahlen waren die berechnungsrelevanten Daten zwar dort ab-
gelegt, allerdings erfolgte die Dokumentation entgegen den Vorgaben 
der Aktenordnung der Sozialbehörde nicht durchgehend zeitnah.

993.	 Der Rechnungshof hat die Mängel in der Aktenführung beanstan-
det und die Sozialbehörde aufgefordert, unter Beachtung ihrer Ak-
tenordnung eine vollständige, zeitnahe und revisionssichere Ablage 
aller kennzahlenrelevanten Dokumente und Daten sicherzustellen.

994.	 Die Sozialbehörde hat dies zugesagt.

Übertragungs- 
und Rechen­
fehler

Unzureichende 
Dokumentation 
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Ordnungsmäßigkeit der Kennzahlen 
und Kennzahlenwerte in der  

Bürgerschaftskanzlei
Bürgerschaftskanzlei

Die Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
der Kennzahlen waren nicht in allen Fällen 
hinreichend wirksam. Nur für die Hälfte der 
Ist-Kennzahlenwerte hat eine Dokumentati-
on vorgelegen. Die Vorgaben der Aktenord-
nung wurden nicht eingehalten.

995.	 Der Rechnungshof hat die sieben Kennzahlen der Produktgruppe  
„Bürgerschaftskanzlei“1 auf ihre Ordnungsmäßigkeit überprüft. 
Die Prüfung erstreckte sich dabei auf 14 Ist-Kennzahlenwerte aus 
der Haushaltsrechnung 2022 und dem Halbjahresbericht 2023.

996.	 Die Feststellungen des Rechnungshofs zeigen, dass die geprüften 
Ist-Kennzahlenwerte der Bürgerschaftskanzlei überwiegend rich-
tig und weitgehend ordnungsgemäß erhoben, aber nur teilweise 
dokumentiert worden sind. Um eine solidere Basis für kennzah-
lengestützte bürgerschaftliche Entscheidungen zu erreichen, sind 
noch Nachbesserungen erforderlich.

Bezeichnung und Erläuterung der Kennzahlen

997.	 Nur wenn ihre Bezeichnung und Erläuterung im Kennzahlenbuch 
sowie die tatsächliche Berechnung übereinstimmen, sind die 
Kennzahlen eindeutig sowie vollständig ermittelt und es ist die ge-
botene Transparenz des Berichtswesens gegenüber der Bürger-
schaft gewährleistet. Bei zwei Kennzahlen war das nicht der Fall. 
Aufgrund einer Aktualisierung des internen Handlungsleitfadens 
wurden die Sitzungen des Ältestenrates ab Juli 2023 nicht mehr 
bei der Ermittlung der Kennzahl „Anzahl der Gremiensitzungen“2 
einbezogen, ohne dass das Kennzahlenbuch entsprechend aktu-
alisiert wurde. Bei der Berechnung des Wertes für die Kennzahl 
„Anzahl der durchgeführten Informationsrecherchen“3 wurden 
ohne entsprechende Erläuterung im Kennzahlenbuch auch Schu-
lungen berücksichtigt, mit denen die Kunden befähigt wurden, 
selbst zu recherchieren. 

1	 PG 200.03. Kennzahlen: Prozentualer Anteil der gesetzl. Leistungen am Gesamt-
haushalt der Bürgerschaft (B_200_03_001), Prozentualer Anteil der Personalko-
sten am Gesamthaushalt der Bürgerschaft (B_200_03_002), Vollzeitäquivalente 
der Bürgerschaftskanzlei (B_200_03_003), Anzahl der Gremiensitzungen (mit 
Plenarsitzungen) (B_200_03_004), Anzahl der Eingaben (B_200_03_005), Anzahl 
der durchgeführten Informationsrecherchen (B_200_03_006) und Anzahl der Be-
sucherinnen/Besucher von Veranstaltungen der Bürgerschaft (B_200_03_007).

2	 Kennzahl B_200_03_004.
3	 Kennzahl B_200_03_006.

Bezeichnung wich 
von Berechnung 
ab
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998.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die Bürgerschafts-
kanzlei aufgefordert, die Bezeichnungen der Kennzahlen und ihre 
Erläuterungen im Kennzahlenbuch dahingehend anzupassen, 
dass die Vorgehensweise bei der Berechnung den Angaben im 
Kennzahlenbuch entspricht.

Richtigkeit der Ist-Werte

999.	 Bei den drei Ist-Kennzahlenwerten (21 %) „Anzahl der Gremien
sitzungen“4, „Vollzeitäquivalente der Bürgerschaftskanzlei“5 und 
„Anzahl der Besucherinnen/Besucher von Veranstaltungen der 
Bürgerschaft“6 gab es Abweichungen von mehr als 2 %. Bei ei-
nem Ist-Wert (7 %)7 konnte der Rechnungshof aufgrund fehlender 
Belege keinen objektiv richtigen Wert ermitteln.

1000.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass in 28 % der untersuch-
ten Fälle die berechneten Ist-Werte unzutreffend bzw. im Einzelfall 
nicht nachvollziehbar sind. Er hat die Bürgerschaftskanzlei aufge-
fordert, die festgestellten oder vergleichbare Mängel abzustellen 
sowie zu prüfen, inwieweit sie bei aktuellen Ist-Werten auftreten, 
und – soweit erforderlich – fehlerhafte Ist-Werte zu korrigieren.

Dokumentation

1001.	 Der Rechnungshof hat auch die Reproduzierbarkeit der Ist-Werte 
überprüft und dabei untersucht, ob ihr Inhalt sowie ihre Berech-
nung bzw. Ermittlung in angemessener Zeit nachvollzogen werden 
können. Im Fokus stand dabei insbesondere, ob die Berechnung 
der einzelnen Ist-Werte entsprechend dokumentiert wurde. Für 
zwei Ist-Werte (14 %) lag keine und für fünf Ist-Werte (36 %) keine 
vollständige Dokumentation vor.

1002.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Bürgerschaftskanz-
lei in 50 % der geprüften Fälle die Berechnung bzw. Ermittlung der 
einzelnen Ist-Werte nicht oder nur unvollständig dokumentiert hat.

Qualitätssicherung

1003.	 Bei einer der sieben Kennzahlen (14 %) gab es keine und bei 
drei Kennzahlen (43 %) verbesserungsbedürftige Maßnahmen 
zur Qualitätssicherung der Ist-Werte. Die vom Rechnungshof 
festgestellten Mängel der Ist-Werte zeigen, dass die von der 
Bürgerschaftskanzlei praktizierten Verfahren zur Sicherung der 
Ordnungsmäßigkeit unzureichend waren.

4	 Kennzahl B_200_03_004, hier: Haushaltsrechnung 2022, Abweichung 3,23 %.
5	 Kennzahl B_200_03_003, hier: Halbjahresbericht 2023, Abweichung 3,53 %.
6	 Kennzahl B_200_03_007, hier: Halbjahresbericht 2023, Abweichung 5,87 %.
7	 Kennzahl „Anzahl der Besucherinnen/Besucher von Veranstaltungen der Bür-

gerschaft (B_200_03_007)“, hier: Haushaltsrechnung 2022.
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1004.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Bürgerschaftskanz-
lei für vier Kennzahlen keine bzw. keine hinreichend wirksame 
Qualitätssicherung etabliert hat. 

Aktenführung

1005.	 Die Bürgerschaftskanzlei erließ erstmalig im Juli 2023 eine Akten-
ordnung und führte ELDORADO ein. Zum Prüfungsgegenstand 
waren dort jedoch nur wenige Dokumente abgelegt. Die Unter-
lagen zur Ermittlung der Kennzahlenwerte und Quelldaten waren 
lediglich auf einem Gruppenlaufwerk gespeichert. Dies ist nicht re-
visionssicher und widerspricht u. a. der Aktenordnung der Bürger-
schaftskanzlei. Nur wenn ein Dokument zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung abgelegt und seitdem nicht verändert worden ist, lässt 
sich Verwaltungshandeln nachvollziehen und überprüfen.8 Auf 
einem Gruppenlaufwerk sind Dokumente für alle Berechtigten zu-
gänglich und können jederzeit gelöscht, nachträglich hinzugefügt 
oder abgewandelt werden. Änderungen sind im Nachhinein nicht 
mehr nachvollziehbar. So wurde zum Beispiel das Dokument eines 
Teilkennzahlenwertes für die Haushaltsrechnung 2022 versehent-
lich mit den Daten von 2023 überschrieben. In der Folge waren 
sowohl der Teilkennzahlenwert als auch der Ist-Kennzahlenwert 
für das Haushaltsjahr 2022 nicht nachvollziehbar.

1006.	 Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die Bürgerschaftskanz-
lei ihr Verwaltungshandeln nicht revisionssicher dokumentiert hat. 
Er hat sie aufgefordert, künftig die Vorgaben der eigenen Akten-
ordnung einzuhalten.

Stellungnahme der Verwaltung

1007.	 Die Bürgerschaftskanzlei hat die Feststellungen des Rechnungs-
hofs anerkannt. Sie hat zugesagt, seinen Forderungen nachzu-
kommen und mit deren Umsetzung begonnen.

8	 Vgl. Jahresbericht 2023, Tzn. 40 bis 52.

Revisionssichere 
Dokumentation
sicherstellen
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Ordnungsmäßigkeit der  
Kennzahlen und Kennzahlenwerte  

in der für die Justiz  
zuständigen Behörde und  

in den Staatsanwaltschaften

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 

Die geprüften Ist-Kennzahlenwerte wurden 
überwiegend richtig und ordnungsgemäß 
erhoben. In Einzelfällen waren Werte auf-
grund von Mängeln bei der Datenerhebung 
unzutreffend oder Kennzahlen nicht hinrei-
chend klar bezeichnet. Es bestanden Doku-
mentationsmängel.

1008.	 Der Rechnungshof hat aus den Aufgabenbereichen 233 „Steu-
erung und Service“ und 234 „Staatsanwaltschaften“ des Einzel-
plans der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz (BJV)1 neun 
Kennzahlen auf Ordnungsmäßigkeit geprüft und dazu die Ist-
Kennzahlenwerte der Haushaltsrechnung 2022 und des Halbjah-
resberichts 2023 herangezogen.

Richtigkeit der Ist-Werte

1009.	 Für 14 der 18 Ist-Kennzahlenwerte ergaben sich keine Ab
weichungen zwischen den in der Haushaltsrechnung und im Halb-
jahresbericht ausgewiesenen und den in der Prüfung ermittelten 
Werten. Für zwölf Ist-Kennzahlenwerte waren auch die Methoden 
zur Berechnung und Erhebung fehlerfrei, die Dokumentation ihrer 
Ermittlung ausreichend und die Qualitätssicherung valide.

1010.	 Der BJV sind bei der Zählung der relevanten Vorgänge zu den  
Kennzahlen „Anzahl der betreuten Verfahren beim Bundes
verfassungsgericht“2 und „Prüfung von Drucksachen (ohne Anfra-
gen nach Art. 18 HV)“3 Fehler unterlaufen. Dies hatte zur Folge, 
dass die berichteten Ist-Werte um 4 bis 11 % (im Durchschnitt  
rund 8 %) von den in der Prüfung ermittelten Werten abwichen. 

Bei der Kennzahl „Anzahl der betreuten Verfahren beim Bundes-
verfassungsgericht“ hat die BJV ausschließlich Schriftstücke zu 
neu zu bearbeitenden Verfahren gezählt, die über die Registratur 
eingegangen waren. Schriftstücke, die der zuständigen Organisa-
tionseinheit direkt vorgelegt wurden, hat sie nicht erfasst.

1	 Einzelplan 2.
2	 Kennzahl B_233_01_001.
3	 Kennzahl B_233_01_002.

Kennzahlen 
und Ist-Kenn­
zahlenwerte 
überwiegend 
mängelfrei

Verfahren der 
Datenerhe­
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unzutreffenden 
Ergebnissen
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Für die Kennzahl „Prüfung von Drucksachen (ohne Anfragen nach 
Art. 18 HV)“ wurden nur die Senatsdrucksachen aus den Tages-
ordnungen des Senats gezählt, obwohl die Behörde Drucksa-
chen unabhängig davon prüft, ob diese auf die Tagesordnung des  
Senats gelangen. Zudem hat die Behörde nicht alle Termine  
von Senatssitzungen berücksichtigt, zu denen sie Drucksachen 
zu prüfen hatte. Darüber hinaus hat die BJV Vorgänge aus den  
Tagesordnungen mitgezählt, die nach Bezeichnung und Erläute-
rung der Kennzahl nicht zu berücksichtigen waren. 

1011.	 Der Rechnungshof hat die unzutreffend berichteten Ist-Kennzah-
lenwerte beanstandet. Er hat die BJV aufgefordert, Verfahren zu 
entwickeln, um künftig inhaltlich richtige Kennzahlenwerte darstel-
len und belegen zu können.

1012.	 Zwei weitere Kennzahlen waren nicht eindeutig sowie nicht in-
haltlich fehlerfrei bezeichnet und erläutert.4 Zum Beispiel ist die 
Kennzahl „Anzahl der anerkannten rechtsfähigen Stiftungen“ im 
Kennzahlenbuch als Flusskennzahl5 ausgewiesen. Es handelt sich 
aber um eine Bestandskennzahl, da der gesamte Bestand aller als 
rechtsfähig anerkannten – und von der BJV zu beaufsichtigenden –  
Stiftungen abgebildet wird. Der Rechnungshof hat den unzutref-
fenden Ausweis als Flusskennzahl beanstandet und die BJV auf-
gefordert, auf einen zutreffenden Ausweis der Kennzahl als Be-
standskennzahl hinzuwirken.

Dokumentation

1013.	 Die vorhandenen Unterlagen über die Ermittlung der Kennzahlen-
werte sowie die ihr zugrunde liegenden Daten hat die BJV entge-
gen den Bestimmungen ihrer Aktenordnung nicht in ELDORADO 
dokumentiert, sondern nur auf Laufwerken der Behörde gespei-
chert. Das Verfahren, in dem die BJV und zum Beispiel die Staats-
anwaltschaft als Beteiligte Ist-Kennzahlenwerte ermittelt haben, 
war deshalb nicht revisionssicher dokumentiert. In der Folge 
konnte der Rechnungshof festgestellte Differenzen zwischen den 
berichteten und in der Prüfung ermittelten Ist-Kennzahlenwerten 
nicht zweifelsfrei aufklären.

1014.	 Der Rechnungshof hat die Mängel in der Aktenführung erneut6  
beanstandet und die BJV aufgefordert, künftig die Vorgaben ihrer 
Aktenordnung einzuhalten und das Verfahren zur Ermittlung von 
Ist-Kennzahlenwerten revisionssicher in ELDORADO zu doku-
mentieren.

4	 Kennzahlen „Anzahl der anerkannten rechtsfähigen Stiftungen“ (B_233_01_003) 
und „Wahrgenommene Sitzungsstunden“ (B_234_01_008).

5	 Gemäß Nr. 2.5 Bewirtschaftungsrundschreiben 2023 der Finanzbehörde vom 
21. Dezember 2022 wachsen sog. Flusskennzahlen (zum Beispiel Fallzahlen) im 
Jahresverlauf auf und sollen zum Jahresabschluss dem fortgeschriebenen Plan-
wert entsprechen.

6	 Vgl. Jahresbericht 2023, Tz. 40 ff., insbesondere Tzn. 48 bis 50.

Bestandskennzahl 
als Flusskennzahl 
ausgewiesen

Mangelhafte  
Dokumentation
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Stellungnahme der Verwaltung

1015.	 Die Behörde hat zugesagt, den Forderungen des Rechnungshofs 
nachzukommen.
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Ordnungsmäßigkeit der  
Kennzahlen und Kennzahlenwerte  

des Justizvollzugs

Behörde für Justiz und Verbraucherschutz

Zwei Drittel der geprüften Ist-Kennzahlen-
werte wichen teilweise erheblich von den 
tatsächlichen Werten ab. Die Behörde sollte 
Änderungen der Kennzahlen prüfen.

Die von der Behörde praktizierten Verfahren 
zur Qualitätssicherung waren nicht geeignet, 
Fehler bei der Berechnung von Kennzahlen-
werten aufzudecken und zu korrigieren.

1016.	 Der Rechnungshof hat zwölf ausgewählte Kennzahlen der Behör-
de für Justiz und Verbraucherschutz (BJV)1 aus der Produktgruppe 
236.01 (Justizvollzug) auf ihre Ordnungsmäßigkeit geprüft. Hierfür 
hat er die Ist-Kennzahlenwerte der Halbjahresberichte 2022 und 
2023 sowie der Haushaltsrechnung 2022 herangezogen.

Richtigkeit der Ist-Werte

1017.	 Bei zwei Dritteln der insgesamt 36 geprüften Ist-Kennzahlenwerte 
lagen teilweise erhebliche Abweichungen zwischen den der Bür-
gerschaft berichteten und den in der Prüfung ermittelten Werten 
vor. So wichen jeweils alle berichteten Ist-Werte der Tageshaftko-
stensatzkennzahlen für den Justizvollzug2, die Sicherungsunter-
bringung3 und das Zentralkrankenhaus4 sowie der Kennzahlen für 
die Erstaufnahmen5 der Gefangenen und die Kosten der produk-
tiven Betriebe6 um 5 bis 55 % von den ermittelten Werten ab. Im 
Durchschnitt betrugen die Abweichungen 25 %.

1018.	 Die Abweichungen beruhten überwiegend auf Ermittlungs- und 
Berechnungsfehlern. So hat die BJV für die Ist-Werte der Tages-
haftkostensatzkennzahlen des Halbjahresberichts 2022 Kosten-
daten aus dem SAP-Buchungssystem verwendet, obwohl die 
sechste Buchungsperiode noch nicht abgeschlossen war. Sie hat 
ferner bestimmte Kosten und Erlöse sowie die Anzahl von Haft-
plätzen falsch und die Erstaufnahmen der Jugendarrestanstalt 
nicht berücksichtigt. Teilweise standen ihre Berechnungen nicht 
im Einklang mit dem Kennzahlenbuch.

1	 Einzelplan 2.
2	 Kennzahl B_236_01_001.
3	 Kennzahl B_236_01_003.
4	 Kennzahl B_236_01_004.
5	 Kennzahl B_236_01_011.
6	 Kennzahl B_236_01_015.

Ist-Werte zu  
Tageshaftkosten­
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men unzutreffend
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1019.	 Der Rechnungshof hat die unzutreffend berichteten Ist-Kennzah-
lenwerte als Verstoß gegen die Grundsätze der Haushaltswahr-
heit und -klarheit beanstandet. Er hat die BJV aufgefordert, die 
Ist-Kennzahlenwerte mit Wirkung ab dem Halbjahresbericht 2024 
fehlerfrei zu berechnen und dazu gegebenenfalls notwendige kon-
zeptionelle Entscheidungen unverzüglich herbeizuführen.

1020.	 Die berichteten Ist-Werte der Kennzahl für die gesamte Bele-
gungsfähigkeit7 der Hamburger Justizvollzugsanstalten beruh-
ten auf nicht hinreichend plausiblen Daten. Die BJV hat die Ist-
Kennzahlenwerte anhand der Haftplätze berechnet, die sie nach 
Maßgabe der Hamburgischen Vollzugsgesetze als belegungsfähig 
festgesetzt hat. Für diese Festsetzungen unterscheidet sie zwi-
schen ruhezeitfähigen Regelhaftplätzen8 und zusätzlich vorhande-
nen Sonderhaftplätzen, die bestimmten vollzugsfachlichen Zwe-
cken wie der vorübergehenden Beobachtung, Absonderung oder 
Sicherung Gefangener dienen und vollzugsrechtlich nicht festset-
zungsfähig sind.

1021.	 Bei 48 von insgesamt 201 Sonderhaftplätzen, die die BJV bei der 
Berechnung der Ist-Kennzahlenwerte nicht berücksichtigt hat, war 
die Bewertung als Sonderhaftplatz nicht plausibel. Hierzu zählten 
insbesondere Plätze für die Polizeihaft9, für im Weitertransport zu 
einer anderen Anstalt befindliche Gefangene, für sog. „Schreier“, 
die ohne Möglichkeit der Kontaktaufnahme nach außen unterzu-
bringen sind, sowie Arresthaftplätze10, Haftplätze für nächtliche 
Abschiebungen und „vandalismussichere“ Haftplätze.

Bei Haftplätzen für Polizeihaft und Arresthaftplätzen handelt es 
sich vollzugsrechtlich um festsetzungsfähige Regelhaftplätze und 
nicht um Sonderhaftplätze. Bei den übrigen, einem vollzugsfach-
lichen Bedarf zur differenzierten Unterbringung Gefangener die-
nenden Haftplätzen war nicht ersichtlich, weshalb dieser Bedarf 
außerhalb des Bestands an Regelhaftplätzen gedeckt werden 
sollte.

1022.	 Der Rechnungshof hat die Bewertung von 48 Haftplätzen als Son-
derhaftplätze kritisiert. Er hat die BJV gebeten, zu beurteilen, ob 
diese Haftplätze festsetzungsfähig sind, und sie gegebenenfalls 
bei der künftigen Berechnung der Ist-Kennzahlenwerte zu berück-
sichtigen.

Qualitätssicherung

1023.	 Die vom Rechnungshof festgestellten Mängel der Ist-Kennzahlen-
werte (Tzn. 1018 und 1021) zeigen, dass die von der BJV prakti-
zierten Verfahren zur Qualitätssicherung unzureichend waren.

7	 Kennzahl B_236_01_008.
8	 Vgl. § 20 Absatz 1 Satz 1 HmbStVollzG.
9	 § 127 Absatz 2 der Strafprozessordnung, § 13 des Gesetzes zum Schutz der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung.
10	 In ihnen wird ein Arrest als Disziplinarmaßnahme vollzogen (§ 85 Absatz 2 

HmbStVollzG).

Ist-Kennzahlen­
werte zur Bele­
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1024.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BJV aufgefor-
dert, wirksame Maßnahmen zur Sicherung der Ordnungsmäßig-
keit der Ist-Kennzahlenwerte zu ergreifen.

Empfehlungen des Rechnungshofs

1025.	 Die Berechnung der Ist-Werte der vier Tageshaftkostensatzkenn-
zahlen beruht nach dem Kennzahlenbuch entweder auf Salden 
oder Kosten, Haftplätzen oder Hafttagen. Die Kennzahlen bilden 
demnach trotz einheitlicher Bezeichnung unterschiedliche Sach-
verhalte ab. Die Berechnung der Kennzahlenwerte war aufwendig 
und fehleranfällig.

1026.	 Die BJV wendet für die Beschäftigung Gefangener erhebliche Mit-
tel auf. Im Jahr 2023 betrugen die Kosten rund 28,5 Mio. Euro 
und entsprachen einem Sechstel der Kosten der gesamten Pro-
duktgruppe. Dennoch gibt es keine Kostenkennzahl zur Beschäf-
tigung Gefangener.

1027.	 Der Rechnungshof hat der BJV empfohlen zu prüfen,

	– ob künftig nur noch eine einzige Kennzahl zum Tageshaftkos-
tensatz Justizvollzug ausgewiesen werden sollte, ansonsten 
zumindest ihre Berechnung zu harmonisieren,

	– eine Kostenkennzahl zur Beschäftigung Gefangener einzufüh-
ren, die den Gesamtbetrag dieser Kosten abbildet.

Stellungnahme der Verwaltung

1028.	 Die Behörde hat zugesagt, den Forderungen und Empfehlungen 
des Rechnungshofs nachzukommen.

Kennzahlenwerte 
bilden unter­
schiedliche  
Sachverhalte ab
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satzkennzahlen 
überprüfen und 
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Gefangener durch 
Kostenkennzahl 
abbilden
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Kennzahlen der BWFGB  
und der Hochschulen (ohne Bezirke)

Behörde für Wissenschaft, Forschung,  
Gleichstellung und Bezirke

Die mit den Kennzahlen zu operationalisie-
renden Ziele waren zum Teil nicht eindeutig 
formuliert und die Zielerreichung durch die 
zugeordneten Kennzahlen nicht messbar.

Der Rechnungshof konnte infolge behörd
licher Versäumnisse nicht alle Ist-Kennzah-
lenwerte ermitteln.

Die behördliche Qualitätssicherung ist un-
zureichend. Die Vorgaben der Aktenord-
nung wurden nicht eingehalten.

1029.	 Für jede Produktgruppe eines Einzelplans sind Art und Umfang 
der zu erbringenden Leistungen verbindlich festzulegen. Diese 
Leistungszwecke werden durch die ihnen zugeordneten Produkte, 
Ziele, Kennzahlen und Kennzahlenwerte dargestellt.

1030.	 Der Rechnungshof hat aus vier Aufgabenbereichen der Behör-
de für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung und Bezirke  
(BWFGB) zehn Kennzahlen ausgewählt:

Aufgabenbereich „Steuerung und Service“
	– B_246_01_007 „Kosten des Intendanzbereichs IT und eGovern-

ment pro Bildschirmarbeitsplatz im Einzelplan“

	– B_246_05_001 „Anzahl der großen Forschungs-Verbundvor-
haben und koordinierten Programme (regionale und überregi-
onale Förderung)“

Aufgabenbereich „Hochschulen“
	– B_247_06_215 „Studienanfänger/-innen in Bachelor-Studien-

gängen im 1. FS“

	– B_247_06_218 „Studienanfänger/-innen in Master-Studien-
gängen im 1. FS“

	– B_247_06_204 „davon Masterabsolventen/ -innen“

Aufgabenbereich „Förderung des Studiums“
	– B_248_01_001 „Versorgungsquote der Studierenden mit Plät-

zen für das studentische Wohnen (inkl. gemeinnützige Träger)“
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Aufgabenbereich Forschungs-, Transfer- und sonstige 
Einrichtungen
	– B_249_01_004 „Anzahl der von Hamburg regional dauerhaft 

geförderten Einrichtungen“

	– B_249_02_004 „Anzahl der überregional finanzierten Einrich-
tungen“

	– B_249_02_005 „davon Anzahl der nach Artikel 91 b GG geför-
derten Forschungseinrichtungen“

	– B_249_02_006 „davon sonstige überregional finanzierte Ein-
richtungen“

Er hat geprüft, ob die Ist-Kennzahlenwerte der Jahre 2019 und 
2020 (insgesamt 20 Werte) richtig, nachvollziehbar, dokumentiert 
sowie qualitätsgesichert sind. Zudem hat der Rechnungshof über-
prüft, ob die Datenquellen sowie die Erfassungszeiträume eindeu-
tig sind.

Darüber hinaus ist der Rechnungshof der Frage nachgegangen, 
ob die Formulierungen der Ziele eindeutig und nachvollziehbar 
sind und die Kennzahlen die Zielerreichung messen können.

Formulierung und Operationalisierung von 
Zielen und Kennzahlen

1031.	 Ziele müssen konkret, präzise und verständlich sein. Kennzahlen 
dienen der Operationalisierung dieser Ziele und machen sie da-
durch messbar. Demzufolge müssen auch die den Zielen zugeord-
neten Kennzahlen diesen Anforderungen genügen.

1032.	 Vier der überprüften Zieldefinitionen waren nicht eindeutig formu-
liert. Die BWFGB bestimmte beispielsweise bei dem Ziel „Schaffung 
optimaler Rahmenbedingungen für die Erledigung der Fachaufga-
ben der Behörde für Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung 
bei effizienter Erbringung der Intendanzleistungen“1 nicht, an wel-
chen Kriterien sie die „effiziente Erbringung der Intendanzleistun-
gen“ misst.

Bei anderen Kennzahlen waren Definitionen nicht eindeutig bzw. 
diese widersprachen der Erläuterung im Kennzahlenbuch.2 

1033.	 Der Rechnungshof hat die zum Teil unzureichenden Ziel- und 
Kennzahlendefinitionen sowie die teilweise nicht mögliche Opera-
tionalisierung der Ziele beanstandet und die BWFGB aufgefordert, 
diese Mängel zu beseitigen.

1	 Ziel zur Kennzahl B_246_01_007.
2	 Beispielsweise sind bei der Kennzahl B_247_06_218 „Studienanfänger/ -innen 

in Master-Studiengängen im 1. FS“ im Unterschied zur Kennzahl B_247_06_204 
„davon Masterabsolventen/-innen“ alle Absolventinnen bzw. Absolventen der 
Master-Studiengänge zu berücksichtigen, auch die nicht durch Landesmittel  
finanzierten Studierenden.

Ziele nicht  
eindeutig definiert
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Ordnungsmäßigkeit der Ist-Kennzahlen-
werte

1034.	 Bei zwei der 20 Ist-Kennzahlenwerte (10 %) war die Abweichung 
größer als 2 % und lag damit über der festgelegten Toleranz.3  
Der Rechnungshof konnte vier Ist-Kennzahlenwerte (20 %) infolge 
der unzureichenden behördlichen Datenlage nicht nachvollziehen. 
Das war zum Beispiel bei einer Kennzahl des Aufgabenbereichs 
„Steuerung und Service“4 hinsichtlich der Anzahl der Basis- 
Clients5 und der Zusammensetzung der für die Kennzahl zu be-
rücksichtigenden Kosten der Fall. Bei drei Kennzahlen war die Do-
kumentation der jährlichen Werte entweder nicht nachvollziehbar 
oder unvollständig. Beispielsweise dokumentierte die BWFGB in 
einem Fall die Ist-Kennzahlenwerte für verschiedene Forschungs-
einrichtungen nicht ausreichend.6

1035.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet. Er hat die BWFGB auf-
gefordert zu überprüfen, inwieweit diese Fehler sich bei den aktu-
ellen Ist-Kennzahlenwerten fortgesetzt haben und diese gegebe-
nenfalls zu korrigieren. Darüber hinaus hat der Rechnungshof die 
BWFGB aufgefordert, die erkannten Fehler und ihre Ursachen zum 
Anlass zu nehmen, sicherere Verfahren zu entwickeln, um künftig 
ausschließlich korrekte Kennzahlenwerte auszuweisen.

Qualitätssicherung externer Daten

1036.	 Auch bei den von dritter Seite für behördliche Kennzahlenwerte 
gemeldeten Daten hat die BWFGB durch entsprechende Maß-
nahmen sicherzustellen, dass die Daten aktuell, vollständig und 
richtig sind. 

Eine erste qualitätssichernde behördliche Maßnahme bei der  
Erhebung von Kennzahlenwerten ist die Durchführung von Plausi-
bilitätskontrollen oder – bei Daten aus unterschiedlichen Quellen –  
ein Datenvergleich bzw. Datenabgleich. Darüber hinaus kann die 
Überprüfung der gemeldeten Werte beispielsweise durch Stich-
proben erforderlich bzw. sinnvoll sein.

1037.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BWFGB zwar Plausi-
bilitätskontrollen bei den durch die Hochschulen und das Studie-
rendenwerk Hamburg gemeldeten Daten durchgeführt hat. Sie hat 
diese Daten aber zur Sicherung der Qualität nicht genauer über-
prüft, beispielsweise im Rahmen von Stichproben.

1038.	 Der Rechnungshof hat der BWFGB empfohlen, für alle Kennzah-
len, die im Haushaltsplan bzw. den Quartals- und Halbjahres-

3	 Um in ihrer Auswirkung unwesentliche Abweichungen zu vernachlässigen, hat 
der Rechnungshof eine 2%ige „Aufgriffsgrenze“ definiert, d. h. erst eine Abwei-
chung von den objektiv richtigen Werten von mehr als 2 % erachtet der Rech-
nungshof als fehlerhaft.

4	 Kennzahl B_246_01_007.
5	 Computer, die mit einem Zentralrechner kommunizieren. Diese verfügen über 

eine definierte Standardausstattung.
6	 Kennzahl B_249_02_006.
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berichten veröffentlicht werden, die Einführung einer adäquaten 
Qualitätssicherung zu prüfen.

Aktenführung

1039.	 Eine ordnungsmäßige Schriftgutverwaltung ist Voraussetzung für 
ein transparentes und effizientes Verwaltungshandeln. Die Akten 
sind einfach, klar und übersichtlich zu führen, dürfen nur Schriftgut 
eines klar „abgegrenzten Sachbegriffs“ enthalten und müssen die 
im Aktenverzeichnis festgelegte Bezeichnung tragen.

1040.	 Der Rechnungshof hat festgestellt, dass die BWFGB ihr Schriftgut 
unvollständig, unsystematisch und nicht revisionssicher abgelegt 
hat. So fehlen in vielen Akten Unterlagen zum Nachweis der Ist-
Kennzahlenwerte zu den jeweils vorgegebenen Stichtagen.

1041.	 Der Rechnungshof hat dies beanstandet und die BWFGB aufge-
fordert, künftig eine revisionssichere elektronische Dokumentation 
ihres Verwaltungshandelns sicherzustellen. Der Rechnungshof hat 
der BWFGB empfohlen, den Erlass einer internen Vorgabe für die 
Anzahl, die Art sowie den Umfang der abzulegenden Dokumente 
zu prüfen.

Stellungnahme der Verwaltung

1042.	 Die BWFGB hat die Feststellungen, Forderungen und Empfeh-
lungen des Rechnungshofs anerkannt. Sie hat zugesagt, diesen 
nachkommen zu wollen und hat teilweise bereits mit deren Um-
setzung begonnen.

Schriftgut nicht 
revisionssicher 
abgelegt
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Anhang

Prüfungen bei Rundfunkanstalten 
oder deren Beteiligungsunternehmen

Der Rechnungshof berichtet im Folgenden über eigene und Prü-
fungen anderer Rechnungshöfe im Rundfunkbereich. Er kommt 
damit seiner Mitteilungs- und Veröffentlichungspflicht aus § 37 
des Medienstaatsvertrags nach.

Fuhrpark des NDR

NDR

Mehr als die Hälfte der geprüften Fahrzeuge 
hat die angestrebte Soll-Auslastung nicht 
erreicht. 

Die nicht oder nur unzureichend vernetzten 
IT-Systeme machen eine händische Zusam-
menführung von Daten für das Controlling 
des Fuhrparks erforderlich. 

Aufwendungen und Erträge von Fahrzeu-
gen werden nicht immer konsequent den 
richtigen Kostenträgern zugeordnet.

1043.	 Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg (Prüfungs-
leitung), der Landesrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern,  
der Niedersächsische Landesrechnungshof und der Landesrech-
nungshof Schleswig-Holstein haben gemeinsam den Fuhrpark 
des Norddeutschen Rundfunks (NDR) geprüft. Dieser umfasste 
zum 31. Dezember 2022 insgesamt 527 Fahrzeuge. Betrachtet 
wurden die 277 für den Straßenverkehr zugelassenen Fahrzeuge. 
Diese sind festen Standorten1 im Sendegebiet zugeordnet. 

1044.	 Der NDR ist nach § 32 Absatz 2 des Staatsvertrages über den 
NDR verpflichtet, bei seiner Wirtschaftsführung die Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, der Nachhaltigkeit sowie 
der Klarheit bei der finanziellen Zuordnung von Einnahmen und 
Ausgaben zu beachten. 

1	 Standorte Hamburg-Rothenbaum und -Lokstedt, Landesfunkhäuser und Regio-
nalstudios.
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Wirtschaftlichkeit des Fuhrparkmanage-
ments

Auslastung

1045.	 Der NDR beurteilt die Auslastung seiner Fahrzeuge – und im Er-
gebnis auch deren Wirtschaftlichkeit – anhand von Einsatztagen. 
Abhängig vom Fahrzeugtyp hat er eine Anzahl an jährlichen Ein-
satztagen festgelegt, die für einen wirtschaftlichen Einsatz des 
Fahrzeugs erreicht werden müssen.

1046.	 Eine Stichprobe der Fahrtenbücher von 40 Fahrzeugen für die 
Jahre 2020 bis 2022 hat ergeben, dass 23 dieser Fahrzeuge die 
Anzahl der vorgegebenen jährlichen Einsatztage nicht erreicht ha-
ben. Sie wurden damit nach den Maßstäben, die sich der NDR 
selbst gesetzt hat, nicht wirtschaftlich eingesetzt. Für 19 Fahrzeu-
ge galt dies sogar über den gesamten Zeitraum. Zwei Fahrzeuge 
wurden im oben genannten Zeitraum nahezu nicht genutzt. Zu-
dem haben sich in einigen Fällen zum Teil erhebliche Abweichun-
gen zwischen den im IT-System erfassten und den in den Fahrten-
büchern dokumentierten Einsatztagen ergeben.

1047.	 Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR auf-
gefordert,

	– die Ursachen für die zum Teil sehr geringe Auslastung zu ermitteln,

	– auf eine verbesserte Auslastung des Fahrzeugbestands hinzu-
wirken,

	– die Abweichungen der Daten zwischen IT-System und Fahrten-
buch aufzuklären und den Mangel abzustellen.

Bei einzelnen Fahrzeugen haben die Rechnungshöfe gefordert, 
eine alternative Verwendung innerhalb des NDR zu prüfen oder 
einen Verkauf zu erwägen.

1048.	 Der NDR hat dies zugesagt. Zwischenzeitlich seien bereits einzel-
ne Fahrzeuge einer anderen Nutzung zugeführt worden.

Ersatzbeschaffung

1049.	 Den wirtschaftlichen Austauschzeitpunkt seiner Fahrzeuge prüft 
der NDR anhand der Kilometerlaufleistung. Zur Ermittlung der 
Laufleistung sind nach internen Regelwerken die Kilometerstän-
de in regelmäßigen Abständen sowie zum Jahresende manuell im 
Fuhrparkmanagementsystem zu erfassen.2 Als Datengrundlage 
dienen die jeweiligen Fahrtenbücher.

2	 Nummer 3.3.4 Anwenderkonzept Fuhrparkmanagementsystem COSware.

Soll-Auslastung 
nicht erreicht
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1050.	 Die im Fuhrparkmanagementsystem hinterlegte Laufleistung war 
für eine nicht unerhebliche Anzahl von Fahrzeugen mängelbehaf-
tet, weil Kilometerstände

	– überhaupt nicht erfasst,

	– mit dem Kilometerstand des Vorjahres identisch,

	– ungewöhnlich hoch oder

	– im Vergleich zum Kilometerstand des Vorjahres niedriger

waren.

Hiervon waren etwa 10 % aller Fahrzeuge betroffen.

1051.	 Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR auf-
gefordert, die Kilometerstände entsprechend der Vorgaben zu er-
fassen.

1052.	 Der NDR hat zugesagt zu prüfen, inwieweit die Datenlage verbes-
sert werden kann. 

1053.	 Die Rechnungshöfe haben ergänzend darauf hingewiesen, dass 
eine vollständige und zutreffende Datenerfassung die Grundlage 
für die Ermittlung des wirtschaftlichen Austauschzeitpunkts bildet. 
Zudem muss der NDR seine eigenen Regelwerke einhalten.

IT-Systeme

1054.	 Das Fuhrparkmanagement des NDR verwendet verschiedene IT-
Systeme u. a. zur Fuhrparkverwaltung, zur Anlagenbuchhaltung 
sowie zur Buchung von Aufwendungen und Erträgen.

1055.	 Innerhalb dieser IT-Systeme sowie bei deren Verknüpfung haben 
die Rechnungshöfe Mängel festgestellt:

	– Fehlende Plausibilitätskontrollen führten zu fehlerhaften Daten-
beständen.

	– Eine automatische Übernahme des Fahrzeugbestandes aus 
der Anlagenbuchhaltung in das Fuhrparkverwaltungssystem 
existierte nicht. Dadurch war die Vollständigkeit der in diesem 
System enthaltenen Daten nicht gewährleistet.

	– Ein Standortwechsel eines Fahrzeuges machte zwangsläufig 
die Einrichtung eines zweiten Kostenträgers notwendig. Die 
Aufwendungen und Erträge desselben Fahrzeugs wurden so-
mit auf zwei Kostenträgern abgebildet. Mangels einer Schnitt-
stelle waren manuelle Korrekturen erforderlich, um die Kosten 
für dieses Fahrzeug zusammenzuführen. 

1056.	 Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufge-
fordert, die festgestellten Mängel abzustellen.

Fehlerhafte  
Erfassung von 
Laufleistungen

Mängel in  
IT-Systemen 
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1057.	 Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass das 
Fuhrparkverwaltungssystem abgelöst und durch ein buchhal-
tungskompatibles Fuhrparkmanagementsystem im Rahmen einer 
gemeinschaftlichen ARD-Ausschreibung ersetzt werden soll.

Weitere Feststellungen

Interne Leistungsverrechnung

1058.	 Der Fuhrpark ist in die Interne Leistungsverrechnung (ILV) des 
NDR eingebunden. Der NDR ist nach § 22 seiner Finanzordnung 
verpflichtet, eine Betriebsabrechnung nach anerkannten be-
triebswirtschaftlichen Methoden mit Kostenträgern und -stellen 
zu führen.

1059.	 Die Verrechnung der Aufwendungen für Fahrzeuge erfolgt mittels 
eines für jede Fahrzeugkategorie individuell ermittelten Kostenver-
rechnungssatzes pro Einsatzstunde. 

1060.	 Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass

	– der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für Lkw 
die Treibstoffkosten nicht berücksichtigt hat,

	– die Kalkulation der ILV zuletzt 2019 angepasst wurde,

	– der Verrechnungssatz für Tätigkeiten des in Hamburg-Lokstedt 
ansässigen zentralen „Service Point“ zuletzt 2014 kalkuliert 
wurde,

	– der NDR bei der Ermittlung des Verrechnungssatzes für den 
„Service Point“ ausschließlich Personalkosten einbezogen 
hat.

1061.	 Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR auf-
gefordert, die Verrechnungssätze zu überprüfen und gegebenen-
falls neu zu berechnen. Dabei sind alle im Zusammenhang mit den 
Fahrzeugen entstandenen Kosten zu berücksichtigen. 

1062.	 Der NDR hat auf eine Anpassung der ILV im Zuge der geplanten 
Umstellung auf ein neues SAP-Verfahren hingewiesen.

1063.	 Die Rechnungshöfe haben den NDR darauf hingewiesen, dass 
unzutreffende Verrechnungssätze ungeachtet eines neuen SAP-
Verfahrens zu berichtigen sind.

Fahrzeugkosten

1064.	 Das Controlling des Fuhrparks erfolgt auf der Grundlage der  
Buchung von Aufwendungen auf Kostenstellen und Kostenträgern 
in der Buchhaltungssoftware SAP. Jedem Fahrzeug im Bestand ist 
ein Kostenträger zugeordnet, auf dem die für das jeweilige Fahr-

Verrechnungs­
sätze für Leis­
tungsverrechnung 
unvollständig und 
veraltet
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zeug entstandenen Aufwendungen und Erträge gebucht werden 
sollen. 3

1065.	 Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass fahrzeugbezoge-
ne Aufwendungen und Erträge teilweise nicht ordnungsgemäß  
gebucht wurden. Dies führte bei den betroffenen Kostenträgern 
zu einer fehlerhaften Datengrundlage. Ein verlässliches Fahr-
zeugcontrolling ist für das Fuhrparkmanagement jedoch unab-
dingbar.

1066.	 Die Rechnungshöfe haben die Mängel beanstandet und den NDR 
aufgefordert, Aufwendungen und Erträge vollständig und verur
sachungsgerecht zu buchen.

1067.	 Der NDR hat die Mängel eingeräumt und zugesagt, die Vorgaben 
künftig zu beachten. 

Bilanzierung von Anlagen

1068.	 Vom NDR erworbene Fahrzeuge werden als Sachanlage in der  
Bilanz aktiviert. Einzelne Fahrzeuge, wie zum Beispiel Kamerafahr-
zeuge, mussten für den jeweiligen Einsatzzweck durch Aus- bzw. 
Umbauten in einen betriebsbereiten Zustand versetzt werden.

1069.	 Anschaffungskosten sind nach § 255 Absatz 1 Handelsgesetz-
buch (HGB) die Aufwendungen, die aufgewendet werden müssen, 
um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen be-
triebsbereiten Zustand zu versetzen.

1070.	 Die Rechnungshöfe haben festgestellt, dass 

	– Neufahrzeuge bereits abgeschrieben wurden, obwohl Aus- 
und Umbauten noch nicht erfolgt und die Fahrzeuge damit 
noch nicht betriebsbereit waren,

	– Aufwendungen für den Aus- und Umbau der Fahrzeuge nicht 
wie vorgeschrieben gemeinsam mit den Anschaffungskosten 
des Fahrzeugs aktiviert und über die Nutzungsdauer abge-
schrieben, sondern als laufender Aufwand eines Kalenderjah-
res gebucht wurden.

1071.	 Die Rechnungshöfe haben dies beanstandet und den NDR aufge-
fordert, die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. 

1072.	 Der NDR hat die Mängel eingeräumt und mitgeteilt, dass er die 
betroffenen Bereiche diesbezüglich sensibilisieren und auf die 
Vorgaben des HGB hinweisen wird.

3	 Wie zum Beispiel Treibstoff- und Werkstattkosten und Erstattungen aus der  
Regulierung von Versicherungsschäden.

Aufwendungen 
für Fahrzeuge 
nicht vollstän­
dig erfasst

Nicht fertig­
gestellte 
Anlagen bereits 
abgeschrieben
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ARD-aktuell

NDR

Der NDR hat mehr als 8 Mio. Euro an Kosten 
für die Gemeinschaftseinrichtung „ARD- 
aktuell“ allein getragen – entgegen der 
ARD-internen Regelungen. 

Die für „ARD-aktuell“ geltenden Regel
werke sind veraltet und müssen grund
legend überarbeitet sowie an technische 
und organisatorische Veränderungen ange-
passt werden. 

„ARD-aktuell“ sollte die bereits bestehen-
den Aktivitäten zum sog. Benchmarking 
verstärken, insbesondere mit dem ver-
gleichbaren Angebot des ZDF.

„ARD-aktuell“ – die zentrale Nachrichten
redaktion der ARD

1073.	 Der Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg, der Lan-
desrechnungshof Mecklenburg-Vorpommern, der Niedersächsi-
sche Landesrechnungshof (Prüfungsleitung) und der Landesrech-
nungshof Schleswig-Holstein prüften gemeinsam „ARD-aktuell“. 
„ARD-aktuell“ ist die zentrale Fernseh-Nachrichtenredaktion der 
Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
der Bundesrepublik Deutschland (ARD). Das bekannteste Produkt 
von „ARD-aktuell“ ist die Tagesschau. „ARD-aktuell“ ist eine der 
nicht-selbstständigen Gemeinschaftssendungen, -einrichtungen 
und -aufgaben (GSEA) der ARD. Die Federführung innerhalb der 
ARD liegt beim Norddeutschen Rundfunk (NDR). Organisatorisch 
ist „ARD-aktuell“ eine Hauptabteilung des NDR. Der Betrieb fin-
det auf dem Gelände des NDR in Hamburg-Lokstedt statt. „ARD-
aktuell“ nutzt u. a. die Fernsehtechnik, die Archive und Grafik des 
NDR. Innerhalb der ARD und des NDR bestehen verschiedene 
Regelwerke für den Betrieb der GSEA.

1074.	 Gemäß § 11 Absatz 2 Satz 3 des NDR-Staatsvertrags hat der NDR 
bei GSEA sicherzustellen, dass seine Mitwirkung jeweils in einem 
abgrenzbaren und ihm zurechenbaren Anteil an dem jeweiligen 
Gemeinschaftsangebot besteht. Hierfür ist es unerlässlich, auch 
sämtliche für den Betrieb von „ARD-aktuell“ anfallenden Kosten 
trennscharf zu erfassen und der GSEA zuzurechnen. 
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Aufteilung der Kosten auf die ARD- 
Anstalten

1075.	 Die Kosten bei GSEA werden grundsätzlich von allen ARD-Anstal-
ten getragen. Dies ist in den gemeinsamen Kostenverrechnungs-
richtlinien (KVR) der ARD, des Zweiten Deutschen Fernsehens 
(ZDF) und Deutschlandradios geregelt. Verrechenbar sind dem-
nach solche Kosten, die unmittelbar und zusätzlich durch den Be-
trieb dieser GSEA entstehen. Die prozentuale Kostenverteilung bei 
„ARD-aktuell“ erfolgt nach dem sog. Fernsehvertragsschlüssel. 
Dieser regelt grundsätzlich die prozentuale Zulieferungsverpflich-
tung der einzelnen ARD-Anstalten zum Gemeinschaftsprogramm 
und wird in regelmäßigen Abständen auf ARD-Ebene neu verhan-
delt.

1076.	 Die KVR regeln auch die für die GSEA ansetzbaren und verre-
chenbaren Kosten. Diese Regeln sind nach Auffassung der Rech-
nungshöfe allerdings nicht ausreichend, denn nicht alle der GSEA 
zuzurechnenden Kosten können umgelegt werden. Dies betrifft  
u. a. Querschnittsbereiche wie Rechnungswesen und Personal-
entwicklung, in denen NDR-Mitarbeiterinnen und -Mitarbeiter an-
teilig für „ARD-aktuell“ tätig werden. Im Sinne des wirtschaftlichen 
Mitteleinsatzes ist es zwingend geboten, Transparenz und Schlüs-
sigkeit zu verbessern. 

1077.	 Der NDR sagte zu, sich dafür auf ARD-Ebene einzusetzen.

1078.	 Die Rechnungshöfe erwarten, dass dies zeitnah zu mehr Trans-
parenz und einer verursachungsgerechteren Kostenverteilung 
führt.

Kosten des NDR 

1079.	 In einigen Bereichen legte der NDR Kosten von „ARD-aktuell“ nicht 
auf die anderen ARD-Anstalten um, sondern trug sie allein: In den 
Jahren 2019 bis 2021 wurden insgesamt Personalaufwendungen 
von mehr als 8 Mio. Euro auf den Kostenstellen von Tagesschau 
und tagesschau24 gebucht, ohne dass in der Jahresabrechnung 
von „ARD-aktuell“ eine Umlage auf die anderen ARD-Anstalten 
erfolgte. 

1080.	 Die Rechnungshöfe kritisieren dies. Sie fordern den NDR auf, zu-
künftig dafür Sorge zu tragen, dass sämtliche Aufwendungen von 
„ARD-aktuell“ in die Jahresrechnung einfließen und auf alle ARD-
Anstalten verteilt werden. 

1081.	 Der NDR wies darauf hin, es sei ein gängiges Prinzip, dass sich der 
Federführer einer GSEA über seinen Anteil hinaus stärker finan- 
ziell engagiere. Dies sei ARD-weit durchgängige Praxis, deswegen 
sei ein Ausgleich gegeben. Der Hinweis des NDR überzeugt nicht. 
Zum einen verschleiert eine unvollständige Kostenverrechnung 
die tatsächlichen Kosten von „ARD-aktuell“. Sie werden im Wirt-
schaftsplan und in der Abrechnung des Wirtschaftsplans zu nied-
rig ausgewiesen. Das Gebot der Kostentransparenz wird missach-

Regelwerke 
nicht aus­
reichend

Kosten nicht 
umgelegt
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tet. Zum anderen bringen sich die ARD-Anstalten im Rahmen der 
ARD unterschiedlich stark bei GSEA ein, sodass einige Anstalten 
über-, andere hingegen unterproportional belastet werden. Zudem 
werden die nicht umgelegten Kosten dem Budget des NDR für 
sein Programm entzogen. 

1082.	 Die Rechnungshöfe fordern den NDR daher auf, unverzüglich die 
Kosten von „ARD-aktuell“ zutreffend zu verteilen und die regel-
widrige Belastung des NDR zu beenden.

Regelwerke 

1083.	 In der Verwaltungsvereinbarung ARD-aktuell vom 30. November 
1983, zuletzt aktualisiert im November 2011, sind die grundsätzli-
che Organisation, Programmstruktur und -verantwortung, Perso-
nalangelegenheiten und Kostenverteilung für die GSEA geregelt. 
Die Verwaltungsvereinbarung ist Bestandteil der oben genannten 
Kostenverrechnungsrichtlinien.

1084.	 Die Regelungen sind jedoch durch Anpassungen im Programm 
oder durch den technischen Fortschritt und die daran anschlie-
ßenden organisatorischen Änderungen überholt. Die Verwaltungs-
vereinbarung ist veraltet und bildet die tatsächlichen Abläufe bei 
„ARD-aktuell“ nicht mehr ab. 

1085.	 Der NDR teilte mit, dass bereits ein Entwurf für eine aktualisierte 
Verwaltungsvereinbarung vorliege. Diesem Entwurf müssten die 
Gremien der ARD jedoch noch zustimmen. 

1086.	 Die Rechnungshöfe erwarten, dass die Aktualisierung umgehend 
abgeschlossen wird.

Benchmarking 

1087.	 Benchmarking ist ein seit langem etablierter Ansatz, um die eige-
nen Aktivitäten, Dienstleistungen, Prozesse, Produkte, Strategien 
oder Strukturen mit anderen Betrieben aus der eigenen Branche 
zu vergleichen und stetig zu optimieren.

1088.	 Im Zuge des Reformprozesses des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sollten alle öffentlichen-rechtlichen Rundfunkanstalten zu-
sammenarbeiten und ihre Geschäftsprozesse optimieren. Daher 
sollte es im Interesse aller sein, ein anstaltsübergreifendes Bench-
marking für gleichgelagerte Bereiche einzuführen.

1089.	 Der NDR vergleicht nach eigener Aussage neu gesetzte Maßstäbe 
und prüft die Übertragbarkeit auf „ARD-aktuell“. Dieses Verfahren 
werde nicht nur mit externen Partnern wie dem Schweizer Fernse-
hen genutzt, sondern auch im ARD-internen Abgleich. 

1090.	 Die Rechnungshöfe begrüßen die positive Sicht des NDR auf das 
Instrument Benchmarking. Sie fordern den NDR auf, die Nutzung 
dieses Instruments künftig auszubauen. Insbesondere bietet sich 

Verwaltungsverein­
barung veraltet

Benchmarking 
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ein Benchmarking mit dem vergleichbaren Nachrichtenangebot 
des ZDF an. 

Hamburg, den 23. Januar 2025

Dr. Manfred Jäger	 Philipp Häfner	 Elisabeth Seeler-Kling 
 
Birgit Fuhlendorf	 Dr. Julia Friedland	 Friedhelm Imkampe
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Abkürzungen

AB	 Aufgabenbereich

AE	 Auszahlungsermächtigung

AHO	 AHO Ausschuss der Verbände und Kammern der 
Ingenieure und Architekten für die Honorarordnung e.V.

AKN	 AKN Eisenbahn GmbH

ANBest-P	 Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung

AO	 Abgabenordnung

AöR	 Anstalt öffentlichen Rechts

ARD	 Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland

AsylbLG	 Asylbewerberleistungsgesetz

atmosfair	 atmosfair gGmbH

AU	 Ausführungsunterlage

avviso	 Fachverfahren zur Bearbeitung öffentlich-rechtlicher 
Vollstreckungsverfahren

B+R	 Bike + Ride

BAföG	 Bundesausbildungsförderungsgesetz

BAFSYS2	 IT-Verfahren zur Gewährung von Leistungen nach dem 
BAföG

BeJu	 Berichtswesen Jugendhilfe

BestHKR	 Bestimmungen zu IT-Verfahren mit Bezug zum 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

BGV	 (ehemalige) Behörde für Gesundheit und 
Verbraucherschutz

BHO	 Bundeshaushaltsordnung

BI	 Business Intelligence; SAP-Modul

BIS	 Behörde für Inneres und Sport

BJV	 Behörde für Justiz und Verbraucherschutz

BKI	 Baukosteninformationszentrum Deutscher 
Architektenkammern GmbH

BKM	 Behörde für Kultur und Medien

BMF	 Bundesministerium der Finanzen

BNatSchG	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)

BSB	 Behörde für Schule und Berufsbildung

BSI	 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

BSW	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen

BUE	 (ehemalige) Behörde für Umwelt und Energie
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BUKEA	 Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft

BuT	 Bildungs- und Teilhabepaket

BVM	 Behörde für Verkehr und Mobilitätswende

BWFGB	 Behörde für Wissenschaft, Forschung, Gleichstellung 
und Bezirke

BWI	 Behörde für Wirtschaft und Innovation

BZSt	 Bundeszentralamt für Steuern

CDM	 Clean Development Mechanism

CERT	 Computer Emergency Rescue Team

CO2	 Kohlenstoffdioxid

COSware	 Fuhrparkmanagementsystem des NDR

Dataport	 Dataport AöR

DCS	 Data Center Steuer; Rechenzentrum für die 
Steuerverwaltung der beteiligten Länder

DEF	 Sollveränderungart in SAP-BI; Inanspruchnahme einer 
Deckungsfähigkeit

DIN	 DIN Deutsches Institut für Normung e.V.

DiViS	 Digitale Verwaltung in Schulen

DOE	 Designated Operational Entity

Drs.	 Drucksache

DSGVO	 Datenschutz-Grundverordnung

ELDORADO	 Elektronische Dokumentenverwaltung für Registraturen 
auf der Basis von teradoc©

ELFE	 Einheitliche länderübergreifende Festsetzung

EP	 Einzelplan

ERP	 Enterprise Ressource Planning

EStG	 Einkommensteuergesetz

EU	 Europäische Union

FHH	 Freie und Hansestadt Hamburg

Förderrichtlinie	 Richtlinie über die Förderung von dezentralen  
Angeboten der Seniorenarbeit in Hamburg

Freigabe-RL	 Freigaberichtlinien

F&W	 F&W Fördern & Wohnen AöR

GBS/GTS	 IT-Verfahren für Gebührenabrechnung und 
Trägerabrechnung der BSB

GG	 Grundgesetz

GINSTER	 Grundinformationdienst Steuer

Globalrichtlinie	 Globalrichtlinie zur bezirklichen offenen Seniorenarbeit  
in der FHH

GmbH	 Gesellschaft mit beschränkter Haftung
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GMH	 GMH Gebäudemanagement Hamburg GmbH

GoB	 Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung

GR	 Globalrichtlinie

GS-Dienststellen	 Grundsicherungs-Dienststellen

GSEA	 Gemeinschaftssendungen, -einrichtungen und -aufgaben

GVFG	 Gesetz über Finanzhilfen des Bundes zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz)

HADAG	 HADAG Seetouristik und Fährdienst AG

HANA	 High-performance ANalytic Appliance

HBauO	 Hamburgische Bauordnung

HCGK	 Hamburger Corporate Governance Kodex

HCH	 HafenCity Hamburg GmbH

HCU	 HafenCity Universität

HEOS	 HEOS Berufsschulen Hamburg Verwaltungs GmbH

HFBK	 Hochschule für bildende Künste Hamburg

HfMT	 Hochschule für Musik und Theater

HGB	 Handelsgesetzbuch

HGrG	 Haushaltsgrundsätzegesetz

HGV	 HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und 
Beteiligungsmanagement mbH

HHA	 Hamburger Hochbahn AG

Hinweise	 Hinweise für das Beteiligungsmanagement der Freien 
und Hansestadt Hamburg

HKR	 Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

HmbArchG	 Hamburgisches Archivgesetz

HmbHG	 Hamburgisches Hochschulgesetz

HmbSG	 Hamburgisches Schulgesetz

HmbStVollzG	 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
(Hamburgisches Strafvollzugsgesetz – HmbStVollzG)

HmbVgG	 Hamburgisches Vergabegesetz

HmbVwVfG 	 Hamburgisches Verwaltungsverfahrensgesetz

HOAI	 Honorarordnung für Architekten und Ingenieure

HPA	 Hamburg Port Authority AöR

HS	 Hamburg Service

HV	 Verfassung der Freien und Hansestadt Hamburg

HVV	 Hamburger Verkehrsverbund

IBA	 IBA Hamburg GmbH

IFB	 Hamburgische Investitions- und Förderbank AöR

IKS	 Internes Kontrollsystem
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ILV	 Interne Leistungsverrechnung 

INEZ	 Integrierte Erfassung und Bearbeitung von Zuwendungen 
(Fachverfahren)

InSiMa	 Informationssicherheitsmanagement

IPCEI	 Important Projects of Common European Interest

IS-LL	 Informationssicherheitsleitlinie

ISA	 International Standards on Auditing

ISZ	 ISZ Immobilien Service Zentrum GmbH

IT	 Informationstechnik

IVFL	 1.- 4. IVFL Immobilienverwaltung für Forschung und 
Lehre Hamburg GmbH & Co. KG

IVK	 Internationale Vorbereitungsklasse

IVS	 IVS Immobilienverwaltung für Sport GmbH & Co.KG

JVEG	 Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, 
Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen 
und Übersetzern sowie die Entschädigung von 
ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, 
Zeuginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergütungs-  
und -entschädigungsgesetz)

Jobcenter	 team.arbeit.hamburg

KapVO	 Kapazitätsverordnung

KE	 Kostenermächtigung 

KG	 Kommanditgesellschaft

KG	 Kostengruppe

Konzept-	 Bürgerschaftsdrucke „Schaffung attraktiver 
drucksache	 Fahrradabstellanlagen“

KoPers	 Kooperation zur Neuausrichtung der IT-Unterstützung 
von Personalmanagementaufgaben in der FHH und SH 
(Fachverfahren zur Personalbewirtschaftung)

KPIL	 Kalpataru Projects International Limited

KPTL	 Kalpataru Power Transmission Limited

KVR	 Kostenverrechnungsrichtlinien

LB-Bau	 Leistungsbeschreibung Bau

LHO	 Haushaltsordnung der Freien und Hansestadt Hamburg 
(Landeshaushaltsordnung)

LIG	 Landesbetrieb Immobilienmanagement und 
Grundvermögen

Lkw	 Lastkraftwagen

LOI	 Letter of Intent

Lph	 Leistungsphase nach der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI)

LSBG	 Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
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LSE	 Sonderpädagogische Förderungen in den Bereichen 
Lernen, Sprache sowie emotionale und soziale 
Entwicklung

LVS	 Lehrveranstaltungsstunden

LVVO	 Lehrverpflichtungsverordnung

m²	 Quadratmeter

MINT	 Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik

Mio.	 Million(en)

Mrd.	 Milliarde(n)

MV	 Mitteilungsverordnung

MVM	 Mieter-Vermieter-Modell

NDR	 Norddeutscher Rundfunk

ÖPP	 Öffentlich-Private Partnerschaft

ORD	 Orthmann’s Reisedienst ORD GmbH

OWi	 Ordnungswidrigkeit

P+R	 P + R-Betriebsgesellschaft mbH

PAG	 Perspektive Arbeit & Gesundheit

PG	 Produktgruppe

ProCAB	 Projekt Controlling, Abrechnung und Bewilligung  
von Leistungen der Kindertagesbetreuung

PROSOZ	 Fachverfahren zur Bearbeitung von Sozialhilfe

RaSiKo	 Rahmen- Sicherheitskonzept

RPA	 Robotic Process Automation

RPW	 Richtlinien für Planungswettbewerbe der Freien und 
Hansestadt Hamburg

RVP	 Ressourcen, Verbrauch, Produkte; Doppisches  
SAP-Verfahren

SAP	 Systeme, Anwendungen und Produkte in der 
Datenverarbeitung

SD  
Maschinenbau	 Studiendekanat Maschinenbau

SGB	 Sozialgesetzbuch

SMM-Buchung	 Sollveränderung aufgrund von Mehr-/Mindererlösen

SNH	 Strategische Neuausrichtung des Haushaltswesens

SNHG	 Gesetz zur strategischen Neuausrichtung des 
Haushaltswesens der Freien und Hansestadt Hamburg 
(SNH-Gesetz)

Sondervermögen	 Sondervermögen Stadt und Hafen

Sozialbehörde	 Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Familie und 
Integration

Sprinkenhof	 Sprinkenhof GmbH
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SRH	 Stadtreinigung Hamburg – Anstalt des öffentlichen Rechts

StGB	 Strafgesetzbuch

SUB-Buchung	 Sollübertragung

Tsd.	 Tausend

TUHH	 Technische Universität Hamburg

TV-L	 Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder

UKE	 Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE)

VE	 Verpflichtungsermächtigung

VHG	 Verein für Hamburgische Geschichte

VHH	 Verkehrbestriebe Hamburg-Holstein GmbH 

VV	 Verwaltungsvorschriften

VV-Bau	 Verwaltungsvorschriften über die Durchführung von 
Bauaufgaben der Freien und Hansestadt Hamburg  
– Bauhandbuch –  

VV Bilanzierung	 Verwaltungsvorschriften zu § 4 Absatz 1 Sätze 1 und 2, 
Satz 3 Nummer 3 und 4, Satz 4 sowie Absatz 2, § 77 
Absätze 1 und 4 sowie § 79 Absätze 1 bis 3 LHO,  
Artikel 40 § 5 Absätze 3 bis 6 SNH-Gesetz

VV Konzern	 Verwaltungsvorschriften zu § 4 Absatz 1 Sätze 1 und 2, 
Satz 3 Nummer 3 und 4, Satz 4 sowie Absatz 2,  
§ 76 Abs. 2 und § 78 LHO

VV-ZBR	 Verwaltungsvorschriften für Zahlungen, Buchführung  
und Rechnungslegung

VZÄ	 Vollzeitäquivalent

vzhh	 Verbraucherzentrale Hamburg e. V.

WiStG	 Wirtschaftsstrafgesetz

ZDF	 Zweites Deutsches Fernsehen

ZLV	 Ziel- und Leistungsvereinbarung

ZPD	 Landesbetrieb Zentrum für Personaldienste
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